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Millionen von Menschen feierten vor einem 
dreiviertel Jahr den sogenannten Jahrtau-
sendwechsel. Nicht nur Feuerwerk und Böl-
ler, sondern auch immense Musikanlagen 
sorgten für eine massive Einwirkung von 
Schall – und fast alle waren davon begeis-
tert. Wenn dieselben Leute beim Einschla-
fen einen Wasserhahn tropfen hören, treibt 
dies die meisten zur Verzweiflung, obwohl 
dieser Schall so geringfügig ist, dass er nur 
mit sehr teuren Messgeräten überhaupt er-
fasst werden kann. Die simple Lautstärke, 
oder die davon abgeleitete Schallenergie, 
reichen offenkundig nicht aus, diese allseits 
bekannte Reaktionsweise des Menschen zu 
erklären. 

Um die Gegebenheiten zu verstehen, 
wollen und müssen wir uns kurz einer Über-
sicht über das Hörsystem zuwenden (Bild 
1). 

 
Bild 1 

Der Schall gelangt zunächst über den 
äußeren Gehörgang zum Mittelohr, das die 
Aufgabe hat, die Schallwellen der Luft an-
zupassen an die Gegebenheiten der Flüs-
sigkeiten im Innenohr. Im Innenohr (Coch-
lea) liegen die unersetzlichen Hörzellen, 
welche die Schwingungen in elektrische 
Signale umwandeln, die dann zum Gehirn 
geleitet werden. Im Gehirn gibt es eine gan-
ze Reihe von Verarbeitungs-Zentren, wel-
che die Signale aus beiden Ohren verglei-
chen und verarbeiten, sowie die durch den 
Schall übermittelte Information heraus fi-

schen und das Ergebnis zum großen Teil 
ins Bewusstsein heben. Kurzum, die von 
beiden Ohren aufgenommenen Schallsigna-
le werden in sehr aufwendiger Weise analy-
siert und ihr Gehalt an Information wird er-
mittelt. – Da das Ohr nie schläft, geschieht 
dies kontinuierlich, tagaus, tagein, lebens-
lang. 

Aus dem Gesagten geht bereits hervor, 
dass sorgfältig unterschieden werden muss, 
zwischen dem Schall und der von den 
Schallwellen übermittelten Information, also 
der vom Gehör aufgenommenen Nachricht. 
Der Schall ist dabei nur der Bote, wobei für 
den Menschen die vom Schall übermittelte 
Nachricht entscheidend ist (Bild 2).  

 
Bild 2 

Dieser Aspekt ist deshalb wichtig, weil 
die technische Akustik sich nur mit dem 
Schall, also mit dem Boten befasst, die für 
die Betroffenen entscheidend wichtige Bot-
schaft aber ignoriert. Die in Regelwerken, 
wie der TA-Lärm, verwendeten Dezibelwer-
te stellen im Prinzip ein Maß für die durch-
schnittliche Schallenergie dar, was in etwa 
der durchschnittlichen Lautstärke entspricht. 
Leider lässt sich damit nichts über die Läs-
tigkeit aussagen: Eine typischerweise recht 
laute Wagner-Oper ist keinesfalls lästiger 
als der Lärm einer Autobahn für die Anlie-
ger, obwohl der Autobahnlärm durchschnitt-
lich viel leiser ist, als die Oper für deren Be-
sucher. Natürlich ist die akustisch vermittel-
te Botschaft beider Fälle völlig anders. Im 
einen Fall bemüht sich ein Team hochquali-
fizierter Musiker und Sänger einen musikali-
schen Hochgenuss hervorzurufen, während 
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im anderen Fall den Betroffenen der akusti-
sche Abfall unserer mobilen Gesellschaft 
ganz buchstäblich um die Ohren gehauen 
wird. 

Unser Sehsystem ist ebenfalls hervorra-
gend geeignet Information aufzunehmen 
und zu analysieren. Das Hörsystem geht je-
doch insofern darüber hinaus, als es konti-
nuierlich eine emotionale Bewertung des 
Gehörten durchführt (Bild 3). 

 
Bild 3 

Bei Musik handelt es sich um Schalleindrü-
cke, die Emotionen vermitteln, ohne Infor-
mation zu tragen. Im Vergleich dazu trägt 
die Sprache viel an Information, wobei, über 
die Prosodik, auch ein gehöriges Maß an 
Gefühlen übermittelt wird. In diesem Zu-
sammenhang dominieren allerdings zwei 
andere Kategorien, nämlich Ruhe und 
Lärm. 

Bei Lärm handelt es sich um akusti-
schen Abfall, wobei der meist von Maschi-
nen stammt, die für andere Zwecke gebaut 
werden, wie Autos, Flugzeuge oder Bauma-
schinen. Aber auch rücksichtslose Mitmen-
schen können viel Lärm produzieren. Stets 
handelt es sich aber um Gegebenheiten, bei 
denen der Schall unerwünschte Nachrichten 
übermittelt. Lärm wirkt auf zweierlei Weise 
auf uns ein. Ist der Schall sehr laut und tritt 
er sehr plötzlich auf - wie bei Knallen und 
Explosionen – wird das Innenohr geschä-
digt. Man spricht von auralen Lärmwirkun-
gen und meint damit vor allem den unheil-
baren Verlust der Hörzellen im Innenohr, 

der sich als Lärmschwerhörigkeit manifes-
tiert, aber auch die oft damit verbundenen 
Ohrgeräusche (Tinnitus). Beim üblichen 
Verkehrslärm sind aurale Schäden nicht zu 
erwarten. 

Bei den extra-auralen Lärmwirkungen 
handelt es sich im Wesentlichen um Stress, 
der durch die Verarbeitung der vom Schall 
übermittelten Botschaft entsteht. Hierher 
gehört der Verkehrslärm mit all seinen 
Spielarten – Lärm von Autos, Bahnlinien, 
Flugzeugen – sowie Nachbarschaftslärm 
und Baulärm. Müdigkeit, Lustlosigkeit, 
Schlafstörung, Ärger haben hier ihre Ursa-
che, aber auch Bluthochdruck, mit seinen 
Folgen. Solche Auswirkungen können ent-
stehen, wenn der Lärm langzeitlich aus-
gehalten werden muss – monatelang, jahre-
lang, jahrzehntelang. Das Problem ist dabei, 
dass die durch Lärm hervorgerufen Stress-
Reaktion den Körper auf eine physische 
Auseinandersetzung vorbereitet, die dann 
allerdings unterbleibt. Langfristig wirkt sich 
dies so ähnlich aus, wie ein Motor der lang-
zeitlich hochtourig im Leerlauf betrieben 
wird. Solcher Lärm zermürbt uns schrittwei-
se. 

Bei der Ruhe handelt es sich um Ver-
hältnisse, bei denen der Schall uns die 
Nachricht zuträgt: Hier ist die Welt noch 
friedlich und sicher, hier kann man sich ent-
spannt erholen, hier können die Kinder ge-
fahrlos spielen, usw. Ruhe ist also eine 
Nachricht und kein akustischer Messwert. 
Ruhe darf nicht verwechselt werden mit Stil-
le, also Gegebenheiten, bei denen man 
nichts oder fast nichts hört. Stille ist sehr 
gewöhnungsbedürftig und sie wird häufig 
als negativ empfunden. Man denke nur an 
das Wort „Totenstille". Ruhe hingegen muss 
nicht leise sein. Ein ruhiger Strand am Meer 
kann so laut sein, wie eine vielbefahrene 
Autobahn. Auf die Lautstärke kommt es wie 
gesagt aber nicht an, aber auf die Botschaft, 
welche der Schall vermittelt. Zu erwähnen 
ist noch Selbstverständliches, nämlich dass 
es sich bei Lärm und Ruhe um Gegensätze 
handelt. 

So merkwürdig es erscheinen mag, ist 
doch zu betonen, dass unser Umweltrecht 
den Begriff der Ruhe nicht kennt. Ruhe ist 
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rechtlich nicht definiert, und was nicht defi-
niert ist, kann man nicht schützen, schon 
gar nicht mit solchen Konstruktionen wie 
dem üblichen Mittelungspegel mit seinen 
Varianten. Leute, die hart arbeiten und un-
seren gesellschaftlichen Wohlstand sichern, 
haben derzeit keinen Anspruch auf Erho-
lung in Ruhe, was vor allem in industriellen 
Ballungsräumen inzwischen sehr vielen 
Menschen schmerzlich bewusst wird. Daher 
wird hier dafür plädiert, nicht nur den Lärm 
zu bekämpfen, sondern zudem die Ruhe zu 
schützen und zu verteidigen. 

Ruhe, also Zeiten und Räume ohne  
akustischen Abfall, gilt es zu schützen bzw. 
zu schaffen. Dabei handelt es sich nicht um 
akustische Messwerte, sondern um Gege-
benheiten, bei denen keine Autos zu hören 
sind, keine Flugzeuge, keine Motorboote, 
keine Modellflieger usw.. Schwerpunkt der 
Aktivitäten sollte die Planung sein, wobei es 
gilt, die verteilten Lärmquellen zu bündeln, 
und zwar dort, wo es ohnehin schon laut ist, 
also im wesentlichen entlang der Hauptver-
kehrswege (Bild 4). 

 
Bild 4 

Damit müssen Maßnahmen gekoppelt 
sein, die dazu führen, dass in den verlärm-
ten Bereichen entlang der großen Ver-

kehrsanlagen niemand zu wohnen gezwun-
gen ist. Ganz entscheidend ist dabei die 
Nachtruhe. Der Mensch hält manches an 
Lärm aus, wenn er oder sie sich des Nachts 
in Ruhe vom Stress des Alltags erholen 
kann. Daher ist eine Entflechtung von 
Lärmerzeugung einerseits und ruhigem 
Wohnen, ruhigem Schlafen und ruhiger 
Freizeit andererseits anzustreben. Die Bün-
delung der Lärmerzeuger in bereits verlärm-
ten Zonen ermöglicht es, Wohn- und Erho-
lungsbereiche ruhig zu halten. Dabei muss 
langfristig gedacht und geplant werden, im 
zeitlichen Rahmen von vielleicht 15 bis 20 
Jahren.  

Finanziell ist eine solche Konzeption 
nicht automatisch mit Kosten verbunden. 
Flächen entlang der großen Verkehrsanla-
gen werden durch die Ansiedlung lärmin-
tensiver Betriebe und Freizeit-Anlagen wert-
voller. Handwerksbetriebe können dort ge-
gründet werden, was derzeit aus Lärmgrün-
den in Ballungsräumen oft kaum möglich ist. 
Dies schafft Arbeitsplätze. Hinzu kommt, 
dass der Wert von ruhigen, derzeit noch 
verlärmten Wohngebieten, steigt. Dem ste-
hen Unterstützungskosten gegenüber, die 
Wohnbesiedlung schrittweise aus dem Be-
reich auszugliedern. Ganz wesentlich ist je-
doch die gesellschaftliche Akzeptanz und 
der soziale Frieden. Derzeit schüttet unsere 
mobile und lärmende Gesellschaft ihren a-
kustischen Abfall über diejenigen aus, die 
sich ruhiges Wohnen wirtschaftlich nicht 
leisten können. 

Es ist sicher unmenschlich, Leute zu 
jahrzehntelangem Lärm zu verurteilen, ohne 
Aussicht auf Besserung oder Entlastung. 
Daher sollte man die Empfindung des Men-
schen berücksichtigen und dem elementa-
ren Ruhe-Bedürfnis Rechnung tragen. Dazu 
wird vorgeschlagen, die Ruhe als schüt-
zenswertes Rechtsgut im Umweltrecht zu 
verankern. Bei der Umsetzung einer Lärm-
Ruhe-Konzeption geht es vor allem um die 
planerische Umsetzung, wobei in längeren 
Zeiträumen gedacht werden muss. – Gön-
nen wir also den Millionen vom Lärm ge-
plagten Menschen ein Mindestmaß an 
Erholung in Ruhe.  
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Einleitung 

Auf einer Veranstaltung, die sich dem 
Umweltthema „Lärm“ widmet, liegt es ei-
gentlich nahe, nicht nur über den Lärm und 
Strategien zu seiner Minderung zu diskutie-
ren, sondern auch den Lärm selbst einmal 
in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit zu 
rücken. Schließlich wird Schall – und somit 
auch Lärm – als physikalische Einwirkung 
vom Menschen unmittelbar wahrgenom-
men. Die Einwirkung kann also hier im Ple-
num vorgeführt werden, und sie ist – mit 
gewissen Einschränkungen, die mit dem Ort 
der Darbietung zusammenhängen – einer 
subjektiven Beurteilung durch jeden Einzel-
nen zugänglich. 

Für den Empfang und die Verarbeitung 
des Schalls aus unserer Umwelt ist unser 
Hörsinn zuständig, ein biologisches High-
Tech-System von überragender Qualität in 
puncto Empfindlichkeit, Dynamik, Auflö-
sungs- und Differenzierungsvermögen. Auf-
grund dieser Ausstattung und der persönli-
chen Erfahrungen mit Lärmsituationen kann 
grundsätzlich jeder bei diesem Thema mit-
reden, und meist will er es auch. 

Ob also beispielsweise 

• der Nachbar mit seinem Rasenmäher 
Krach macht, 

• der Verkehr auf der Bundesstraße auf 
die Nerven geht, 

• das klappernden Einkaufswagen beim 
Supermarkt erst nach 20 Uhr Ruhe ge-
ben, 

• Das Tennisspiel – vor allem am Sonntag 
– lästig ist, 

• ratternde Güterzüge die Unterhaltung 
auf der Terrasse stören, oder ob 

• der 100-Dezibel-Sound in der Diskothek 
nicht nur das Trommelfell zum Vibrieren 
bringt  … 

… zu all diesen akustischen Situationen 
alltäglicher Lebensfelder kann jemand, 
wenn er gefragt wird, seine persönliche Ein-
schätzung abgeben. Das bedeutet natürlich 
nicht, dass damit zugleich eine fachliche 
Beurteilung im Sinne medizinischer Er-

kenntnisse oder gesetzlicher Regelungen 
vollzogen ist. 

Aus der Lärmwirkungsforschung wissen 
wir, dass die subjektiv-individuellen und die 
objektivierbaren Faktoren die Wahrneh-
mung und die Belästigungswirkung etwa 
gleich stark beeinflussen. 

Zu den subjektiv-individuellen Faktoren 
zählen z. B. die Tätigkeit während der Ein-
wirkung, die Gewöhnung, die Einstellung 
zur Situation und zum Geräuscherzeuger, 
der Gesundheitszustand, Erziehung und 
Tradition, Erwartungen hinsichtlich Umwelt- 
und Wohnqualität oder die Kontrollierbarkeit 
der Schallquelle. Auch die Einsicht in die 
„Notwendigkeit“ einer Geräuscheinwirkung 
– egal ob diese stark einwirkt oder nicht – 
beeinflusst die Akzeptanz ganz erheblich. 

Zu den objektivierbaren Parametern 
zählen etwa die Art der Geräuschquelle und 
die Ortsüblichkeit der Einwirkung, außer-
dem alles, was durch Messung objektiv er-
fasst werden kann: Stärke und die Dauer 
des Geräuschs, Tageszeit und Häufigkeit 
seines Auftretens, die Frequenzzusammen-
setzung, das Vorhandensein besonderer 
Geräuschmerkmale (wie z. B. Impulse oder 
Töne). 

An diesem Kongress nehmen nun nicht 
nur Experten für Akustik teil, sondern der 
Teilnehmerkreis ist weit gefächert: Fachleu-
te für den technischen Immissionsschutz, 
für das Baurecht oder den Straßenbau bis 
hin zu Vertretern aus der kommunalen Pla-
nung und von Gerichten. Auch aus diesem 
Grund haben sich die Veranstalter ent-
schlossen, einige grundlegende Zusam-
menhänge exemplarisch mit Hilfe von Ge-
räuschbeispielen zu präsentieren. 

Ziel ist es dabei, bestimmte Merkmale 
des uns umgebenden „akustischen Abfalls“, 
soweit sie bei den hier diskutierten Themen 
von Bedeutung sind, zu veranschaulichen. 
Hörbeispiele eignen sich insbesondere da-
zu, relative Unterschiede, z. B. zwischen 
verschiedenen Lärmarten und ihren zeitli-
chen Verläufen, bewusst in den Raum zu 
stellen und dadurch „erlebbar“ zu machen. 
Auch lässt sich anschaulich zeigen, was es 
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mit der Mess- und Rechengröße „Dezibel“ 
auf sich hat. 

Vorweg noch eine allgemeine Anmer-
kung zu den Hörbeispielen: wir sind hier in 
einem großen Saal, dessen Akustik ein Ei-
genleben hat. Glücklicherweise steht uns 
eine sehr gute Bebschallungs-Anlage zur 
Verfügung. Wir haben den Raum ausge-
messen und festgestellt, dass der Schallpe-
gel im Auditorium um nicht mehr als 2 Dezi-
bel variiert. Daher möchten wir Ihnen heute 
nicht nur relative, sondern – zumindest in 
guter Annäherung – auch absolute Pegel 
präsentieren. 

Geräuschbeispiele 

Beispiel 1 soll ein Gefühl dafür vermit-
teln, welches Maß der Schallbelastung vom 
Gesetzgeber derzeit als Grenze der bzw. 
Grenze zur schädlichen Umwelteinwirkung 
(hier gemeint im Sinne des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes) angesehen wird. 

Strenggenommen ist dies innerhalb der 
zur Verfügung stehenden Zeit natürlich nicht 
zu leisten ist, beziehen sich doch die ver-
schiedenen in Verordnungen und Verwal-
tungsvorschriften aufgeführten Immissions-
grenzwerte, Immissionsrichtwerte oder Ori-
entierungswerte immer auf Beurteilungs-
größen, die über einen längeren Zeitraum 
(z. B. den Tag, die Nacht) zu mitteln sind. 

Andererseits jedoch verfügt unser Hör-
sinn gar nicht über ein Instrument zur Pe-
gelmittelung. Wir können uns daher mit ei-
ner kleinen Regieanweisung behelfen. Stel-
len Sie sich vor, das frequenzmäßig neutra-
le, gleichförmige Geräusch, das Sie gleich 
hören werden, wirke außen vor den Fens-
tern in der Zeit zwischen 6 Uhr und 22 Uhr 
kontinuierlich ein. Dann entspräche der 
Beurteilungs-Pegel gerade dem jeweiligen 
Immissionsrichtwert für den Tag. 

Für das erste Beispiel haben wir die Ta-
gesrichtwerte der TA Lärm für Industriege-
biete, Mischgebiete und Reine Wohngebiete 
herangezogen, also 70, 60 und 50 Dezibel, 
jeweils A-bewertet. Wir präsentieren Ihnen 
daher das Geräusch in drei Lautstärkestu-
fen, welche mit dem jeweiligen Immissions-
richtwert korrespondieren. Bei der dritten 

Sequenz – 50 Dezibel für reine Wohngebie-
te – gilt das Gesagte mit einer kleinen Ein-
schränkung: das Geräusch dürfte in den 
„Tageszeiten mit erhöhter Empfindlichkeit“ 
(z. B. werktags zwischen 6 und 7 Uhr sowie 
von 20 bis 22 Uhr) nur abc-geschwächt auf-
treten. 

Sie hören die drei Lautstärkestufen un-
mittelbar nacheinander, jede Stufe 5 Se-
kunden lang. Auf der Leinwand blenden wir 
eine Anzeige des Schallpegels ein, so wie 
ihn das Messmikrofon in der Mitte des Saa-
les erfasst. Anhand dieser Abfolge wird 
zugleich deutlich, wie sich eine Pegelredu-
zierung von 10 Dezibel gehörmäßig aus-
wirkt. Pegelunterschiede von 10 Dezibel 
werden subjektiv annähernd als Halbierung 
bzw. Verdoppelung der Lautstärke empfun-
den. 

Beispiel 2 wiederholt dieselbe Ge-
räuschabfolge auf niedrigerem Niveau, und 
zwar in den Abstufungen 59, 54 und 49 De-
zibel – also diesmal Pegeldifferenzen von 5 
Dezibel. Diese Werte entsprechen den Im-
missionsgrenzwerten der Verkehrslärm-
schutzverordnung für die Nacht in Gewer-
begebieten, Mischgebieten und Wohngebie-
ten. Die Nachtzeit im Sinne der Verkehrs-
lärmschutzverordnung beginnt um 22 Uhr 
und endet um 6 Uhr. 

Beispiel 3 präsentiert Ihnen ein „Hör-
bild“, welches den Themenbereich „Ge-
samtlärm“ akustisch beschreiben soll. Es 
handelt sich um ein reales Umweltgeräusch, 
welches für sehr viele Ortsrandlagen typisch 
ist. Aufnahmezeitpunkt war ein warmer 
Spätsommerabend, freitags kurz nach 22 
Uhr. Ort der Aufnahme war ein Wohngebiet, 
gelegen auf einem kleinen Hügel mit Blick 
über den Ort und die umgebende Land-
schaft. Diese Sequenz dauert mit knapp 2 
Minuten relativ lange – dies ist jedoch ein 
Minimum, will man sich dem Thema Ge-
samtlärm auf diese Weise annähern. Die 
Pegel werden diesmal nicht angezeigt, weil 
das Geräusch zu sehr schwankt. 

Noch einige ergänzende Informationen 
zu diesem Beispiel: Das Grundgeräusch 
bewegte sich um 45 Dezibel, der zeitlich 
gemittelte Pegel Leq lag bei 56 Dezibel, und 
der höchste aufgetretene Wert betrug 68 
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Dezibel. Die Naturgeräusche (also die Gril-
len) sind zwar gut hörbar, schlagen sich je-
doch im Pegelwert praktisch nicht nieder. 
Das Grundgeräusch rührte vom Straßen-
verkehr auf einer Autobahn in knapp 3 km 
Entfernung, die Musik von einem Festzelt in 
gut 800 m Entfernung. Die Bahnlinie war 
1.300 m vom Aufnahmeort entfernt. Das 
Flugzeug war eine Düsenverkehrsmaschine 
in etwa 4.000 m Flughöhe.  

Beispiel 4 demonstriert nochmals Pe-
gelunterschiede. Zuerst hören Sie eine ein-
zelne Webmaschine, danach vier Webma-
schinen gleicher Bauart und Betriebsweise 
gemeinsam. Der Pegelunterschied beträgt 6 
Dezibel. Jede Verdoppelung der Schallquel-
lenzahl bringt eine Verstärkung um 3 Dezi-
bel. Diese Gesetzmäßigkeit gilt für alle Ar-
ten von Schallquellen. 

Beispiel 5 stammt aus dem Bereich Ei-
senbahnverkehr. Sie hören die Vorbeifahr-
ten eines ICE und eines Güterzuges, wie 
sie sich aus ca. 30 m Abstand anhören 
würden. Aufgenommen wurden die Se-
quenzen am selben Ort, und die Züge fuh-
ren auf dem selben Gleis. Der ICE bewegte 
sich mit rund 150 km/h und der Güterzug 
mit 90 km/h. Auch hier noch einige Zusatz-
informationen: Die Vorbeifahrt des Güterzu-
ges dauerte mit gut 30 Sekunden dreimal so 
lange wie die des ICE. Der maximale 
Schallpegel war beim Güterzug knapp 5 
Dezibel höher als beim ICE. Im Hinblick auf 
den Beitrag zum zeitlich gemittelten Pegel 
ergibt sich für diese beiden Züge: Sieben 
ICE pro Stunde verursachen den selben 
Mittelungspegel wie ein Güterzug pro Stun-
de. 

Beispiel 6 zeigt die Wirkung einer Lärm-
schutzwand an der Straße auf. Zunächst 
hören Sie Straßenverkehr ungemindert, da-
nach hinter einer rund 3,50 m hohen Lärm-
schutzwand in Kopfhöhe. Die Minderung 
beträgt an diesem Ort mehr als 15 Dezibel. 

Beispiel 7 zeigt die Minderungspotenzia-
le an kommunalen Altglassammelstellen, 
durch die es bei ungünstiger Aufstellung 
leicht zu Problemen mit der Nachbarschaft 
kommen kann. Hören Sie zunächst das 
Einwurfgeräusch bei einem konventionellen 
Altglascontainer, danach bei einem lärm-

geminderten Container mit Umweltzeichen. 
Die lärmgeminderte Ausführung ist 15 Dezi-
bel leiser. 

Beispiel 8 demonstriert eindrucksvoll, 
welche Minderungspotenziale im Bereich 
der Maschinen und Aggregate bestehen. 
Sie hören einen konventionellen und einen 
lärmgeminderten Kompressor im direkten 
Vergleich. Der Unterschied im Mittelungs-
pegel zwischen den beiden gehörten Kom-
pressoren beträgt 12 Dezibel. 

Beispiel 9 veranschaulicht, wie in den 
geltenden Lärmbewertungsverfahren spe-
zielle Geräuscheigenschaften berücksichtigt 
werden. Geräusche treten ja eben nicht nur 
durch ihre bloße Lautstärke in Erscheinung, 
sondern die enthaltene „Botschaft“ trägt we-
sentlich zu ihrer Lästigkeit bei. Das Beispiel 
besteht aus drei Sequenzen: zunächst ein 
gleichförmiges Lüftergeräusch, danach ein 
Umschlagplatz für Metallwaren und zuletzt 
ein Schießplatz. Alle drei Abschnitte sind 
gleich lang, und gleich ist auch der Mess-
wert des Dauerschallpegels, nämlich – hier 
im Saal – gut 60 Dezibel. Dabei wird deut-
lich, dass – bei gleichem Gehalt an akusti-
scher Energie – die Geräusche mit starken 
Pegelschwankungen viel auffälliger sind als 
das neutrale Rauschen. Aus diesem Grund 
wird die sogenannte Impulshaltigkeit bei der 
Lärmbewertung durch einen Zuschlag in 
Dezibel berücksichtigt, z. B. nach der TA 
Lärm oder nach der Sportanlagenlärm-
schutzverordnung. Im Falle der Metallhand-
lung beträgt dieser Impulszuschlag am Auf-
nahme- bzw. Messort 7 Dezibel, im Falle 
des Schießplatzes 11 Dezibel. 

LärmPunkt – Informationsstand 
und Multimedia-Anwendung 

Eine neue Möglichkeit, Informationen 
über Akustik und Lärm auch mittels Hörbei-
spielen einem größeren Personenkreis na-
he zu bringen, hat das Land Baden-
Württemberg mit dem so genannten Lärm-
Punkt realisiert. Er ist Bestandteil der 
Öffentlichkeitsarbeit des Landes. Es gibt 
den Lärm-Punkt in Form eines Informations-
standes und als separate Multimedia-
Anwendung. 



 Hörbare Unterschiede 

Der Informationsstand ist für Ausstellun-
gen zu Umwelt- und Gesundheitsthemen 
gedacht und kann z. B. in Foyers oder an-
lässlich größerer Veranstaltungen aufge-
stellt werden. Sie finden ihn auch hier im 
Kongresszentrum im Foyer beim Treppen-
aufgang. Er ist mit vier Multimedia-PC‘s 
ausgestattet. Jeder Bedienplatz verfügt über 
Monitor, Maus und zwei Kopfhörer; so kön-
nen sich insgesamt acht Personen gleich-
zeitig interaktiv informieren. Eine einfach zu 
steuernde EDV-Anwendung mit selbsterklä-
render grafischer Benutzeroberfläche bildet 
den Kern des Systems. Die Schallpegel der 
abgespielten Hörbeispiele wurden mit Hilfe 
eines Kunstkopf-Messsystems so kalibriert, 
dass sie den wirklichen Verhältnissen ent-
sprechen. 

Der Inhalt der LärmPunkt-Anwendung glie-
dert sich in vier Themenbereiche:  

1.  Grundlagen der Akustik;  

2.  Das sogenannte Lärmlabor – dort wer-
den die verschiedenen Einflüsse auf die 
Lautstärke deutlich gemacht;  

3.  Reale Geräuschbeispiele mit Video- und 
Tonsequenzen aus den Bereichen Ver-

kehr, Maschinen und Aggregate sowie 
„laute Musik“; und  

4. Nützliche Informationen mit Auszügen 
aus Gesetzen und Verordnungen und 
Hinweisen auf weiterführende Literatur 
und Medien. 

Die dem Info-Stand zugrunde liegende 
EDV-Anwendung wurde auch als Multime-
dia-CD hergestellt. Damit können die Inhalte 
unabhängig von dem Stand einem größeren 
Personenkreis zugänglich gemacht werden. 
Die Anwendung läuft auf üblichen PC’s mit 
Windows-Betriebssystem. Die CD ist in den 
Tagungsunterlagen enthalten. Zusätzliche 
Exemplare sowie ein Faltblatt mit einer 
Kurzvorstellung des Standes können bei der 
Landesanstalt für Umweltschutz Baden-
Württemberg angefordert werden. 

Kontakt: 

Landesanstalt für Umweltschutz Baden-
Württemberg 
Referat 33 – Luftqualität, Lärm, Verkehr 
Hertzstraße 173 
D-76187 Karlsruhe 
Fax: 0721-983-2339  
e-Mail: LfU33@lfuka.lfu.bwl.de 
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1. Lärmbelästigung als Grund-
lage politischer Entscheidungen 

Wer wissen möchte, wie groß das 
Lärmproblem in einem Land oder einer Re-
gion ist, kann sich – zumindest theoretisch – 
Daten aus verschiedenen Quellen beschaf-
fen; beispielsweise aus der Häufigkeit spon-
taner Beschwerden bei Umwelt-Ämtern, aus 
den Schwerhörigen-Akten von Berufskran-
kenkassen oder aus medizinischen Gutach-
ten. Keine dieser Quellen wird repräsentativ 
sein - weder repräsentativ für die Bevölke-
rung eines Landes, noch repräsentativ für 
die unterschiedlichen Wirkungen, die Lärm 
haben kann. Wenn wir Daten aus einer be-
völkerungsrepräsentativen Umfrage hätten, 
so können wir wenigstens sicher sein, dass 
alle Bürgerinnen und Bürger des Landes die 
gleiche Chance hatten, in die Datenerhe-
bung einbezogen zu werden. Aber welche 
Daten können wir in einer Umfrage erhe-
ben? Das sind doch alles „subjektive“ Daten 
und eher „Meinungen“ als „Fakten“? Mag 
sein, aber wenn etwa 12 Prozent der reprä-
sentativ ausgewählten Bürgerinnen und 
Bürger eines Landes auf eine methodisch 
sorgfältig gestellte Frage angeben, stark 
durch Straßenverkehrslärm belästigt zu 
sein, ist dies ein Faktum, mit dem Politiker 
oft mehr anfangen können als z.B. mit der 
Feststellung, dass der Tages-Mittelungs-
pegel in einer bestimmten Stadt 65,2 dB(A) 
beträgt. 

Aussagen von Betroffenen über ihre 
Lärm-Belästigung sind die Kern-Daten vieler 
politischer und juristischer Entscheidungen, 
und dies aus mehreren Gründen, von denen 
ich hier nur drei nennen will: Erstens zeigen 
(methodisch einwandfrei erhobene) Belästi-
gungs-Daten die deutlichsten Beziehungen 
zwischen Akustik und Lärmwirkung, die 
Lärmwirkungs-Forscher überhaupt zu bieten 
haben, zweitens ist die “erhebliche” Belästi-
gung ein juristisch definierter Zustand, ge-
gen den Bürgerinnen und Bürger unter Um-
ständen erfolgreich klagen und mithin den 
Staat zu seiner Beseitigung verpflichten 
können, und drittens werden starke Belästi-
gungen von der Wissenschaft oft als Indi-
zien für Stresszustände und beginnende 
körperliche Erkrankungen angesehen. Lie-

gen landesweite bevölkerungsrepräsentati-
ve Belästigungs-Daten zu unterschiedlichen 
Quellen vor, kann mehr oder weniger direkt 
eine Prioritätenliste der Lärmbekämpfung 
aus Sicht der Betroffenen erstellt werden. 
Das bedeutet nicht, dass Gehörschäden 
oder andere körperliche Erkrankungen, die 
bei hohen Lärmbelastungen auftreten kön-
nen, für das politische Handeln künftig irre-
levant wären. Allerdings hat die stärkere Be-
rücksichtigung der Bevölkerungsbelästigung 
eine andere politische Zielrichtung als die 
stärkere Berücksichtung der Krankheits-
vermeidung: Im letztgenannten Fall wird 
man eher dazu neigen, die schlimmsten 
Fälle zu sanieren und den breiten Schutz-
bedarf der Bevölkerung weniger zu beach-
ten, während man im ersten Fall eher die 
Gesamtbevölkerung im Blick hat und somit 
zumindest feststellen kann, wie groß der 
Schutzbedarf der Bevölkerung im Lande ist 
und welche Lärmquellen auffällig sind. 

2. Die Untersuchung in  
Baden-Württemberg 1999 

2.1 Ziele 

Das Land Baden-Württemberg hat sich 
schon vor Jahren entschlossen, der Be-
kämpfung des Umweltproblems Lärm grö-
ßere Aufmerksamkeit zu widmen. Dazu hat 
es mit Hilfe des Landesamtes für Umwelt-
schutz u.a. eine landesweite repräsentative 
Umfrage zum Thema Lärm in Auftrag gege-
ben, in der verschiedene Ziele verfolgt wer-
den sollten, von denen ich hier nur einige 
nennen will: 

1.  Methodisch einwandfreie Erhebung der 
Belästigung der Landesbevölkerung 
durch Lärm aus verschiedenen Quellen  

1a. Unterziel: Feststellung der Vergleichbar-
keit solcher „besseren” Daten mit den 
bundesweiten, vom Umweltbundesamt 
bisher unterstützten Erhebungen 

2.  Feststellung des Stellenwerts von Lärm 
unter den Umweltproblemen im Lande 

3.  Feststellung der Gegenmaßnahmen 
durch die Betroffenen 
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4.  Feststellung der Verantwortung für Lärm 
und Lärmschutz in den Augen der Be-
troffenen 

5.  Darstellung der jeweils aus den Daten 
ableitbaren politischen Maßnahmen. 

2.2 Methoden 

Der Auftrag für die Untersuchung ging 
an die ZEUS GmbH und Ipsos Deutschland 
GmbH. Im Juni und Juli 1999 wurden rund 
3000 Erwachsene in den Regierungsbezir-
ken Stuttgart, Karlsruhe, Tübingen und 
Freiburg telefonisch befragt, eine Zusatz-
Untersuchung gab es in Karlsruhe und Ess-
lingen. 54 % Prozent der gewählten Perso-
nen konnten tatsächlich für das Interview 
gewonnen werden. Es wurde v.a. gefragt 
nach 

• der allgemeinen und quellenspezifi-
schen Störung und Belästigung durch 
Lärm sowie der Bewältigung des Lärms, 

• der Wohnsituation und Wohnzufrieden-
heit, 

• moderierenden nicht-akustischen Ein-
flüssen auf die Lärm-Belästigung (z.B. 
Lärmempfindlichkeit, Vertrauen gegen-
über politisch Verantwortlichen), 

• Lärmschutz-Maßnahmen und 

• soziodemografischen Faktoren. 

Die Hauptfrage nach der Belästigung durch 
verschiedene Quellen (z.B. Straßen-, 
Schienen- und Flugverkehr) hat in den bis-
her vom UBA unterstützten bundesweiten 
Untersuchungen eine dreistufige verbale 
Antwortskala: „stark belästigt”, „nicht so 
stark belästigt” und „nicht belästigt”. Dieses 
Antwortformat ist sprachlich und in Bezug 
auf die rechnerischen Auswertungsmöglich-
keiten ziemlich problematisch. Dieses For-
mat wurde durch das nach ausführlichen 
Skalen-Untersuchungen (vgl. Felscher-Suhr 
et al. 2000) vom Team No. 6 des Internatio-
nal Committee for the Biological Effects of 
Noise (ICBEN, Fields et al. 1998) vorge-
schlagene 5-stufige Antwortformat ersetzt, 
zusätzlich wurde in einer Teilgruppe auch 
das alte dreistufige Format benutzt. 

Die Befragungsdaten wurden nach guter 
Psychologen-Tradition relativ aufwendig 
analysiert, z.B. hinsichtlich ihres Zusam-
menhangs untereinander oder des Zusam-
menhangs mit Ortsgröße und Regierungs-
bezirk, aber ich werde Ihnen hier nur einige 
wenige einfache Ergebnisse schildern. 

2.3 Ergebnisse 

Noch bevor die Befragten wussten, dass 
es hauptsächlich um Lärm geht, wurden sie 
gebeten, aus sechs potentiellen Umwelt-
problemen (angefangen bei Umweltgiften 
und Müll) das wichtigste und das zweitwich-
tigste Umweltproblem in ihrer Wohngegend 
zu nennen. Dabei stellte sich heraus, dass 
landesweit Lärm am häufigsten als wichtigs-
tes Umweltproblem genannt wurde: im Mit-
tel gaben 23,5 % der Befragten an, dass 
Lärm das wichtigste Umweltproblem sei, ge-
folgt von „Energieverbrauch” (15,8 %) und 
„Klimaveränderungen” (12,8 %). Regional 
gibt es allerdings erhebliche Unterschiede - 
so etwa ist das Lärmproblem in der Bevöl-
kerung der Stadt Esslingen wesentlich drin-
gender als in der Bevölkerung des Regie-
rungsbezirks Freiburg. Auf die Frage, wie 
stark sie sich insgesamt in den letzten 12 
Monaten durch Lärm gestört oder belästigt 
gefühlt haben, gaben landesweit knapp  
43 % an, überhaupt nicht belästigt zu sein, 
aber 6,6 % wählten einer der obersten bei-
den Antwortstufen, können somit nach der 
durch Schultz (1978) begründeten Tradition 
als „erheblich belästigt” angesehen werden 
(vgl. auch Miedema & Vos 1998).  

 
Abbildung 1: Vergleich der Anteile erheblich durch Lärm be-
lästigter Personen in Baden-Württemberg (1999) und im 
Bundesgebiet (UBA 1998). Daten: ZEUS & Ipsos 1999. 
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Bei der gezielten Frage nach der Stö-
rung und Belästigung durch einzelne Lärm-
quellen zeigte sich der Straßenverkehr, wie 
erwartet, als wichtigste Störquelle, gefolgt 
von Flugverkehr, Nachbarn, Gewerbe-
/Industrie und Schienenverkehr. Als „erheb-
lich” durch den Straßenverkehrslärm beläs-
tigt können in Baden-Württemberg knapp  
12 % angesehen werden, beim Fluglärm 
sind es knapp 7 %, und beim Nachbar-
schaftslärm sind es 4,4 %. Der Vergleich mit 
den bundesweiten Daten von 1998 (Um-
weltbundesamt 1999) ist mit gewissen Ein-
schränkungen möglich und zeigt, dass Ba-
den-Württemberg hinsichtlich der erhebli-
chen Belästigung durch Straßenverkehrs-
lärm um etwa 2 % besser und beim Flug-
lärm etwa 2 % schlechter abschneidet als 
der Bundesdurchschnitt.  

Hauptquelle für die erhebliche Beläs-
tigung durch Straßenverkehrslärm in Ba-
den-Württemberg scheint der Lkw-Verkehr 
zu sein; im Regierungsbezirk Tübingen sind 
es allerdings eher die Motorräder. Haupt-
quelle für die erhebliche Belästigung durch 
Flugverkehrslärm sind vielfach Militärflug-
zeuge, gefolgt von Verkehrsflugzeugen.  

Die statistisch wichtigsten sozialwissen-
schaftlich erfassbaren Lärmwirkungen sind 
auch in Baden-Württemberg Kommunikati-
ons- und Ruhestörungen innerhalb und au-
ßerhalb der Wohnung sowie angegebene 
Schlafstörungen. Besonders wichtig finde 
ich in diesem Zusammenhang den Um-
stand, dass das Gesamturteil über die Stö-
rung und Belästigung durch die Hauptlärm-
quelle zumindest beim Straßen- und Flug-
lärm zu etwa gleichen Anteilen jeweils Au-
ßen- und Innen-Störungen sowie Kommuni-
kations- und Ruhestörungen umfasst. Ab-
bildung 2 zeigt die entsprechenden Daten in 
Form von Korrelationskoeffizienten (r), die 
für alle vier genannten Störungs-Kompo-
nenten jeweils um ca. 0,5 liegen. 

 

 
Abbildung 2: Zusammenhang zwischen Grad der Gesamtbe-
lästigung durch eine Lärmquelle und Grad der Störung hin-
sichtlich Kommunikation und Ruhestörung innen/außen. Da-
ten: ZEUS & Ipsos 1999. 

Ich interpretiere diese Daten so, dass 
Kommunikation und Rekreation im Zusam-
menhang mit Lärmbelästigung gleich wich-
tig sind, und weiterhin, dass Störungen au-
ßerhalb der Wohnung für die Belästigung 
ebenso wichtig sind wie Störungen inner-
halb der Wohnung. Dies macht u.a. deut-
lich, dass Lärmschutzfenster generell kein 
gutes Mittel zur Minderung der Lärmbelästi-
gung sind, weil sie die Außenbereiche der 
Wohnung nicht schützen. Und offenbar ha-
ben auch Lärmbetroffene die Außenberei-
che der Wohnung noch nicht ganz abge-
schrieben.  

Ein wichtiges Kapitel der Lärmforschung 
und der Lärmbekämpfung sind auch die Ta-
geszeiten, zu denen Lärm auftritt und be-
sonders stört. Hierzu gab es bisher meist 
nur Untersuchungen, die für eine oder 
höchstens zwei Lärmquellen spezifische 
Angaben von Betroffenen angeben. Hier 
ragt die Untersuchung von ZEUS & Ipsos 
(1999) aus der grauen Masse hervor, weil 
gezielt nach allen Hauptlärmquellen gefragt 
wurde. Es zeigt sich zwar auch hier, dass 
Straßen- und Fluglärm besonders in der 
Nachmittagszeit (zwischen 15 und 19 Uhr) 
auffallen, aber überraschend scheint mir 
doch die hohe Auffälligkeit des Straßenver-
kehrslärms am Morgen (6-9 Uhr) - während 
dies für Fluglärm nicht gilt. Wir wissen zwar 
in diesem Fall nicht, in welchem Ausmaß 
der Lärm der Tages-Randzeiten Einfluss auf 
die Ausprägung der Gesamt-Lärmbeläs-
tigung hat, jedoch ist die Vermutung nahe-
liegend, dass auffällige Geräusche auch 
besonders störende Geräusche sind, und in 
diesem Fall hätten wir einen Hinweis darauf, 
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dass unterschiedliche Geräuschquellen zu 
unterschiedlichen Tageszeiten stören - an-
ders gesagt, dass unterschiedliche Tages-
zeiten nicht für alle Lärmquellen in gleicher 
Weise sensibel sind. 

 

 
Abbildung 3: Vorschläge der Befragten zur Minderung des 
Straßenverkehrslärms. Daten von ZEUS & Ipsos 1999. 

Zum Schluss meiner Darstellung der Er-
gebnisse von ZEUS & Ipsos (1999) möchte 
ich noch auf die Vorschläge zu sprechen 
kommen, die die Baden-Württemberger zur 
Bekämpfung des Straßenverkehrslärms ge-
macht haben: Während die offizielle Lärm-
bekämpfung eher an Schallschutzwände, 
„Flüsterasphalt” und ähnliche technische 
Maßnahmen denkt, die den Autofahrern 
nicht wehtun, scheinen die Befragten weni-
ger zimperlich: Sie schlagen primär Ge-
schwindigkeitsreduktionen, geänderte Stra-
ßenführung und organisatorische Maßnah-
men zur Verminderung der Verkehrsmenge 
vor (Abb. 3). Dies ist auch unter der Per-
spektive zu sehen, dass die Befragten ge-
rade gegenüber Autofahren am wenigsten 
Vertrauen in deren Bemühen haben, Stö-
rungen durch Lärm zu mindern.  

3. Politische Konsequenzen 

Es ist leicht, politische Konsequenzen 
zu ziehen, wenn man sie nicht selbst ver-
antworten muss, und deshalb will ich in den 
Schlussfolgerungen, die ich – teilweise aus 
der Perspektive der Lärmwirkungsfor-
schung, teilweise aus der Perspektive des 
Deutschen Arbeitsrings für Lärmbekämp-
fung (DAL) – ziehe, vorsichtig sein. Sehr 
eindeutig zeigen die Daten aus Baden-
Württemberg, dass Lärm auch im Vergleich 
mit anderen Umweltbelastungen als wich-

tigstes Umweltproblem angesehen wird. 
Ebenfalls sehr eindeutig ist die Tatsache, 
dass der Straßenverkehr die Lärmquelle 
Nummer eins ist. Daraus muss wohl der 
Schluss gezogen werden, dass das Land 
Baden-Württemberg gut beraten ist, wenn 
es der Bekämpfung des Lärms, insbesonde-
re des Straßenverkehrslärms, wieder inten-
siviert.  

Die Frage, auf welchen Wegen dies ge-
schehen sollte, ist weniger einfach zu be-
antworten, aber die Daten geben zumindest 
drei wichtige Hinweise: 

1.  Lärm-Störungen treten vor allem im Au-
ßenbereich der Wohnungen auf 

2.  Für die Gesamt-Belästigung sind Kom-
munikations- und Rekreationsstörungen 
gleich wichtig, ebenso gleichgewichtig 
ist, ob sie im Außen- oder Innenbereich 
der Wohnung auftreten 

3.  Die Befragten schlagen selbst eine akti-
ve Lärmbekämpfung an der Quelle vor, 
d.h. eine Lärmbekämpfung, die eher auf 
organisatorische Maßnahmen setzt, wel-
che zur Geschwindigkeits-Reduktion 
und letztlich Betriebseinschränkung 
beim Autoverkehr führt. 

Daraus ergibt sich für mich unter anderem 
die Konsequenz, dass die „Einbunkerung” 
von Betroffenen – etwa mit Hilfe von Schall-
schutzfenstern – keine generell zielführende 
Maßnahme sein kann. Dagegen erhalten 
organisatorische Maßnahmen, die eher an 
der Reduktion der Geschwindigkeit und 
letztlich auch der Menge des Straßenver-
kehrs ansetzen, eine Unterstützung in der 
Bevölkerung. 
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In Österreich wird seit 1970 in 3-Jahres-
Abständen im Mikrozensus die Störung der 
Bevölkerung in ihren Wohnungen durch 
Lärm erhoben1. Damit liegt ein guter Über-
blick vor über die Entwicklung der Lärmstö-
rung in Österreich in den letzten 30 Jahren.  

Die Lärmstörung kann in 3 Stufen angege-
ben werden: sehr stark, stark, geringfügig. 

Bild 1 (die Bilder finden Sie am Endes die-
ses Kapitels) zeigt den Prozentsatz der Stö-
rung2, wobei die Störgrade stark und sehr 
stark und alle drei Störgrade zusammenge-
fasst sind. Die Auswertungen erfolgten ge-
trennt für die 9 Bundesländer und getrennt 
nach Gemeindegröße. In Bild 2 ist zum 
Vergleich der Prozentsatz der durch Lärm 
Gestörten getrennt für die kleinen Gemein-
den (bis 20000 Einwohner), größere Ge-
meinden (mit 20000 bis 250000 Einwoh-
nern) und Wien (1,61 Mill. Einwohner) dar-
gestellt. 

Die Darstellungen zeigen, dass die 
Lärmstörung seit 1976 laufend zurückge-
gangen ist, sodass jetzt (1998) der Prozent-
satz der durch Lärm Gestörten auf die Hälf-
te verringert wurde und auch der Prozent-
satz der stark und sehr stark Gestörten na-
hezu auf die Hälfte abfiel. Bei der Untertei-
lung nach der Gemeindegröße fällt auf, 
dass in den kleinen Gemeinden die Lärm-
störung deutlich geringer ist, in den größe-
ren Gemeinden deutlich höher und noch 
etwas höher in Wien. Es ist weiters bemer-
kenswert, dass der Prozentsatz der Lärm-
gestörten in Wien nicht in dem Ausmaß ab-
nahm wie in den kleineren Gemeinden. Es 
erhebt sich damit die Frage einerseits nach 
den wesentlichen Ursachen der Lärmstö-
rung und andererseits nach den Maßnah-
men, die die Minderung der Störung bewirkt 
haben. 

Im Rahmen des Mikrozensus wird auch 
immer nach der Lärmquelle, die die Störung 
verursacht, gefragt. In Bild 3 ist der Pro-

                                                
1  Der letzte Mikrozensus erfolgte allerdings 

nach einem Abstand von 4 Jahren. 
2  Die Auswertung erfolgte bis 1994 haus-

haltsbezogen, 1994 und 1998 personenbe-
zogen; kleine Unterschiede sind dadurch 
gegeben. 

zentsatz der Nennung der Ursachen für die 
starke und sehr starke Störung dargestellt. 
Ersichtlich ist der Verkehr überwiegend und 
sein Anteil hat auch über die Jahre nicht 
abgenommen. Der Anteil der Betriebe ist 
mit rund 10 % immer gleich, der Anteil der 
Nachbarwohnungen hat geringfügig abge-
nommen, sonstige Lärmquellen (darin sind 
auch die Freizeitaktivitäten enthalten) sind 
etwa unverändert bzw. in den letzten Jahren 
etwas angestiegen. Seit 1991 wird auch un-
terschieden in die verschiedenen Verkehrs-
träger (vgl. Bild 3a); darin ist der Straßen-
verkehr weitaus überwiegend; Wieweit die 
Abnahme des Anteils des Straßenverkehrs 
echt ist, werden erst die nächsten Befra-
gungen zeigen. 

Die Abnahme des Prozentsatzes der Ge-
störten einerseits und der relativ nur wenig 
sich ändernde Anteil der verschiedenen 
Lärmquellen andererseits lässt ableiten, 
dass die Maßnahmen für die Minderung des 
Lärms für alle Quellen wirkungsvoll waren. 

Lärmschutz an Straßen 

Der auffallende Sprung von 1976 bis 
1979 dürfte jedenfalls durch den Beginn der 
Lärmschutzmaßnahmen an Straßen (insbe-
sondere Bundesstraßen) bedingt sein. In 
der Novelle 1975 des Bundesstraßengeset-
zes wurden erstmals Bestimmungen zum 
Schutz der Nachbarn vor der Straße und 
damit zusammenhängend einer verstärkten 
Beteiligung der Anrainer an der Straßenpla-
nung, somit erstmals direkte Umweltschutz-
bestimmungen im Straßenrecht geschaffen. 
In der Novelle 1983 wurde festgelegt, dass 
auch auf die Umweltverträglichkeit Bedacht 
zu nehmen ist. Ab März 1983 ist jedem Pro-
jekt eines Bundesstraßen-Bauvorhabens 
ein Anhang „Umwelt“ anzuschließen; in die-
sem wird meist das Kriterium „Lärm“ am in-
tensivsten behandelt. Mit der Novelle 1983 
wurde auch festgelegt, dass für Maßnah-
men gegen Beeinträchtigung durch den 
Verkehr auf bestehenden Bundesstraßen 
Mittel aufzuwenden sind. Die der Planung 
des Schallschutzes zugrunde gelegten 
Grenzwerte für bestehende Straßen waren 
LA,eq = 65 dB tags und 55 dB nachts. Die 
Maßnahmen setzten sofort nach Inkrafttre-
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ten der Novelle 1983 ein und die Investitio-
nen für Lärmschutz an bestehenden Stra-
ßen betrugen 1983 89 Mill. S und stiegen in 
den darauffolgenden Jahren noch beträcht-
lich an. Die nachfolgende Tabelle zeigt die 
Aufwendungen für den Lärmschutz an Bun-
desstraßen; dabei wurden sowohl Lärm-
schutzmaßnahmen an den Straßen (Lärm-
schutzwände und –wälle, lärmarmer Belag) 
mit einer Länge von insgesamt 728,6 km 
und objektseitige Maßnahmen (Schall-
schutzfenster mit den erforderlichen Schall-
dämm-Lüftern) eingesetzt.1  

Dem straßenseitigen Lärmschutz wird 
dabei Vorrang eingeräumt, da mit diesem 
auch die Freiräume geschützt werden. Un-
ter diesem Gesichtspunkt werden von der 
Bundesstraßenverwaltung Lärmschutzmaß-

nahmen an der Straße auch dann noch als 
wirtschaftlich vertretbar erachtet, wenn die 
hierfür aufzuwendenden Kosten das Sechs-
fache der Herstellungskosten passiver 
Maßnahmen für schutzwürdige Häuser nicht 
übersteigen. Mit einer Dienstanweisung im 
Dezember 1999 wurden die Immissions-
grenzwerte (A-bewerteter energieäquivalen-
ter Dauerschallpegel) für geplante und be-
stehende Straßen mit 60 dB für den Tag 
und 50 dB für die Nacht festgelegt. Für ge-
plante Straßen in besonders ruhigen Gebie-
ten (Gebiete mit Fremdgeräuschpegel < 50 
dB bei Tag und < 40 dB bei Nacht) gelten 
Grenzwerte von 55 dB für den Tag und 45 
dB für die Nacht. Es ist demnach zu erwar-
ten, dass in den nächsten Jahren die Lärm-
störung weiter abnimmt. 

 

 
 

Aufwendungen für Lärmschutz an Bundesstraßen Mio. ATS 

Jahr an der Straße an den Gebäuden gesamt 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 
1997 
1998 
1999 

89,0 
157,5 
164,3 
322,3 
307,2 
132,9 
122,3 
178,5 
172,7 
278,0 
168,3 
144,3 
110,3 
94,0 
69,7 
82,6 

136,4 

17,7 
111,7 
204,5 
164,4 
135,6 
116,7 
106,0 
88,8 
87,9 

118,2 
108,5 
101,8 
92,1 
68,5 
80,5 
65,3 
55,6 

106,7 
269,2 
368,8 
486,7 
442,8 
249,6 
228,3 
267,3 
260,6 
396,2 
276,8 
246,1 
202,4 
162,5 
150,2 
147,9 
192,0 

 
1 

                                                
1  Für die Beurteilung des Ausmaßes der Kosten wird angegeben, dass Österreich rund 8 Mio. Einwohner hat. 
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Minderung der Emission der 
Kraftfahrzeuge 

Wie in anderen europäischen Ländern 
wurde die höchstzulässige Schallemission 
der Kraftfahrzeuge laufend gesenkt. Eine 
österreichische Besonderheit war die Ein-
führung der lärmarmen Lkw und deren aus-
schließliche Zulassung für den nächtlichen 
Verkehr. Wegen des mit steigender Ge-
schwindigkeit steigenden Einflusses des 
Reifen-Fahrbahngeräusches auf die Schall-
emission wurde mit der Vorschreibung des 
lärmarmen Lkw zugleich die Geschwin-
digkeit nachts mit 60 km/h begrenzt (ausge-
nommen sind nur besonders gekennzeich-
nete Straßenabschnitte, auf welchen die 
Geschwindigkeit 80 km/h nachts zugelas-
sen ist, da sich im entsprechend großen 
Abstand von der Straße keine vor Lärm zu 
schützenden Gebäude befinden). 

Bedingt durch die ausschließliche Zu-
lassung lärmarmer Lkw nachts nahm der 
Anteil der lärmarmen Lkw sehr stark zu; im 
Jahre 1996 betrug der Anteil der lärmarmen 
Lkw bereits 62 %. Dies hatte eine generelle 
Minderung der Schallemission der Lkw tags 
und nachts und damit des Straßenverkehrs-
lärms zur Folge. 

Besonders deutlich sind die verschiedenen 
Sprünge in der Lärmstörung für das Land 
Tirol zu sehen (Bild 4), in dem die Lärmstö-
rung überwiegend durch den überregiona-
len (Schwer)-Verkehr und auch den Eisen-
bahnverkehr verursacht wird. 

Trotz dieser vielfachen und wirkungsvollen 
Maßnahmen zur Minderung des Stra-
ßenverkehrslärms blieb die Nennung von 
Verkehrslärm als Ursache der Lärmstörung 
weitaus überwiegend. 

Lärmschutz an  
Schienenstrecken 

Eisenbahn als Ursache der Lärmstörung 
wird erst seit 1991 getrennt erhoben. Bei 
den 3 Befragungen 1991, 1994, 1998 wurde 
die Eisenbahn nahezu gleich von rund 6 bis 
7 % der stark und sehr stark Gestörten als 
Ursache der Lärmstörung genannt. Die seit 
1993 bestehende Schienenverkehrslärm-
Immissionsschutzverordnung, wonach 
Schallschutzmaßnahmen an neuen oder 
erweiterten Schienenstrecken bei Über-
schreiten festgelegter Grenzwerte vorzuse-
hen sind, hatte kaum Einfluss, da die neuen 
oder erweiterten Strecken im Vergleich zum 
gesamten Streckennetz kaum ins Gewicht 
fallen. 

Als Unterlage für die Planung von Maß-
nahmen des Schallschutzes an bestehen-
den Schienenstrecken wurde von 1994-
1996 für das gesamte Schienennetz der Ös-
terreichischen Bundesbahnen ein „Schie-
nenlärm-Kataster“ ausgearbeitet, in wel-
chem die durch den Schienenverkehr 
(Prognose 2000) verursachten Beurtei-
lungspegel1 (für den maßgebenden Zeit-
raum Nacht) dargestellt sind. Er dient zur 
Festlegung von Prioritäten für Schallschutz-
maßnahmen an den bestehenden Strecken. 
Die für den Schallschutz an den Schienen-
strecken aufgewendeten Kosten sind nach-
stehend zusammengestellt. Hinzu kommen 
Kosten für Schallschutzfenster an zu schüt-
zenden Objekten, die jedoch nur wenig (in 
einem Ausmaß unter 10 % der Aufwen-
dungen für den Schallschutz an den Stre-
cken) eingesetzt wurden, 

Der deutliche Abfall im Prozentsatz der Ge-
störten in Tirol zum Jahr 1998 (vgl. Bild 4) 
dürfte auf die Maßnahmen an den Schie-
nenstrecken zurückzuführen sein. (In Tirol 
wurden die meisten Lärmschutzwände im 
Vergleich der einzelnen Bundesländer, 
103.635 m2 errichtet.) 

                                                
1  Der Beurteilungspegel des Schienenverkehrs er-

gibt sich aus dem A-bewerteten energieäquivalen-
ten Dauerschallpegel mit einem Abzug („Schie-
nenbonus“) von 5 dB. 
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  Lärmschutzwände 

Jahr 
Kosten 

Mio. ATS 

Fläche (m2) 
einschließlich 0,8 m 

Sockel 
etwa lfd. km 

1993 
1994 
1995 
1996 
1997 
1998 
1999 

27 
194 
72 

115 
85 

124 
216 

  

Summe 833 274.022 84 

Flugverkehr 

Flugzeuge als Ursache der Lärmstörung 
werden ebenfalls erst seit 1991 getrennt er-
hoben. Bei den 3 Befragungen 1991, 1994 
und 1998 wurden Flugzeuge von 5,8, 2,8 
und 6,0 % der stark und sehr stark Gestör-
ten als Ursache der Störung genannt. Dabei 
ist interessant, dass der Anteil der Flugzeu-
ge als Ursache der Lärmstörung in den klei-
nen Gemeinden weitaus größer ist als in 
den größeren Gemeinden und am gerings-
ten in Wien. Offenbar sind die kleinen Flug-
felder mit Sportflugbetrieb die häufigste Ur-
sache und weniger die größeren Verkehrs-
flughäfen. An den österreichischen Ver-
kehrsflughäfen sind seit 1995 nur mehr 
Kap.3-Flugzeuge zugelassen, Kap.2-Flug-
zeuge dürfen nur tagsüber in Wien landen 
(in der häufigst verkehrenden Gruppe der 
Strahlflugzeuge bis 100 t ist der Anteil nur 
3,5 %). Mit der laufenden Abnahme des An-
teils der Kap.2-Flugzeuge und dem steigen-
den Einsatz der neuen lärmarmen Genera-
tion der Kap.3-Flugzeuge ergibt sich, dass 
trotz steigender Zahl der Flugbewegungen 
das Ausmaß der Fluglärmschutzzonen in 
den letzten Jahren etwa konstant blieb. 

Betriebe 

Betriebe werden nur von einem kleinen 
Prozentsatz der stark und sehr stark gestör-
ten Personen als Ursache der Störung ge-
nannt, der zwischen 6 und 10 schwankt, 
ohne eine Tendenz erkennen zu lassen. Da 
der Prozentsatz der Gestörten abnahm, 
muss bei gleichbleibendem Anteil auch die 
Anzahl der durch Betriebslärm Gestörten 
abgenommen haben; dies kann durch die 

üblichen Umweltschutzauflagen, insbeson-
dere bei Neugründungen oder Erweiterun-
gen von Betrieben, erklärt werden, für die in 
der Regel ein entsprechender Lärmschutz-
plan ausgearbeitet werden muss.1 Ver-
schiedene Untersuchungen haben gezeigt, 
dass die häufigste Lärmquelle bei Betriebs-
anlagen die Lüfter und der durch den Be-
trieb verursachte Verkehr (einschließlich 
Ladebetrieb) sind. Im Lärmschutzplan sind 
daher auch diese Lärmquellen zu behan-
deln.  

Nachbarwohnungen 

Auch der Lärm aus Nachbarwohnungen 
wird nur von einem kleinen Prozentsatz als 
Ursache starker oder sehr starker Lärmstö-
rung genannt, der zwischen 6 und 14 liegt. 
Er ist in den einzelnen Bundesländern et-
was unterschiedlich (auch bedingt durch 
den unterschiedlichen Anteil von Einfamili-
enhäusern) und in Wien (mit überwiegend 
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern) mit 10 
bis 18 % am höchsten. Der Vergleich über 
die Jahre zeigt eine deutliche Tendenz mit 
einem Anstieg in den Jahren 1979 bis 1985 
(das Ergebnis der Wohnbautätigkeit in den 
70er Jahren ohne entsprechende Beach-
tung des Schallschutzes) und danach einem 
kontinuierlichen Absinken. Dieses dürfte 
durch die bestehenden vergleichsweise ho-
hen Schallschutzanforderungen in der 
ÖNORM B 8115-2 bedingt sein, auf deren 

                                                
1 Wegen der großen Bedeutung des Lärmschutz-

planes, insbesondere auch im Rahmen von Um-
weltverträglichkeitserklärungen, wurde 1999 vom 
Umweltbundesamt ein Report „Anforderungen an 
schalltechnische Projekte“ herausgegeben. 
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Einhaltung beim geförderten Wohnbau in 
einigen Bundesländern sehr streng geachtet 
wird. So liegt z.B. in geförderten Wohnge-
bäuden im Land Steiermark, die im letzten 
Jahrzehnt errichtet wurden, der Schall-

schutz zwischen neben- oder übereinander 
liegenden Wohnungen im Bereich von DnT,w 
= 55 bis 68 dB, und es gibt praktisch keine 
Klagen über Lärmstörung durch Nachbarn 
in diesen Wohngebäuden. 

Bild 1: Störung durch Lärm in den österreichischen Wohnungen
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Bild 2: Störung durch Lärm in Gemeinden unterschiedlicher Größe
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Bild 2a: Starke und sehr starke Störung in Gemeinden unterschiedlicher Größe
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Bild 3: Ursache der starken und sehr starken Lärmstörung
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Bild 3a: Lärmquellen Verkehr
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Bild 4: Störung durch Lärm im Bundesland Tirol
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1. Einzelfahrzeug 

Grenzwerte für das Fahrgeräusch von 
motorisierten Straßenfahrzeugen (Typprü-
fung) sind in EG-Richtlinien geregelt und 
wurden seit 1989 in 2 Stufen verschärft. Die 
Grenzwerte wurden dabei je nach Fahr-
zeugtyp und Leistungsklasse um 2 bis 6 
dB(A) gesenkt. 

Ab 1.10.1996 traten beispielsweise für neu 
zugelassene Lkw gegenüber den bis dahin 
gültigen Regelungen um 4 dB abgesenkte 
Grenzwerte in Kraft. 

2. Straßenverkehrs-Ordnung 

Die StVO bietet die Möglichkeit, verkehr-
liche Anordnungen zum Schutz vor negati-
ven Auswirkungen des Straßenverkehrs auf 
die Umgebung zu erlassen. § 45 gestattet, 
„... zum Schutz der Wohnbevölkerung vor 
Lärm ...“ die Benutzung von Straßenab-
schnitten zu beschränken oder zu verbieten. 

Aus dem Jahr 1981 stammen die „Vorläufi-
gen Richtlinien für straßenverkehrsrechtli-
che Maßnahmen zum Schutz der Bevölke-
rung vor Lärm“ zur StVO, die heute noch 
gültig sind. Sie sehen ein Eingreifen erst 
oberhalb vorhandener Pegel von 70/60 
dB(A) tags/nachts bei allgem. Wohngebie-
ten und 75/65 dB(A) bei Kern-, Dorf- und 
Mischgebieten vor. Weiterhin fordern sie, 
dass mit verkehrsbeschränkenden Maß-
nahmen mindestens eine Pegelminderung 
von 3 dB(A) erzielt werden muss. 

3. Lärmvorsorge 

3.1 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

Das BImSchG wurde kurz vor Erlass im 
Jahr 1974 um die §§ 41 bis 43 ergänzt, die 
sich mit dem Lärmschutz bei Bau und we-
sentlicher Änderung von Straßen und 
Schienenwegen beschäftigen. Gemäß § 41 
ist sicherzustellen, dass von den Verkehrs-
wegen „keine schädlichen Umwelteinwir-
kungen durch Verkehrsgeräusche hervorge-
rufen werden können, die nach dem Stand 
der Technik vermeidbar sind.“ Der Vorrang 
aktiver Maßnahmen gegenüber passiven ist 
damit gesetzlich verankert. Lediglich, wenn 
„die Kosten der Schutzmaßnahme außer 

Verhältnis zu dem angestrebten Schutz-
zweck stehen ...“, kommen Entschädigungs-
leistungen des Baulastträgers für Schall-
schutzmaßnahmen an der baulichen Anlage 
(Passivschutz) in Frage - siehe dazu § 42. 
Der § 43 BImSchG enthält die Ermächti-
gung für die Bundesregierung, Rechtsver-
ordnungen zur Durchführung der §§ 41 und 
42 (1) und (2) zu erlassen. 

Maßnahmen auf der Grundlage des § 41 
BImSchG werden als „Lärmvorsorge“ be-
zeichnet.  

An zwei weiteren Stellen ist der Lärmschutz 
im BImSchG verankert: 

Zum einen enthält es den sog. Vorsor-
gegrundsatz des § 50 „Planung“, wonach 
schädliche Einwirkungen auf Wohnflächen 
zu vermeiden sind. Die Regelungen des 
§ 50 gelten sowohl für Straßenplanungen 
als auch für die Bauleitplanung. 

Zum anderen wurde § 47a „Lärmminde-
rungspläne“ vor einigen Jahren hinzugefügt, 
wonach Gemeinden für Gebiete, in denen 
schädliche Umwelteinwirkungen durch Ge-
räusche hervorgerufen werden oder zu er-
warten sind, Lärmminderungspläne aufzu-
stellen haben. Eine zeitliche Vorgabe hierfür 
sieht das Gesetz allerdings nicht vor. 

3.2 Verkehrslärmschutzverordnung  
(16. BImSchV) 

Die zum BImSchG 1990 erlassene 16. 
BImSchV konkretisiert nun die Forderungen 
des BImSchG und liefert das Werkzeug, um 
Maßnahmen der Lärmvorsorge realisieren 
zu können. Sie regelt im wesentlichen 
dreierlei: Sie 

• definiert den Begriff der „Wesentlichen 
Änderung“ aus dem BImSchG 

• schreibt ein Berechnungsverfahren für 
den Beurteilungspegel zur Anspruchs-
ermittlung und Dimensionierung von 
Lärmschutzmaßnahmen vor  

• gibt die einzuhaltenden IGW vor. 

Die Verordnung gilt für den Bau und die we-
sentliche Änderung von Straßen- und 
Schienenwegen der Eisenbahn und Stra-
ßenbahnen. 
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Die zum Schutz der Nachbarschaft ein-
zuhaltenden Immissionsgrenzwerte (IGW) 

in dB(A) betragen nach § 2 (1) der 16. 
BImSchV: 

Anlagen und Gebiete Tag Nacht 

Krankenhäuser, Schulen, Kur- und 
Altenheime 

57 47 

Reine und allgemeine Wohngebiete und 
Kleinsiedlungsgebiete  

59 49 

Kern-, Dorf- und Mischgebiete 64 54 

Gewerbegebiete 69 59 

 

3.3 Verkehrswege-Schallschutzmaß-
nahmenverordnung (24. BImSchV) 

Die 24. BImSchV ist seit Frühjahr 1997 in 
Kraft und behandelt Fälle der Lärmvorsorge. 
Sie regelt Art und Umfang der zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Verkehrsgeräusche notwendigen Schall-
schutzmaßnahmen für schutzbedürftige 
Räume in baulichen Anlagen. 

Auf dem durch die Verkehrslärmschutzver-
ordnung festgelegten Schutzniveau ist die 
24. BImSchV als Ergänzung für den Bereich 
Passivschutz zu sehen. Sie 

• definiert die Schutzmaßnahmen, 

• benennt die schutzbedürftigen Räume 
und deren Umfassungsbauteile, 

• regelt den Umfang der Schutzmaßnah-
men. 

4. Lärmsanierung 

Niemand kann gezwungen werden, an 
bestehenden Verkehrswegen, die nicht we-

sentlich geändert werden, Lärmschutzmaß-
nahmen zu ergreifen, weil eine gesetzliche 
Regelung hierfür nicht existiert. 

Das heißt es ist jedem Baulastträger freige-
stellt, Lärmsanierung zu betreiben oder 
nicht. Die Handhabung bei Bund, Ländern 
und Gemeinden ist sehr unterschiedlich; ei-
nige Bundesländer sowie viele Gemeinden 
führen bei ihren Straßen keine Lärmsanie-
rung durch. 

Für die Bundesfernstraßen, also Autobah-
nen und Bundesstraßen, führt der Bund im 
Rahmen seiner finanziellen Möglichkeiten 
seit 1978 Lärmsanierung durch. Er stellt da-
für den Ländern z.Zt. im Jahr ca. 60 Mio. 
DM zur Verfügung.  

Voraussetzung für die Sanierung an 
Bundesfernstraßen ist, dass diese vor dem 
1. April 1974 (Zeitpunkt des Erlasses des 
BImSchG) gebaut und unter Verkehr ge-
nommen wurden und der Beurteilungspegel 
die folgenden Immissionsgrenzwerte in 
dB(A) überschreitet: 

 

Gebietskategorie Tag Nacht 

Krankenhäuser, Schulen, Kur- und Altenheime, reine und 
allgemeine Wohn- sowie Kleinsiedlungsgebiete 

70 60 

Kern-, Dorf- und Mischgebiete 72 62 

Gewerbegebiete 75 65 
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5. Verkehrslärmschutzricht-
linien (VLärmSchR 97) 

Die „Richtlinien für den Verkehrslärm-
schutz an Bundesfernstraßen in der Baulast 
des Bundes“ stellen eine Verwaltungsvor-
schrift dar, die in Zusammenarbeit zwischen 
dem damaligen BMV und den Straßenbau-
verwaltungen der Länder erarbeitet wurde 
und seit Mitte 1997 im Rahmen der Auf-
tragsverwaltung der Bundesfernstraßen an-
gewendet wird.  

Die Richtlinien konkretisieren die normati-
ven Regelungen des BImSchG, der 16. und 
24. BImSchV unter Beachtung neuerer 
Rechtsprechung. Sie behandeln Lärmvor-
sorge und -sanierung, aktiven und passiven 
Schutz wie auch Entschädigungsmaßnah-
men. 

6. Straßenverkehrslärm messen  
oder berechnen? 

In § 3 der 16. BImSchV ist gefordert: 
„Der Beurteilungspegel ist für Straßen nach 
Anlage 1 ... zu dieser Verordnung zu be-
rechnen.“ Der Beurteilungspegel ist also 
nicht durch Messungen, sondern durch ein 
Berechnungsverfahren zu ermitteln. 

Das Berechnungsverfahren ist in den 
„Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen - 
RLS-90“ enthalten, auf die in der Anlage zur 
16. Verordnung verwiesen wird. 

Die Forderung, Lärm vor Ort zu messen, 
taucht dennoch immer wieder auf. Lärmge-
plagte Anwohner wie Bürgermeister ma-
chen sich in Besprechungen, Schreiben und 
Petitionen für „einen Nachweis durch 
Schallmessung“ stark. 

Eine Messung erfasst aber nur eine kurzfris-
tige Situation, die sich wenig früher oder 
später ganz anders darstellen kann und 
somit nicht repräsentativ ist, da sich Ver-
kehrsmenge und -zusammensetzung, Fahr-
geschwindigkeiten, Wind- und Straßenver-
hältnisse und andere Gegebenheiten stän-
dig ändern (können). Messungen sind auf 
Grund der örtlichen Gegebenheiten oft gar 
nicht möglich, z.B. wegen unerwünschter 
Schallhindernisse oder auftretender -refle-
xionen. Repräsentative Messungen würden 

aber jedenfalls einen unvertretbar hohen 
Aufwand erfordern. 

Demgegenüber basieren die Rechen-
methoden der RLS-90 auf langfristigen, 
empirischen Untersuchungen, so dass Be-
rechnungen in der Lage sind, allgemein gül-
tige und vergleichbare Ergebnisse zu lie-
fern. Sie gewährleisten eine Gleichbehand-
lung der vom Lärm Betroffenen. Sie können 
auch jederzeit von Fachleuten nachvollzo-
gen und überprüft werden. 

Im übrigen wären Messungen für eine Prog-
nose, also eine Abschätzung des Lärms für 
ein kommendes Straßenbauvorhaben auf 
Jahre im Voraus, sowieso nicht möglich. 
Ebenso können geplante Lärmschutzmaß-
nahmen ausschließlich mit Hilfe von Be-
rechnungen dimensioniert werden. 

Aus den vorher genannten Gründen ist 
auch die nachträgliche Prüfung der Wirk-
samkeit einer Lärmschutzwand unsinnig. 

Der Nachweis, dass Bauteile für Lärm-
schutzwände ihre schalldämmende und –
absorbierende Funktion erfüllen, wird im 
Schalllabor erbracht. Die Wände erhalten 
ein Zeugnis und können dann in gleicher 
Bauart draußen an der Straße errichtet 
werden. 

Zusammengefasst wird in allen konkreten 
Fällen von Lärmbetroffenheit nicht gemes-
sen, sondern berechnet. 

In welchen Fällen wird nun gemessen? 

Messungen haben ihre Berechtigung grund-
sätzlich emissionsseitig. 

Sie werden, wie erwähnt, zur Beurteilung 
der Fahrzeugemissionen (Typprüfung) an-
gewandt. Weiterhin zu Forschungszwecken, 
z.B. um unterschiedliche Fahrbahnbeläge 
akustisch qualifizieren zu können (sozusa-
gen als akustische Typprüfung für Deck-
schichten). 

Das heißt, es bestehen ganz spezielle und 
vom einzelnen Immissionsort abgekoppelte 
Fragestellungen, die mit gezielten und in ih-
rer Durchführung genau festgelegten Mess-
methoden beantwortet werden. 
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7. Perspektiven 

Wie geht es weiter beim  

Straßenverkehrslärm? 

7.1 Europäische Union 

Die EU hat sich ebenfalls für eine Be-
rechnung, nicht Messung, von Verkehrslärm 
ausgesprochen. In einem ersten Schritt ist 
beabsichtigt, das Berechnungsverfahren in-
nerhalb der Mitgliedstaaten zu vereinheitli-
chen. 

Eine Differenzierung, wie wir sie kennen, in 
Lärmvorsorge und -sanierung wird auf eu-
ropäischer Ebene nicht vorgenommen. 

Die Europäische Kommission hat im Mai 
diesen Jahres den Entwurf einer Richtlinie 
vorgelegt, in welchem im wesentlichen  

• ein Lärm-Mapping oberhalb bestimmter 
Siedlungsgrößen 

• das Bereitstellen von Daten zu Ver-
kehrsanlagen 

• das 5-jährige Aktualisieren der beiden 
vorgenannten Datensammlungen 

• die Aufstellung von Aktionsplänen 

• eine Informationspflicht gegenüber der 
Bevölkerung sowie gegenüber der EU-
Kommission 

vorgesehen sind. 

Wenn der Entwurf, dessen Inhalte noch 
ausführlich zu diskutieren sind, zur endgül-
tigen Richtlinie geworden ist, muss die nati-
onale Gesetzgebung entsprechend ange-
passt werden. Mit einem spürbaren Einfluss 
auf die nationalen Regelungen zum Lärm-
schutz ist aus jetziger Sicht mittel- bis lang-
fristig zu rechnen. 

7.2 Koalitionsvereinbarung 

Die Koalitionsvereinbarung vom Herbst 
1998 sieht vor, den „Schutz vor Verkehrs-
lärm, besonders während der Nachtruhe, ... 
auf eine verbesserte gesetzliche Grundlage“ 
zu stellen. Für Straßenlärm gibt es erste 
Überlegungen zur Umsetzung seitens des 
Bundesministeriums für Umwelt wie auch 
seitens des BMVBW. 

Im Sinne der von Verkehrslärm stark Betrof-
fenen kann durch Aktivitäten bei der Sanie-
rung mehr erreicht werden als bei der Vor-
sorge. 
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Einleitung 

Die Geräuschbelastung der Bevölkerung 
der Bundesrepublik Deutschland ist in den 
letzten 15 bis 20 Jahren stetig angewach-
sen, seit 1975 um 2,5 dB(A) an Autobahnen 
und 1,5 dB(A) an Bundes-, Landes- und 
Kreisstraßen. Im innerörtlichen Bereich hat 
die Belastung offensichtlich sogar noch et-
was mehr zugenommen. So wurden z. B. in 
bayerischen Städten zwischen 1975 und 
1992 um etwa 3 dB(A) höhere nächtliche 
Mittelungspegel gemessen. Ursache für die 
gestiegene Belastung ist im wesentlichen 
das stetige Ansteigen des Verkehrsauf-
kommens, auf frei befahrbaren Autobahnen 
aber auch die zunehmend höheren Ge-
schwindigkeiten. 

Analyse des Istzustands 

Um Minderungspotenziale bestimmen 
zu können, muss man zunächst die Beiträ-
ge verschiedener Einflussparameter auf die 
Geräuschbelastung einer Straße kennen. 
Die wichtigsten Einflussparameter sind: 

• Emissionsniveau der einzelnen Kraft-
fahrzeuge 

• Emissionsniveau der Reifen/Fahrbahn – 
Kombination 

• Verkehrssituation / Betriebszustand / 
Fahrverhalten 

• Verkehrsstärke 

• Verkehrszusammensetzung 

Ihre Beiträge werden im folgenden für 
nachstehende Straßenkategorien/Verkehrs-
szenarien und das Bezugsjahr 2000 näher 
erörtert: 

• Straße im Stadtkern, 2 Fahrstreifen, An-
teil leichte Nutzfahrzeuge 4%, Anteil 
schwere Nutzfahrzeuge 2% 

• Hauptverkehrsstraße mit Tempolimit 50 
km/h, 4 Fahrstreifen, Anteil leichte Nutz-
fahrzeuge 4%, Anteil schwere Nutzfahr-
zeuge 6% 

• Hauptverkehrsstraße mit Tempolimit 70 
km/h, 4 Fahrstreifen, Anteil leichte Nutz-
fahrzeuge 4%, Anteil schwere Nutzfahr-
zeuge 8% 

• Bundesstraße mit Tempolimit 100 km/h, 
4 Fahrstreifen, Anteil leichte Nutzfahr-
zeuge 4%, Anteil schwere Nutzfahrzeu-
ge 8% 

• BAB, Tempolimit 80 km/h, 4 Fahrstrei-
fen, Anteil leichte Nutzfahrzeuge 4,5%, 
Anteil schwere Nutzfahrzeuge 15% 

• BAB, Tempolimit 100 km/h, 4 Fahrstrei-
fen, Anteil leichte Nutzfahrzeuge 4,5%, 
Anteil schwere Nutzfahrzeuge 15% 

• BAB, Tempolimit 120 km/h, 4 Fahrstrei-
fen, Anteil leichte Nutzfahrzeuge 4,5%, 
Anteil schwere Nutzfahrzeuge 15% 

• BAB, ohne Tempolimit, 4 Fahrstreifen, 
Anteil leichte Nutzfahrzeuge 4,5%, An-
teil schwere Nutzfahrzeuge 15% 

Leichte Nutzfahrzeuge sind Nutzfahr-
zeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse 
von bis zu 3,5 t, bei höherer Gesamtmasse 
spricht man von schweren Nutzfahrzeugen. 
Die nachfolgenden Bilder zeigen zunächst 
den Anteil der verschiedenen Fahrzeugka-
tegorien an der gesamten Geräuschbelas-
tung unterschieden nach Antriebs-, Roll- 
und Gesamtgeräusch. Als Fahrbahnbelag 
wurde Asphaltbeton 0/11 oder der ge-
räuschmäßig gleichwertige Splittmastix-
asphalt 0/11 angesetzt.  

Die Darstellungen basieren auf Berech-
nungen mit dem im Auftrag des Umwelt-
bundesamtes entwickelten Schadstoff- und 
Geräuschemissionsmodell „MOBILEV“. 
Dieses Modell bestimmt die Emissionen in 
einer Straße in Abhängigkeit von Straßen-
typ, Verkehrssituation, Anzahl der Fahrstrei-
fen, Verkehrsbelastung und Verkehrszu-
sammensetzung. Die tageszeitlichen 
Schwankungen in Verkehrsbelastung und 
Verkehrszusammensetzung werden über 
Tagesganglinien mit stündlicher Auflösung 
berücksichtigt. Je nach Belastungsklasse 
wird die Verkehrssituation variiert. Das Mo-
dell ist dynamisch, das bedeutet, dass 
Fahrzeuge verschiedener Schadstoffemis-
sionsstufen je nach gewähltem Bezugsjahr 
unterschiedliches Gewicht erhalten. Die 
Gewichtung erfolgt über die Fahrleistungen 
und ist je nach Straßenkategorie unter-
schiedlich. 
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Die im Emissionsmodell abgelegte Da-
tenbasis entspricht derjenigen des „Hand-
buchs für Emissionsfaktoren“, das im Auf-
trag des Umweltbundesamtes von der Fir-
ma INFRAS, Mühlemattstraße 45, CH-3007 
Bern entwickelt wurde und vertrieben wird. 
Das Bezugsjahr kann zwischen 1980 und 
2020 gewählt werden. Den Emissionsfakto-
ren liegen typische Fahrzyklen mit schwan-
kenden Fahr- und Betriebszuständen in se-
kündlicher Auflösung zugrunde.  

Das Modell wurde zwischenzeitlich um 
ein Zusatzmodul zur Berechnung der Ge-
räuschemissionen ergänzt. In ihm sind An-
triebs- und Rollgeräusch getrennt modelliert 
und zwar spezifiziert für verschiedene Ge-
räuschgrenzwertstufen oder Messverfah-
rensänderungen. Innerhalb dieser Stufen 
wird bei den Pkw und leichten Nutzfahrzeu-
gen (bis 3,5 t zul. Gesamtmasse) zusätzlich 
nach Otto/Diesel und nach Fahrzeuggröße, 
bei den schweren Nutzfahrzeugen (ü-ber 
3,5 t zul. Gesamtmasse) nach Gesamtge-
wichtsklasse unterschieden. Bei den Rollge-
räuschen ist der Fahrbahnbelag als Ein-
gangsparameter festgelegt, darüber hinaus 
wurde berücksichtigt, dass der Rollge-
räuschanteil bei schweren Nutzfahrzeugen 
mit mehr als 2 Achsen in der Praxis höher 
ist als im Typprüfverfahren, in dem nur ein 
2achsiges Fahrzeug gemessen wird.  

Der Berechnung der Geräuschemission 
wurden dieselben Fahrzyklen zugrundege-
legt wie bei der Berechnung der Schad-
stoffemissionen. Die über diese Zyklen e-
nergetisch gemittelten Geräuschpegel , im 
folgenden mit Leq bezeichnet, werden als 
Kennwerte verwendet (Bezugsabstand 25 
m, Höhe 4 m). In dem Modell ist auch ab-
gebildet, inwieweit sich Maßnahmen zur 
Minderung der Geräuschemission unter 
Typprüfbedingungen auf die Ge-
räuschemission bei Fahr- und Betriebszu-
ständen im realen Straßenverkehr auswir-
ken. 

Um Missverständnissen vorzubeugen 
sei ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
die mit diesem Modell bestimmte Ge-
räuschbelastung nichts mit der Geräuschbe-
lastung nach den Richtlinien für den Lärm-
schutz an Straßen (RLS 90) gemein haben, 

die Berechnungsgrundlage für die Verkehrs-
lärmschutzverordnung (16. BImSchV) sind. 
Die RLS 90 enthalten keine dynamische 
Komponente, die den technischen Fort-
schritt berücksichtigt Ihre Emissionen sind 
festgeschrieben und basieren auf Messer-
gebnissen Ende der 70er Jahre.  

Den größten Beitrag zur gesamten Ge-
räuschbelastung leisten die Pkw. Auf hoch-
belasteten Innerorts-Hauptverkehrsstraßen, 
Bundesstraßen und Autobahnen beträgt ihr 
Anteil etwa 60% und der der schweren 
Nutzfahrzeuge etwa 40%. Leichte Nutzfahr-
zeuge haben nur einen geringen Anteil an 
der Gesamtbelastung. Auf Innerortsstraßen 
mit geringem Anteil schwerer Nutzfahrzeu-
ge kann der Pkw-Anteil bis auf 80% an-
wachsen (vgl. Bild 1 bis Bild 4). Die genann-
ten Anteile werden nur geringfügig von der 
Verkehrsbelastung (DTV) beeinflusst.  

Das Rollgeräusch hat auch im Inner-
ortsbereich den größten Anteil an der Ge-
räuschbelastung (ca. 60%). Außerorts be-
trägt sein Anteil 70 bis 80% (vgl. Bild 5 bis 
Bild 8).  

Der Einfluss von DTV und Fahrbahn-
deckschicht ist in Bild 9 bis Bild 12 darge-
stellt. Wenn man von Pflaster absieht, so ist 
die heute darstellbare Bandbreite ca. 5 
dB(A) (Differenz zwischen Gussasphalt und 
Drainasphalt 0/8 im Neuzustand. 

Der Einfluss der Fahrgeschwindigkeit ist 
in Bild 13 dargestellt. 
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Bild 1: Anteil verschiedener Kfz-Arten an der Geräuschbelastung einer Hauptverkehrsstraße im Stadtkern 
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Bild 2: Anteil verschiedener Kfz-Arten an der Geräuschbelastung einer Hauptverkehrsstraße mit Lichtsignalanlagen und Tempolimit 
50 km/h 
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Bild 3: Anteil verschiedener Kfz-Arten an der Geräuschbelastung einer Bundesstraße mit Tempolimit 100 km/h 
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Bild 4: Anteil verschiedener Kfz-Arten an der Geräuschbelastung einer Autobahn mit Tempolimit 120 km/h 
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Bild 5: Anteil von Roll- und Antriebsgeräusch an der Geräuschbelastung einer Hauptverkehrsstraße im Stadtkern 
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Bild 6: Anteil von Roll- und Antriebsgeräusch an der Geräuschbelastung einer Hauptverkehrsstraße mit Lichtsignalanlagen und 
Tempolimit 50 km/h 
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Bild 7: Anteil von Roll- und Antriebsgeräusch an der Geräuschbelastung einer Bundesstraße mit Tempolimit 100 km/h 
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Bild 8: Anteil von Roll- und Antriebsgeräusch an der Geräuschbelastung einer Autobahn mit Tempolimit 120 km/h 
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Bild 9: Einfluss von DTV und Fahrbahndeckschicht auf die Geräuschbelastung einer Hauptverkehrsstraße im Stadtkern 
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Bild 10: Einfluss von DTV und Fahrbahndeckschicht auf die Geräuschbelastung einer Hauptverkehrsstraße mit Lichtsignalanlagen 
und Tempolimit 50 km/h 
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Bild 11: Einfluss von DTV und Fahrbahndeckschicht auf die Geräuschbelastung einer Bundesstraße mit Tempolimit 100 km/h 
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Bild 12: Einfluss von DTV und Fahrbahndeckschicht auf die Geräuschbelastung einer Autobahn mit Tempolimit 120 km/h 
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Bild 13: Vorbeifahrtpegel (Maximalwert des Schalldruckpegels in 7,5 m Entfernung) verschiedener Fahrzeugarten in Abhängigkeit 
von der Geschwindigkeit 

Minderungspotenziale 

Grundsätzlich kommen folgende Minde-
rungsmöglichkeiten beim Straßenverkehrs-
lärm in Betracht: 

• Verringerung der Geschwindigkeit 

• Fahrverbote für bestimmte Fahrzeugar-
ten 

• Veränderung der Fahrweise 

• Fahrbahnbelag 

• Reifen 

• Antriebsgeräusch 

Verringerung der Geschwindigkeit 

Auf der Basis von Bild 13 ergibt sich für 
Pkw und Nutzfahrzeuge folgende theore-
tisch erreichbare Minderung der Geräusch-
belastung (Leq) durch Geschwindigkeitsver-
ringerung: 

• Von 100 km/h auf 70 km/h: 1 dB(A) für 
Nutzfahrzeuge und 2 dB(A) für Pkw 

• Von 50 km/h auf 30 km/h: 1,5 dB(A) für 
Nutzfahrzeuge und 2,5 dB(A) für Pkw 

Was in der Praxis erreicht werden kann, 
ist in Bild 14 am Beispiel der Autobahn dar-
gestellt. Bei Übergang von „ohne Ge-
schwindigkeitsbegrenzung“ auf 80 km/h ver-
ringert sich der Leq um etwa 2 dB(A). Ein 
etwas besseres Ergebnis ließe sich erzie-
len, wenn die Geschwindigkeit für Nutzfahr-
zeuge auf 60 km/h verringert würde, vor-
ausgesetzt, dies würde auch eingehalten. 

Fahrverbote für bestimmte Fahrzeug-

arten 

Eine weitere Minderungsmöglichkeit be-
steht in einem zeitlich und räumlich be-
schränkten Fahrverbot für bestimmte Fahr-
zeugarten. Ein Nachtfahrverbot für schwere 
Nutzfahrzeuge wird in diesem Zusammen-
hang immer wieder genannt. Auf Innerorts-
straßen ist der Anteil der schweren Nutz-
fahrzeuge an der Geräuschbelastung aller-
dings auch nachts gering (ca. 20% vgl. Bild 
15). Ein Fahrverbot führt hier nur zu einer 
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Minderung des Leq von ca. 1 dB(A). Auf Au-
ßerortsstraßen liegt das Minderungspotenti-
al zwischen 2 und 3 dB(A) (vgl. Bild 16).  

Allerdings werden die Pegelspitzen 
durch diese Maßnahme stark reduziert. 
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Bild 14: Minderung der Geräuschbelastung durch Verringerung der zul. Höchstgeschwindigkeit 
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Bild 15: Anteil verschiedener Kfz-Arten an der Geräuschbelastung einer Radialstraße mit Tempolimit 70 km/h, nachts 
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Bild 16: Anteil verschiedener Kfz-Arten an der Geräuschbelastung einer Autobahn mit Tempolimit 120 km/h, nachts 

Veränderung der Fahrweise 

Auch die Veränderung der Fahrweise 
wird immer wieder als potenzielle Minde-
rungsmaßnahme genannt. Diese Maßnah-
me ist aber wohl nur für Motorräder wirk-
sam, wobei bei dieser Fahrzeugart die Um-
setzung am schwierigsten ist. Für Pkw ist 
das Minderungspotential durch die Domi-
nanz des Rollgeräusches begrenzt und zu-

dem belagsabhängig (vgl. Bild 17 und Bild 
18). Auf dichten Belägen beträgt die Span-
ne zwischen hochtouriger, hektischer und 
niedertouriger, ökonomischer Fahrweise 
zwischen 15 und 50 km/h 2 bis 3 dB(A). 

Bei schweren Nutzfahrzeugen wird heu-
te bereits überwiegend ökonomisch gefah-
ren.
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Bild 17: Einfluss von Fahrgeschwindigkeit und Fahrweise auf die Vorbeifahrtpegel eines durchschnittlichen Pkw auf Splittmasti-
xasphalt 0/11 
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Bild 18: Einfluss von Fahrgeschwindigkeit und Fahrweise auf die Vorbeifahrtpegel eines durchschnittlichen Pkw auf Drainasphalt 
0/8 
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Verringerung von Roll- und Antriebsgeräusch 

Da das Rollgeräusch inzwischen zur dominanten Geräuschquelle geworden ist, muss seine 
Verringerung prioritär behandelt werden. Der Einfluss des Fahrbahnbelags wurde bereits in Bild 
9 bis Bild 12 gezeigt. Eine weitere Minderung muss auch seitens der Reifen erfolgen. Das be-
stehende Marktangebot von Pkw-Reifen zeigt eine Spanne von ca. 5 dB(A), die Verwendung 
der geräuschmäßig günstigen Reifen wäre also eine Maßnahme, deren Potenzial von der Rei-
fenindustrie selbst mit ca. 3 dB(A) beziffert wird. Allerdings setzt die Umsetzung in der Praxis 
eine entsprechende Kennzeichnung (Geräuschwert oder blauer Engel) voraus. Dies ist bisher 
aber nicht absehbar. 

Auf der anderen Seite zeigen die Analysen, dass aber auch das Antriebsgeräusch weiter 
gesenkt werden muss, insbesondere bei schweren Nutzfahrzeugen (vgl. Tabelle 1).   

Tabelle 1: Vergleich der Minderungswirkung verschiedener Maßnahmen auf den Leq unterschiedlicher Straßenkategorien / Ver-
kehrsszenarien 

Straßenkategorie
Stadt-

kern

ampelgeregelte 

Hauptverkehrs-

straße

Radial-

straße

Bundes-

straße
Autobahn Autobahn Autobahn Autobahn

Anzahl Fahrstreifen 2 4 4 2 4 4 4 4

DTV 25000 50000 50000 10000 50000 50000 50000 50000

Tempolimit in km/h 50 50 70 100 80 100 120 -

Anteil leichte Nfz 4% 4% 4% 4% 4.5% 4.5% 4.5% 4.5%

Anteil schwere Nfz 2% 6% 8% 8% 15% 15% 15% 15%

Leq tags in dB(A) 61.3 65.9 67.6 63.8 73.5 74.4 74.8 75.3

1

Minderung 

Antriebsgeräusche 

schwere Nfz 6 dB(A)

0.5 0.9 0.6 0.3 0.4 0.3 0.3 0.2

2

Minderung 

Antriebsgeräusche 

alle Kfz 6 dB(A)

1.5 1.6 1.0 0.6 0.7 0.8 0.8 0.8

3

Minderung 

Rollgeräusche 

Pkw/LNfz 6 dB(A)

2.3 1.8 2.1 2.4 1.5 1.7 1.8 2.0

4

Minderung 

Rollgeräusche alle 

Kfz 6 dB(A)

2.7 2.6 3.4 4.3 3.9 3.8 3.8 3.8

5
Kombination von 1 

und 3
3.2 3.3 3.1 2.9 2.0 2.1 2.2 2.4

6
Kombination von 1 

und 4
3.6 4.3 4.8 5.1 4.8 4.6 4.5 4.4
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Im Gegensatz zur Praxis bei Straßen war es 
bislang nicht möglich, Finanzmittel zur 
Lärmsanierung an Schienenwegen einzu-
setzen. Erst in dieser Legislaturperiode 
wurde durch den Bund erstmals ein Betrag 
von 100 Millionen DM pro Jahr zur Verfü-
gung gestellt, mit dem die schlimmsten Här-
tefälle der Lärmbelastung gemildert werden 
können. 

Finanzierung 

Die erste Frage, die sich stellt, ist: Wie weit 
kommt man mit diesem Geld? 

Zur Beantwortung kann man eine Studie 
des Verkehrsministers aus dem Jahr 19921 
heranziehen. Diese kommt zu dem Ergeb-
nis, dass zur Sanierung der Hauptstrecken 
(ca. 17000 km Streckenlänge) bei Einbezug 
von Brücken ein Betrag von ca. 4,5 
Mrd. DM erforderlich ist. Man hätte also in 
45 Jahren ein insgesamt leiseres Strecken-
netz. 

Weiter drängt sich die Frage auf, ob 
man denn Lärm überhaupt sanieren kann. 
Lärm ist eine subjektive Empfindung, au-
ßerdem ist er flüchtig. In dem Augenblick, in 
dem er entsteht, ist er auch schon vorbei. 

Das heißt, wir müssen nicht den Lärm, son-
dern das System Fahrweg – Fahrzeug sa-
nieren bzw. die Schallausbreitung behin-
dern. Doch dazu später mehr. 

Welcher Pegel soll eingehalten 
werden? 

Im Vordergrund steht der Zahlenwert, 
auf den ein Schallpegel reduziert werden 
sollte, sowie sein Zeitbezug. 

Der Entwurf eines Verkehrslärmschutzge-
setzes scheiterte 1980, da auch die Lärm-
sanierung an Straßen geregelt werden soll-
te. Als Grenzwert wurden Mittelungspegel 
von 70/60 dB(A) für die Tag- bzw. die 
Nachtzeit vorgeschlagen. Diese Werte wur-

                                                
1  Modellstudie zur Ermittlung von Investitionsauf-

wendungen an Strecken der DR und der DB im 
Rahmen einer Lärmsanierungsstudie; Dorsch – 
Consult Ingenieur GmbH;  Februar 1993; Auftrag-
geber: Bundesbahn-Zentralamt München, Dezer-
nat 103 

den dann den späteren freiwilligen Sanie-
rungsprogrammen (für Straßen) des Bun-
des und der Länder zu Grunde gelegt. In 
Anlehnung an die 1990 erlassene 16. Ver-
ordnung zum Bundes-Immissionsschutz-
gesetz2 wurde später vom Beurteilungspe-
gel gesprochen. Für die oben genannte 
Studie1 von 1992, mit der die Kosten der 
Lärmsanierung an Schienenwegen ermittelt 
werden sollte, wurde das Berechnungsver-
fahren der 16. Verordnung und als einzuhal-
tende Werte die der Straße (70/60 dB(A)) 
vorgegeben. 

Bei Diskussionen mit Anliegern von Ei-
senbahnstrecken wird jedoch immer wieder 
vorgebracht, dass man nachts durch den 
Vorbeifahrpegel geweckt wird und nicht von 
einem Pegel, der diese lauten, störenden 
Geräusche auf acht Stunden verschleift. 
Dem Argument kann man sich grundsätzlich 
nicht verschließen, auch wenn eine Lärm-
wirkungsstudie 19833 zeigte, dass sich die 
Probanden bei der Beurteilung der Störwir-
kung von Verkehrslärm mehr am Mitte-
lungspegel und nicht an einem Spitzen- 
bzw. Vorbeifahrpegel orientieren. Dem Um-
weltingenieur, der ein Lärmsanierungsgut-
achten zu erstellen hat, bleibt jedoch keine 
Wahl. Er muss den Beurteilungspegel als 
Bewertungsgröße nehmen, denn dafür sind 
ihm einzuhaltende Pegel vorgegeben. 

Damit sind also Pegelwerte und Zeitbezüge 
vorgegeben. Die Tagzeit wird in Deutsch-
land von 6 – 22 Uhr, die Nachtzeit von 22 –
 6 Uhr angesetzt. 

Die praktische Arbeit im Feld 

In der Praxis sieht das dann folgenderma-
ßen aus: 

Mit den die Schallemission bestimmenden 
Zug- und Streckenparametern gemäß Ver-
kehrslärmschutzverordnung2 wird für die 
freie Schallausbreitung die Lage der Grenz-
isophone bestimmt. Da die Emissionen des 

                                                
2  Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrs-
lärmschutzverordnung – 16.BImSchV) vom 12. 
Juni 1990 

3  Interdisziplinäre Feldstudie; Obermayer Planen + 
Beraten GmbH im Auftrag des Bundesministers 
für Verkehr;; Februar 1983 
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Schienenverkehrs tags und nachts in etwa 
gleich hoch sind und der einzuhaltende Be-
urteilungspegel nachts um 10 dB(A) niedri-
ger ist als der für die Tagzeit, genügt es in 
den meisten Fällen, die Berechnung für die 
Nachtzeit durchzuführen. 

Mit der in einen Lageplan eingezeichneten 
Isophone kann die Feldarbeit beginnen. 

Im Feld sind mehrere Fragen zu klären: 

• Wie sind die gegenseitigen Höhenlagen 
von Gebäuden (und damit von Immissi-
onsorten) und den Gleisen der Bahn 
(Bezug ist die Schienenoberkante)? 

• Stimmen die Abstände zwischen Gleis-
achse und Gebäuden mit den Karten 
überein? 

• Sind neue Baugebiete bzw. Gebäude 
hinzugekommen? 

• Welche Gebietsnutzung liegt vor? 

• Gibt es andere Lärmquellen, z.B. Bun-
desstraßen mit hoher Verkehrsbelas-
tung? 

• Welche Art von Schallschutz sollte vor-
geschlagen werden? 

Gerade die letzte Frage ist meistens nur 
subjektiv zu beantworten. Es muss bei-
spielsweise abgewogen werden, ob nicht 
Schallschutzfenster bei Vorhandensein ei-
ner Bundesstraße die Betroffenen gegen 
die Gesamtbelastung besser schützen als 
eine Schallschutzwand, die jedoch die bes-
sere Nutzung von Terrassen ermöglicht. 
Auch müssen andere Überlegungen einflie-
ßen: Wird die Sicht auf einen Berg oder ei-
nen Fluss in touristisch interessanten Ge-
bieten unterbunden oder werden Gärten 
über Gebühr abgeschattet? 

Deshalb muss es Aufgabe des Fach-
manns sein, das Gespräch mit den betrof-
fenen Kommunen und Anliegern zu suchen. 
Dazu sagen Schümer und Schreckenberg1 
„So konnte beispielsweise in einer quasi-
experimentellen Studie gezeigt werden, 

                                                
1  Änderung der Lärmbelästigung bei maßnahmebe-

dingter, stufenweise veränderter Geräuschbelas-
tung; Zeitschrift für Lärmbekämpfung 47 (2000) 
Nr. 4 - Juli 

dass eine Belästigungsreduktion selbst bei 
geringer Pegelreduktion durch eine Sanie-
rungsmaßnahme, das Schienenschleifen, 
erreichbar ist, wenn die betroffenen Anwoh-
ner zusätzliche Informationen über die 
Maßnahme erhalten2. 

Weiter müssen auch dem Einzelfall gerecht 
werdende Sonderlösungen vorgeschlagen 
werden. 

Ein zweiter Gesichtspunkt kommt an 
dieser Stelle ins Spiel: Ist der Eigentümer 
bzw. der Betreiber des Schienenweges ü-
berhaupt in der Pflicht, eine Lärmsanierung 
durchzuführen, oder sind den Kommunen 
bei der Bauleitplanung Fehler unterlaufen? 

In der Frankfurter Allgemeinen Zeitung2 wird 
ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
kommentiert. Der Autor schreibt: 

„Nach Lage der Dinge im Einzelfall wird nun 
nach den Urteilen des Bundesverwaltungs-
gerichts von den Gemeinden zu prüfen sein, 
welchen Lärmschutz sie für die betroffenen 
Wohnbereiche - nachträglich - vorsehen. 
Jedenfalls steht noch nicht ohne weiteres 
fest, dass die Gemeinden nun untätig blei-
ben können.“ 

Deshalb ist es wichtig, während der 
Feldarbeit festzustellen, ob es sich bei zu 
sanierenden Gebieten um Neubaugebiete 
handelt, die aus anderen Geldquellen sa-
niert werden könnten. Damit könnte der 
vom Bund bereitgestellte Etat für die wirk-
lich vom Schienenweg zu vertretenden Be-
lastungen verwendet werden. Eine insge-
samt größere Zahl von Sanierungen könnte 
unter Einbezug der Kommunalmittel in kür-
zerer Zeit durchgeführt werden. 

Konkretisierung der  
Maßnahmen 

Die im Feld gewonnenen Erkenntnisse 
und Festlegungen müssen in einen Bericht 
umgesetzt werden. 

Als kurzfristig realisierbare Maßnahmen 
kommen Schallschutzwälle, -wände und -
fenster in Frage. Diese müssen berechnet 

                                                
2  Dr. Herbert Fislake: Ratt-tattattatt; Immobilienbrief; 

FAZ vom 4.8.2000; Nr. 179 /Seite 151 
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werden, damit die erwartete Pegelminde-
rung auch eintritt. Schallschutzfenster sind 
nach der Verkehrswege – Schallschutz-
maßnahmenverordnung1 zu berechnen. 

Umsetzung der Maßnahmen 

Lärmsanierung kommt bis auf wenige 
Ausnahmen nur bei den von der Deutschen 
Bahn AG betriebenen hochbelasteten 
Hauptstrecken in Frage. Ihr obliegt deshalb 
die Umsetzung der Sanierungsprogramme. 
Um eine reibungslose Umsetzung zu ge-
währleisten, ist beim Geschäftsbereich Netz 
ein Koordinator eingesetzt worden, der alle 
Maßnahmen bewertet und veranlasst. Er 
veranlasst auch die Erarbeitung der vorbe-
schriebenen schalltechnischen Untersu-
chungen. 

Sondermaßnahmen 

Es werden immer wieder Situationen 
angetroffen, in denen Standardmaßnahmen 
nicht eingesetzt werden können. Für solche 
Fälle muss im Benehmen mit den Herstel-
lern von z. B. Schallschutzwänden nach 
speziellen Lösungen gesucht werden. Es ist 
zu erwarten, dass in Kürze solche Lösun-
gen vorgestellt werden können. Das Prob-
lem ist, dass diese empfindlicher sein kön-
nen als die bisher bekannten Schallschutz-
wände und deshalb ständig beobachtet und 
gewartet werden müssen. Hier könnten die 
Gemeinden, in deren Bereich eine solche 
Maßnahme durchgeführt wird, einen Beitrag 
leisten, indem sie diese Arbeiten überneh-
men. 

Maßnahmen am System  
Fahrweg – Fahrzeug 

Wie schon eingangs erwähnt, kann nicht 
der Lärm saniert werden, sondern es muss 
das System Eisenbahn akustisch optimiert 
werden. Hilfsweise können die heute prakti-
zierten Maßnahmen auf dem Ausbreitungs-
weg des Schalls Verbesserungen bringen. 
Es muss an dieser Stelle sicher nicht vertieft 
werden, dass diese Maßnahmen erhebliche 
                                                
1  Vierundzwanzigste Verordnung zur Durchführung 

des Bundes – Immissionsschutzgesetzes (Ver-
kehrswege Schallschutzmaßnahmenverordnung – 
24. BImSchV) vom 4. Februar 1997 

Nachteile haben, wodurch ihre Akzeptanz 
sowohl beim Betreiber als auch beim An-
wohner gering ist. Aber man hat derzeit 
nichts Besseres. Auch die oft geforderte 
Geschwindigkeitsreduzierung ist kein proba-
tes Mittel, den Lärm zu reduzieren. Die ent-
stehenden längeren Fahrzeiten verringern 
die Wettbewerbsfähigkeit der Bahnen, was 
wahrscheinlich zu mehr Straßenverkehr füh-
ren würde. Und das ist sicherlich auch nicht 
erwünscht. Ferner wird die Zeit der Lärm-
einwirkung deutlich verlängert. Bei Halbie-
rung der Geschwindigkeit beispielsweise 
wirkt der Lärm doppelt so lange auf den Be-
troffenen ein! 

Was kann man also noch tun? 

Eine neue Möglichkeit, die Emissionen 
zu reduzieren, ist das Schleifen der Schie-
nenfahrflächen. Bislang wurde dieses nur 
aus sicherheitstechnischen Gründen durch-
geführt. Die Anforderungen an die Ebenheit 
der Fahrfläche waren ungleich geringer als 
die, die aus akustischen Gründen zu fordern 
sind. Letztere Anforderungen wurden erst in 
jüngerer Zeit festgelegt. Nominell sind Ver-
besserungen von 3 dB(A) zu erwarten. 
Wenn jedoch ein Gleis länger nicht geschlif-
fen wurde und dieses Schleifen eben nicht 
nach den akustischen Erfordernissen 
durchgeführt wurde, können Pegelreduktio-
nen von 10 dB(A) und mehr erreicht wer-
den. Wenn dann dieses Gleis noch in eine 
Überwachung genommen wird, wird eine 
Verschlechterung von mehr als 3 dB(A) 
nicht mehr eintreten. 

In der Öffentlichkeit wird Schienen-
schleifen noch als untaugliche Maßnahme 
angesehen. Das liegt aber daran, dass Be-
troffene wohl bemerkt haben, dass geschlif-
fen wurde. Die spürbare Wirkung war je-
doch, da bislang kaum nach akustischen 
Kriterien geschliffen wurde, gering.  

Dabei kann mit dieser Maßnahme mit 
relativ geringen Kosten (13 TDM pro km; 
zum Vergleich: Schallschutzwände einseitig 
1,5 Mio. DM pro km; Schallschutzfenster 
6 TDM pro Wohneinheit) ein wirksamer, 
dauerhafter Schutz der Anlieger erreicht 
werden. Voraussetzung ist, um es noch 
einmal zu sagen, dass das Gleis akustisch 
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überwacht wird und dieser Tatbestand den 
Betroffenen auch nahegebracht wird. 

Abschließend dazu sei noch erwähnt, dass 
dieses Verfahren vielerorts schon praktiziert 
wird. 

Weitere Maßnahmen, die allerdings erst 
mittelfristig zur Wirkung kommen, sind 
Maßnahmen an den Fahrzeugen selber so-
wie Kombinationen von Maßnahmen am 
Fahrzeug und an der Fahrbahn (am Gleis). 
1995 hat das Bahn-Umwelt-Zentrum einen 
Güterzug als Prototypzug vorgestellt, der 
gegenüber den heute eingesetzten um ca. 
20 dB(A) leiser war. Das entspricht in der 
subjektiven Wahrnehmung des Menschen 
einer Viertelung des Lärms. Dieser Zug ist 
heute technisch machbar. Jedoch sind 
Probleme wie Sicherheit, Wartung, Inspizie-
rung von Drehgestellen usw. nicht geklärt. 
Über den Stand der Entwicklungen wird Dr. 
Gessner Sie unterrichten1.  

Bei diesen Überlegungen ist weiter zu 
beachten, dass Eisenbahnfahrzeuge inter-
national eingesetzt werden. Um eine spür-
bare Lärmreduktion zu erreichen, müssen 
80 - 90% der Fahrzeuge lärmarm ausge-
rüstet sein. Das heißt, dass das Problem ein 
internationales ist.  

Und internationale Abstimmungen sind im-
mer sehr zeitaufwendig. Das zeigt sich bei-
spielsweise in dem Bemühen des Umwelt – 
Bundesamtes, eine Emissionsrichtlinie für 
Schienenfahrzeuge durchzusetzen. Die 
deutschen Anforderungen2 an ein solches 
Papier sind seit Längerem bekannt. Jedoch 
ist die Umsetzung noch nicht abzusehen. 

Abschließend ist zu sagen, dass in 
Deutschland der Anfang gemacht wurde, 
den von der Bevölkerung oftmals als uner-
                                                
1  Minderungspotential beim Schienenverkehrslärm 

– Rad / Schienegeräusche, Besonders überwach-
tes Gleis, Low – Noise – Technology; Dr. Rolf 
Gessner; Tagungsband LärmKongress 2000 

2  Geräuschemissionen von Schienenfahrzeugen – 
Schlussbericht für das UBA – Vorhaben Nr. 105 
05 806 / 7 Ermittlung und Fortentwicklung des 
Lärmminderungspotentials beim Schienenverkehr 
und seine Umsetzung in Geräuschvorschriften 
und Minderung der Lärmemission von Güterwa-
gen durch Optimierung lärmrelevanter Komponen-
ten Müller BBM (Planegg) – Bericht Nr. 32 212/68 
im Auftrag des Umwelt - Bundesamtes 

träglich empfundenen Schienenlärm auch 
seitlich bestehender Bahnanlagen zu redu-
zieren. Es bleibt zu hoffen, dass nicht durch 
Haushaltszwänge vom eingeschlagenen 
Weg wieder abgewichen wird, und dass lei-
sere Fahrzeuge entwickelt werden können, 
die die unschönen Maßnahmen im Schall-
ausbreitungsweg verringern helfen. 
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1. Schwerpunkte bei der Verrin-
gerung des Schienenverkehrs-
lärms 

Der Lärm, der vom Schienenverkehr 
ausgeht, ist für dessen Ansehen als umwelt-
freundliches Transportsystem schädlich. 
Dessen ist sich die DB AG bewusst und hat 
deshalb bereits bei ihrer Gründung ein 
Lärmreduktionsprogramm in Kraft gesetzt. 
Es folgt dem Anliegen der Bahn Agenda 21 
mit dem Ziel einer „Leisen Bahn“. 

Das Bahn-Umwelt-Zentrum (BUZ) hat für 
den betrieblichen Umweltschutz die Abtei-
lung Schall- und Erschütterungsschutz ein-
gerichtet, welche insbesondere: 

• die Umsetzung des Lärmreduktionspro-
gramm  

• den Aufbau des Umwelt-Informations-
Systems Modul Akustik mit dem Schall-
technische Untersuchungen durchge-
führt sowie Managementinformationen 
bereitgestellt werden können sowie  

• die regionalen Beratung von bahninter-
nen und öffentlichen Partnern 

als Aufgabe hat. 

Eine wesentliche Unterstützung dieser 
Aufgaben wird durch das Forschungs- und 
Technologiezentrum der DB AG in München 
realisiert. Hier werden die technischen 
Grundlagen zur Lärmreduktion für den 
Schienenverkehr erarbeitet. 

Für die DB AG soll damit ein Beitrag zur 
Beibehaltung der Mobilität erbracht werden. 

Die zukünftige Bahn muss Strategien erar-
beiteten, mit denen es möglich ist, einen 
verstärkten Schienenverkehr zu ermögli-
chen, ohne die Lärmwirkung zu verstärken 
bzw. die derzeitige Situation zu verbessern. 

Hauptziel ist die Senkung der Schall-
emission an der Quelle und die Bewertung 
der Wirkung auf den Menschen.  

Vorrangig wird die Minderung der Schall-
entstehung durch konstruktive Maßnahmen 

an den Komponenten der Fahrzeuge ange-
strebt, da dieses Verfahren nachgewiese-
nermaßen wirtschaftlich effektiver ist, als 
bauliche Schallschutzmaßnahmen im Aus-
breitungsweg.  

Die Lärmminderung an der Quelle der Fahr-
zeuge kommt allen Anwohnern der Bahn zu 
Gute, unabhängig davon, ob örtlich ein ge-
setzlicher Anspruch vorliegt. 

Ausgehend von den Forderungen der 16. 
BImSchV oder den Richtwerten zur derzei-
tig laufenden Lärmsanierung ergibt sich ins-
besondere die Notwendigkeit der Senkung 
des Lärmpegels im nächtlichen Güterver-
kehr. 

Gleichzeitig ist durch die tiefe Integration 
des deutschen Schienenverkehrs in den in-
ternationalen Rahmen eine für die europäi-
schen Bahnen gültige Lösung anzustreben. 
Der grenzübergreifende freizügige Aus-
tausch der Güterwagen fordert abgestimmte 
technische Lösungen an den Fahrzeugen 
sowie im Wartungs- und Betriebsdienst. 

Bei der Diskussion um leise Güterwagen 
gehen wir von ca. 160.000 Güterwagen (DB 
AG und Privateinsteller) in Deutschland und 
von ca. 650.000 Güterwagen in Europa aus. 
Spürbar wird der leise Güterwagen erst, 
wenn 85 –90% des Bestandes leise sind. 

2. Arbeiten der DB AG und des 
Bahn – Umwelt – Zentrums zur 
„Leisen Bahn“ 

Das Lärmreduktionsprogramm (LRP) der 
DB AG ist, Bild 1 ist auf drei wesentliche 
Aufgaben fixiert. 

• Aufbau des Umwelt Informationssys-
tems Modul Akustik und die „Low Noise 
Technologie“ LNT in zwei Teilen. 

• Die Grundlagenuntersuchungen und die 
Erarbeitung von Strategien gehören zu 
allen Positionen des LRP und verbinden 
diese. 
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Bild 1: Lärmreduktionsprogramm (LRP) der DB AG. 

In Bild 2 sind die Ansatzpunkte an einem Güterwagen schematisch dargestellt. 
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Einführung der LNT am Beispiel der K-BremssohleEinführung der LNT am Beispiel der K-Bremssohle

� Der Güterwagen muss leise werden
Nachts 10 dB(A) niedrigere Beurteilungswerte

� Betriebserprobung der K-Sohle
Brems-,  Lauftechnik u. Akustik

� Weiterführung der LCC - Bewer-
tung; Kosten/Nutzen-Analysen

� nationale und internationale
Umrüstungsstrategie

Weitere Maßnahmen der LNT
�Leises Rad / Laufwerk
�Entkopplung Drehgestell / Wagenkasten
�Schallschürzen/ Schallschutzwände(klein)
�Glatte und bedämpfte Schiene / Gleis

 
Bild 2: Ansatzpunkte am Güterwagen 
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Wir konzentrieren uns auf die Haupt-
lärmquelle, das auf der Schiene rollende 
Rad. Die Schallanregung erfolgt durch Rau-
higkeit der Rad- und Schienenfahrflächen. 
Während die Mechanismen der Entstehung 
der Schienenriffeln weitgehend ungeklärt 
sind und deshalb dort nur die Beseitigung 
mittels Schleifen und die Abschirmung in-
frage kommen, ist der Verursacher der 
Radverriffelung bekannt. 

Es ist die Grauguss-Bremssohle, die wäh-
rend des Bremsens Materialaufschweißun-
gen aus Bremssohlenmaterial auf die Rad-
fahrfläche hervorruft. Dieser Effekt tritt 
schon nach wenigen Bremsungen auf.  

Der Ersatz der Grauguss-Bremssohlen 
durch andere Materialien oder ein anderes 
Bremssystem führt zu einer glatten Radfahr-
fläche. Damit wird nach Berechnungsvor-
schrift eine Minderung der Schallemission 
von 7 dB(A) erreicht. Als kostengünstigste 
Alternative wird nun seit 1997 die Verbund-
stoff-Bremssohle (K- oder LL-Sohle) er-
probt, die allerdings aufgrund ihres anderen 
Bremsverhaltens eine besonders angepass-
te Bremsanlage erfordert.  

Bei dem Einsatz anderer Bremssohlen steht 
nicht die Senkung der ebenfalls lästigen 
Bremsgeräusche im Vordergrund sondern 
die glatte Lauffläche des Rades zur Sen-
kung des Rollgeräusches. Eine Zulassung 
durch die UIC (Internationaler Eisenbahn-
verband) ist für 09/2000 vorgesehen. Dazu 
sind Betriebserprobungen und Bremsversu-
che in mehreren Ländern durchgeführt wor-
den. Die Komplexität des Schienenverkehrs 
wird auch an diesem Beispiel deutlich. Hier 
ist nicht nur die akustische Wirkung ent-
scheidend, sondern es muss das Laufver-
halten, das Bremsverhalten sowie die Tem-
peraturbeständigkeit der Komponenten im 
Einsatz der Fahrzeuge geprüft werden.  

Scheibenbremsen kommen für Güterwagen 
hauptsächlich aus Kostengründen nicht in 
Frage. 

In mehreren Versuchen – Vorbeifahrt-
messung - konnte bestätigt werden, dass 
die glatte Schienenfahrfläche entscheidend 
für die Wirksamkeit des glatten Rades ist. 
Auf rauen oder verriffeltem Gleis gehen die 

Schallpegel wieder nach oben. Zu einem 
glatten Rad gehört auch eine glatte Schie-
ne. Aus diesem Grunde wird von uns immer 
die Forderung für ein Besonders überwach-
tes Gleis (BüG) gestellt. Der Nachteil des 
BüG besteht in der ständigen Kontrolle und 
des Nachschleifens der Gleise – jährlich an-
fallende Kosten, die nicht gering sind. Der 
rechnerische Nutzen beträgt nach der 
Schall 03  3 dB(A) für den Beurteilungspe-
gel. 

Zur Senkung der Schallemissionen kann 
die gesamte Körperschallübertragung im 
Drehgestell und der Ankopplung des Wa-
genaufbaues herangezogen werden. So 
stellen einmal die Drehgestellteile in ihrer 
abstrahlenden Wirkung eine Quelle dar und 
sind gleichzeitig Überträger des Körper-
schalls. Die Wirkung dieser Maßnahmen 
stehen aber eindeutig hinter den Maßnah-
men am Rad und an der Schiene, von de-
nen der Großteil der Schallenergie ausgeht. 

Der Radkörper selbst kann auch kon-
struktiv beeinflusst werden und hat ein 
Schallminderungspotenzial von ca. 3 dB(A). 
Die Senkung der Schallenergie im Radkör-
per kann durch Dämpfungsringe und Rad-
absorber verbessert werden. 

Die Möglichkeit der Verwendung von 
Schallschürzen steht derzeit im Wider-
spruch zu den Qualitätsanforderungen wäh-
rend des Betriebes und der Wartung. So 
können Temperaturmessstellen an der 
Strecke unwirksam werden und die ständige 
Sichtkontrolle der Laufwerke ist einge-
schränkt. 

Aus diesen Beispielen ist zu erkennen, 
dass nicht nur die Kostenseite sondern 
auch die technische Umsetzbarkeit ein stra-
tegisches Vorgehen für die Bahnen erfor-
dert. 

Diese Aufgabe ist im Lärmreduktionspro-
gramm ebenfalls vorgesehen. 
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3. Nationale und internationale 
Bemühungen zur Umsetzung 
und das Lärmbelastungskatas-
ter der DB AG 

National und international werden Be-
wertungsprogramme für den Schienenver-
kehrslärm aufgebaut. Ziel ist es zunächst 
die ist Situation europaweit im Vergleich 
zum zukünftigen Bahnbetrieb darzustellen. 
Welche Wirkung haben die einzelnen Maß-
nahmen an den Fahrzeugen, am Gleis oder 
als Maßnahmen in der Ausbreitung des 
Luftschalls. Sind diese Maßnahmen geeig-
net um die Menschen vor den zukünftigen 
Schienenverkehr zu schützen und können 
diese optimiert werden.  

Oder müssen gegebenenfalls die Güterver-
kehrsströme umgeleitet werden, dass der 
Lärmpegel in bestimmten Gebieten nicht 

ansteigt. Dazu werden Kosten Nutzen Ana-
lysen erarbeitet. 

In dem von der EU und der UIC geför-
derten Programm „STAIRRS“ ist auch das 
Bahn-Umwelt-Zentrum beteiligt. Dieses 
Programm läuft 3 Jahre und wird im Ergeb-
nis strategische Aussagen in der Vorge-
hensweise der europäischen Bahnen darle-
gen. Insbesondere ist die Frage der Fahr-
zeugmaßnahmen und der Kosten Nutzen 
Analyse gefordert. 

Vom Netz der DB AG (40.000 km Strecke) 
werden, wie von den Ländern Niederlande, 
Frankreich Belgien, Schweiz, Österreich 
und Italien 10% der Strecken untersucht in 
ein Berechnungsprogramm aufgenommen 
und in der Auswertung auf das Gesamtnetz 
bezogen. 

Bei der DB AG wird das Umweltinformati-
onssystem (UIS) mit dem Modul Akustik er-
stellt.  
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Bild 3: Projektstruktur des Umweltinformationssystems (UIS) 
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Bild 4: Technische Systemübersicht Umweltinformationssystem 

Allgemein geht es im Modul Akustik darum, 
Eisenbahnstrecken schalltechnisch zu be-
werten, die Lärmbelastung durch den 
Schienenverkehr für Immissionsorte darzu-
stellen und diese Daten mit einem aktuellem 
Status zu dokumentieren. 

Es ergeben sich zwei wesentliche Anwen-
dungsfälle: 

1. Schalltechnische Berechnung zur Be-
wertung der Lärmbelastung in Vorberei-
tung einer Baumaßnahme oder der 
Lärmsanierung – örtlich begrenzte Aus-
sagen 

2. Managementanfragen, Umweltbericht 
– globale Aussagen 

Alle Streckenabschnitte mit Bebauungen 
müssen erfasst werden, die Lärmbelastung 
muss berechnet werden ggf. sind entspre-
chende Schallschutzmaßnahmen zu bewer-
ten. Diese müssen auf Wirksamkeit und 
Wirtschaftlichkeit geprüft werden. Unter-
schiedliche Auslegungen der Schallschutz-
maßnahmen (Schallschutzwände, -fenster, 
Schienenschleifen) am Gleis und an den 

Fahrzeugen können dargestellt und opti-
miert werden. 

Zentraler Baustein ist ein Lärmbelas-
tungskataster auf der Basis eines „Geo-
graphischen Informationssystems“ (GIS), 
wie es für die Schweizer Bundesbahnen er-
stellt wurde (Bild 4). 

Es ist ein Baustein, mit dem unterschiedli-
che Informationen visualisiert werden kön-
nen und der die für Ausbreitungsrechnun-
gen erforderlichen Geländeformationen lie-
fert. Die Daten der Strecken oder Gleisei-
genschaften werden in definierten Abschnit-
ten abgebildet. Die Grundlage bildet zu-
nächst eine Karte im Maßstab 1:25000. Für 
genauere Berechnungen werden 1:1000 
Gleispläne und 1:1000 Pläne der Vermes-
sungsämter eingelesen. Die Höheninforma-
tionen werden aufgenommen und es be-
steht die Möglichkeit räumliche Objekte 
(z.B. Gebäude) zu digitalisieren. 

Beigestellt werden andere Datenbanken wie 
Strecken-, Fahrplan-, und Fahrzeugdaten-
banken. 
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Für die eigentliche Berechnung wird ein in 
Deutschland handelsübliches EDV-Produkt 
mittels geeigneter Schnittstelle angehängt, 
Berechnung mit einem Rechenkern nach 
Schall 03. 

In der Region sind die Standorte Berlin, 
Schwerin, Hannover, Essen, Karlsruhe, 
Dresden, Stuttgart, München (Bahn-
Umwelt-Zentrum sowie Forschungs- und 
Technologiezentrum), Frankfurt / Main (DB 
Netz) eingerichtet. Diese sind über einen 
Server untereinander verbunden. 

An diesen Standorten gibt es einen Mitar-
beiter der sich einerseits mit den örtlichen 
eisenbahn- und lärmtechnischen Gegeben-
heiten auskennt und der andererseits eine 
Workstation mit dem Lärmbelastungskatas-

ter bedient. Dieser Mitarbeiter kann damit 
das System zur Verfügung stellen und es 
wird für Externe nutzbar. Die Zusammenar-
beit mit Ingenieurbüros muss an Beispielen 
noch ausreichend geklärt werden. Wichtig 
für das LBK ist die damit verbundene Da-
teneingabe und -pflege 

Bei den Bearbeitungsabläufen werden 
grundsätzlich zwei Fälle unterschieden. 

Zweidimensionale Berechnung 

Ausgehend von der 1:25000 Karte wird eine 
auf den Streckenabschnitt bezogene ebene 
Berechnung von Isophonenlinien durchge-
führt und dargestellt.  
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Lärmsanierung Mittelrheintal 2000          Anlage 10.2.20  

Richtungshinweis ( l ) links  / ( r ) rechts der Strecke bei aufsteigender Kilometrierung

Strecke  Nr :  2630 (Koblenz Hbf  -  Bingen Hbf)

Ortschaft    :  Spay (Str. 2630)     (km 101,9   –  km 104,3 )

Gebäudehöhen :   5 - 7,5 m

Emissionspegel der Strecke :   Lme,N            76,1  dB
(einschl.  2 dB Betonschwellenzuschlag)

Besonders überwachtes Gleis von :  km 101,8  -  km 104,4

Maßnahmen :

Schallschutzwand (SSW)    : 2400 m + 100m Überstandslänge

Schallschutzfenster (SSF)  :  ca.  70 WE

km  101,9    -   km 104,3   (l)    =>  SSW 2m                                                 IO : 945

km  101,9    -   km 104,3   (l)    =>  SSW 2m   +SSF Kl 3                              IO : 007

km  101,9    -   km 104,3   (l)    =>  SSW 2m   +SSF Kl 2+3                          IO : 089

km  101,9    -   km 104,3   (l)    =>  SSW 2m   +SSF Kl 2+3                          IO : 293

(siehe Tabelle unten)

SSF- Klasseneinteilung, bezogen auf den Beurteilungspegel Lr,N vor
dem Gebäude an maßgebenden IO

                              EG                1 .OG              2. OG             3. OG              4. OG

IO-Nummer Lr,N SSF Kl Lr,N SSF Kl Lr,N SSF Kl Lr,N SSF Kl Lr,N SSF Kl

2877945 60,7 63,6
2878007 60,4 63,2 67,1 Kl 3

2878089 60,3 64,2 Kl 2 68,4 Kl 3

2878293 60,1 64,1 Kl 2 68,2 Kl 3

Kosten ( TDM)

BÜG SSW SSF Sondermaßnahmen

 
Bild 5: Beispiel einer schalltechnischen Untersuchung im Mittelrheingebiet 

Hieraus ergibt sich ein Überblick zum Be-
trachtungsraum für den Schallschutzmaß-
nahmen vorzusehen sind. 

Dreidimensionale Berechnung 

Ausgehend von den Gleislagen den Hö-
henangaben und den 3D-Objekten kann ei-

ne sehr genaue Berechnung von Immissi-
onsorten ausgeführt werden. Hierbei sind 
auch Maßnahmen wie Schallschutzwände 
in Varianten in ihrer Wirkung zu berechnen 
und darzustellen. 
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Bild 6: Beispiel einer schalltechnischen Untersuchung im Mittelrheingebiet

Diese Schallberechnung kann die 
Grundlage bei der z.Z. durchzuführenden 
Lärmsanierung und auch bei Planfeststel-
lungsverfahren sein. 

Die Bilder 5 und 6 zeigen Beispiele von 
Schalltechnischen Untersuchungen im Mit-

telrheingebiet, die auch in der Vorbereitung 
der Lärmsanierung genutzt werden, um ent-
sprechende Maßnahmen (Schallschutz-
wände, -wälle, -fenster oder das Besonders 
überwachte Gleis) zu realisieren. 
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1 Einleitung 

Eine Gesamtbetrachtung des Lärms ent-
spricht dem Mandat des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (§§ 1, 3, 22 
BImSchG). Die Grundlagen der Lärm-
schutzpolitik, die sich bisher auf die separa-
te Betrachtung von Geräuschsegmenten 
beschränken, müssen im Hinblick auf die-
ses Mandat überdacht werden1. Die Mus-
terverwaltungsvorschrift Geräusche2 hat ei-
nen ersten Ansatz zur Gesamtbewertung 
verschiedener Geräuscharten entwickelt, 
der jedoch in der neuen TA Lärm3 nicht wei-
ter verfolgt wurde. Vielmehr wird in der Be-
gründung zur neuen TA Lärm ausgeführt, 
dass für die Kumulation sehr verschiedenar-
tiger Geräusche in weiten Bereichen noch 
keine geeigneten fachlichen Grundlagen 
bestehen. Die separate Behandlung von 
Geräuschsegmenten ist auch eine Ursache 
dafür, dass trotz vielfacher Bemühungen 
und trotz - oder wegen - zahlreicher Rege-
lungen im Bereich der Lärmbekämpfung die 
Lärmbelastung der Bevölkerung in Deutsch-
land in den letzten Jahrzehnten nicht er-
kennbar zurückgegangen ist. 

Alle Untersuchungen zeigen, dass die 
Geräuschbelastung der Bevölkerung in 
Deutschland ganz entscheidend vom Ver-
kehrslärm und hier wieder besonders stark 
vom Straßenverkehrslärm hervorgerufen 
wird. Trotz verschärfter Emissionsgrenzwer-
te, trotz zahlreicher Schallschutzeinrichtun-
gen und ordnungspolitischer Eingriffe ist 
keine Tendenz zu einer nachhaltigen Ver- 

                                                
1  Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umwelt-

gutachten 1996, Nr. 2.3.6.4/504 und Sondergut-
achten Umwelt und Gesundheit, Drucksache 
14/2300 des Deutschen Bundestags, 15. Dezem-
ber 1999 

 
2  Musterverwaltungsvorschrift zur Ermittlung, Beur-

teilung und Verminderung von Geräuschimmissio-
nen, verabschiedet vom Länderausschuß für Im-
missionsschutz am 02.-04. Mai 1995 in Weimar 

 
3  Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische An-
leitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 
26. August 1998, GMBl 1998, Nr. 26, S. 503-515. 

 

minderung der Lärmbelastung erkennbar. 
Lokale Erfolge werden durch die allgemeine 
Verkehrszunahme und die Ausdehnung in 
die Fläche überdeckt. 

Die Regelungsdichte und -tiefe für die 
verschiedenen Lärmsegmente muss durch 
einen neuen strategischen Ansatz der Ge-
samtlärmbewertung abgelöst oder ergänzt 
werden. Hierzu hat der TÜV Rhein-
land/Berlin-Brandenburg im Auftrage der 
Landesanstalt für Umweltschutz Baden-
Württemberg eine Untersuchung4 durchge-
führt.  

2 Anforderungen an ein Ge-
samtlärmbewertungsverfahren 

Nach dem BImSchG sind Geräuschein-
wirkungen schädlich, wenn sie nach Art, 
Ausmaß und Dauer geeignet sind, Gefah-
ren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen hervorrufen. Von diesen 
Zielsetzungen führt die Vermeidung erhebli-
cher Belästigungen zu den schärfsten An-
forderungen. 

Ein Gesamtlärmbewertungsverfahren 
muss daher auf die Vermeidung erheblicher 
Belästigungen durch Gesamtlärm ausge-
richtet werden und hierfür entsprechende 
Bewertungsmaßstäbe zur Verfügung stel-
len. Vorerst muss offen bleiben, ob der 
rechtliche Begriff „erhebliche Belästigung“ in 
der Belästigungsskala der „wesentlichen 
Belästigung“ oder der „starken Belästigung" 
zugeordnet wird und welcher Prozentsatz 
der Betroffenen zu einer entsprechenden 
Einstufung führt5. 

Nach Schulte-Fortkamp6 muss ein Mo-
dell zur Gesamtlärmbewertung die absolute 

                                                
4  TÜV Rheinland/Berlin-Brandenburg, Beurteilung 

und Bewertung von Gesamtlärm, Studie für die 
Landesanstalt für Umweltschutz Baden-
Württemberg, August 2000 

 
5  Gottlob, D.: Belästigungsuntersuchungen als Ent-

scheidungshilfe für die Festsetzung von Immissi-
onsrichtwerten“, Fortschritte der Akustik, DAGA 
98, 78-79 

 
6  „Literaturstudie zur Gesamtgeräuschbewertung“, 

Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg, FB 8 
Physik, AG Akustik/Psychoakustik. 
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Wirkung von Einzelgeräuschen genauso 
zuverlässig widerspiegeln wie auch das Zu-
sammenwirken aller Arten von Geräuschen 
unter Berücksichtigung der speziellen Ge-
räuschcharakteristika und der Häufigkeit 
des Auftretens bzw. der allgemeinen Zeit-
struktur. Zahlreiche Untersuchungen zu Do-
sis-/Wirkungsbeziehungen der einzelnen 
Geräuscharten liefern z. T. stark divergie-
rende Ergebnisse. Miedema1 gibt Bezie-
hungen für den Prozentsatz der durch die 
Geräuscharten Straße, Schiene und Flug-
lärm stark belästigten Betroffenen an. Er-
kennbar ist, dass bei gleichem LDN Fluglärm 
von einem höheren Prozentsatz als stark 
belästigend empfunden wird als Straßen-
verkehrslärm und dieser stärker als Schie-
nenverkehrslärm. Nach Gottlob2 werden 
noch größere Unterschiede auftreten, wenn 
die Störwirkung der Geräusche auf die spe-
zifische Situation der Betroffenen (z.B. Ru-
he/Erholung, Kommunikation, Schlafen) 
bezogen wird. 

3 Modell zur  
Gesamtlärmbewertung 

Die wissenschaftliche Diskussion um die 
Frage, ob sich die Belästigung durch meh-
rere Geräuscharten zu einer Gesamt-
Belästigung zusammenfassen lässt, wird 
kontrovers geführt3. Gemeinsam ist allen 
Untersuchungen, dass ohne detaillierte 
Kenntnisse der Dosis-/Wirkungsbeziehun-
gen für die verschiedenen Geräuscharten 
eine Gesamt-Lärmbelästigung nicht wir-
kungsgerecht angegeben werden kann. Oli-
va4 zieht sogar den Schluss, dass die ein-
zelnen Geräuscharten nicht zu einer „ge-

                                                                       
 Projektleitung: Weber, R., Schulte-Fortkamp, B.; 

Magdeburg November 1996 
 
1  Miedema, H.M.E.: „Quantification of annoyance 

caused by environmental noise and odour“, Dis-
sertation, TNO Preventie en Gezondheit, Leiden, 
1996 

2  s. Fußnote 5 auf der Vorseite
 
3  s. Fußnote 1 auf der Vorseite 
 
4  Oliva, C.: „Belastungen der Bevölkerung durch 

Flug- und Straßenlärm“. Berlin: Duncker und 
Humblot, 1998 

 

samthaften Geräuschkulisse“ integriert wer-
den können, sondern dass sich die Belästi-
gung in den Einzelbewertungen der Ge-
räuscharten niederschlägt.  

Die in zahlreichen Untersuchungen für 
spezielle Fälle gefundenen Erkenntnisse 
über Dosis-/Wirkungsbeziehungen haben 
noch nicht ein Stadium erreicht, das für eine 
allgemeine Anwendung spricht. Je mehr Ef-
fekte, neben akustischen auch nicht-
akustische, in den Dosis-/Wirkungsbezie-
hungen Berücksichtigung finden, um so 
komplexer wird das Bewertungsverfahren. 
Dem steht das Ziel einer praxisgerechten, 
möglichst einfachen Gesamtlärm-Bewer-
tung entgegen. 

Unter diesem Gesichtspunkt erscheint 
das von DELTA5 vorgeschlagene vorläufige 
Verfahren (Interim Method) am ehesten für 
die Entwicklung eines pragmatischen An-
satzes geeignet. Da keine ausreichenden 
Kenntnisse über Dosis-/Wirkungsbeziehun-
gen der relevanten Geräuscharten vor-
liegen, wird als Vereinfachung ange-
nommen: 

• Alle Immissionswerte (noise limits) für 
die verschiedenen Geräuscharten be-
ziehen sich auf den gleichen Belästi-
gungsgrad. 

• Alle Dosis-/Wirkungsbeziehungen wei-
sen eine lineare Abhängigkeit auf. 

• Die hinsichtlich der Belästigungswirkung 
gewichteten Geräuschpegel werden 
energetisch addiert. 

Mit diesem Verfahren wird angenommen, 
dass sich in den unterschiedlichen Immissi-
onswerten die unterschiedlichen Belästi-
gungsgrade der Geräuscharten spiegeln. 

Die Autoren erwarten keine besonders 
genauen Ergebnisse, da die vereinfachen-
den Randbedingungen nicht ausreichend 
abgesichert sind. Andererseits kann das 
Verfahren relativ einfach in der Praxis um-
gesetzt werden. Das in der Handlungsan-

                                                
5  DELTA Acoustic & Vibration: „Metrics for environ-

mental noise in Europe. Danish comments on IN-
RETS Report LEN 9420“,Report AV 837/95, 1995 
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weisung zur Aufstellung von Lärmminde-
rungsplänen1 beschriebene Verfahren 
gleicht im Grundsatz dem von DELTA vor-
geschlagenen vorläufigen Verfahren. 

Ein gewisser Nachteil dieses Verfah-
rens, verbunden mit wohl mangelnder Ak-
zeptanz bei Betroffenen und bei Behörden, 
ist, dass sich als „Belästigungs-Kenngröße“ 
kleine Zahlenwerte (Differenzpegel) erge-
ben. Dieser Mangel könnte auf einfache 
Weise behoben werden, wenn für alle Ge-
räuscharten die gleichen Immissionswerte 
festgesetzt werden und die geräuschart-
spezifischen Belästigungsfaktoren durch ein 
Bonus/Malussystem berücksichtigt werden.  

Dieses Verfahren hat sich bei der Beur-
teilung von Straßen- und Schienenver-
kehrslärm durch den „Schienenbonus“ be-
reits bewährt. Durch energetische Addition 
der entsprechend mit Bonus-/Malusgrößen 
korrigierten Pegel ergibt sich ein Gesamt-
pegel, der mit der Gesamtbelästigung kor-
respondiert, wenn geeignete Bonus-
/Malusgrößen gewählt wurden. 

Ein weiterer Vorteil des Verfahrens ein-
heitlicher Immissionswerte und geräuschart-
bezogener Bonus-/Malusgrößen besteht in 
der Möglichkeit einer unabhängigen Be-
handlung der physikalisch-akustischen 
Messverfahren einerseits und der wirkungs-
orientierten Untersuchungen andererseits. 
Sobald hierzu ausreichend fundierte Er-
kenntnisse vorliegen, kann durch Modifizie-
rung des Bonus-/Malussystems auf relativ 
einfache Weise eine Anpassung des Ge-
samtlärmbewertungssystems erreicht wer-
den. 

Ein erster Schritt und eine notwendige 
Bedingung für jede Gesamtlärm-Bewertung 
ist dann ein nach einheitlichem Verfahren 
für alle Geräuscharten ermittelter Kennwert. 

In der Gesamtlärmstudie2 des TÜV 
Rheinland/Berlin-Brandenburg werden die 
zahlreichen Messverfahren und speziellen 
                                                
1 „Musterverwaltungsvorschrift zur Durchführung des 

§ 47 a BImSchG - Aufstellung von Lärmminde-
rungsplänen“. Länderausschuß für Immissions-
schutz; herausgegeben vom Ministerium für Um-
welt, Raumordnung und Landwirtschaft NRW, 
Düsseldorf, 1992 

2  s. Fußnote 4 zwei Seiten vorher

Beurteilungssysteme für die verschiedenen 
Geräuscharten vergleichend bewertet. 

Für alle Geräuscharten ist ein einheitli-
ches Verfahren erforderlich, das zur Ge-
räuschbeurteilung geeignet und dessen 
Anwendung möglichst einfach und praktika-
bel ist. Es empfiehlt sich daher, als Leitgrö-
ße einheitlich für alle Geräuscharten den 
(energie-) äquivalenten Dauerschallpegel 
LAeq (Mittelungspegel) mit dem Äquivalenz-
parameter q = 3, der Frequenzbewertung A 
und der Zeitbewertung „fast“ zu verwenden. 

Impuls- und Einzeltonzuschläge in An-
lehnung an die Regelungen der TA Lärm 
sollen für alle Geräuscharten im Bedarfsfall 
angewandt werden. Dagegen soll auf sons-
tige Spezialregelungen (z. B. Ruhezeiten-
zuschläge) im Rahmen der Gesamtlärm-
bewertung verzichtet werden. Als Alterna-
tive hierzu wird statt einer Zweiteilung des 
Tages in die Beurteilungszeiträume Tag und 
Nacht eine Dreiteilung mit abgestuften Im-
missionsrichtwerten diskutiert. Als Bewer-
tungssystems wird daher vorgeschlagen, 
die Zeiten erhöhter Empfindlichkeiten teil-
weise in die Nachtzeit auszudehnen und ei-
ne verkürzte Kern-Nachtzeit mit höheren 
Anforderungen festzulegen. Der Umweltrat 
sieht darin die Möglichkeit eines tatsächlich 
vollziehbaren Schutzes der Nachtruhe3. Die 
„ungünstigste“ bzw. „lauteste“ Nachtstunde 
als Beurteilungszeitraum ist im Rahmen ei-
ner Gesamtlärmbewertung als nicht prakti-
kabel anzusehen. 

Eine Bewertung des Gesamtlärms er-
fordert neben dem einheitlichen Messver-
fahren als Grundvoraussetzung ein ent-
sprechend angepasstes Bewertungssystem. 
Ein solches Bewertungssystem soll durch 
den Gesamtlärm nicht zu überschreitende 
Immissionsgrenzwerte (G-IGW)4 beinhalten. 
Der Gesamt-Immissionsgrenzwert orientiert 
sich im Bereich der Schwelle der Gesund-
heitsgefährdung und der (nicht zwingend 
gleichen) Enteignungsschwelle. Es ist bis-
her wissenschaftlich nicht hinreichend ge-
klärt, bei welchen Schallpegeln diese 
Schwellen überschritten werden. Es werden 
für die Gesamt-Immissionsgrenzwerte Pe-
                                                
3  s. Fußnote 1 zwei Seiten vorher
4  Gesamt-Immissionsgrenzwert: G-IGW 
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gelbereiche von 70 bis 75 dB(A) tags und 
60 bis 65 dB(A) nachts zur Diskussion ge-
stellt. Während für die Enteignungsschwelle 
eine Abstufung nach Schutzanspruch, z. B. 
entsprechend Gebietskategorien nach 
BauNVO in Betracht kommt, ist die Schwel-
le der Gesundheitsgefährdung einheitlich 
ohne Abstufung nach Schutzanspruch zu 
definieren. Eine Unterscheidung der G-IGW 
nach Tageszeiten (Tag/Nacht) erscheint 
dagegen geboten. Ein Überschreiten dieser 
(absoluten) Gesamt-Immissionsgrenzwerte 
erfordert wegen ihrer Orientierung an der 
Schwelle der Gesundheitsgefährdung 
und/oder Enteignungsschwelle unmittelba-
res Handeln. 

Schädliche Umwelteinwirkungen im Sin-
ne des BImSchG sind jedoch bereits solche 
Geräuschimmissionen, die erhebliche 
Nachteile oder erhebliche Belästigungen 
herbeiführen. Diese unterhalb der Gesund-
heitsgefährdung liegende Schwelle wird 
durch Gesamt-Immissionsrichtwerte (G-
IRW) markiert. Ausgehend von dem als 
Leitgröße vorgeschlagenen Straßen-
verkehrslärm werden als G-IRW die in der 
16. BImSchV für einzelne Verkehrswege 
enthaltenen Immissionsgrenzwerte vorge-
schlagen. Eine Abstufung der G-IRW nach 
Tageszeit und Charakter des Einwirkung-
sortes (Gebietskategorie entsprechend 
BauNVO) erscheint sinnvoll und wird daher 
beibehalten. 

Das Modell zur Gesamtlärmbewertung 
verwendet zwei, für alle Geräuscharten i 
nach einheitlichem Verfahren ermittelte 
Kenngrößen: 

Gesamt-Mittelungspegel LAeq,G = ∑ LAeq,i  
Gesamt-Beurteilungspegel LAr,G = ∑ LAr,i  
mit: 
Einzel-Beurteilungspegel LAr = LAeq + KI + KT +  
 (Bonus bzw. Malus)  
 für jede Geräuschart i 

Solange ausreichende Kenntnisse über 
die speziellen Dosis-/Wirkungsbeziehungen 
der verschiedenen Geräuscharten nicht vor-
liegen, sollen die geräuschart-spezifischen 
Belästigungsfaktoren durch ein Bonus-
/Malussystem berücksichtigt werden. Das 
aus der Schienen-Verkehrslärmbewertung 
bekannte System wird entsprechend auf die 
anderen Geräuscharten in Anlehnung an 

die den Geräuscharten jeweils zugeordne-
ten Immissionswerte übertragen: 

Geräuschart Bonus-/Malus-Wert [dB] 

Straßenverkehrslärm 0 

Schienenverkehrslärm - 5 

Fluglärm 0 

Gewerbe-/Industrielärm + 4 

Sport-/Freizeitlärm + 4 

Sonstige Geräusche + 4 

 Tabelle 1: Bonus-/Malus-Werte 

Die Gesamt-Mittelungspegel LAeq,G wer-
den mit Gesamt-Immissions-Grenzwerten 
(G-IGW), die Gesamt-Beurteilungspegel 
LAr,G mit Gesamtimmissionsrichtwerten (G-
IRW) verglichen: 

Gesamt-
Immissionsgrenzwert 

G-IGW in dB(A) 

Gesamt-
Immissionsrichtwert 

G-IRW in dB(A) 

Gebiets-
kategorie / 
Schutzan-

spruch tagsüber nachts tagsüber nachts 

Mischgebiet 64 54 

Wohngebiet, 
WA oder WR 

70...75 60...65 
59 49 

Tabelle 2: Gesamt-Immissionswerte 

Wird zur Gesamtlärmbewertung eine 
Dreiteilung des Tages in Tageszeit, 
Ruhezeit und (Kern-) Nachtzeit gewählt, so 
werden für die Ruhezeit in Mischgebieten 
G-IRW = 59 dB(A) und in Wohngebieten 
G-IRW = 54 dB(A) vorgeschlagen: 

Tageszeit Ruhezeit Nachtzeit  

Zweiteilung 
des Tages 

6.00 - 22.00 
Uhr 

- 
22.00 - 6.00 

Uhr 

Dreiteilung 
des Tages 

7.00 - 20.00 
Uhr 

5.00 - 7.00  
und  

20.00 - 23.00 
Uhr 

23.00 - 5.00 
Uhr 

Tabelle 3: Beurteilungszeiten 

Überschreitet der Gesamt-Mittelungs-
pegel LAeq,G den (absoluten) Gesamt-
Immissionsgrenzwert G-IGW, so ist wegen 
seiner Orientierung an der Schwelle der 
Gesundheitsgefährdung oder/und an der 
Enteignungsschwelle unmittelbares Han-
deln gefordert. Ein Überschreiten der Ge-
samt-Immissionsrichtwerte kann zusätzli-
chen Handlungsbedarf auslösen, wenn erst 
das Zusammenwirken verschiedener Ge-
räuscharten (Kumulation) zu schädlichen 
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Umwelteinwirkungen führt. Die Gesamt-
lärmbewertung liefert dann Erkenntnisse 
über den Beitrag der einzelnen Geräuschar-
ten und erlaubt damit eine verursacherge-
rechte und effektive Steuerung von Verbes-
serungsmaßnahmen. 

Die Gesamtlärmbewertung liefert auch 
Erkenntnisse über Erfordernis und Priorität 
von Schallschutzmaßnahmen, wenn einzel-
ne der beteiligten Geräuscharten zwar ihre 
spezifischen Immissionsschutzanforderun-
gen nicht erfüllen, ihre Erfüllung aber aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
nicht in Betracht kommt. 

 Das vorgeschlagene Gesamtlärmbe-
wertungssystem soll die bestehenden sekt-
oralen Lärmschutzregelungen nicht erset-
zen sondern ergänzen. Fortschritte in der 
Forschung bezüglich der Wirkung der ver-
schiedenen Geräuscharten (Dosis-/Wir-
kungsforschung) müssen bei der Weiter-
entwicklung des Beurteilungssystems be-

rücksichtigt werden. Neue Erkenntnisse aus 
diesem Bereich werden auch Einfluss auf 
die Höhe der in der Studie vorgeschlagenen 
Gesamt-Immissionsgrenzwerte und Ge-
samt-Immissionsrichtwerte haben. Insbe-
sondere für die Festsetzung der Gesamt-
Immissionsgrenzwerte fehlen derzeit aus-
reichende wissenschaftliche Erkenntnisse, 
so dass in der Studie mit einem Wertebe-
reich gearbeitet wurde. 

Auf der Grundlage des dargestellten 
Systems können Erfahrungen gesammelt 
werden, um bei ausreichender Bewährung 
schrittweise das bisherige sektorale Beurtei-
lungssystem zu einem Gesamtbeurteilungs-
system auszubauen. Das Gesamtbeurtei-
lungssystem kann auch in Ergänzung zu 
geltenden Beurteilungssystemen eine zu-
sätzliche Steuerungsfunktion auf dem Ge-
biet der Lärmbekämpfung erfüllen. 
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1. Einleitung 

Es sollte untersucht werden, ob und mit 
welchem Aufwand eine umfassende Ermitt-
lung der Lärmbelastung in Baden-Württem-
berg (Gesamtlärmplan Baden-Württemberg) 
möglich und sinnvoll ist. In die Ermittlung 
werden die für den Immissionsschutz rele-
vanten Geräuschquellenarten Verkehr 
(Straße, Schiene, Luft), Gewerbe und In-
dustrie, Sport und Freizeit einbezogen.  

Die Bearbeitung der Machbarkeitsstudie 
konzentrierte sich vor allem auf die Prüfung 
der  

• Vollständigkeit und Verfügbarkeit der 
Lagedaten für die Geräuschquellen (z. 
B. des Straßen, Schienen- und Luftver-
kehrsnetzes, der Industrie- und Gewer-
beanlagen). 

• Verfügbarkeit der akustisch relevanten 
Daten (z.B. Schallleistungspegel für An-
lagen und im Bereich Verkehr, Ver-
kehrsmengen, Zugzahlen, Geschwin-
digkeiten u.ä.) und Möglichkeiten der 
Verknüpfung mit den Lagedaten.  

• Berücksichtigung von Ausbreitungshin-
dernissen (Geländetopografie, Gebäu-
de, Wälle und Wände).  

• Genauigkeit und Aussagekraft der be-
rechneten Pegel. 

• Möglichkeiten der Auswertung und der 
Darstellung  

1.1 Kostenschätzung „herkömmlicher“ 
Lärmminderungspläne 

Erfahrungsgemäß liegen die Kosten für 
die Erstellung von Schallimmissionsplänen 
inkl. der Konfliktkarten - aber ohne Maß-
nahmenplanung - zwischen 5,00 und 11,00 
DM pro Einwohner.  

Erste Kostenschätzung von 5.00 DM pro 
Einwohner, die aus Erfahrungen in anderen 
Bundesländern resultierte, erwiesen sich in 
der Anfangsphase der Lärmminderungspla-
nungen als unrealistisch. Es zeigte sich, 
dass außer der Einwohnerzahl auch noch 
andere Faktoren eine Rolle spielen.  

Der größte Kostenfaktor bei der Erarbei-
tung der LMPe ist stets die Beschaffung von 

Daten, wie z.B. Verkehrszahlen, Emissions-
daten für Anlagen sowie die Digitalisierung 
der Planvorlagen. Die Kosten hängen daher 
stark davon ab, welche Daten der Gemein-
de bereits vorliegen, wie z.B. Emissionsda-
ten aus Genehmigungsverfahren oder für 
die Lärmberechnung ausreichende Ver-
kehrsgutachten und welche Arbeiten die 
Gemeinden den Büros abnehmen können 
(z.B. Verkehrszählungen). Bei der Erfas-
sung der Geometriedaten haben die Be-
bauungsdichte, die Geländestruktur u.v.a. 
einen großen Einfluss auf die Kosten. Es 
spielt auch eine entscheidende Rolle, wel-
che Ansprüche man an die Genauigkeit der 
Ergebnisse stellt: So ist es z. B. wesentlich 
einfacher und damit billiger, wenn man mit 
einer pauschalen Bebauungsdämpfung 
rechnet und nicht jedes Haus einzeln be-
rücksichtigt. Letztere Vorgehensweise ist 
jedoch laut Auffassung der meisten LfUs er-
forderlich, da man sich möglichst eng an die 
Vorschriftenlage halten will, um aus den 
LMPen Maßnahmen ableiten zu können. 
Außerdem ist sie inzwischen Stand der 
Technik. 

Mittlerweile sind Überlegungen zur Auf-
wandsreduzierung an vielen Stellen erfolgt 
und die pauschalen Zahlen liegen bei 0,50 
bis 2,00 DM pro Einwohner. Die anschlie-
ßende Betroffenheitsanalyse schlägt etwa 
mit weiteren 30 % der Kosten zu Buche. 

Die Aufteilung der Kosten innerhalb der 
Erstellung des Lärmplanes ist natürlich je 
nach Projekt im einzelnen unterschiedlich, 
erfahrungsgemäß aber in etwa wie in der in 
Abbildung 1.1 gezeichneten Grafik verteilt. 

1.2 Daten zur Übernahme in die  
Lärmminderungsplanung 

Großflächige Projekte zur Berechnung 
von Verkehrslärmimmissionen stehen be-
züglich verwendbarer digitaler Daten im 
Spannungsfeld zwischen den in vielen Städ-
ten entstehenden Geographischen Informa-
tionssystemen als Datenbanken für Verwal-
tungs- und Planungsaufgaben und den auf 
CAD-Systemen basierenden digitalen 
Stadtgrundkarten, die sich häufig auf die 
Aufgabenstellungen der Vermessung und 
der Städteplanung beschränken. Ein 
einheitliches Datenformat zum Austausch 
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heitliches Datenformat zum Austausch zwi-
schen den verschiedenen Systemen exis-
tiert bisher nicht, der „kleinste gemeinsame 
Nenner“ ist das DXF-Format als Standard-
format für CAD-Systeme. Gravierender 
Nachteil der Benutzung von DXF-Daten ist, 

dass zwar geographische Lagedaten 
ausgetauscht werden können, sämtliche 
akustischen Parameter aber innerhalb 
dieses Datenformates separat eingegeben 
werden müssen. 

 

Abbildung 1.1: Verteilung der Kosten für einen Gesamtlärmplan einschließlich Betroffenheitsanalyse

Die spezifischen 
Anforderungen des 
Lärmschutzes werden 
derzeit beim Aufbau 
von digitalen Umwelt-
informationssystemen 
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1.3 Anwendungsmatrix für Gesamtlärm-
plan Baden-Württemberg 

In Tabelle 1.1 wird die Nutzung von Da-
ten eines - als realisiert angenommenen - 
Gesamtlärmplanes aufgezeigt. Es erweist 
sich ein breites Nutzer- und Nutzungsspekt-
rum über Land, Bezirk, Kreis und Kommune 
hinweg. In welcher Weise sich die unter-
schiedlichen Entscheidungsebenen an der 
Realisierung beteiligen können, sollte bei 
der Umsetzung des Gesamtlärmplanes ge-
prüft werden. 

Als „Arbeitswerkzeug“ in der Tabelle 
werden die Auswerte-, Berechnungs- und 
Darstellungsweisen aufgelistet, die sich der 
Datensammlung anschließen und auf den 
unterschiedlichen Entscheidungsebenen zu 
Maßnahmen führen.  

Mit „LKZ“ wird dabei die Betroffenheitsana-
lyse - hier über die Lärmkennziffer-Methode 
- als statistische Aussage über den Verlär-
mungsgrad in unterschiedlicher Detaillie-
rung („slow“ und „fast“) bezeichnet. 

 

Entscheidungs-
ebene 

Zielgruppe Anwendungsbereich Arbeitswerkzeug 

Land 

• Landtagsabgeordnete 

• Parteien/ Fraktionen 
• Ministerien 

• Landesämter 

• Beurteilung der Bundesverkehrs-
wegeplanung (BVWP) 

• Berücksichtigung bei der Fort-
schreibung des Generalverkehrs-
planes (GVP) 

• Landesplanung (LP) 

• Geräuschbelastungsmodell 
Baden-Württemberg (detaillier-
tes Bundesmodell) 

• SIP (freie Ausbreitung) 
• LKZslow 

Regierungs-
Bezirk 

• Regierungspräsidium 

• Gewerbeaufsicht 
• Straßenbauämter 

• Beurteilung der Landesverkehrs-
wegeplanung LVWP 

• Beurteilung der Landesplanung LP 

• Raumordnungsplanung (ROP) 

• Geräuschbelastungsmodell 
Bezirk (detailliertes Landes-
modell) 

• SIP (freie Ausbreitung) 
• LKZslow 

Kreis 

• Kreistags-abgeordnete 

• Parteien/ Fraktionen 
• Kreisverwaltung 

• Beurteilung der ROP 

• Genehmigung der F-Pläne 
• TÖB-Beteiligung für B-Pläne 

• Beurteilung von Planfeststellungen 
• Regionale Lärmminderungspla-

nung 

• Genehmigung von GI-, GE- und 
ggf. Sportanlagen 

• SIP 

• Empfindlichkeitsplan 
• Konfliktplan 

• LKZslow 
• LKZfast 

Kommune 

• Gemeinderatsmitglieder 
• Parteien / Fraktionen 
• Kommunalverwaltung 
• Investoren 
• Bürger 
 

• Bauleitplanung 
• Verkehrsplanung 
• Lärmminderungsplanung 
• Objektgenehmigung (etwa Ge-

bäude, Freizeit, Sport, Gewerbe-
betriebe) 

• SIP 

• Empfindlichkeitsplan 
• Konfliktplan 

• Einzelpunktberechnungen 
• LKZslow 
• LKZfast 

Tabelle 1.1: Anwendungsmatrix für Gesamtlärmplan Baden-Württemberg

2. Verfügbarkeit und Ermittlung 
von Daten 

2.1 Allgemeines zur Erhebung von Daten 

2.1.1 Digitale Daten und Lärmprognose 

Die Primärerhebung von Daten für eine 
kleinräumliche bis hin zur regionalen Be-
trachtung ist teuer und fällt daher häufig 
dem Rotstift zum Opfer. Die Mehrfachnut-

zung von einmal erhobenen Daten ist des-
halb gerade in Zeiten knapper Kassen ein 
Gebot der Stunde. Einmal in einer geeigne-
ten Datenbank gesammelt, lassen sich die 
Daten z. B. in der Umweltplanung wieder-
verwenden, sofern entsprechende Daten-
schnittstellen zur Verfügung stehen, die die 
fachspezifischen Programme zur Berech-
nung von Umweltsituationen mit der Daten-
bank verbinden.  
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Abbildung 2.1: Kostenstruktur der Datenerhebung 

2.1.2 Sekundärnutzung aller Daten  

Die mit hohem Aufwand erhobenen digi-
talen Daten sollen auch anderen kommuna-
len Anwendungen zugeführt werden kön-
nen. 

So ist ein digitalisiertes Straßennetz auch 
für ein entspr. Kataster in der örtlichen Ver-
waltung geeignet, z.B. zur Herstellung des 
VEP. Umgekehrt kann ein digitales (und 
georeferenziertes) Straßennetz eines Ver-
kehrsgutachters im SIP-Verfahren oder zur 
Luftschadstoffberechnung kostengünstig 
eingesetzt werden. 

Ähnliche Überlegungen greifen auch beim 
DGM oder beim Flächennutzungsplan. 

2.1.3 Einbindung in Informationssysteme 

Die Akzeptanz in den Verwaltungen wird 
dadurch gesteigert, dass die Berechnungs-
ergebnisse in vorhandene Systeme integ-
riert werden können. Wenn so die Präsenz 
der SIPs gewährleistet werden kann, wer-
den sie in die Planungs- und Entschei-
dungsprozesse eingebunden. 

Um diese wichtige Funktionalität zu er-
reichen, ist es zwingend notwendig, dass 
die SIPs und die zugehörigen Basisdaten in 
einem gängigen EDV-Format vorliegen bzw. 
bereitgestellt werden können! 

2.1.4 Einbindung der Verwaltung bei der 

Datengewinnung 

Eine kostengünstige Datengewinnung kann 
durch die kommunale Verwaltung unter-
stützt werden. Sie sollte in der Lage sein, 

selbst Daten zu generieren, mindestens a-
ber für die Zukunft die Aktualisierung durch-
zuführen. Sie ist daher in die Modellbildung 
einzugliedern, um Verständnis dafür zu 
entwickeln. Für diese Aufgabe sind entspre-
chende Werkzeuge und ggf. Ausbildungs-
möglichkeiten bereitzustellen. Idealerweise 
geschieht dies vor Ort in den jeweiligen 
Verwaltungen. 

2.1.5 Kostenbeteiligung der Verwaltung 

bei den Daten 

Die vorgenannten Punkte rechtfertigen 
eine Beteiligung der Kommune an den Kos-
ten für die Daten, da diese auch anderen 
Fragestellungen und Aufgabenfeldern zuge-
führt werden können. Es entstehen Syner-
gieeffekte! 

Diese Vorgehensweise erfordert einen 
hohen Abstimmungsbedarf innerhalb einer 
kommunalen Verwaltung.  

2.1.6 Lebensdauer geografischer  

Basisdaten 

Abbildung 2.2: Lebensdauer geografischer Basisdaten 
in Jahren 

2.2 Bestandsaufnahme:  
Verfügbare geografische Daten 

Zusammenfassend lässt sich zum Stand 
der Verfügbarkeit geografischer Daten in 
Baden-Württemberg feststellen: 

• Lagedaten der Straßen (bis hinunter zu 
Kreisstraßen) liegen flächendeckend in 
ausreichender Genauigkeit vor. 
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• Die Verwendbarkeit der Lagedaten (mit 
Höhe) von Lärmschutzwänden ist der-
zeit noch unklar.  

• Die Schienendaten sollten ebenfalls in 
ausreichender Genauigkeit vorliegen, 
stehen aber noch nicht in benötigtem 
Umfang zur Verfügung. 

• Erwartungsgemäß fehlen vollständige 
Lagedaten zum Gewerbelärm sowie zu 
Sport- und Freizeitanlagen. Die weitere 
Beschaffung ist zu prüfen. 

• Das Höhenmodell lässt sich aus den 
vorliegenden Daten der Landesvermes-
sungsämtern weitgehend vollständig 
sowohl im Geo-Informationssystem als 
auch für die Lärmberechnung nutzen 
(beispielsweise als DGM-Raster). 

• Flächendeckende Informationen über 
schallabschirmende Hindernisse (Ge-
bäude, Schallschutzwände) als 3D-
Daten liegen bisher nicht vor. Lediglich 
lokale Einzelprojekte sind verfügbar. 

• Die Nutzung von vorliegenden - bereits 
erfassten - Daten aus anderen Anwen-
dungen (Mobilfunk, PKW-Navigation, 
3D-Städte-Modellprojekte, ...) für die 
Lärmberechnung lässt sich möglicher-
weise wesentlich ausbauen. Kosten der 
Datenerhebung können auf diese Weise 
möglicherweise eingespart werden, al-
lerdings bleibt zu prüfen, ob diese Daten 
im „richtigen“ Detaillierungsgrad zur Ver-
fügung stehen.  

2.3 Bestandsaufnahme:  
Verfügbare akustische Daten 

Die Ermittlung der Verfügbarkeit der  
akustischen Daten in Baden-Württemberg 
führt zu den folgenden Ergebnissen: 

• Wie bereits zu Beginn der Studie vermu-
tet, liegen die schalltechnischen Infor-
mationen zum Straßenverkehr in einer 
für einen Gesamtlärmplan am ehesten 
geeigneten Form und in ausreichendem 
Umfang vor. Bis hinunter auf Kreisstra-
ßenebene existieren Zähldaten (über-
wiegend als durchschnittliche tägliche 
Verkehrsstärken DTV). Soweit nicht di-
rekt verfügbar, erscheint die Verwen-

dung pauschaler Erfahrungswerte als 
ausreichend, um Lärmschwerpunkte 
zumindest bis zur 2. Entscheidungsebe-
ne (Tabelle 1.1) darzustellen. Beim 
Straßenverkehrslärm ist der Zustand der 
Daten also am ehesten geeignet, einen 
Gesamtlärmplan in der Kombination aus 
Datenhaltung über ein Geo-Informa-
tionssystem und eine Schnittstelle zur 
Lärmprognose direkt zu realisieren. Al-
lerdings erscheint die Klärung von Zu-
ständigkeiten und eine entsprechende 
Information aller beteiligten Stellen not-
wendig, um einen Gesamtlärmplan um-
zusetzen. 

• Die akustischen Daten zum Schienen-
verkehr (Zugfrequenzen, Zugarten, etc.) 
liegen bei der Bahn AG vollständig vor. 
Zur Übernahme in den Gesamtlärmplan 
sind Kosten und die Datenschnittstelle 
zu definieren.  

• Flugdaten, die die Integration einer AzB/ 
AzB-L-fähigen Lärmberechnung ermög-
lichen würden, liegen derzeit nur verein-
zelt in digital zugänglicher Form vor. Zur 
Beschaffung ist nach den Erfahrungen 
der vorliegenden Studie entsprechende 
Amtshilfe der Kreis- und Stadtverwal-
tungen erforderlich, um flächendeckend 
an die benötigten Flugdaten zu gelan-
gen, die eine Berechnung nach AzB an 
Verkehrsflughäfen und AzB-L an Lan-
deplätzen zu ermöglichen. Die Beschaf-
fung von Daten militärisch genutzter 
Flughäfen erscheint unwahrscheinlich, 
Fluglärm aus militärischen Anlagen lässt 
sich aus diesem Grunde mutmaßlich in 
einen Gesamtlärmplan Baden-Württem-
berg nicht integrieren.  

• Wie kaum anders zu erwarten, ist die 
flächendeckende Beschaffung der akus-
tischen Daten zu „Gewerbe und Indust-
rie“ sowie zu „Sport und Freizeit“ ein 
zeitaufwendiges Problem. Sofern diese 
Daten in Einzelfällen vorliegen, sind sie 
in der Regel als Einzelgutachten verfüg-
bar. Häufig liegen diese Gutachten in 
Papierform und mit ganz unterschiedli-
chen „Rechenhilfen“ bearbeitet vor. Die 
Übernahme von schalltechnischen Pa-
rametern und Ergebnissen der Berech-
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nung sind in aller Regel auf einfachem 
Wege nicht möglich. Diese Datenlücken 
lassen sich nur allmählich durch eine 
konsequente Vereinbarung einer Daten-
struktur schließen, in der derartige Gut-
achten zukünftig im Lande übergeben 
werden müssen. Dies kann erst im An-
schluss an die Festlegung des Konzep-
tes zur Erstellung eines Gesamtlärmpla-
nes erfolgen.  

2.4 Einwohnerzahlen und -dichte 

Um statistische Aussagen über den Ver-
lärmungsgrad von Teilflächen des Untersu-
chungsgebietes z.B. in Form einer Betrof-
fenheitsanalyse zu treffen, sind die flächen-
bezogenen Einwohnerzahlen bis hinunter 
zu der Zahl von Betroffenen in einzelnen 
Wohngebieten oder Häusern zu erfassen 
und digital bereitzustellen. 

• Mehr oder weniger vollständig liegen die 
Einwohnerzahlen flächendeckend für 
Baden-Württemberg als bereits erfasste 
Daten in Geo-Informations-Systemen 
vor, allerdings nur bis zur Kreisebene.  

• Unterhalb der Kreisebene sind Einwoh-
nerzahlen derzeit nur in Einzelfällen ver-
fügbar.  

• Als Werkzeuge zur Betroffenheitsanaly-
se und damit als Grundlage für die Ent-

scheidung über prioritäre Maßnahmen 
im Lärmschutz erscheinen die Möglich-
keiten der Ermittlung von Lärm-
Einwohner-Gleichwerten LEG oder – 
aussagekräftiger – die Lärmkennziffer-
Methode geeignet, um in das Konzept 
eines Gesamtlärmplanes integriert zu 
werden. Beide Methoden lassen sich – 
bei entsprechender Vollständigkeit der 
verfügbaren Daten im Geo-Informations-
system – relativ problemlos in die re-
chentechnische Auswertung integrieren. 
Die Ergebnisse können in diesem Falle 
direkt in die Ergebnisdarstellung des 
Lärmprognose-Werkzeuges oder des 
ausgewählten Geo-Informationssystems 
aufgenommen werden. 

3. Basiskonzept Gesamtlärm-
plan Baden-Württemberg 

Auf der Grundlage der bisher erarbeite-
ten Erkenntnisse, die beispielhaft vorgestellt 
werden, erscheint die Kombination eines 
Geografischen Informationssystems mit 
Software-Werkzeugen der Lärmprognose 
als sinnvolle Möglichkeit zur Erstellung von 
Gesamtlärmplänen der Größe Baden-
Württembergs. 

 

Abbildung 3.1: Datenaustausch zwischen Geo-Informations-System und Lärmberechnung 

GISGIS DatenschnittstelleDatenschnittstelle LärmberechnungLärmberechnung
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Ein Geografisches Informationssystem 
(GIS) ist in der Lage, die anfallenden Da-
tenmengen zu verwalten und den jeweiligen 
Datensatz für die Lärmberechnung an die 
Lärmprognose-Software zu übergeben. Auf 
diese Weise kann ein dynamisches und fle-
xibles Instrumentarium entstehen, das alle 
Anforderungen eines Gesamtlärmplanes 
Baden-Württemberg abdeckt.  

Das gewählte Konzept der Kombination 
von GI-System und Software zur Lärmprog-
nose ermöglicht eine sehr flexible und dy-
namische Wahl der zu untersuchenden Da-
tensätze. Entscheidend ist weniger die Flä-
che des Untersuchungsgebietes als viel-
mehr die jeweils gewählte Detaillierungsstu-
fe der Daten. 

Im Folgenden wird eine derartige Kom-
bination aus Geo-Informationssystem (etwa 
ArcView) und einer Lärmprognose-Software 
als Lärm-Informationssystem „LäISy“ zur 
Erstellung eines Gesamtlärmplanes Baden-
Württemberg bezeichnet 

Die wesentlichen Aufgaben und Vorteile 
eines Lärm-Informationssystems (LäISy) 
sind:  

• Zusammenführung einer großen Men-
gen lärmrelevanter Datenbestände, die 
von Behörden und Institutionen erhoben 
und gespeichert werden 

• präzise Beschreibung der Datenqualität 
dieser Datenbestände  

• überregionale Standardisierung der Be-
schreibung von Datenquellen 

• Fortführung und Aktualisierung bei Fest-
schreibung von Informationsflüssen ge-
sichert 

• über den Aufbau eines Lärminformati-
onssystems (LäISy) auf der Basis eines 
Geographische Informationssystems 
(GIS) erschließen sich die räumlichen 
Dimensionen der Daten und schaffen 
eine neue Qualität der Informationen. 

• Möglichkeit einer Skalierbarkeit der 
räumlichen Betrachtung systemimma-
nent gegeben 

• Anbindung des GIS an ein Programm 
zur Berechnung von Lärmprognosen 
ermöglicht Aktualität, Relevanz und Ge-
nauigkeit der Umweltbeeinflussung 
durch Lärm 

• Aufbau eines Informationsinstruments 
für Planungs- und Entscheidungspro-
zessen im Bereich Lärm 

• Transparenz und Information der  
Öffentlichkeit  

Für Städte und Gemeinden kann die 
Realisierung eines Gesamtlärmplanes Ba-
den-Württemberg in der vorgeschlagenen 
Weise eine wesentliche Kosteneinsparung 
bei der Umsetzung der Forderungen des 
§47a BImSchG bedeuten. Die Kommunen 
liefern die benötigten Daten im LäISy ab 
und erhalten im Gegenzug die Schallimmis-
sionspläne als Planungsgrundlage für Städ-
te- und Verkehrsplaner. Durch die unmittel-
bare digitale Verfügbarkeit der Ergebnisda-
ten lassen sich Varianten problemlos und 
kostengünstig erstellen und bewerten.  

4. Schnittstellenproblematik 

Das hier vorgestellte Konzept der Erstel-
lung eines Gesamtlärmplanes Baden-
Württemberg basiert auf folgenden Grund-
gedanken: 

• Datensammlung, Datenhaltung und Da-
tenorganisation der Lagedaten und der 
schalltechnischen Daten für das gesam-
te Untersuchungsgebiet in einem geeig-
neten Geo-Informationssystem. 

• Berechnung der Lärmsituation je nach 
erforderlicher Detaillierung und Ent-
scheidungsebene in einem Programm 
zur Berechnung der Lärmausbreitung 
auf der Grundlage der geltenden Re-
chenvorschriften. 

• Austausch der benötigten Daten und 
Übergabe der Ergebnisse der Berech-
nung in flexibler Weise zwischen dem 
Geo-Informationssystem und dem oder 
den Software-Werkzeugen zur Lärm-
prognose. 

• Ergänzung der Daten durch bereits er-
fasste Daten in anderen Geo-Infor-
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mationssystemen oder CAD-Systemen 
(z.B. Gewerbe- und Industriebetriebe) 
und Übernahme in das Geo-Infor-
mationssystem für den Gesamtlärmplan. 

• Übernahme von bereits berechneten 
Untersuchungsgebieten aus anderen 
Lärmprognoseprogrammen. 

Um dieses Konzept zu realisieren, bedarf es 
der Bereitstellung leistungsfähiger Daten-
schnittstellen, die den flexiblen Datenaus-
tausch in der beschriebenen Form ermögli-
chen. 

4.1 Datenschnittstelle Lärmprognose – 
Geo-Informationssysteme 

Nahezu jedes der einschlägigen Lärm-
prognoseprogramme verfügt über Daten-
schnittstellen zu den unterschiedlichen Geo-
Informationssystemen. 

• Am weitesten standardisiert und daher 
am häufigsten realisiert ist die DXF-
Schnittstelle, die aber den großen Nach-
teil besitzt, dass ausschließlich Lageda-
ten (u.U. nur 2-dimensional) übergeben 
werden können. Der Bedienkomfort bei 
der Benutzung dieser Schnittstelle ist im 
übrigen sehr unterschiedlich ausgebil-
det, so dass es in der Handhabung be-
trächtliche Unterschiede bei der Ver-
wendung gibt. 

• Eine Datenschnittstelle zu ArcView ist 
aufgrund der Häufigkeit dieses Geo-
Informationssystems ebenfalls ver-
gleichsweise häufig anzutreffen. Zu un-
terscheiden ist hier wiederum die „Intel-
ligenz“ der Datenschnittstelle in den ein-
zelnen Programmen und damit die Be-
dienbarkeit bei der Übertragung der Da-
ten zwischen Software zur Lärmprogno-
se und Geo-Informationssystemen. 

• Zu einzelnen Kombinationen aus Lärm-
prognose und Geo-Informationssyste-
men existieren darüber hinaus Schnitt-
stellen, die aber in aller Regel wenig 
standardisierte Individuallösungen sind 
(z.B. Schnittstelle IMMI - SICAD, o.ä.) 

Zur Realisierung eines Gesamtlärmplanes 
Baden-Württemberg ist die Verfügbarkeit 

einer leistungsfähigen Datenschnittstelle 
zwischen Lärmprognose und Geo-
Informationssystem eine zwingende Not-
wendigkeit.  

4.2 Datenschnittstellen der Geo-
Informationssysteme untereinander 

Bis heute gibt es für den Datenaus-
tausch der Geo-Informationssysteme unter-
einander noch keine einheitliche Standard-
schnittstelle zum Datenaustausch. In aller 
Regel verfügen die Geo-Informations-
systeme über einen DXF-Import/ Export, der 
aber aus den bereits oben genannten 
Gründen für eine Anwendung innerhalb des 
Gesamtlärmplanes nur bedingt geeignet ist.  

In vielen Fällen ist darüber hinaus nur 
die ArcView-Schnittstelle aufgrund der An-
zahl der Lizenzen als „Quasi-Standard“ an-
zusehen und daher vergleichsweise oft rea-
lisiert.  

4.3 Datenschnittstellen der 
Lärmprognoseprogramme  
untereinander 

Auch bei den Lärmprognoseprogram-
men untereinander gilt die bereits für Geo-
Informationssysteme festgestellte Aussage: 
Ein standardisiertes Datenformat für den 
Austausch von Daten gibt es bis heute noch 
nicht. 

Stattdessen verfügen praktisch alle ein-
schlägigen Programme zur Lärmberech-
nung über Schnittstellen zu den jeweils an-
deren Programmen.  

Bezüglich des Datenaustausches zwi-
schen den unterschiedlichen Lärmberech-
nungsprogrammen hat allerdings in den 
letzten 2 Jahren der NALS B6 UA1 im 
Rahmen seiner Bemühungen um qualitäts-
gesicherte Software zur Lärmausbreitungs-
berechnung Vorschläge zur Definition einer 
Datenschnittstelle ausgearbeitet, die kurz 
vor der Verabschiedung stehen und zu ei-
ner Standardisierung des Datenaustau-
sches führen könnten. 
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5. Zusammenfassung 

Die Ergebnisse der Untersuchung lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: 

• Das vorgestellte Konzept eines flexiblen 
Austausches der Daten zwischen Infor-
mationssystem und Lärmberechnung 
erscheint geeignet, um die Zielsetzung 
eines Gesamtlärmplans Baden-Würt-
temberg zu erfüllen.  

• Die Verfügbarkeit der benötigten Basis-
daten (Lagedaten der Emittenten, akus-
tische Daten) erweist sich als eigentli-
ches Hindernis zur Durchführung eines 
derartigen Gesamtlärmplanes. Die Be-
schaffung der Daten aus bestehenden 
Datenquellen ist schwerfällig, die Daten 
liegen für die Lärmberechnung nur un-
vollständig vor, eine effektive Verwen-
dung digitaler Daten scheitert z.T. an 
fehlenden Schnittstellen, aber auch an 
unklaren Zuständigkeiten. 

• Zur Datengewinnung ist bei allen betei-
ligten Stellen ein Grundverständnis zur 
angestrebten Vorgehensweise erforder-
lich, das derzeit noch nicht vorliegt und 
durch entsprechende Informationen be-
reitgestellt werden müsste.  

• Die Notwendigkeit der Verwendung von 
Softwarewerkzeugen führt im Zusam-
menhang mit einer bundeslandeinheitli-
chen Standardisierung zu zusätzlichen 

Problemen: Nicht alle Geografischen In-
formationssysteme und nicht jede Lärm-
prognose-Software lässt sich beliebig 
untereinander austauschen, neue 
Schnittstellenprobleme sind zu erwarten. 

Auf der Grundlage der bisher erarbeiteten 
Erkenntnisse – die beispielhaft vorgestellt 
werden – erscheint trotz aller verbleibender 
Problemstellungen die Kombination eines 
Geographischen Informationssystems mit 
Software-Werkzeugen der Lärmprognose 
als sinnvolle Möglichkeit zur Erstellung ei-
nes Gesamtlärmplanes der Größe Baden-
Württembergs. 

Ein Geographisches Informationssystem 
(GIS) ist in der Lage, die anfallenden Da-
tenmengen zu verwalten und den jeweiligen 
Datensatz für die Lärmberechnung an die 
Lärmprognose-Software zu übergeben. Auf 
diese Weise kann ein dynamisches und fle-
xibles Instrumentarium entstehen, das alle 
Anforderungen eines Gesamtlärmplanes 
Baden-Württemberg abdeckt und auf allen 
Entscheidungsebenen wesentliche Vorteile 
als Planungshilfe und zur Bestandsanalyse 
liefert – insbesondere auch bei der Umset-
zung der Forderungen des §47a BImSchG 
in der Lärmminderungsplanung. 
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Die gegenwärtigen Beurteilungsverfah-
ren auf dem Gebiet der Lärmbekämpfung 
wurden anlagenbezogen entwickelt. Für 
einzelne Geräuschquellen sind in Rechts-
verordnungen und Verwaltungsvorschriften 
Kriterien festgelegt worden, ab wann mit 
schädlichen Umwelteinwirkungen zu rech-
nen ist. Der Ansatz des Quellenbezugs hat 
sich in der Vergangenheit hinsichtlich des 
Verwaltungshandelns im Großen und Gan-
zen bewährt, weil er wegen der einfachen 
Verknüpfung von Ursache und Wirkung 
sehr vorteilhaft in der Durchsetzung ist.  

Die bisher entwickelten Kriterien lassen 
allerdings Belastungen durch andere Ge-
räuschquellen (auch bestehende gleichen 
Quellentyps) weitgehend unberücksichtigt. 
Die Summation beim Neubau oder der we-
sentlichen Änderung von Verkehrswegen 
wurde in der bisherigen Rechtsprechung 

verneint. Der Begriff „Schädliche Umwelt-
einwirkung“ im Bundes-Immissionsschutz-
gesetz bezieht sich nicht auf die Geräusche 
einzelner zu beurteilender Quellen, sondern 
auf die Gesamtwirkung einzelner Quellen. 
Er ist akzeptorbezogen zu verstehen1. 

Nun könnte der Tatsache, dass solche 
Beurteilungsverfahren nicht existieren, we-
nig Bedeutung beizumessen sein, wenn die 
Situation, in der der Bürger mehr als einer 
Lärmquelle ausgesetzt ist, selten gegeben 
wäre.  

Dies scheint allerdings wohl nicht der 
Fall zu sein: Hochrechnungen mit Hilfe des 
Belastungsmodells des Umweltbundesam-
tes weisen in allen Belastungsbereichen ei-
nen Anstieg der Betroffenen aus, wenn zum 
Beispiel die Belastung durch mehrere Lärm-
quellen berechnet wird. Die Abbildung 1 

                                                
1  Koch, H.-J.: Die rechtliche Beurteilung der Lärm-

summation nach BImSchG und TA Lärm 1998, 
Sonderdruck aus Immissionsschutzrecht in der 
Bewährung - 25 Jahre BImSchG - Festschrift für 
Gerhard Feldhaus 
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zeigt dies beispielhaft für die Lärmquellen 
Straßenverkehr und Schienenverkehr.  

Auch Analysen repräsentativer Um-
fragen zur Belästigung durch Lärm aus dem 

Jahre 1998 liefern gewichtige Anhaltspunkte 
dafür, dass eine „Doppelbelastung“ nicht 
eben selten sein dürfte:  

 

 

Anzahl der Bundesbürger, die eine Doppelbelästigung angeben 

Lärmquellenkombination: Betroffene, die eine Belästigung durch zwei  
Lärmquellen angeben: 

Straße und Flug 13 Mio. 

Straße und Industrie 12 Mio. 

Straße und Schiene 11 Mio. 

 
Diesen Zahlen zufolge tritt eine Mehr-

fachlärmbelästigung häufig auf. Von den 
rund 47 Mio. Einwohnern der Bundesrepu-
blik Deutschland, die vom Straßenverkehrs-
lärm belästigt werden, wird ein nicht uner-
heblicher Teil zusätzlich durch Fluglärm 
(rund 13 Mio.), Industrie-Gewerbelärm (12 
Mio.) oder Schienenverkehrslärm (11 Mio.) 
belästigt. Als Fazit lässt sich festhalten, 
dass die Doppelbelastung durch zwei 
Lärmquellen für einen nicht unbedeutenden 
Teil unserer Bevölkerung ein Problem dar-
stellen dürfte. 

Lärmwirkungen mehrerer  
Quellen 

Aus der naiven Alltagssicht heraus 
scheinen die Wirkungen mehrerer Lärm-
quellen - vergleicht man sie mit den Wir-
kungen einer einzelnen Quelle - zumindest 
auf qualitativen Niveau eindeutig zu sein: 
eine Situation, in der mehrere Lärmquellen 
gegeben sind, ist grundsätzlich „negativer“ 
als eine Situation mit nur einer Lärmquelle 
einzuschätzen. 

Die in diesem Bereich durchgeführten 
Feld- und Laborstudien liefern allerdings 
nicht immer dieses Ergebnis. Auf der Basis 
zunächst recht heterogen anmutender Be-
funde werden in der Literatur verschiedene, 
konkurrierende Wirkungsmodelle diskutiert, 
die sich vereinfacht so beschreiben lassen: 

• Energie - Summationsmodell:   
Die Gesamtbelästigung hängt vom Sum-
menpegel aller Quellen ab. 

• Additionsmodell:  
Die Gesamtbelästigung addiert sich aus 
der pegelbezogenen Belästigung. 

• Energie- Differenzmodell:  
Die Gesamtbelästigung ist abhängig 
vom Summenpegel und von einem Kor-
rekturfaktor, der die absoluten Pegelun-
terschiede zwischen den Quellen be-
rücksichtigt. 

• Reaktions-Summationsmodell: 
Die Gesamtbelästigung ist abhängig 
vom Gesamtpegel und von einem Kor-
rekturfaktor, der die unterschiedlichen 
Belästigungspotentiale („Bonus/Malus“) 
der Quellen berücksichtigt. 

• Summations-Inhibitionsmodell:  
Die Gesamtbelästigung ist abhängig 
vom Gesamtpegel und von einem Kor-
rekturfaktor, der Additions- und Hem-
mungsprozesse, die sich durch die In-
teraktionen der Quellen ergeben, be-
rücksichtigt. 

Für die verschiedenen Modelle sprechen in 
unterschiedlichem Maße empirische Befun-
de; beispielsweise zeigte sich, dass  

• die Gesamtbelästigung größer als die 
höchste quellenspezifische Einzelbeläs-
tigung sein kann (etwa bei Flug- und 
Straßenverkehrsgeräuschen); 

• die quellenspezifische Einzelbelästigung 
die Gesamtbelästigung überragen kann 
(etwa bei Schießgeräuschen und gleich-
mäßigen Geräuschen); 
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• eine quellenspezifische Einzelbelästi-
gung durch Vorhandensein einer zwei-
ten Quelle abgeschwächt (etwa Stra-
ßenverkehr bei Anwesenheit von Ge-
räuschen mit lauten Einzelereignissen); 
oder aber verstärkt wird (etwa Schie-
nenverkehrsgeräusche bei zusätzlichem 
Dauergeräusch, das die Lärmpausen 
füllt). 

Diese teilweise konträren Befunde lassen 
sich z.T. durch den Einfluss bestimmter Ge-
räuscheigenschaften deuten; so muss es 
nicht erstaunen, dass z. B. Schießgeräu-
sche belästigender erlebt werden, wenn der 
Hintergrundlärm gering ist und sie dabei so-
gar die Gesamtbelästigung übersteigen. 

Ein weiterer, wichtiger Erklärungsansatz 
ergibt sich aus der Tatsache, dass die ver-
schiedenen Untersuchungen auf unter-
schiedliche Lärmwirkungsprozesse abzielen 
und nur jeweils Ausschnitte des Lärmwir-
kungsgeschehens abbilden. Beispielhaft 
seien hier Untersuchungen zu nennen, die 
quellenspezifische Drosselungseffekte bei 
Anwesenheit einer zweiten Quelle berichten 
ohne eine differenzierte Betrachtung und 
Analyse der resultierenden Gesamtbelästi-
gung vorzunehmen. 

Bei kritischer Durchsicht der verfügba-
ren Forschungsergebnisse, scheint eine 
ausschließende Festlegung auf eines der 
möglichen verschiedenen Modelle nicht 
sinnvoll und angemessen; vielmehr muss 
eine Interaktion verschiedener Wirkungsef-
fekte auf unterschiedlichen Ebenen unter-
stellt werden: Erste einfache Reanalysen 
zweier Untersuchungen (Lärmquellen: Flug- 
und Straßenverkehr) deuten auf wichtige 
Bestimmungsstücke hin: 

• SUMMATIONSEFFEKTE auf der Ebene 
der Lärmbelastung und resultierender 
Gesamtbelästigungsreaktion. Es wird 

unterstellt, dass beide Quellen gemein-
sam - aber nicht zwangsläufig im glei-
chen Umfang - einen erheblichen Teil 
der Gesamtbelästigungsreaktion deter-
minieren. 

• INHIBITIONSEFFEKTE auf der Ebene 
der quellenspezifischen Belästigung o-
der Störung. Es wird unterstellt, dass 
der Lärmpegel der anderen Quelle die 
quellenspezifische Störung reduziert. 

• QUELLENSPEZIFISCHE SUMMATION 
von erlebter Belästigung oder Störung. 
Es wird unterstellt, dass bei gegebenem 
Störungserleben eine durch eine zusätz-
liche Quelle ausgelöste Störung das all-
gemeine Störungsbereitschaftsniveau 
steigert (etwa im Sinne eines unspezifi-
schen Arousalanstieg). 

• ADDITIVE AUSWIRKUNG des quellen-
spezifischen Störungserleben auf die 
Gesamtbelästigungsreaktion. 

Ein solches Modell klärt auf qualitativer E-
bene die unterschiedlichen Forschungser-
gebnisse teilweise auf. 

Künftige Forschungsaktivitäten in die-
sem Bereich werden auf eine Vielzahl von 
Problemen stoßen. Unabhängig hiervon, 
dürften Untersuchungen besonders zur 
Frage der (subjektiven) Dominanz einer 
Lärmquelle aber auch Untersuchungen, die 
der Frage nachgehen, ob "Bonus/Malus-" 
und „Beurteilungszeit-"Effekte auch unter 
Kombinationsbelastungen verändert bzw. 
vorhanden sind, von Bedeutung sein. Un-
geklärt ist auch, inwieweit Lärmsituationen, 
die von zwei Quellen geprägt sind, mit Situ-
ationen mit drei und mehr Quellen prinzipiell 
vergleichbar sind. 
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I. Ausgangslage 

1. Bedeutung der Lärmbelastung 

Trotz aufwendiger technischer und pla-
nerischer Lärmschutzmaßnahmen ist die 
Geräuschbelastung durch Straßenverkehr 
in Deutschland in den letzten Jahren in etwa 
gleich geblieben. Etwa 15,6 % der Be-
völkerung der alten Bundesländer sind tags 
mit Mittelungspegeln von über 65 dB(A) be-
lastet, etwa 30 % sind auch nachts Pegeln 
über 50 dB(A) ausgesetzt1. Die Belästigung 
durch Lärm ist die am häufigsten wahr-
genommene Form der Umweltbelastung. 
70 % der Deutschen fühlen sich durch Stra-
ßenverkehrslärm, 42 % durch Fluglärm, 
21 % durch Schienenlärm, 21 % durch In-
dustrielärm, 22 % durch Lärm der Nachbarn 
und 7 % durch Sportanlagenlärm belästigt2. 

Eine repräsentative Befragung der Be-
völkerung hat ergeben, dass sich in 
Deutschland etwa 30 Mio. Bürger durch ei-
ne Doppelbelästigung von Straßenverkehrs- 
und Fluglärm und etwa 16 Mio. durch eine 
kumulative Belastung von Straßenverkehrs- 
und Schienenverkehrslärm betroffen se-
hen3. Das allgemeine Lärmbewusstsein ist 
erheblich gestiegen, zumal trotz der Erfolge 
der technischen und organisatorischen 
Lärmbekämpfung die belästigenden und 
teilweise gesundheitsbeeinträchtigenden 
Wirkungen des Lärms nach wie vor beste-
hen. Durch die Zunahme der lärmerzeu-
genden Aktivitäten, insbesondere im Ver-
kehrsbereich, wurden die bisherigen Erfolge 
der Lärmminderung überkompensiert4. Hin-
zu kommen neue Erkenntnisse der Lärm-
wirkungsforschung, die insbesondere im 
Hinblick auf die physiologischen Lärmwir-
kungen sowie die Wirkung von Lärm als 
Stressfaktor zu einer die Anforderungen an 
                                                
1  Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, 

Sondergutachten „Umwelt und Gesundheit – Risi-
ken richtig einschätzen“, BT-Drucks. 14/2300, Tz 
388, S. 159 (im folgenden: SRU). 

2  SRU, Tz 388, 404, Tabelle 3.5-3. 
3  Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, Zur 

Umsetzung einer dauerhaft-umweltgerechten 
Entwicklung, Umweltgutachten 1996, BT-Drucks. 
13/4108, S. 195, Tabelle 2.23 (im folgenden: SRU 
1996); SRU, Tz 461 ff; Koch, NVwZ 2000, 490, 
491. 

4  SRU, Tz 464. 

den Lärmschutz verschärfenden Tendenz 
führen5. Entsprechend dringend ist die Not-
wendigkeit, Maßstäbe für die Beurteilung 
der den Rezipienten aus unterschiedlichen 
Lärmquellen treffenden Gesamtlärmbelas-
tung zu finden. 

2. Schädliche Umwelteinwirkungen 

Nach der Legaldefinition des § 3 Abs. 1 
BImSchG sind schädliche Umwelteinwir-
kungen i. S. des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes Immissionen, die nach Art, Aus-
maß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, 
erhebliche Nachteile oder erhebliche Beläs-
tigungen für die Allgemeinheit oder die 
Nachbarschaft herbeizuführen. § 3 Abs. 2 
BImSchG definiert die Immissionen u. a. als 
„auf Menschen einwirkende Geräusche“. 
Woher diese Geräusche stammen, ist nach 
dieser Legaldefinition unerheblich. Sie hat 
keinen Anlagenbezug. Maßgebend sind 
vielmehr die Immissionsverhältnisse am 
Einwirkungsort. Es ist heute unbestritten, 
dass der Begriff der Immissionen in § 3 
Abs. 2 BImSchG und damit der Begriff der 
schädlichen Umwelteinwirkungen in § 3 
Abs. 1 BImSchG eine summative, akzeptor-
bezogene Betrachtungsweise am maßgeb-
lichen Einwirkungsort voraussetzt, also eine 
Beurteilung der Gesamtbelastung auf die 
Schutzgüter des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes. Dies entspricht auch dem Willen 
des historischen Gesetzgebers6. Es steht 
deshalb im Ergebnis außer Frage, dass für 
die Prüfung, ob am jeweiligen Einwirkung-
sort schädliche Umwelteinwirkungen durch 
Lärmimmissionen vorliegen bzw. zu er-
warten sind, eine summative Betrachtungs-
weise der Gesamtlärmbelastung notwendig 

                                                
5  Zu den extra-auralen Lärmwirkungen vgl. SRU, Tz 

392 ff. 
6  Vgl. Bericht des federführenden Innenausschus-

ses, BT-Drucks. 7/1513, S. 3; aus der Literatur 
Koch, in: FS Feldhaus, 1999, S. 215 ff; Koch, in: 
Koch/Scheuing (Hrsg.), GK-BImSchG, Stand April 
1998, § 3 Rdnr. 30 ff; NVwZ 2000, 490, 493; Kut-
scheidt, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Bd. 
1, Stand Oktober 1999, § 3 BImSchG Rdnr. 16 ff; 
Jarass, BImSchG, 4.Aufl. 1999, § 3 Rdnr. 8, 34; 
Feldhaus, Bundes-Immissionsschutzrecht, Stand 
März 2000, § 3 BImSchG Rdnr. 5; § 6 BImSchG, 
Rdnr. 4; Feldhaus, UTR Bd. 21, 1994, S. 29, 33 ff, 
je m. w. N.; Hansmann, NuR 1997, 53 (55 f). 
BVerwGE 101, 1 (7); SRU Tz 504. 
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ist. So sehr über diesen Grundsatz Einigkeit 
besteht, so unzureichend ist er in der Reali-
tät umgesetzt. Dafür wird vor allem die 
Lärmwirkungsforschung verantwortlich ge-
macht, der es bislang nicht gelungen sei, 
eine Dosis-Wirkung-Beziehung für den Ge-
samtlärm und damit verwertbare Bewer-
tungsmaßstäbe für die Beurteilung der Ge-
samtbelästigung zu entwickeln1. Dies sollte 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass es 
auch rechtliche Defizite bei der Beurteilung 
der Gesamtlärmbelastung gibt. 

II. Bestandsaufnahme: Segmen-
tierung der Lärmquellen 

1. Übersicht 

Der einhelligen Erkenntnis, § 3 Abs. 1 
BImSchG fordere eine Beurteilung der Ge-
samtlärmbelastung, steht die rechtliche 
„Segmentierung der Lärmquellen“2 gegen-
über. Die Lärmquellen unterliegen jeweils 
unterschiedlichen Mess- und Beurteilungs-
verfahren. Einen umfassenden rechtlichen 
Ansatz zur Gesamtbeurteilung von Lärm 
gibt es nicht. Es gibt nur zaghafte Versuche, 
Teilaspekte zusammenzufassen. 

2. BImSchG – TA-Lärm 

Die alte TA-Lärm aus dem Jahr 1968 
stellte nur auf das von der einzelnen Anlage 
verursachte Geräusch ab, Fremdgeräusche 
blieben unberücksichtigt. Diese heftig kriti-
sierte Regelung hat die TA-Lärm 1998 auf-
gegeben. Sie schreibt erstmals eine sum-
mative Betrachtungsweise vor. Diese wird 
jedoch nur eingeschränkt durchgeführt und 
wird deshalb für nicht gesetzeskonform 
gehalten3.  

Für die genehmigungsbedürftigen Anla-
gen stellt die TA-Lärm 1998 in Nr. 3.1 dar-
auf ab, dass die Gesamtbelastung am 
maßgeblichen Einwirkungsort die Immissi-

                                                
1  Zu den einschlägigen Untersuchungen vgl. SRU, 

Tz 461 ff. 
2  Koch, NVwZ 2000, 490, 493. Hansmann, NuR 

1997, 53 bezeichnet den Lärmschutz als „Stief-
kind“ des Immissionsschutzrechts. Zum Europäi-
schen Lärmschutzrecht M.Schulte/R.Schröder, 
DVBl. 2000, 1085. 

3  Z. B. Koch, FS Feldhaus, 1999, S. 215, 227. 

onsrichtwerte nicht überschreitet. Die Ge-
samtbelastung erfasst jedoch nur die Belas-
tung des Immissionsorts, die von allen An-
lagen hervorgerufen werden, für die die TA-
Lärm gilt. Vom Geltungsbereich der TA-
Lärm ausgenommen sind acht für den 
Lärmschutz bedeutende Anlagenarten4: 
Sportanlagen, Freizeitanlagen, Freiluftgast-
stätten, landwirtschaftliche Anlagen, be-
stimmte Schießplätze, Tagebaue und die 
zum Betrieb eines Tagebaues erfor-
derlichen Anlagen, Baustellen, Seehafen-
umschlagsanlagen und Anlagen für soziale 
Zwecke. Die Regelungen der TA-Lärm sind 
auf den Industrie- und Gewerbebereich zu-
geschnitten. Für damit nicht vergleichbare 
Anlagen, z. B. Alarmsirenen, Glockengeläut 
kann sie keine uneingeschränkte Anwen-
dung finden, obwohl diese nicht ausdrück-
lich ausgenommen sind5. Durch die Be-
schränkung auf Anlagen im Sinne von § 3 
Abs. 5 BImSchG ist der Verkehr als Ele-
ment der Summenbildung von vornherein 
ausgeschlossen. Für die nicht genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen sieht die TA-
Lärm 1998 vor, dass schädliche Umwelt-
einwirkungen dann regelmäßig nicht vor-
liegen, wenn die Geräuschimmissionen der 
zu beurteilenden Anlage die Immissions-
richtwerte nicht überschreiten; eine Prüfung 
der Summationswirkung soll nur aus-
nahmsweise erfolgen6. 

Feldhaus7 hat die Frage gestellt, woher 
die Bundesregierung das Recht nimmt vor-
zuschreiben, dass der Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen sichergestellt ist, 
wenn die Gesamtbelastung am maßgebli-
chen Immissionsort die Immissions-
richtwerte nicht überschreitet, obwohl die 

                                                
4  Nr. 1 S. 2 TA-Lärm. 
5  Kutscheidt, NVwZ 1999, 577, 578. 
6  S. Nr. 4.2 a und c; dazu Kutscheidt, NVwZ 1999, 

577, 582; Feldhaus, in: Koch (Hrsg.), Aktuelle 
Probleme des Immissionsschutzrechts, 1998, S. 
181, 187 ff; er bezeichnet die Neuregelung als „ 
noch“ gesetzeskonform, da eine genaue Lärm-
immissionsermittlung regelmäßig aufwendig sei 
und das von der Verwaltungsvorschrift zu definie-
rende „Mindestmaß“ i. S. von § 22 Abs. 1 Nr. 1, 2 
BImSchG der Bundesregierung einen weiten 
Standardisierungsspielraum einräume, der die An-
gemessenheit des Prüfaufwandes einschließe. 

7  In: Koch (Hrsg.), Aktuelle Probleme des Immissi-
onsschutzrechts, 1998, S. 181, 185 f. 
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maßgebende Gesamtbelastung den weiten 
Bereich der ausgenommenen Anlagen nicht 
erfasst. Die Lösung sieht Feldhaus darin, 
dass das standardisierte Verfahren der TA-
Lärm zur Ermittlung der Vor-, Zusatz- und 
Gesamtbelastung zwar das wichtigste, nicht 
jedoch das einzige Instrument zur Immissi-
onsbewertung ist. Die Antwort ergebe sich 
daraus, dass neben der Regelfallprüfung 
nach der TA-Lärm im Einzelfall ein Korrek-
turverfahren zur Feinbewertung vorge-
schrieben wird, nämlich die ergänzende 
Prüfung im Sonderfall. Sie finde statt, wenn 
besondere Umstände vorliegen, die bei der 
Regelfallprüfung nicht berücksichtigt wer-
den, die jedoch für die Beurteilung, ob die 
Anlage zum Entstehen schädlicher Umwelt-
einwirkungen relevant beiträgt, von Bedeu-
tung sind. Solche besonderen Umstände 
könnten Lärmeinwirkungen durch den Ver-
kehr oder durch vom Anwendungsbereich 
der TA-Lärm ausgeschlossene Anlagen 
sein. Dadurch werde die Bewertungslücke 
geschlossen und eine gesetzeskonforme 
Geräuschgesamtbewertung sichergestellt1.  

Dieser Vorschlag bietet zwar die Mög-
lichkeit einer gesetzeskonformen Gesamt-
beurteilung, er schafft jedoch insoweit 
Rechtsunsicherheit, als die Frage, wie eine 
Gesamtlärmbeurteilung zu erfolgen hat, of-
fen bleibt. Dafür gibt es bislang kein stan-
dardisiertes untergesetzliches Regelwerk. 
Feldhaus plädiert für eine „abwägende Ge-
samtbetrachtung“, in der die Immissionsbei-
träge anderer Quellen nach Art, Intensität 
und Einwirkungsdauer im Verhältnis zum 
Beitrag der genehmigungsbedürftigen Anla-
ge zu gewichten seien. Dies eröffnet ein 
weites Feld für Einzelfallentscheidungen mit 
entsprechender Rechtsunsicherheit. Ergän-
zende Leitlinien dazu sind erforderlich2.  

                                                
1  aaO, S. 186 f; UPR 1999, 1, 5 f; zust. Kutscheidt, 

in: Landmann/Rohmer, aaO, § 3 Rdnr. 16 b; 
NVwZ 1999, 577, 581 f; Koch, in: FS Feldhaus, 
1999, S. 215, 231; Ders., NVwZ 2000, 490 (501); 
Hansmann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht 
II, Stand Oktober 1999, TA-Lärm Nr. 2 Rdnr. 27 ff; 
Schulze-Fielitz, DVBl. 1999, 65, 69. Ebenso SRU, 
Tz 505. 

2  Koch, FS Feldhaus 1999, 215, 232, schlägt vor, 
die Musterverwaltungsvorschrift des LAI vom 
2.5.1995, abgedr. bei Feldhaus, Bundes-
Immissionsschutzrecht, aaO, Bd. 4 C 4.7, heran-

3. Sportanlagenlärmschutzverordnung 

Die 18.BImSchV sieht eine Summenbe-
wertung nur vor, soweit es um die Immissi-
onen anderer Sportanlagen geht3. Nach der 
Rechtsprechung des BVerwG konkretisie-
ren die Richtwerte der 18.BImSchV verbind-
lich die Zumutbarkeit von Sportlärm4. Der 
Wortlaut der Verordnung lässt danach kei-
nen Raum für eine Beurteilung des Gesamt-
lärms. Feldhaus5 stellt auch insoweit die 
Frage, ob der Verordnungsgeber überhaupt 
berechtigt ist, bei Anlagen, auf die § 5 oder 
§ 22 BImSchG Anwendung findet, eine 
Summenbewertung schlechthin auszu-
schließen. Auch insoweit löst er das Prob-
lem durch eine einschränkende Auslegung 
der 18.BImSchV. Die Regelungen der 
18.BImSchV sollen nur bedeuten, dass an-
dere Geräuschimmissionen nicht im Rah-
men des jeweils standardisierten Beurtei-
lungsverfahren zu berücksichtigen sind. Ei-
ne mit dem Bundes-Immissionsschutzge-
setz konforme Anwendung könne in beson-
ders gelagerten Fällen zusätzlich eine – 
nicht ausdrücklich vorgeschriebene – Son-
derfallprüfung erforderlich machen. 

4. Verkehrslärm von Straße und Schiene 

Nach § 41 BImSchG ist beim Bau oder 
der wesentlichen Änderung öffentlicher 
Straßen sowie von Eisenbahnen und Stra-
ßenbahnen sicherzustellen, dass durch die-

                                                                       
zuziehen, insbesondere Nr. 2.4.3 und Nr. 4; ähnl. 
Hansmann, in: Landmann/Rohmer, aaO, Bd. 2 Nr. 
4.1 MusterVwVLärm. Vor Erlass der TA-Lärm 
1998 ist das OVG Lüneburg dem Vorschlag in Nr. 
2.4.3 der LAI-Musterverwaltungsvorschrift gefolgt, 
unter den dort genannten Voraussetzungen eine 
Gesamtbetrachtung unter Einschluss des Ver-
kehrslärms vorzunehmen, vgl. Immissionsschutz 
1996, 73; offen gelassen vom OVG Bremen, Urt. 
v. 11.6.1996 – 1 G 3/94, Feldhaus, aaO, ES 
BImSchG § 22 – 38 = NVwZ-RR 1997, 554 (LS) 
für die Summation Betriebslärm eines Hafens und 
Verkehrslärm, da der Summenpegel unter dem 
Grenzwert der 16.BImSchV blieb. 

3  § 2 Abs. 1 18.BImSchV; Koch, in: FS Feldhaus, 
1999, S. 215, 224. Zur 18.BImSchV Spind-
ler/Spindler, NVwZ 1993, 225. 

4  BVerwG, NVwZ 1995, 993; 2000, 550. 
5  In: Koch (Hrsg.), Aktuelle Probleme des Immissi-

onsschutzrechts, 1998, S. 181, 184. Ebenso Ja-
rass, FS Feldhaus, 1999, S. 235 (244); Hans-
mann, NuR 1997, 53, 54; Koch, FS Feldhaus, 
1999, S. 215, 224. 
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se keine schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen 
werden können, die nach dem Stand der 
Technik vermeidbar sind. Im Hinblick auf die 
Legaldefinition der schädlichen Umweltein-
wirkungen in § 3 Abs. 1 BImSchG erscheint 
es naheliegend, dass auch hier eine Beur-
teilung der Gesamtlärmbelastung notwendig 
ist. Dem ist allerdings das BVerwG entge-
gengetreten1.  

Das BVerwG stellt zunächst fest, die 
16.BImSchV enthalte jedenfalls für den Re-
gelfall kein Verfahren, um für mehrere Ver-
kehrswege einen Summenpegel zu bilden 
und den Lärm vorhandener Verkehrswege 
einzubeziehen. Dies sei keine bewusste 
Regelungslücke, die im Einzelfall durch Bil-
dung eines Gesamtbeurteilungspegels ge-
schlossen werden könne. Der Ausschluss 
einer summativen Berechnung sei vielmehr 
verordnungsrechtlich gewollt. Die Separie-
rung einer einzelnen Lärmquelle sei geset-
zeskonform. Zwar hebe der Begriff der 
schädlichen Umwelteinwirkungen zweifels-
frei auf eine summative Betrachtung ab, je-
doch gebe die Handlungspflicht des § 41 
BImSchG keinen Anspruch auf einen Lärm-
schutz nach Maßgabe einer summativen 
Betrachtungsweise. Der Wortlaut gebiete 
dies nicht, schließe dies allerdings auch 
nicht aus. Es sei verfassungsrechtlich un-
bedenklich, dass die Nachbarschaft für den 
Bereich des Verkehrslärms nicht durch ein-
heitliche, alle Vorbelastungen erfassende 
Grenzwerte geschützt wird. Eine einheit-
liche Zumutbarkeitsschwelle gegenüber jeg-
lichem Verkehrslärm auf dem Niveau der 
16.BImSchV hätte nach Einschätzung des 
Gesetzgebers die öffentlichen Haushalte 
überfordert. Es sei deshalb hinzunehmen, 
dass der Gesetzgeber sich dafür entschied, 
den Lärmschutz auf höherem Schutzniveau 
zunächst nur in den Fällen anzustreben, in 
denen der Staat eine neue Eingriffslage 
schaffe.  

Das BVerwG schränkt dann allerdings 
ein: Eine Berechnung der Lärmbeeinträchti-
gung nach Maßgabe eines Summenpegels 
könnte geboten sein, wenn der neue oder 

                                                
1  BVerwGE 101, 1. Ausf. Vallendar, in: FS Feld-

haus, 1999, 249. 

zu ändernde Verkehrsweg im Zu-
sammenwirken mit vorhandenen Vorbelas-
tungen anderer Verkehrswege insgesamt zu 
einer Lärmbelastung führe, die mit Gesund-
heitsgefahren oder einem Eingriff in die 
Substanz des Eigentums verbunden sei. 
Dies gebiete das Grundrecht auf körperliche 
Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG 
und der Eigentumsschutz aus Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG. Der Verordnungsgeber sei des-
halb nicht ermächtigt, Immissionsgrenzwer-
te festzulegen, die im Fall einer summierten 
Immission zu einer Gesundheitsgefährdung 
der Betroffenen führe. Wann die Grenze zur 
Gefährdung der menschlichen Gesundheit 
überschritten wird, lässt das BVerwG offen, 
da der im konkreten Fall behauptete Ge-
samtbeurteilungspegel von 61 dB(A) tags 
und 53 dB(A) nachts jedenfalls unter der 
Grenze der Gesundheitsgefährdung liege. 

Die Auffassung des BVerwG wird heftig 
kritisiert2. Die verfassungsrechtlich gebote-
ne Gesamtbetrachtung ist nach dem Text 
des Urteils des BVerwG auf die Berücksich-
tigung einer Verkehrslärmvorbelastung be-
schränkt. Diese Beschränkung ist nicht 
haltbar. Wenn verfassungsrechtlich zum 
Schutz der Gesundheit eine Gesamtlärmbe-
trachtung geboten ist, muss sich diese am 
Schutzziel orientieren, nämlich der mensch-
lichen Gesundheit, nicht an der Frage, wel-
che Quellen die Gesundheit gefährden. 
Weder Art. 2 Abs. 2 GG noch Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG lässt die Beschränkung der ver-
fassungsrechtlich gebotenen Gesamtbeur-
teilung auf den Verkehrslärm zu; sie muss 
alle Lärmquellen erfassen. 

5. Freizeitlärm 

Soweit Freizeitlärm Anlagen zuzuordnen 
ist, gelten für ihn die Anforderungen des 

                                                
2  Vor allem Koch, in: FS Feldhaus, 1999, S. 215, 

225 f; NVwZ 2000, 490, 495 f; Silagi, UPR 1997, 
272, 276 f; Jarass, in: FS Feldhaus, 1999, 235, 
242 ff, der fordert, sonstige Quellen mit einem an-
gemessenen Zuschlag zu berücksichtigen, wenn 
sie zu wesentlichen Veränderungen der Gesamt-
belastung führen; auch insoweit sei eine Sonder-
fallprüfung neben der 16.BImSchV notwendig; e-
benso Jarass, UPR 1998, 415, 418; krit. auch 
SRU, Tz 505; wie das BVerwG Czajka, in: Feld-
haus, Bundes-Immissionsschutzrecht, Stand März 
2000, § 41 BImSchG Rdnr. 54 f. 
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Bundes-Immissionsschutzgesetzes, regel-
mäßig § 22 BImSchG. Freizeitanlagen sind 
von der TA-Lärm ausgenommen. Es gibt 
dafür kein untergesetzliches Regelwerk. Der 
LAI hat dazu die Freizeitlärm-Richtlinie er-
arbeitet1. Auch die Empfehlungen des LAI 
zum Freizeitlärm sehen im Ansatz keine 
Gesamtlärmbetrachtung vor, sondern eine 
Betrachtung nur des Freizeitlärms. 

6. Fluglärm 

Das aus dem Jahr 1971 stammende 
Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm sieht 
die Festsetzung von Lärmschutzbereichen 
vor. Der Lärmschutzbereich umfasst ein 
Gebiet außerhalb des Flugplatzgeländes, in 
dem der durch den Fluglärm hervorgerufene 
äquivalente Dauerschallpegel 67 dB(A) ü-
bersteigt2. Im Lärmschutzbereich bestehen 
teils Bauverbote, teilweise werden Entschä-
digungsansprüche und Ansprüche auf Er-
stattung von Aufwendungen für Schall-
schutzmaßnahmen begründet. Die Ab-
grenzung der Schutzzonen erfolgt nicht auf-
grund der Gesamtlärmbelastung, sondern 
nur aufgrund des Fluglärms. 

Für die Zumutbarkeit des Fluglärms im 
Einzelfall ist das Fluglärmgesetz unergiebig. 
Maßgebend ist insofern vor allem das Plan-
feststellungsrecht, insbesondere die fach-
planungsrechtliche Zumutbarkeitsgrenze für 
Fluglärm nach § 9 Abs. 2 LuftVG. Sie ist 

                                                
1  LAI, Freizeitlärm-Richtlinie, Anhang B zur Muster-

verwaltungsvorschrift zur Ermittlung, Beurteilung 
und Verminderung von Geräuschimmissionen, 
abgedr. bei Feldhaus, aaO, C 4.7 und in NVwZ 
1997, 469. Zum Freizeitlärm s. auch Berkemann, 
NuR 1998, 565; Koch/Maaß, NuR 2000, 69; zur 
Abgrenzung von der 18.BImSchV Kuchler, NuR 
2000, 77. Für den Baustellenlärm bestimmt die 
nach § 66 Abs. 2 BImSchG übergeleitete und fort-
geltende AVwV zum Schutz gegen Baulärm – Ge-
räuschimmissionen in Nr. 3.1.3 und 6.1, dass nur 
die durch Baumaschinen auf Baustellen hervorge-
rufenen Geräusche berücksichtigt werden. Hier 
gilt dasselbe wie für die 18.BImSchV: Eine geset-
zeskonforme Anwendung kann in besonders ge-
lagerten Fällen eine Sonderfallprüfung erforderlich 
machen, die auch andere Geräuschquellen mi-
teinbezieht, so Feldhaus, in: Koch (Hrsg.), Ak-
tuelle Probleme des Immissionsschutzrechts, 
1998, S. 181, 184. 

2  § 2 Abs. 1 FluglärmG; Schutzzone 1 umfasst den 
Bereich mit mehr als 75 dB(A), Schutzzone 2 den 
Bereich mit 67 – 75 dB(A), s. § 5 II. 

weder in einer Rechtsverordnung noch in 
einer Verwaltungsvorschrift konkretisiert. 
Vielmehr hat sich insoweit eine umfangrei-
che Rechtsprechung zur fachplanungs-
rechtlichen Zumutbarkeit von Fluglärm her-
ausgebildet3.  

Diese Rechtsprechung stellt durchweg 
nur auf den Fluglärm ab. Eine Gesamtbe-
trachtung des Verkehrslärms unter Einbe-
ziehung von Straße und Schiene und eine 
Gesamtbetrachtung von Lärm insgesamt 
unter Einbeziehung von Gewerbelärm findet 
nicht statt. Vereinzelt wird sie in luftrechtli-
chen Planfeststellungsverfahren versucht4. 

7. Zwischenergebnis 

Dieser Überblick zeigt, dass das deut-
sche Lärmschutzrecht „überaus vielfältig, 
weitgehend quellenbezogen strukturiert, auf 
zahlreiche Rechtsmaterien verteilt“5 ist. 
Prägendes Element ist nicht die durch § 3 
Abs. 1 BImSchG vorgegebene Gesamtbe-
trachtung des Lärms, sondern die Segmen-
tierung der Lärmquellen, die nur bereichs-
weise den Anlagenbezug überschreitet. An 
keiner Stelle des einschlägigen Regelwer-
kes finden wir eine Pflicht zur Bewertung 
des Gesamtlärms und ein taugliches In-
strument zur Erfüllung dieser Pflicht. Trotz 
der durch § 3 Abs. 1 BImSchG vorgegebe-
nen Summationsbetrachtung findet sich ein 
solcher Ansatz nicht einmal im klassischen 
Immissionsschutzrecht und im zugehörigen 
untergesetzlichen Regelwerk. 

                                                
3  Vgl. Hofmann/Grabherr, LuftVG, Stand November 

1997, § 9 Rdnr. 51 ff; Hermann, Schutz vor Flug-
lärm bei der Planung von Verkehrsflughäfen im 
Lichte des Verfassungsrechts, 1994. Aus der 
Rspr. insbesondere BVerwGE 107, 313 (Erfurt); 
87, 332 (München II). 

4  So in der Planfeststellung für die Erweiterung des 
Flughafens Leipzig-Halle, s. BVerwG, LKV 1999, 
144 = Buchholz § 8 LuftVG Nr. 14. 

5  Koch, NVwZ 2000, 490, 492. 
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III. Probleme einer Gesamtlärm-
betrachtung im Immissions-
schutzrecht 

1. Anwendungsbereich des BImSchG 

Fast alle relevanten Lärmquellen wer-
den vom Bundes-Immissionsschutzgesetz 
und vom zugehörigen untergesetzlichen 
Regelwerk erfasst. Dies gilt allerdings nicht 
für den Fluglärm, da das Bundes-Im-
missionsschutzgesetz nach seinem § 2 Abs. 
2 nicht für Flugplätze gilt. Maßgebend dafür 
sind die Bestimmungen des LuftVG, der zu-
gehörigen untergesetzlichen Regelungen 
sowie des Gesetzes zum Schutz gegen 
Fluglärm.  

Dies steht jedoch einer Gesamtlärmbe-
trachtung unter Einbeziehung des Fluglärms 
nicht entgegen. § 2 Abs. 2 BImSchG bedeu-
tet nur, dass die Bestimmungen des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes nicht für 
Flugplätze gelten. § 2 Abs. 2 BImSchG be-
deutet jedoch nicht, dass bei der Bestim-
mung der Betreiberpflichten für genehmi-
gungsbedürftige und für nicht genehmi-
gungsbedürftige Anlagen Fluglärmim-
missionen unberücksichtigt bleiben. Die 
Frage, ob genehmigungsbedürftige oder 
nicht genehmigungsbedürftige Anlagen 
schädliche Umwelteinwirkungen i. S. von 
§ 2 Abs. 1 BImSchG verursachen, kann 
deshalb von der immissionsschutzrechtlich 
zuständigen Behörde unter Einbeziehung 
von Fluglärmimmissionen beantwortet wer-
den.  

2. Unterschiedliche Mess- und Beurtei-
lungsverfahren 

Ein schwieriges Problem besteht darin, 
dass für den von verschiedenen Anlagen 
ausgehenden Lärm verschiedene Mess- 
und Beurteilungsverfahren gelten. Deshalb 
können verschiedene Immissionswerte oder 
Beurteilungswerte im Rahmen einer Ge-
samtbewertung nicht ohne weiteres mitein-
ander verglichen oder „aufaddiert“ werden. 
An folgenden wesentlichen Unterschieden 
bei der Beurteilung von Lärmimmissionen 
wird die Dimension des Problems deutlich: 

a) Die TA-Lärm enthält unterschiedliche 
Immissionsrichtwerte für die Tagzeit 
(6,00 Uhr bis 22,00 Uhr) und die Nacht-
zeit (22,00 Uhr bis 6,00 Uhr). Für die 
Nachtzeit stellt sie auf die lauteste 
Nachtstunde ab. Für Tageszeiten mit 
erhöhter Empfindlichkeit enthält sie Zu-
schläge, die bei der Bildung des Beurtei-
lungspegels für den Tag berücksichtigt 
werden. Einzelne kurzzeitige Ge-
räuschspitzen dürfen die Immissions-
richtwerte am Tag um nicht mehr als 30 
dB(A) und in der Nacht um nicht mehr 
als 20 dB(A) überschreiten. Für seltene 
Ereignisse gibt es Sonderregelungen. 
Die Immissionsrichtwerte sind an jedem 
Tag von 6,00 Uhr bis 22,00 Uhr bzw. 
22,00 Uhr bis 6,00 Uhr einzuhalten. 

b) Die Immissionsrichtwerte der Sportanla-
gen-Lärmschutzverordnung für den Tag 
beziehen sich auf Zeiten außerhalb und 
Zeiten innerhalb von näher bestimmten 
Ruhezeiten. Diese Ruhezeiten sind nicht 
identisch mit den in der TA-Lärm vorge-
sehenen Tageszeiten mit erhöhter Emp-
findlichkeit. Ein Unterschied besteht au-
ßerdem darin, dass für die Ruhezeiten 
ein eigener Beurteilungspegel gebildet 
wird, während nach der TA-Lärm der 
Zuschlag für die Ruhezeiten in die Be-
rechnung des Beurteilungspegels für 
den gesamten Tag eingeht. Die 
Sonderregelung der 18.BImSchV für 
seltene Ereignisse weicht von der 
Regelung der TA-Lärm über die sel-
tenen Ereignisse ab. Wie die TA-Lärm 
geht die 18.BImSchV davon aus, dass 
die Immissionsrichtwerte an jedem Tag 
innerhalb der maßgebenden Beurtei-
lungszeit einzuhalten sind.  

c) Die Verkehrslärmschutzverordnung 
(16.BImSchV) bestimmt Immissions-
grenzwerte, die deutlich höher liegen als 
die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm 
und der 18.BImSchV. Die Immissi-
onsgrenzwerte beziehen sich auf den 
Tag (6,00 Uhr bis 22,00 Uhr) und auf die 
Nacht (22,00 Uhr bis 6,00 Uhr). Grund-
lage der Lärmberechnung ist die prog-
nostizierte durchschnittliche tägliche 
Verkehrsstärke (DTV). Dabei handelt es 
sich um den Mittelwert über alle Tage 
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des Jahres. Für den Schienenverkehrs-
lärm ist die mittlere Zugzahl pro Stunde 
für die jeweilige Zugklasse maßgebend. 
Im Rahmen der sehr komplizierten und 
unterschiedlichen Berechnungsverfah-
ren für Straße und Schiene wird be-
stimmt, dass für den Schienenlärm der 
viel diskutierte „Bonus“ von 5 dB(A) ab-
zusetzen ist. Die 16.BImSchV enthält 
keine Bestimmungen über den Maxi-
malpegel. 

d) Wie bereits erwähnt, gibt es für Freizeit-
lärm kein untergesetzliches Regelwerk. 
Die Empfehlungen des LAI sehen Im-
missionsrichtwerte vor für Werktage au-
ßerhalb der Ruhezeit sowie für Werkta-
ge innerhalb der Ruhezeit und für Sonn- 
und Feiertage; außerdem ist ein Immis-
sionsrichtwert für die Nachtzeit be-
stimmt. Der LAI setzt Sonn- und Feier-
tage insgesamt den werktäglichen Ru-
hezeiten gleich. Die 18.BImSchV be-
zeichnet nur einzelne Stunden der 
Sonn- und Feiertage als Ruhezeit. Für 
seltene Ereignisse sieht der LAI Sonder-
regelungen vor. Sie weichen von den 
entsprechenden Regelungen der 
18.BImSchV ab.  

e) Wiederum andere Regelungen sind für 
den Fluglärm maßgebend. Die für die 
Abgrenzung der Lärmschutzzonen 
maßgebenden äquivalenten Dauer-
schallpegel von 67 dB(A) und 75 dB(A) 
beziehen sich auf die 24 Stunden eines 
Kalendertages; sie unterscheiden nicht 
zwischen Tag und Nacht. Die Nacht wird 
insoweit berücksichtigt, als Tagflüge und 
Nachtflüge unterschiedlich bewertet 
werden. Die Nachtflüge werden – grob 
gesprochen – fünffach gewichtet. Der 
Ermittlung des äquivalenten Dauer-
schallpegels werden als Bezugszeit-
raum die sechs verkehrsreichsten Mo-
nate des Jahres zugrunde gelegt. Eine 
Regelung über Maximalpegel oder Ru-
hezeiten enthält das Gesetz zum Schutz 
gegen Fluglärm nicht.  

 Die verwaltungsgerichtliche Rechtspre-
chung zur Bestimmung der fachpla-
nungsrechtlichen Zumutbarkeitsgrenzen 
hat sich teilweise von den Bewertungs-

kriterien des Gesetzes zum Schutz ge-
gen Fluglärm gelöst. Sie unterscheidet 
zwischen der Tagzeit (6,00 Uhr bis 
22,00 Uhr) und der Nachtzeit (22,00 Uhr 
bis 6,00 Uhr). Für die Tagzeit ist der ä-
quivalente Dauerschallpegel die maßge-
bende Größe, hinzu kommen Begren-
zungen für die Einzelschallereignisse, 
die jedoch selten „greifen“. Für die 
Nachtzeit ist der Maximalpegel das ent-
scheidende Kriterium geworden, bislang 
hat die Rspr. als Zumutbarkeitskriterium 
einen Maximalpegel von 6 x 75 dB(A) 
außen akzeptiert, bei Überschreitung 
dieser Grenzen sind Maßnahmen des 
aktiven oder passiven Schallschutzes 
notwendig1. Diskutiert wird ein besonde-
rer Schutz der Kernnacht von 0,00 Uhr 
bis 5,00 Uhr. Für den Taglärmschutz hat 
die Rspr. die Grenze der zumutbaren 
Lärmbelastung bei einem äquivalenten 
Dauerschallpegel von 65 dB(A) gezo-
gen, allerdings stets betont, es komme 
auf die Umstände des Einzelfalles an2. 

f) Hinzu kommen zahllose unterschiedli-
che Regeln bei der Ermittlung der Lärm-
immissionen sowohl im Rahmen der 
Prognose als auch durch Messung. Die 
Situation ist geprägt „durch ein großes 
Spektrum unterschiedlicher Mess- und 
Beurteilungsverfahren für den Außen-
lärm. Eine Vergleichbarkeit ist kaum ge-
geben“3. 

Der große Strauß unterschiedlicher Mess- 
und Beurteilungskriterien zeigt, dass auf der 
Grundlage der geltenden Regeln eine sinn-

                                                
1  BVerwGE 107, 313, 329 f; 87, 332, 372. 
2  BVerwG, Urt. v. 27.10.1998 – 11 A 1.97 – UA S. 

61, insoweit in BVerwGE 107, 313 nicht abge-
druckt; Nds.OVG, Urt. v. 26.5.2000 – 12 K 
1303/99 – UA S. 32 ff; (neben dem Kriterium von 
Maximalpegeln von 19 x 99 dB(A) während des 
Tages; dazu auch OVG Münster, NVwZ-RR 1998, 
23, 25); BayVGH, Urt. v. 4.11.1997 – 2 A 
92.40134 u. a. – UA S. 22 ff: 64 dB(A); bestätigt 
durch BVerwG, Beschl. v. 29.12.1998 – 11 B 
21.98; das BVerwG stellt dort – BA S. 7 – fest, die 
These, dass bei einem Dauerschallpegel von 65 
dB(A) eine Gesundheitsgefährungsschwelle er-
reicht sei, erscheine „nach dem derzeitigen Stand 
der Lärmursachen- und Lärmwirkungsforschung 
keineswegs gesichert“; Hofmann/ Grabherr, aaO, 
§ 9 Rdnr. 64 ff. 

3  SRU, Tz 497. 
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volle Beurteilung des Gesamtlärms prak-
tisch nicht möglich ist. Insbesondere muss 
davor gewarnt werden, verschiedene dB(A)-
Zahlen unmittelbar miteinander zu verglei-
chen oder (energetisch) zu addieren. Im 
Hinblick auf die unterschiedlichen Berech-
nungselemente und die unterschiedlichen 
Beurteilungsmaßstäbe kann auf diese Wei-
se kein schlüssiges Ergebnis erzielt werden. 

3. Notwendigkeit eines einheitlichen  
Beurteilungssystems 

Der Rat von Sachverständigen für Um-
weltfragen hat in seinem Sondergutachten 
1999 mit Recht gefordert, für die Gesamtbe-
trachtung ein gegenüber der TA-Lärm ge-
eigneteres und ausgewogeneres Beur-
teilungssystem zu entwickeln1. Als erstes 
bietet sich dazu die Vereinheitlichung des 
Zeitschemas an, nämlich die Bestimmung 
der Tageszeit, der maßgebenden Ruhezei-
ten, der Nachtzeit, eventuell aufgeteilt in die 
Nacht und die „Kernnacht“ von 0,00 Uhr bis 
5,00 Uhr. Bei der Bildung eines einheitli-
chen Beurteilungssystems kann das Kri-
terium der TA-Lärm, dass die lauteste 
Nachtstunde für die Einhaltung des Im-
missionsrichtswertes maßgebend ist, kaum 
aufrechterhalten werden2, da es insbeson-
dere für den Straßen- und Schienenlärm 
kaum lösbare Probleme verursachen würde. 
Der Rat von Sachverständigen weist darauf 
hin, die Dreiteilung Tageszeit, Ruhezeit, 
Nachtzeit sei dem üblichen Lebensrhythmus 
des Menschen mit Arbeit, Freizeit und 
Schlaf angepasst. Zahlreiche Probleme 
durch Anwendung des Kriteriums der un-
günstigsten Stunde gerade in der ersten 
oder letzten Nachtstunde3 könnten mit Hilfe 
einer solchen Neuregelung angemessen 
gelöst werden. Ein solches Zeitschema ent-
spreche auch besser dem Tagesgang des 
Verkehrslärms als der dominierenden Ge-
räuschquelle und damit angenähert auch 
dem Zeitverhalten des Gesamtgeräuschs.  

Grundlage eines Beurteilungssystems 
für den Gesamtlärm muss selbstverständ-

                                                
1  SRU, Tz 496. 
2  SRU, Tz 496. 
3  So z. B. BVerwG, NVwZ 1999, 651 zur bayeri-

schen Biergartenverordnung. 

lich die rechtliche Vorgabe des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes sein, schädliche 
Umwelteinwirkungen zu vermeiden, d. h. 
Lärmimmissionen, die nach Art, Ausmaß 
oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erheb-
liche Nachteile oder erhebliche Belästigun-
gen für die Allgemeinheit oder die Nachbar-
schaft herbeizuführen. Insoweit stellt sich 
die Frage, ob das angedeutete Zeitschema 
unter Aspekten der Wirkungsforschung für 
alle Lärmarten gleichermaßen tauglich ist. 
Nur dann kann für alle Lärmarten und für 
die Gesamtbeurteilung ein einheitliches 
Zeitschema gefunden werden. Da das Zeit-
schema sich am Lebensrhythmus des Men-
schen mit Arbeit, Freizeit und Schlaf und 
somit an sozialen Komponenten orientiert, 
dürften insoweit von der Wirkungsforschung 
keine Probleme zu erwarten sein. Soweit 
ich sehe, ist die Frage, ob das angedeutete 
Zeitschema für alle Lärmarten und den da-
durch verursachten Gesamtlärm insgesamt 
tauglich ist, von der Wirkungsforschung bis-
lang noch nicht behandelt worden. 

Neben einem einheitlichen Zeitschema 
ist ein gemeinsames Verfahren für die Er-
mittlung von Geräuschen notwendig, um die 
Kennzahlen miteinander vergleichbar zu 
machen. Hier geht es vor allem um die Fra-
ge, welche Eingangsdaten der Ermittlung 
der Lärmimmissionen zugrunde gelegt wer-
den: Die Emission während der Beurtei-
lungszeit an einem Tag, der Mittelwert des 
Verkehrs über alle Tage des Jahres oder 
der Verkehr in den sechs verkehrsreichsten 
Monaten. Eine plausible und nachvollzieh-
bare Gesamtlärmbetrachtung ist kaum mög-
lich, wenn der an einem bestimmten Tag 
festgestellte Lärm einer Anlage energetisch 
addiert wird mit Verkehrslärm, der aus 
durchschnittlichen Zahlen für ein ganzes 
oder ein halbes Jahr ermittelt wurde. Die 
Belastungssituation an dem Tag, an dem 
der Anlagenlärm auftritt und für den er zu 
beurteilen ist, wird so kaum zutreffend er-
fasst.  

Auch hier sind die gesetzlichen Vorga-
ben zu beachten: Es geht darum zu be-
stimmen, wann eine Gesamtlärmimmission 
i. S. von § 3 Abs. 1, 2 BImSchG nach Art, 
Ausmaß oder Dauer geeignet ist, Gefahren, 
erhebliche Nachteile oder erhebliche Beläs-
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tigungen für die Allgemeinheit oder die 
Nachbarschaft herbeizuführen. Maßgebend 
ist die Wirkung der gesamten Lärmimmissi-
on. Deshalb kann ein einheitliches System 
auch hinsichtlich des Verfahrens zur Ermitt-
lung von Lärmimmissionen nur gewählt 
werden, soweit dies den Erkenntnissen der 
Lärmwirkungsforschung nicht widerspricht. 
Sollte die Lärmwirkungsforschung ergeben, 
dass verschiedene Geräusche in ihrer zeitli-
chen Verteilung sehr unterschiedlich wirken, 
müssen diese Unterschiede im System der 
Ermittlung von Kennwerten für die einzelnen 
Lärmarten berücksichtigt werden. Das Ziel 
besteht darin, Verfahren zur Ermittlung von 
Kennwerten zu finden, die sicherstellen, 
dass den gleichen Kennwerten die gleichen 
Wirkungen entsprechen; zumindest dürfen 
gleiche Kennwerte signifikant unterschiedli-
che Wirkungen nicht ignorieren. Erkenntnis-
lücken und Unsicherheiten in der Bewertung 
kann durch entsprechende Bewertungs-
spielräume bei der Gestaltung des Regel-
werks Rechnung getragen werden. Insoweit 
lautet aus rechtlicher Sicht die Frage an die 
Lärmphysik und an die Wirkungsforschung: 
Inwieweit sind die unterschiedlichen Verfah-
ren zur Ermittlung der Kennwerte für die 
Lärmimmission durch die Wirkung einzelner 
Geräuscharten bedingt und inwieweit kön-
nen diese Verfahren vereinheitlicht werden, 
ohne die unterschiedliche Wirkung ver-
schiedener Lärmarten zu ignorieren? Wie 
kann unterschiedlichen Wirkungen ver-
schiedener Lärmimmissionen im Rahmen 
eines einheitlichen Verfahrens Rechnung 
getragen werden, z. B. durch Zu- oder Ab-
schläge? 

Im Rahmen eines einheitlichen Bewer-
tungssystems bedarf auch die Frage einer 
Antwort, wie Maximalpegel zu berücksichti-
gen sind. Der Rat von Sachverständigen 
schlägt dazu vor, für die Beurteilungszeit-
räume Spitzenpegelkriterien und gegebe-
nenfalls eine Begrenzung der Häufigkeit des 
Auftretens von Maximalpegeln festzulegen; 
allerdings seien vor Übertragung dieser 
Vorgehensweise auf den Straßen- und 
Schienenverkehrslärm noch grundlegende 
wissenschaftliche Untersuchungen erforder-

lich1. Insoweit stellt sich die Frage nach der 
Bedeutung von Maximalpegeln für die ver-
schiedenen Geräuscharten und deren „ku-
mulative“ Berücksichtigung im Rahmen ei-
ner Gesamtlärmbetrachtung. Soweit einzel-
ne Lärmarten unterschiedliche Wirkungen 
haben, ist dies zu berücksichtigen. Wenn 
beim Rezipienten Maximalpegel einzelner 
Schallquellen keine Rolle spielen, können 
diese im Rahmen der Gesamtbeurteilung 
„ausgeblendet“ werden.  

4. „Addition“ von Lärmimmissionen 

Wenn es gelingt, ein gemeinsames Ver-
fahren für die Geräuschbeurteilung zu fin-
den, das auch hinreichend einfach und 
praktikabel ist und wenn es weiter gelingt, 
einheitliche Kennwerte für alle Ge-
räuscharten zu entwickeln, stellt sich die 
Frage, ob und unter welchen Vorausset-
zungen die einzelnen Kennwerte „addiert“ 
werden können. Rechtlich ist dies nur inso-
weit möglich und geboten, als das Zusam-
menwirken mehrerer Lärmarten gegenüber 
der Einwirkung nur einzelner Lärmarten zu-
sätzliche Wirkungen beim Rezipienten er-
zeugt. Fehlt es daran, hat das Zusam-
menwirken mehrerer Lärmquellen für die 
Frage, ob der Gesamtlärm Gefahren, erheb-
liche Nachteile oder erhebliche Belästigun-
gen herbeiführt, keine Bedeutung. Eine Ge-
samtbeurteilung ist dann weder geboten 
noch zulässig. Dies bedeutet, dass nur sol-
che Lärmimmissionen in eine Gesamtbeur-
teilung einbezogen werden können, deren 
Wirkung durch das gleichzeitige Auftreten 
verstärkt wird. Fehlt es an einer solchen 
Verstärkung – den Fall der Abschwächung 
können wir wohl ausblenden – ist eine Ge-
samtlärmbetrachtung nach dem Maßstab 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes un-
zulässig. 

Insoweit lautet die Frage an die Lärm-
wirkungsforschung: Wie wirkt sich die Über-
lagerung mehrerer Lärmquellen auf einen 
Rezipienten aus? Insoweit besteht nach 
meiner Kenntnis noch erheblicher For-
schungsbedarf. 

                                                
1  SRU, Tz 497. 
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Bei „gleichartigen Geräuschen“ wird ei-
ne summative Betrachtungsweise befürwor-
tet1. Die entscheidende Frage ist, welche 
Geräusche „gleichartig“ sind. Die unter-
schiedlichen Regeln sind ja gerade deshalb 
entstanden, weil man die Gleichartigkeit mit 
anderen Lärmimmissionen verneinte und 
deshalb ein gesondertes Mess- und Beurtei-
lungsverfahren für notwendig hielt. Die Fra-
ge nach der Gleichartigkeit von Geräuschen 
ist dann zutreffend gestellt, wenn sie dahin 
zielt, ob der Rezipient auf verschiedene Ge-
räusche gleich und auf die Summation sol-
cher Geräusche verstärkt reagiert. Es er-
scheint deshalb sinnvoller, nicht von der 
Gleichartigkeit der Geräusche zu sprechen, 
sondern von der Verstärkung ihrer Wirkung, 
wenn sie zusammen mit anderen Ge-
räuscharten auftreten. Die verstärkende 
Wirkung könnte dabei von Art und Zahl der 
weiter einwirkenden Geräuscharten abhän-
gen. Dies zu ermitteln, ist Aufgabe der 
Lärmwirkungsforschung. 

Empirische Daten zur kombinierten Wir-
kung mehrerer Lärmquellen zeigen bisher 
keine klare Tendenz bezüglich der Art des 
Zusammenwirkens. Aus einer Literaturaus-
wertung wird die Schlussfolgerung gezogen, 
dass die Belästigung durch eine Haupt-
lärmquelle in den meisten Studien kaum 
durch eine zusätzliche Lärmquelle beein-
flusst wird. Andere kommen in Untersu-
chungen zur Belästigung durch Flug- und 
Straßenverkehrslärm zum Ergebnis, dass 
die einzelnen Geräuschquellen nicht zu ei-
ner gesamthaften Geräuschkulisse integriert 
werden, sondern dass sich die Intensität der 
einzelnen Quellen in den Einzelbewertun-
gen niederschlägt. Wieder andere meinen, 
dies treffe nur zu, wenn eine Lärmquelle be-
trächtlich stärker sei als die andere. Seien 
zwei Lärmquellen ungefähr gleich belästi-
gend, liege die Gesamtbelästigung im all-
gemeinen höher als die Belästigung durch 
die vorherrschende Quelle2. Darüber hinaus 
wird die Auffassung vertreten, im Bereich 
der Belästigungen sei der Stand der For-
schung noch nicht so weit fortgeschritten, 
dass geeignete Summationsregeln ab-
geleitet werden können. Die bisherigen Er-
                                                
1  SRU, Tz 505. 
2  Vgl. die Zusammenfassung bei SRU, Tz 462. 

kenntnisse aus der Lärmwirkungsforschung 
rechtfertigten noch die bisherige getrennte 
Betrachtungsweise der einzelnen Lärmar-
ten. Allerdings sei bei einer ge-
sundheitlichen Gefährdung eine Gesamtbe-
trachtung richtig und notwendig. Es sei zwar 
wissenschaftlich noch nicht erwiesen, dass 
solche Gesamtbelastungswerte mit der 
schädlichen Wirkung korrelieren, dies sei 
jedoch sehr wahrscheinlich3. 

5. Zwischenergebnis 

Die Ausführungen in diesem Abschnitt 
zeigen, dass es noch kein taugliches Ermitt-
lungs- und Beurteilungsverfahren für die 
einheitliche Bewertung der verschiedenen 
Lärmarten und für die Beurteilung des Ge-
samtlärms gibt. Insoweit bleibt die Aufgabe, 
entsprechende Regelwerke zu entwickeln. 
Dies setzt voraus, dass die Lärmwirkungs-
forschung auf die aufgeworfenen Fragen 
Antworten geben kann.  

IV. Verfassungsrechtlich gebo-
tene Gesamtbeurteilung 

1. Art. 2 Abs. 2, Art. 14 GG 

In seiner im Übrigen sehr restriktiven 
Entscheidung zur 16.BImSchV hat das 
BVerwG4 festgestellt, eine Berechnung der 
Lärmbeeinträchtigung nach Maßgabe eines 
Summenpegels könnte geboten sein, wenn 
die Gesamtlärmbelastung mit Gesundheits-
gefahren oder mit einem Eingriff in die Sub-
stanz des Eigentums verbunden sei.  

In der Terminologie des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes geht es darum, 
die Gefahren zu bezeichnen, deren Abwehr 
verfassungsrechtlich geboten ist. Konkret 
geht es um die Abgrenzung der Gesund-
heitsgefahr von den erheblichen Nachteilen 
und erheblichen Belästigungen. Diese Ab-
grenzung ist notwendig, weil sich beide 
Schutzkategorien in der Intensität des staat-
lichen Schutzes unterscheiden. Ge-
sundheitsgefahren lösen die staatliche 
Pflicht zur vorbeugenden Gefahrenabwehr 
                                                
3  Vgl. den Bericht bei SRU, Tz 463 über die Arbeit 

von Jansen/Notbohm/Schwarze, Gesundheitsbeg-
riff und Lärmwirkungen, 1999. 

4  BVerwGE 101, 1. 
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aus1. Verhältnismäßigkeitserwägungen 
spielen nur bei der Frage eine Rolle, wie der 
erforderliche Schutz gewährleistet wird. Der 
Schutz von Gesundheitsgefahren kann nicht 
durch Duldungsgrenzen relativiert werden, 
die aus der Vorbelastung und der Ge-
bietsqualität hergeleitet werden2.  

Die Reichweite des Grundrechts auf 
körperliche Unversehrtheit ist umstritten. 
Nach Auffassung des BVerfG3 ist der 
Schutzbereich von Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG 
grundsätzlich weit zu fassen; er sei nicht auf 
körperliche Eingriffe beschränkt, erfasse 
vielmehr auch Eingriffe mit vergleichbarer 
Wirkung. Die Gesundheitsdefinition der 
WHO4 wird vom BVerfG nicht übernommen. 
Das BVerfG geht davon aus, dass die aus 
Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG herleitbare Schutz-
pflicht auch die Pflicht zur Bekämpfung von 
gesundheitsgefährdenden Auswirkungen 
des Fluglärms umfasst. Bei der Erfüllung 
dieser Schutzpflicht kommt dem Gesetzge-
ber nach ständiger Rechtsprechung des 
BVerfG ein weiter Einschätzungs-, Wer-
tungs- und Gestaltungsspielraum zu5. 

2. Lärmwirkungsforschung 

Nach den Erkenntnissen der Lärmwir-
kungsforschung wird bei einer gesundheitli-
chen Gefährdung eine Gesamtbetrachtung 
aller Schallquellen für richtig und notwendig 
gehalten6. Es sei zwar wissenschaftlich 
noch nicht erwiesen, dass solche Gesamt-
belastungswerte mit der schädlichen Wir-
kung korrelieren, dies sei jedoch sehr wahr-
scheinlich. Die Notwendigkeit und die Mög-
lichkeit einer Gesamtbetrachtung resultiert 
bei der Gesundheitsgefahr vor allem dar-
aus, dass – welchen Gesundheitsbegriff 
auch immer man zugrunde legt – maß-
gebend dafür vor allem akustische Mess-

                                                
1  BVerwGE 71, 150, 155; 101, 1, 10; SRU, Tz 494. 
2  SRU, Tz 494; Tz 34 ff. 
3  BVerfGE 56, 54, 74 ff; s. auch SRU, Tz 34 f. 
4  In der Satzung der WHO wird als Gesundheit „der 

Zustand des vollständigen körperlichen, geistigen 
und sozialen Wohlbefindens und nicht nur das 
Freisein von Krankheit und Gebrechen“ bezeich-
net. 

5  BVerfGE 77, 170, 214 f; 88, 203; s. zusammen-
fassend SRU, Tz 35 m. N.; Hermann, aaO, S. 86 
ff, 117 ff. 

6  SRU, Tz 463. 

größen wie der Schallpegel sind, die sich 
grundsätzlich addieren lassen7. Insoweit er-
scheint es möglich, durch die energetische 
Addition verschiedener Lärmarten einen 
Gesamtpegel zu bilden und diesen für die 
Beurteilung der Gesundheitsgefährdung he-
ranzuziehen. Die energetische Addition 
führt möglicherweise zu einer Überschät-
zung der Gesundheitsgefährdung, dies wird 
aus Gründen der Vorsorge für hinnehmbar 
erklärt8. Auch dies setzt jedoch voraus, dass 
die verschiedenen Kennwerte in einem ein-
heitlichen Verfahren ermittelt werden9. Ohne 
einheitliches Bewertungsverfahren ist die 
energetische Addition verschiedener Ein-
zelpegel zu einer Gesamtbewertung und ei-
nem Gesamtpegel äußerst problematisch. 

Neben diesem Dilemma besteht für die 
Praxis eine weitere Schwierigkeit darin, 
dass die einschlägigen Regelwerke nicht 
unterscheiden zwischen Immissionsricht-
werten zum Schutz vor Gesundheitsgefah-
ren und Immissionsrichtwerten zum Schutz 
vor erheblichen Belästigungen10. Es gibt 
deshalb weder geeignete Bewertungsmaß-
stäbe noch geeignete Immissionsrichtwerte, 
um die Grenze zur Gesundheitsgefahr zu 
bestimmen. Gleichwohl ist dies im Hinblick 
auf Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG und im Hinblick 
auf § 3 Abs. 1, 2 BImSchG im Einzelfall 
notwendig. Dabei dürfte davon auszugehen 
sein, dass die Grenze zur Gesundheitsge-
fährdung bei einem äquivalenten Dauer-
schallpegel während des Tages im Bereich 
von etwa 70 dB(A) bis 75 dB(A) und wäh-
rend der Nacht bei 60 dB(A) bis 65 dB(A) 
liegt11. Vor allem während der Nacht sind 

                                                
7  SRU, Tz 463. 
8  SRU, Tz 505. 
9  SRU, Tz 505. 
10  Anders z. B. die TA-Luft in Nr. 2.5.1 und 2.5.2. 
11  Vgl. BGHZ 129, 24, 127: Die enteignungsrechtli-

che Zumutbarkeitsgrenze liegt bei Wohngebieten 
im allgemeinen bei einem Mittlungspegel von 70 – 
75 dB(A) tagsüber und 60 – 65 dB(A) nachts, vor-
behaltlich der Frage der Lärmvorbelastung; eben-
so BGHZ 122, 76, 81 m. w. N., jeweils zum militä-
rischen Fluglärm; s. dort auch zur Bedeutung von 
Spitzenpegeln; BVerwG, NVwZ-RR 1991, 129, 
132: Nach DIN 4564 ermittelte Dauerschallpegel 
von 70/60 dB(A) erreicht die Enteignungsschwelle 
nicht; im Beschl. v. 29.12.1998 – 11 B 21.98 – 
stellt das BVerwG fest, die These, bei einem Dau-
erschallpegel von 65 dB(A) sei eine Ge-
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hohe und häufig auftretende Maximalpegel 
zusätzlich zu berücksichtigen1.  

V. Erhebliche Nachteile und er-
hebliche Belästigungen 

1. Schutzziel 

Nach dem Bundes-Immissionsschutz-
gesetz sind schädliche Umwelteinwirkungen 
zu vermeiden. Dazu gehören erhebliche 
Nachteile und erhebliche Belästigungen. Sie 
sind von den Gesundheitsgefahren ab-
zugrenzen, für deren Vermeidung weiterge-
hende verfassungsrechtliche Anforderungen 
gelten2. Belästigungen sind Einwirkungen 
auf das körperliche und seelische Wohlbe-
finden unterhalb der Gefahrenschwelle. Be-
lästigungen sind erheblich, wenn sie unzu-
mutbar sind3. Im Rahmen der Zumutbarkeit 
besteht ein relativ großer Spielraum für 
Verhältnismäßigkeitserwägungen. Maßge-
bend für die Bestimmung der Zumutbar-
keitsgrenzen sind die Gebietsqualität, in der 
der Immissionsort liegt, die planerische oder 
tatsächliche Vorbelastung des Immissions-
ortes, die Bedeutung der Anlage für die All-
gemeinheit. Maßstab ist ein „verständiger 
Durchschnittsbürger“4. 

Es gilt, dieses Raster der noch sehr of-
fenen Begriffen auszufüllen. Dazu sind zum 
einen Erkenntnisse der Wirkungsforschung 
heranzuziehen, zum anderen sind dezisio-
nistische Entscheidungen gefordert. Der Rat 
von Sachverständigen hat zutreffend darauf 
hingewiesen, dass der Schnittpunkt, an dem 
eine erhebliche Belästigung beginnt, „nach 
wie vor eher eine pragmatisch-politische 
Entscheidung als eine fundierte wissen-

                                                                       
sundheitsgefährdungsschwelle erreicht, erscheine 
nach dem derzeitigen Stand der Lärmursachen- 
und Lärmwirkungsforschung keineswegs gesi-
chert. Nach SRU, Tz 465 soll der Wert für erhebli-
che Belästigung von 65 dB(A) (außen, tagsüber) 
aus Gründen des vorbeugenden Gesundheits-
schutzes nicht überschritten werden. 

1  Zu Schwellenwerten für die nächtliche Lärmbeläs-
tigung SRU, Tz 441 ff. 

2  SRU, Tz 494. 
3  Statt vieler Jarass, aaO, § 3 Rdnr. 37 f; BVerwGE 

87, 334, 356 f; 107, 350, 356 f. 
4  Vgl. aus der Rspr. BVerwGE 79, 254, 261; 84, 31, 

39 f; 87, 332, 356 f; 107, 350, 356 f; SRU, Tz 494. 

schaftliche Aussage“ ist5. Im Interesse der 
Rechtsgleichheit und der Rechtssicherheit 
sowie im Interesse eines effizienten Voll-
zugs sind generelle Entscheidungen über 
diese Grenze notwendig. Diese Entschei-
dungen sind für verschiedene Lärmarten in 
den oben erwähnten Regelwerken getrof-
fen, andere Lärmarten entziehen sich einer 
generellen Regelung. Generelle Maßstäbe 
für eine Gesamtbeurteilung, die das not-
wendige Maß an Rechtsgleichheit und 
Rechtssicherheit gewährleisten, gibt es bis-
lang nicht.  

2. Lärmeinwirkungen und Schutzziel 

Als erhebliche Belästigung im medizini-
schen Sinne wird im allgemeinen derjenige 
äquivalente Dauerschallpegel angesehen, 
bei dem sich 25 % der Befragten stark be-
lästigt fühlen. Die Schwellenwerte für Beläs-
tigungsreaktionen liegen bei 50 d(BA) bis 
55 dB(A). Für erhebliche Belästigungen lie-
gen sie um 10 dB(A) höher. Dieser medizi-
nische Begriff der erheblichen Belästigung 
ist zu unterscheiden vom Rechtsbegriff der 
erheblichen Belästigung im Bundes-
Immissionsschutzgesetz; bei ihm geht es 
nicht allein um die Reaktion der Betroffe-
nen, maßgebend sind vielmehr auch raum-
planerische, wirtschaftliche und soziale Fak-
toren6.  

Gleichwohl hat der juristische Begriff 
seinen Ausgangspunkt bei der Lärmwir-
kungsforschung zu nehmen. Hier zeigt sich 
das Dilemma, dass die „Belästigung“ viel-
schichtig ist. Sie kann verschiedene Kom-
ponenten umfassen: Von besonderer Be-
deutung ist die Lästigkeit des Schallreizes, 
wie sie in psycho-physiologischen Laborex-
perimenten untersucht wird. Von Bedeutung 
ist außerdem die Emotion des Rezipienten, 
d. h. das Gefühl von Verärgerung, Belästi-
gung oder Störung des persönlichen Wohl-
befindens. Von großer Bedeutung sind die 
Störung oder Unterbrechung von alltägli-
chen Aktivitäten, insbesondere Störungen 
der Kommunikation. Hinzu kommen psy-
chosomatische Symptome wie Reizbarkeit, 

                                                
5  SRU, Tz 406. 
6  SRU, Tz 405. 
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Gespanntheit, Kopfschmerzen u. ä.1. Für 
die Beurteilung der Lästigkeit sind verschie-
dene Einflussfaktoren maßgebend: Fakto-
ren der Geräuschquelle (z. B. Informations-
gehalt von Geräuschen, Kontrollierbarkeit 
und Vorhersehbarkeit, Einschätzung der 
Wichtigkeit oder Vermeidbarkeit des Geräu-
sches, Sichtbarkeit der Geräuschquelle), 
aktuelle Situation des Betroffenen (Arbeit, 
Schlaf, Freizeitaktivität), sozialer Kontext 
und sonstige Umweltbedingungen (Wohn-
dauer, Zufriedenheit mit der Wohnsituation 
und dem Wohnumfeld, Rückzugsmöglich-
keiten innerhalb der Wohnung), individuelle 
Faktoren der betroffenen Person (gesund-
heitliche Befürchtungen oder Angstgefüh-
le)2. Diese Kriterien haben mit der akusti-
schen Intensität wenig gemein, sie sind sehr 
stark von individuellen und sozialen Kom-
ponenten geprägt. Dies macht es schwierig, 
verlässliche Aussagen über die Wirkung 
von Lärmimmissionen zu erhalten. 

Hinzu kommt, dass in vielen Untersu-
chungen nachgewiesen wurde, dass unter-
schiedliche Schallquellen bei gleicher akus-
tischer Intensität in den wahrgenommenen 
Belästigungen deutlich differieren. Studien 
belegen eine deutlichere Belästigung durch 
Fluglärm, vor allem hinsichtlich der Störun-
gen der Kommunikation und der Erholung. 
Autobahnlärm wird im Vergleich mit ande-
rem Straßenverkehr als belästigender er-
lebt. Schienenverkehr erweist sich im Ver-
gleich mit dem Straßenverkehr als Lärm-
quelle mit geringerer Belästigungswirkung, 
allerdings abhängig von Tageszeit, Pegel-
stärke und Zugfrequenz. Industrie- und Ge-
werbelärm wird als besonders belästigend 
erlebt, insbesondere durch die Impulshaltig-
keit und andere unangenehme Eigenschaf-
ten des Geräuschs3. Die Schwellenwerte für 
Belästigungen in der Bevölkerung liegen bei 
Mittelungspegeln von 50 dB(A) bis 65 
dB(A). Für erhebliche Belästigungen sind 
sie um 10 dB(A) höher. Als besonders be-
lästigend wird die Störung der Kommunika-
tion angegeben4. Der Rat von Sachverstän-
digen kommt zu dem Ergebnis, die erfragte 

                                                
1  SRU, Tz 405. 
2  SRU, Tz 406. 
3  SRU, Tz 408. 
4  SRU, Tz 409. 

Lärmbelästigung stelle einen verlässlichen 
Indikator für die Betroffenheit einer Bevölke-
rungsgruppe durch Lärmquellen dar und 
bilde die physikalischen Lärmmaße relativ 
gut ab. Ein wesentlicher Anteil der intra- und 
interindividuellen Streuung lasse sich durch 
nicht akustische Einflussfaktoren erklären. 
Dies seien vor allem Störungen von Kom-
munikation, Konzentration, Arbeit und Erho-
lung5. Wie bereits erwähnt, zeigen die empi-
rischen Daten zur kombinierten Wirkung 
mehrerer Lärmquellen keine klare Tendenz 
bezüglich der Art des Zusammenwirkens.  

3. Rechtsanwendung 

Da das Bundes-Immissionsschutzgesetz 
eine Gesamtbewertung des Lärms gebietet, 
stellt sich die Frage, wie sich der Rechts-
anwender in dieser Situation zu verhalten 
hat. Einerseits verpflichtet ihn das Gesetz, 
den Gesamtlärm zu bewerten. Andererseits 
ist das geltende Lärmschutzrecht gekenn-
zeichnet durch eine Segmentierung der 
Lärmquellen. Diese Segmentierung ist teil-
weise gesetzlich vorgegeben (§ 41 
BImSchG), teilweise durch Rechtsverord-
nungen, teilweise durch normkonkretisie-
rende Verwaltungsvorschriften und sonstige 
Regelwerke. Hinzu kommen wesentliche 
Unterschiede in den Ermittlungsverfahren, 
so dass die Kennwerte nicht ohne weiteres 
miteinander verglichen, geschweige denn 
addiert werden können. Die Lärm-
wirkungsforschung bietet kein verlässliches 
Bild über die kombinierte Wirkung mehrerer 
Lärmquellen. Da das Bundes-Immissions-
schutzgesetz eine Beurteilung des Gesamt-
lärms nur fordert und zulässt, soweit eine 
kombinierte Wirkung verschiedener Lärmar-
ten festzustellen ist, kann der Rechtsan-
wender bei diesem Befund jedenfalls für 
den Regelfall nach wie vor vom „segmen-
tierten“ Lärmrecht ausgehen und die ge-
räuschartspezifischen Immissionsrichtwerte 
anwenden. Sie enthalten typisierende Be-
rechnungs- und Beurteilungsverfahren, die 
für den Regelfall ausreichend sind. 

Die Aussagekraft dieser standardisierten 
Regelungen ist allerdings dann beschränkt, 
wenn Umstände vorliegen, die in der stan-
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dardisierten Regelung nicht erfasst sind. 
Dies ist der Fall, wenn andere Schallquellen 
in erheblichem Umfang auf den gleichen 
Immissionsort einwirken. In diesem Fall ist 
eine „Sonderfallprüfung“ zur Erfüllung des 
gesetzlichen Auftrags geboten, auch wenn 
sie im Regelwerk nicht ausdrücklich vorge-
schrieben ist. 

Die entscheidende Frage ist, wann eine 
Sondersituation vorliegt, die eine Einzelfall-
prüfung gebietet. Das bloße Zusammentref-
fen verschiedener Lärmquellen wird dafür 
nicht ausreichen, weil es fast ubiquitär ist. 
Man wird von der Notwendigkeit einer Son-
derfallprüfung dann ausgehen können, 
wenn verschiedene Lärmquellen die jeweils 
für sie bestehenden Richt- oder Grenzwerte 
(nahezu) erreichen, wenn also bereits beim 
segmentierten Lärmschutz die Grenze der 
Zumutbarkeit für jede der betroffenen Quel-
len (nahezu) erreicht wird. In diesem Fall 
besteht Anlass für die Prüfung, ob das Zu-
sammenwirken der verschiedenen Lärmar-
ten zu Wirkungen führt, die stärker sind als 
die Wirkung jeder einzelnen Lärmart. Inso-
weit erweist sich der Ansatz der Musterver-
waltungsvorschrift des LAI als durchaus 
brauchbar und praktikabel. Danach ist eine 
Einzelfallprüfung notwendig, wenn die 
Lärmimmissionen verschiedener, zusam-
menwirkender Geräuschquellenarten weni-
ger als 3 dB(A) unter den für sie maßge-
benden Richt- oder Grenzwerten liegen o-
der diese überschreiten. 

Die eigentliche Schwierigkeit besteht 
darin, bei Durchführung einer Sonderfallprü-
fung den Gesamtlärm zu bewerten. Insoweit 
sollen die Nutzung des Grundstücks, die 
Prägung der Geräuschquellen, die Nut-
zungsgeschichte, die jeweiligen Lärmantei-
le, die Dauer und Lästigkeit des Lärms, die 
Akzeptanzbereitschaft der Betroffenen und 
die Möglichkeit passiven Lärmschutz maß-
gebend sein. Für Altanlagen sollen Ge-
sichtspunkte des Bestandsschutzes heran-
gezogen werden1. Da es keine ausreichen-
den Bewertungsansätze für eine Gesamt-

                                                
1  Vgl. Nr. 2.3 der Musterverwaltungsvorschrift des 

LAI; SRU, Tz 505; Koch, FS Feldhaus 1999, 215, 
232. 

lärmbeurteilung gibt2, ist bei der Sonderfall-
prüfung behutsam vorzugehen. Je „gleichar-
tiger“ die Lärmquellen sind, um so eher ist 
eine Gesamtbeurteilung möglich und gebo-
ten. Dies gilt z. B. für die Anlagen i. S. von § 
3 Abs. 5 BImSchG. Sie unterliegen einem 
einheitlichen gesetzlichen Reglement. Auch 
wenn sie durch die TA-Lärm nur teilweise 
und unterschiedlich erfasst werden, liegt bei 
ihnen eine Gesamtbeurteilung sowohl recht-
lich als auch von der Charakteristik der Ge-
räusche her näher als z. B. eine Gesamtbe-
urteilung von Freizeitlärm und Fluglärm. Ei-
ne Gesamtbewertung von Anlagenlärm und 
Verkehrslärm ist außerordentlich schwierig, 
da die Ermittlung und Bewertung auf ganz 
unterschiedlichen Bezugsgrößen beruhen, 
schon hinsichtlich des jeweiligen Bezugs-
zeitraums. Gleichwohl ist in Sonderfällen 
auch insoweit eine Gesamtbewertung gebo-
ten, im Hinblick auf die Rechtsprechung des 
BVerwG zur Verkehrslärmproblematik aller-
dings nur bei der Zulassung von immissi-
onsschutzrechtlich zu beurteilenden Anla-
gen, nicht bei der Zulassung von Straßen 
und Schienen. Die Gesamtbeurteilung kann 
zur Folge haben, dass im Hinblick auf eine 
hohe Vorbelastung durch Verkehrslärm an 
eine immissionsschutzrechtlich zu beurtei-
lende Anlage über die TA-Lärm hinausge-
hende Aufforderungen gestellt werden, 
wenn dies notwendig ist, um die Zumutbar-
keit der Gesamtbelastung sicherzustellen. 

VI. Steuerungsinstrumente 

1. Irrelevanzschwelle 

Mit jeder Gesamtbeurteilung einer Im-
missionssituation ist zwangsläufig die Frage 
verbunden, ob die im konkreten Fall zu be-
urteilende Anlage zu dieser Gesamtbelas-
tung in rechtserheblicher Weise beiträgt. 
Dies ist nur der Fall, wenn eine Kausalität 
zwischen Errichtung und Betrieb der Anlage 
und der Gesamtbelastung besteht. An einer 
solchen Kausalität fehlt es bei Immissions-
beiträgen, die für das Entstehen schädlicher 
Umwelteinwirkungen nicht kausal und des-
halb irrelevant sind. Deshalb ist die Be-
stimmung einer Irrelevanzschwelle notwen-
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dig, bei deren Unterschreiten eine bestimm-
te Anlage nicht in rechtserheblicher Weise 
zu einer Gesamtlärmbelastung beiträgt1. 

2. Zurechenbarkeit 

Überschreitet eine Gesamtlärmbelas-
tung das zumutbare Maß, stellt sich die 
Frage, welchen Quellen diese Gesamtlärm-
belastung zuzurechnen ist und ob und wie 
diese Quellen zur Reduzierung der Ge-
samtlärmbelastung herangezogen werden 
können. Führt z. B. die Summe von Gewer-
belärm, Straßenlärm und Fluglärm zu einer 
Überschreitung der Zumutbarkeitsgrenze, 
kann es nicht angehen, den möglicherweise 
am geringsten dazu beitragenden Verursa-
cher des Gewerbelärms in Anspruch zu 
nehmen, den Verkehrslärm jedoch un-
eingeschränkt wachsen zu lassen. Es muss 
vielmehr möglich sein, alle Quellen, die zur 
Überschreitung der Zumutbarkeitsschwelle 
beitragen, heranzuziehen. Es entspräche 
dem Verursacherprinzip, diese Heranzie-
hung entsprechend den Verursachungsan-
teilen vorzunehmen. Volkswirtschaftlich 
könnte es günstiger sein, denjenigen Verur-
sacher heranzuziehen, dessen Beitrag mit 
den geringsten spezifischen Kosten redu-
ziert werden kann2. Voraussetzung wäre ei-
ne gegenüber allen Quellen gleichwertige 
Eingriffsmöglichkeit nach dem Vorbild des 
§ 17 BImSchG. An einer solchen Eingriffs-
möglichkeit fehlt es z. Z. vor allem beim 
Schienen- und Straßenlärm; die Bestim-
mungen der StVO reichen dafür nicht aus. 
Die Maßgeblichkeit des Gesamtlärms für 
die immissionsschutzrechtliche Beurteilung 
kann nicht dazu führen, dass das gesamte 
„Kontingent“ vom Verkehrslärm „aufge-
braucht“ wird mit der Folge, dass genehmi-
gungsbedürftige und nicht genehmigungs-
bedürftige Anlagen nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz nur noch zulässig 
sind, wenn ihr Beitrag zur Gesamtimmission 
unter der Irrelevanzschwelle liegt. Die Beur-
teilung des Gesamtlärms setzt deshalb vor-
aus, dass für alle Lärmquellen ein rechtli-

                                                
1  Vgl. die Regelung über ständig vorherrschende 

Fremdgeräusche in Nr. 3.2.1 Abs. 4 TA-Lärm. Zur 
Frage der Irrelevanzschwelle Koch, in: FS Feld-
haus, 1999, S. 215, 220 ff (krit.). 

2  Vgl. SRU, Tz 506. 

ches Instrumentarium zur Verfügung steht, 
die Lärmimmission zu begrenzen, diese 
Begrenzung durchzusetzen und bei Über-
schreitung der Zumutbarkeitsgrenzen gege-
benenfalls zu reduzieren. 

Bei der Zulassung von Neuanlagen stellt 
sich die Frage, ob eine aus der Gesamtbe-
urteilung des Lärms notwendige Reduzie-
rungspflicht ausschließlich die Neuanlage 
treffen soll. Dies könnte dazu führen, dass 
erwünschte Neuanlagen und neue Ver-
kehrswege verhindert werden, weil die be-
stehenden Anlagen nicht zur Lärmminde-
rung herangezogen werden können. Dies 
wäre kaum zu vertreten3. Will man dies 
vermeiden, sind neue gesetzliche Sanie-
rungspflichten für bestehende Straßen, 
Schienenwege und Luftverkehrsanlagen 
notwendig4. Soweit gewerbliche Anlagen 
zur Gesamtbelastung beitragen, stellt sich 
die Frage, ob es ihr Bestandsinteresse und 
ihr Bestandsschutz zulässt, sie zur Emissi-
onsminderung zu zwingen, um die Neuan-
siedlung einer Anlage zu ermöglichen. § 17 
BImSchG dürfte dies kaum hergeben. Die 
TA-Lärm enthält dazu keine Regelung. 

Erreicht die bestehende Gesamtbelas-
tung noch nicht die Zumutbarkeitsgrenze, 
stellt sich bei der Zulassung neuer Anlagen 
die Frage, ob diese bei Einhaltung des 
Standes der Technik den noch bestehenden 
„Belastungsrahmen“ ausschöpfen können 
oder ob ihnen im Interesse einer voraus-
schauenden Kontingentierung über den 
Stand der Technik hinausgehende Maß-
nahmen zur Emissionsbegrenzung auferlegt 
werden können. Das Bundes-Immissions-
schutzgesetz lässt eine solche voraus-
schauende Kontingentierung als Ableitung 
aus einer Gefahrenprognose nur aus-
nahmsweise zu5. Diese Frage stellt sich bis-
lang bereits innerhalb des Anwendungsbe-
reichs der TA-Lärm. Bei einer Beurteilung 
der Gesamtlärmbelastung stellt sich diese 
Frage für alle relevanten Quellen. Eine vor-
sorgende Planung unter Beachtung von 
§ 50 BImSchG kann dieses Problem nur 
teilweise lösen. Neue Instrumente der Zu-

                                                
3  Ebenso SRU, Tz 506. 
4  Ebenso SRU, Tz 506, 495. 
5  SRU, Tz 506. 
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rechnung und Kontingentierung sind not-
wendig, wenn die Gesamtlärmbelastung 
wirksam begrenzt werden soll. 

3. Immissionsstandards 

Langfristig wären übergreifende Immis-
sionsstandards für die Gesamtbelastung un-
ter Berücksichtigung der Besonderheit ver-
schiedener Lärmarten wünschenswert. Die 
aufgezeigten Defizite und Probleme bei der 
Ermittlung und Beurteilung von Gesamtlärm 
lassen es vermessen erscheinen, kurzfristig 
auf solche Immissionsstandards zu hoffen. 
Gleichwohl sollten sie und ein zugehöriges 
Regelwerk, das alle Lärmarten und Lärm-
quellen adäquat berücksichtigt, das die 
notwendige Berechenbarkeit und die not-
wendige Flexibilität gibt, das Fernziel sein.  

VII. Fazit 

Die Zahl der naturwissenschaftlichen 
und rechtlichen Probleme ist groß. Nur we-
nige sind gelöst. Man kann deshalb die 
Feststellung des Rates von Sachverständi-
gen für Umweltfragen nur bestätigen, dass 
beim Problem der Lärmsummation noch er-
hebliche Unsicherheiten hinsichtlich Bewer-
tung und Zurechnung bestehen und daher 
diesem Problem künftig mehr Aufmerksam-
keit geschenkt werden muss. Dies ist für die 
Abwehr von Gesundheitsgefahren vordring-
lich. Für den Bereich der erheblichen Beläs-
tigungen ist eine Klärung der offenen Be-
wertungsfragen aus technischer, wirkungs-
seitiger und rechtlicher Sicht erforderlich. 
Der Rat von Sachverständigen für Umwelt-
fragen schlägt dazu die Einrichtung eines 
Forschungsschwerpunkte setzenden Pro-
gramms vor. Im Rahmen dieses Programms 
sollen die wissenschaftlichen Grundlagen 
für eine mittelfristige Neuorientierung der 
Lärmschutzpolitik erarbeitet werden, die auf 
der Grundlage einer Gesamtbetrachtung 
langfristig zu einer nachhaltigen Ver-
besserung der Belastungssituation durch 
summierte Lärmeinwirkungen führt1. Trotz 
der ausstehenden Forschungsprogramme 
bleibt der Rechtsanwender dem gesetzli-
chen Gebot der Gesamtlärmbeurteilung 
verpflichtet. Er muss sie bei einer Gesund-

                                                
1  SRU, Tz 507. 

heitsgefährdung vornehmen. Im Bereich der 
erheblichen Belästigung kann er sie z. Z. 
nur vorsichtig unter Heranziehung der ver-
fügbaren Kenntnisse unter Beachtung der 
Kenntnislücken in den Fällen praktizieren, in 
denen verschiedene Lärmarten jeweils die 
Grenze „ihrer“ Zulässigkeit (nahezu) errei-
chen. 
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Entwicklung des Städtebaus im 
Hinblick auf die Ordnung der 
Funktionen und den (Lärm -) 
Immissionsschutz 

Die Diskussion um die Ordnung der 
Funktionen im modernen Städtebau hat ih-
ren Ursprung vor allem in der rasanten 
Stadtentwicklung ab der 2. Hälfte des 
19. Jahrhunderts als Folge von landwirt-
schaftlichen, industriellen und demographi-
schen Umwälzungen von bis dahin unbe-
kannten Ausmaßen. Dem technischen Fort-
schritt steht das weitgehend unkoordinierte 
Wachstum der Städte gegenüber. Lärm und 
Luftschadstoffe durch die neuen Industrien 
führen zu Stadtquartieren mit unzumutbaren 
Wohn- und Arbeitsverhältnissen. Räumliche 
und soziale Segregationsprozesse setzen 
ein.  

Der 1928 konstituierte „Congres Interna-
tional d´Architecture Moderne“ (CIAM) stellt 
die städtebaulichen Funktionen Wohnen, 
Arbeit, Erholung (Freizeit) und Verkehr und 
deren Wechselwirkungen in den Mittelpunkt 
der modernen städtebaulichen Planung. In 
Bezug auf diese Schlüsselfunktionen fordert 
der 4. CIAM 1933 in der „Charta von Athen“ 
unter anderem, dass 

• Industriezonen von Wohngebieten zu 
trennen sind und an überörtlichen Ver-
kehrswegen angelegt werden, 

• die Entfernungen zwischen Arbeitsplät-
zen und Wohnungen auf ein Mindest-
maß reduziert werden,  

• das Handwerk, das aufs Engste mit dem 
städtischen Leben verbunden ist, genau 
bezeichnete Plätze im Innern der Stadt 
belegen kann,  

• die Freizeit sich in bevorzugt ausgestat-
teten Räumen, wie Parks, Wäldern, 
Sportplätzen, Stadien, Strandbädern 
usw. abspielen solle und dass dabei die 
Naturgegebenheiten berücksichtigt wer-
den, 

• die City, die der öffentlichen und priva-
ten Verwaltung dient, gute Verkehrsver-
bindungen mit den Wohnvierteln, den 
Industrien und dem in der Stadt oder in 

der Nachbarschaft gebliebenen Hand-
werk erhält. 

Der Wiederaufbau der kriegszerstörten 
Städte und die Erstellung von Wohnungen 
sind die dringlichsten Aufgaben des Städte-
baus in der Nachkriegsphase in Deutsch-
land. Das Schlagwort der "gegliederten und 
aufgelockerten Stadt"1 charakterisiert die 
wichtigsten strukturellen Merkmale der mo-
dernen Stadt, über die unter den Planern in 
der Aufbauphase nach dem 2. Weltkrieg 
weitgehend Einigkeit herrscht. Die ver-
schiedenen Funktionen der Stadt sollen, um 
gegenseitige Beeinträchtigungen so gering 
wie möglich zu halten, in jeweils eigenen, 
von einander getrennten Gebieten unterge-
bracht werden. 

Im Jahre 1962 wird auf der Grundlage 
des Bundesbaugesetzes (BBauG) von 1960 
die erste Baunutzungsverordnung (BauN-
VO) erlassen. Der Verordnungsgeber regelt 
damit zum ersten Mal bundesweit einheit-
lich, was in Bauleitplänen dargestellt bzw. 
festgesetzt werden kann. Zur Darstellung 
bzw. Festsetzung der Art der baulichen 
Nutzungen stellt die BauNVO Bauflächen- 
bzw. Baugebietskategorien zur Verfügung, 
in denen die zulässigen Nutzungen nach ty-
pisierten Störgraden abgestuft sind. Mit der 
Aufteilung der Baugebietstypen nach Stör-
graden sollen empfindliche Nutzungen, ent-
sprechend den in der ersten Hälfte des 
Jahrhunderts entwickelten Leitgedanken der 
Funktionstrennung, vor schädlichen Um-
welteinwirkungen geschützt werden. 

In den 60er Jahren kommt erstmals Kri-
tik an der im Wiederaufbau praktizierten 
Trennung der Funktionen auf. Vor allem die 
Verödung der Innenstädte nach Geschäfts-
schluss und die Entwicklung der neuen gro-
ßen Wohnsiedlungen zu reinen „Schlafstäd-
ten“ wird beklagt. Mit der Trennung der 
Funktionen gehe, so die Kritiker, etwas vom 
Wesen der Stadt, die „Urbanität“, verloren. 
Der motorisierte Individualverkehr wird zu-
nehmend zum Problem. Die Charta von A-

                                                
1 Vgl. Göderitz, J., Rainer, R. und Hoffmann, H.: 

„Die gegliederte und aufgelockerte Stadt“, Tübin-
gen 1957. 
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then, mit der ihr angelasteten Trennung der 
Funktionen, gilt als Wurzel allen Übels.1  

Schon kurz nach ihrem Erlass kritisieren 
viele Planer die Baunutzungsverordnung 
von 1962 als zu starr und unflexibel für die 
Bewältigung der vielfältigen Planungsauf-
gaben. 1968 wird die BauNVO novelliert. 
Die Einteilung in Baugebietstypen bleibt er-
halten, die Gliederungsmöglichkeiten inner-
halb dieser Typen werden erweitert. Das 
Element der vertikalen Planung zur Siche-
rung einzelner Geschosse für bestimmte 
Nutzungen (im WA-, MI- und MK-Gebiet) 
wird eingeführt, und die Möglichkeiten der 
horizontalen Gliederung werden erweitert 
(MD-, MK-, GE- und GI-Gebiet). Forderun-
gen des Immissionsschutzes fanden in ei-
ner Erweiterung der Gliederungsmöglichkei-
ten der GE- und GI-Gebiete nach den be-
sonderen Bedürfnissen und Eigenschaften 
der Betriebe und Anlagen ihren Nieder-
schlag. Auf den Wandel des städtebauli-
chen Leitbildes von der "gegliederten und 
aufgelockerten Stadt" zur "Verdichtung und 
Verflechtung" reagiert die BauNVO 1968 mit 
der Anhebung der Höchstwerte für das Maß 
der baulichen Nutzung um durchschnittlich 
20 Prozent.2 

Nach der Neufassung des Bundesbau-
gesetzes (BBauG) 1976 wird 1977 auch die 
Baunutzungsverordnung geändert. „Der 
Wandel vom Stadtneubau zum Stadtumbau 
und zur Stadterneuerung, die notwendige 
Revitalisierung der Innenstädte und der 
Trend zu einer gesunden Nutzungsmi-
schung anstelle von Monostrukturen, nicht 
zuletzt die stärkere Berücksichtigung des 
Umweltschutzes ... waren die auslösenden 
Kriterien für eine weitere Änderung der 
BauNVO."3 Das Planungsinstrumentarium 
der BauNVO von 1977 ist gegenüber der 
Fassung von 1968 noch flexibler. Neue 
Möglichkeiten zur Abwandlung („Feinsteue-
rung der Planung") und zur Gliederung von 
Baugebietstypen (horizontal, vertikal und im 

                                                
1 Vgl. Albers, G. und Papageorgiou-Venetas, A.: 

"Stadtplanung. Entwicklungslinien 1945-1980", 
Tübingen 1984, S. 288. 

2 Vgl. Fickert, H.C. und Fieseler, H.: „Baunutzungs-
verordnung", 9. Auflage, Stuttgart 1998, S. 6. 

3 Vgl. Fickert, H.C. und Fieseler, H.: „Baunutzungs-
verordnung", a.a.O. S. 6. 

Verhältnis zueinander) stehen zur Verfü-
gung.  

Die Forderung nach Nutzungsmischung 
im Städtebau erfährt in den 80er Jahren im 
Zusammenhang mit der Gemengelagen-
problematik eine gewisse Belebung. Die 
bisherige Praxis, störende Betriebe aus ge-
wachsenen gemischten Gebieten auszula-
gern, ist in größerem Umfang nicht mehr zu 
finanzieren. Statt dessen wird die "Standort-
sicherung umfeldbelastender Betriebe zum 
Programm erhoben".4 Allerdings übersteigt 
die Zahl der aufgegebenen innerstädtischen 
Standorte nach wie vor die der nach den 
angesprochenen Programmen erfolgreich 
gesicherten. 

Ende der 80er Jahre wird die bisherige 
Konzeption des Planungsrechts, insbeson-
dere auch das System der Baugebietstypen 
in der Baunutzungsverordnung, kontrovers 
diskutiert. Vorschläge zur Anpassung der 
BauNVO an die aktuellen Erfordernisse in 
der Planung reichen von der Beibehaltung 
des bisherigen Systems bis zu einer 
„radikalen Änderung des Planungssystems 
im Sinne einer Verringerung oder sogar 
Auflösung der Baugebietstypen" zugunsten 
eines „Gebietsfindungsrecht" der Gemein-
den.5    

1990 erfolgt die 4. Novellierung der 
BauNVO. Am bisherigen System der Bau-
gebietstypen wird festgehalten. Der Schwer-
punkt der Änderungen gegenüber der 
BauNVO 1977 liegt in der Verbesserung der 
Instrumente für die bestandsorientierte Pla-
nung. Mit dem neu in § 1 eingefügten Ab-
satz 10 ist es nunmehr möglich, bei der Ü-
berplanung bestehender Gemengelagen 
den Bestand und die Entwicklungsfähigkeit 
von nach dem Baugebietstyp gebietsfrem-
den – und somit an sich unzulässigen Nut-
zungen – zu sichern. Bestehende Nut-
zungsmischungen können mit diesem In-
strument erhalten werden.  

                                                
4 Vgl. Boeddinghaus, G.: „Funktionstrennung - 

Funktionsmischung. 50 Jahre Städtebau unter 
wechselnden Leitbildern", in: BfLR Informationen 
zur Raumentwicklung: „Nutzungsmischung im 
Städtebau", Heft 6/7 Bonn 1995, S. 407. 

5 Vgl. Fickert, H.C. und Fieseler, H.: „Baunutzungs-
verordnung", a.a.O., S. 10. 
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Seit Anfang der 90er Jahre wird wieder 
verstärkt über Nutzungsmischung im Städ-
tebau diskutiert. Das Konzept der städte-
baulichen Nutzungsmischung soll die Um-
setzung des aktuellen Leitbilds von der 
„Stadt der kurzen Wege" ermöglichen. Unter 
diesem Leitbild sollen nachhaltige Stadt-
strukturen entwickelt werden, die dazu bei-
tragen, den Verkehrsaufwand – insbeson-
dere den motorisierten Individualverkehr – 
im Alltagsleben deutlich zu reduzieren.  

In der Folge der aufgezeigten Entwicklung 
hat sich im Bereich der städtebaulichen 
Lärmvorsorge ein sich stets verfeinerndes 
Instrumentarium zur planerischen Bewälti-
gung potenzieller Immissionsschutzkonflikte 
etabliert.  

Mit der Staffelung der Baugebietsarten 
nach ihrem Störgrad bzw. nach ihrer Stör-
empfindlichkeit orientiert sich die BauNVO 
in ihrer Grundstruktur am Trennungsgrund-
satz. Auch im Bundes-Immissionsschutz-
gesetz (BImSchG) ist der Trennungsgrund-
satz verankert. § 50 BImSchG verlangt, 
dass bei allen raumbedeutsamen Planun-
gen die für bestimmte Nutzungen vorgese-
henen Flächen einander so zugeordnet 
werden, dass schädliche Umwelteinwirkun-
gen auf schutzbedürftige Gebiete soweit wie 
möglich vermieden werden.  

Zur Konkretisierung der nach § 50 
BImSchG anzustrebenden Schutzabstände 
zwischen emittierenden und störempfindli-
chen Nutzungen wurde 1974 in Nordrhein-
Westfalen der erste „Abstandserlass“ einge-
führt. In dessen Abstandslisten sind für die 
immissionsrelevanten Gewerbe- und Indust-
riearten Mindestabstände angegeben, de-
ren Einhaltung im Allgemeinen einen aus-
reichenden Schutz der Wohnbevölkerung 
sicherstellen soll.  

In § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind die 
Festsetzungsmöglichkeiten, die in Bebau-
ungsplänen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen getroffen werden kön-
nen, aufgeführt. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
stellt den Gemeinden vier Festsetzungsal-
ternativen zur Verfügung, mit denen sie die 
Störungen, die sich aus dem Nebeneinan-
der verschiedener Nutzungen ergeben kön-

nen, planerisch mindern können. Festge-
setzt werden können:  

• Schutzflächen, mit denen Abstände zwi-
schen störender und störempfindlicher 
Nutzung gesichert werden sollen, 

• Flächen für besondere Anlagen zum 
Schutz gegen schädliche Umwelteinwir-
kungen, wie Lärmschutzwände oder –
wälle, 

• Flächen für Vorkehrungen - die keine 
baulichen Anlagen sind - zum Schutz 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen, 
wie etwa Anpflanzungen gegen Stäube 
und  

• bauliche und sonstige technische Vor-
kehrungen zum Schutz, zur Vermeidung 
oder zur Minderung vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen direkt an der Quel-
le (aktiver Schallschutz) oder am Immis-
sionsort (passiver Schallschutz). 

Mit diesem Festsetzungsinstrumentari-
um ist es möglich, potenzielle Lärmkonflikte 
auf der Bebauungsplanebene insbesondere 
dann zu lösen, wenn die störenden Nutzun-
gen und deren Emissionen hinreichend ge-
nau bekannt sind.  

Zur Bewältigung der Lärmschutzproble-
matik bei der Planung von Gewerbe- und 
Industriegebieten in der Nachbarschaft stör-
empfindlicher Nutzungen wurde über soge-
nannte „Zaunwerte“ und den „Flächenbezo-
genen Schallleistungspegel“ (FSP) das In-
strument des „Immissionswirksamen flä-
chenbezogenen Schallleistungspegels“ 
(IFSP) entwickelt. Die Kontingentierung der 
Geräuschemissionen von Teilflächen eines 
GE- bzw. GI-Gebiets nach dem zulässigen 
IFSP im Bebauungsplan ist zwischenzeitlich 
höchstrichterlich anerkannt.  

In einer Kontingentierung mittels IFSP 
werden den einzelnen zu kontingentieren-
den Teilflächen Emissionskontingente so 
zugeteilt, dass an den maßgeblichen Im-
missionsorten die Summe der Immissions-
anteile der Teilflächen die angestrebten 
Immissionsrichtwerte nicht überschreitet. 
Bei der Berechnung der IFSP aus den zur 
Verfügung stehenden Immissionsanteilen 
wird nur die geometrische Ausbreitungs-
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dämpfung gemäß E DIN ISO 9613-2 
„Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung 
im Freien – Teil 2: Allgemeines Berech-
nungsverfahren“ (Ausgabe 09/1997) be-
rücksichtigt. Zur Überprüfung der Einhaltung 
einer Festsetzung zum IFSP ist zunächst 
der zulässige Immissionsanteil der zu über-
prüfenden Teilfläche am maßgebenden 
Immissionsort aus der Flächengröße, dem 
für die Fläche festgesetzten IFSP und der 
geometrischen Ausbreitungsdämpfung zu 
bestimmen. Anschließend wird in einer 
Ausbreitungsrechnung gemäß E DIN ISO 
9613-2 auf Grundlage der tatsächlich instal-
lierten Schallleistung und unter Berücksich-
tigung der nach Verwirklichung der Planung 
tatsächlich vorhandenen Schallaus-
breitungsbedingungen (geometrische Aus-
breitungsdämpfung, Abschirmung, Bodenef-
fekt, Luftabsorption, andere Effekte) der 
Immissionsanteil der zu überprüfenden Teil-
fläche bestimmt. Der festgesetzte IFSP ist 
eingehalten, wenn der unter Berücksichti-
gung der nach der Verwirklichung der Pla-
nung vorhandenen Ausbreitungsbedingun-
gen berechnete Immissionsanteil den im 
Rahmen der Kontingentierungsberechnung 
bestimmten zulässigen Immissionsanteil 
nicht überschreitet.  

Die Festsetzung der IFSP im Bebau-
ungsplan erfolgt nach § 1 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 2 BauNVO. Dieser ermöglicht der Ge-
meinde im Bebauungsplan die Baugebiete 
nach der Art der Betriebe und Anlagen und 
deren besonderen Eigenschaften zu glie-
dern. Zu den besonderen Eigenschaften 
von Betrieben zählt auch deren Ge-
räuschemissionsverhalten. 

Die Kontingentierung mittels IFSP weist 
seine Vorteile in der Eindeutigkeit der Fest-
setzung und in der einfachen Anwendbar-
keit sowohl im Bebauungsplanverfahren als 
auch im nachgeordneten Baugenehmi-
gungsverfahren auf.  

Instrumente zur Umsetzung 
städtebaulicher Nutzungsmi-
schung 

In der aktuellen städtebaulichen Diskus-
sion wird unter Nutzungsmischung die 

räumliche Integration von mindestens zwei 
der Schlüsselfunktionen Wohnen, Arbeiten, 
Sich erholen und Sich versorgen verstan-
den. Die meisten aktuellen Nutzungsmi-
schungsprojekte sehen die Mischung von 
Wohnen und Arbeiten vor. Die Ausprägung 
einer Nutzungsmischung lässt sich über die 
drei Parameter  

• Mischungseinheiten  
(was wird gemischt?) 

• Körnung der Mischung (auf welcher 
städtebaulichen Ebene wird gemischt?) 
und  

• Mischungsverhältnis (wie groß sind die 
Anteile der Mischungseinheiten?) 

beschreiben. 

Zur Umsetzung städtebaulicher Nut-
zungsmischung bei der Planung neuer 
Baugebiete und zur Sicherung bestehender 
gemischter Quartiere stellt das Baurecht 
verschiedene Instrumente zur Verfügung. 
Die größte Bedeutung kommt dabei der 
Bauleitplanung zu.  

Der Flächennutzungsplan1 bereitet 
durch die Darstellung von Bauflächen die 
Verteilung der Nutzungen auf der Ebene der 
gesamten Gemeinde vor. Der Bebauungs-
plan2 konkretisiert die Darstellungen des 
Flächennutzungsplans für Teilflächen des 
Gemeindegebiets. Durch die Festsetzung 
von Baugebieten nach den §§ 2-11 der 
Baunutzungsverordnung und deren Gliede-
rung nach § 1 Abs. 4-9 BauNVO bestimmt 
er die zulässigen Nutzungen innerhalb sei-
nes Geltungsbereichs rechtsverbindlich. Die 
Baunutzungsverordnung stellt damit das 
zentrale Instrument zur Steuerung des Nut-
zungsgefüges bei städtebaulichen Planun-
gen dar.  

- Flächennutzungsplan: Steuerung der 
Bodennutzung für das gesamte Ge-
meindegebiet durch Darstellung von 
Bauflächen (W, M, G) und deren Zuord-
nung zueinander, engere Nutzungsmi-
schung durch Darstellung von gemisch-
ten Bauflächen (M), weitere Nutzungs-

                                                
1 Vgl. §§ 5-7 BauGB. 
2 Vgl. §§ 8-10 BauGB. 
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mischung durch räumliche Zuordnung 
und Verflechtung unterschiedlicher Bau-
flächen (z. B.:W <=> G). 

- Bebauungsplan: Rechtsverbindliche 
Regelung der Bodennutzung (Satzung) 
für Teile des Gemeindegebiets durch die 
Festsetzung von Baugebieten (wie WR, 
WA, WB, MI, MK, MD, GE, GI), 
Feinsteuerung der Nutzungen durch 
Gliederung der Baugebiete.  

Für die Neuplanung von Einzelvorhaben 
wurde der Vorhaben- und Erschließungs-
plan in das BauGB1 eingeführt. Mit diesem 
verpflichtet sich ein Vorhabensträger ge-
genüber der Gemeinde zur Umsetzung ei-
nes konkreten, mit der Gemeinde abge-
stimmten Vorhabens und der entsprechen-
den Erschließungsmaßnahmen. In der Ab-
stimmungsphase hat die Gemeinde die 
Möglichkeit, Einfluss auf die im Plan vorge-
sehene Nutzungsstruktur zu nehmen.  

Der städtebauliche Vertrag2 ist ein wei-
teres mit dem BauROG 1998 in das BauGB 
eingeführtes und zur Sicherung von Nut-
zungsanteilen im Zusammenhang mit Bau-
leitplänen und sonstigen Satzungen geeig-
netes Instrument. Beispielsweise können 
bestimmte Wohnanteile bei großen gewerb-
lichen Vorhaben mit Hilfe eines solchen 
Vertrages zwischen Investor und Gemeinde 
vereinbart werden.3  

Weitere Instrumente des Baurechts, mit 
denen das Nutzungsgefüge bestehender 
oder neu geplanter Gebiete gesteuert wer-
den kann, sind die Entwicklungsmaßnahme 
(§§ 165 ff. BauGB) und die Sanierungs-
maßnahme (§§ 136 ff. BauGB), deren städ-
tebauliche Umsetzung jeweils durch die 
Aufstellung von Bebauungsplänen erfolgt.  

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
sind nach § 1 Abs. 6 BauGB die öffentlichen 
und privaten Belange gegeneinander und 
untereinander gerecht abzuwägen. In diese 
Abwägung sind insbesondere bei Planun-

                                                
1 Vgl. § 12 BauGB. 
2 Vgl. § 11 BauGB. 
3 Vgl. Bunzel, A.: "Reicht das planungsrechtliche 

Instrumentarium für eine Strategie der Nutzungs-
mischung?" in: BfLR Informationen zur Raument-
wicklung: "Nutzungsmischung im Städtebau", Heft 
6/7, Bonn 1995 S. 496. 

gen, mit denen die rechtlichen Vorausset-
zungen für städtebauliche Nutzungsmi-
schung geschaffen werden sollen, auch die 
Belange des Geräuschimmissionsschutzes 
einzustellen. Erst auf der Grundlage dieser 
notwendigen Abwägung können sinnvolle 
Regelungen zum Immissionsschutz getrof-
fen werden.  

Die in Teil 1 genannten Instrumentarien 
zur Lösung potenzieller Lärmkonflikte stel-
len sich speziell in der Nutzungsmischung 
als mehr oder weniger ungeeignet heraus. 
Insbesondere die Anwendung des Ab-
standserlasses stößt hier offensichtlich an 
ihre Grenzen.  

Die beim unmittelbaren Nebeneinander 
sich beeinträchtigender Nutzungen auftre-
tenden potenziellen Konflikte müssen im 
Rahmen des Planungsprozesses einzelfall-
bezogen abgeschätzt und bewertet werden. 
Trotz der Einzelfallbezogenheit lassen sich 
aus der Planungspraxis eine Vielzahl von 
Planungsfällen mit gleich oder ähnlich gela-
gertem Konfliktpotenzial ableiten.  

Sinnvoll erschien es daher, diese zu 
systematisieren und insbesondere auch den 
Bewertungsspielraum bei der Beurteilung 
von Planungen städtebaulicher Nutzungs-
mischungen durch geeignete Bewertungs-
regelwerke, Rechtsprechung und Ausfüh-
rungen von Experten in einer Arbeitshilfe 
zusammenzuführen. Das Ministerium für 
Umwelt und Verkehr Baden – Württemberg 
hat dazu im Jahre 1999 das Forschungs-
vorhaben „Entwicklung einer standardisier-
ten Arbeitshilfe mit EDV-Unterstützung zur 
Abschätzung des schalltechnischen Kon-
fliktpotenzials bei städtebaulichen Planun-
gen und Vorhaben nachhaltiger Nutzungs-
mischung“ aufgelegt. Auftragnehmer dieses 
Forschungsvorhabens ist die Forschungs- 
und Informations- Gesellschaft für Fach- 
und Rechtsfragen der Raum- und Umwelt-
planung - FIRU mbH in Kaiserslautern.  
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Forschungsvorhaben „Entwick-
lung einer standardisierten Ar-
beitshilfe mit EDV - Unterstüt-
zung zur Abschätzung des 
schalltechnischen Konfliktpo-
tenzials bei städtebaulichen Pla-
nungen und Vorhaben nachhal-
tiger Nutzungsmischung“ 

Die Veränderung räumlicher Planungs-
konzepte zur Nutzungsmischung als Folge 
der Diskussion um nachhaltige Siedlungs-
entwicklung führt auch zu Überlegungen 
bezüglich möglicher Konsequenzen insbe-
sondere für die Geräuschverhältnisse. Ne-
ben einer angestrebten Minderung des Ver-
kehrslärms durch „MIV-sparsame“ Sied-
lungsstrukturen ist dabei der gebietsbezo-
gene Immissionsschutz, gemäß der Stör-
gradsystematik im Kontext der Gebietstypo-
logie der Baunutzungsverordnung (BauN-
VO), ein wesentlicher Aspekt, da dieser bis-
lang - wie oben dargelegt - maßgeblich zur 
Trennung der Funktionen im Städtebau bei-
getragen hat.  

Fragen des Immissionsschutzes stellen 
sich bei der Planung und der Verwirklichung 
von Konzepten der Nutzungsmischung auf 
verschiedenen Ebenen. Im Rahmen der 
Bauleitplanung sind Belange des Immissi-
onsschutzes in die gemeindliche Abwägung 
einzustellen. Auf der Ebene der Genehmi-
gung von Betrieben und Anlagen sind die 
Vorgaben des Immissionsschutzrechts und 
der auf Grundlage des BImSchG erlasse-
nen Rechtsverordnungen und technischen 
Anleitungen zu beachten. 

Die Immissionsarten, die bei der Pla-
nung von Nutzungsmischungen die größte 
Rolle spielen, sind Geräusche sowie - mit 
Einschränkungen - Luftverunreinigungen und 
Erschütterungen.1 Die folgenden Ausfüh-
rungen beziehen sich im wesentlichen auf 
Immissionen durch Geräuscheinwirkungen. 

                                                
1 Vgl. Fieseler, H.: "Die Bedeutung fachtechnischer 

Anforderungen für die Berücksichtigung der Be-
lange des Immissionsschutzes in der Bauleitpla-
nung", in: Umwelt- und Planungsrecht, Nr. 2 1995, 
S. 50. 

Das Forschungsvorhaben „Entwicklung 
einer standardisierten Arbeitshilfe mit EDV - 
Unterstützung zur Abschätzung des schall-
technischen Konfliktpotenzials bei städte-
baulichen Planungen und Vorhaben nach-
haltiger Nutzungsmischung“ dient der Ge-
winnung von Aussagen zu den Konsequen-
zen städtebaulicher Nutzungsmischung auf 
die Geräuschverhältnisse und deren fachli-
che und rechtliche Beurteilung. Aus der A-
nalyse aktueller Nutzungsmischungskon-
zepte hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf 
die Geräuschverhältnisse wird im Rahmen 
des Forschungsvorhabens eine Arbeitshilfe 
entwickelt, mit deren Hilfe schon in einer 
frühen Planungsphase das schalltechnische 
Konfliktpotenzial bei städtebaulichen Pla-
nungen und Vorhaben nachhaltiger Nut-
zungsmischung abgeschätzt und in die Ab-
wägung im Bauleitplanverfahren eingestellt 
werden kann.  

Die Arbeitshilfe wird folgende Elemente 
enthalten: 

• Rechentool, mit dem einfache schall-
technische Berechnungen in Anlehnung 
an die überschlägige Prognose nach 
TA-Lärm durchgeführt werden können,  

• Datenbanken, in denen Emissionswerte 
von verschiedenen Anlagen und Ge-
bietsarten sowie Immissionsgrenz-, Im-
missionsricht- und Orientierungswerte 
der verschiedenen Beurteilungsregel-
werke systematisch erfasst und aufbe-
reitet sind, und 

• Bibliotheken, in denen auf Beurteilungs-
grundlagen wie Gesetze, Verordnungen 
und sonstige Regelwerke, Rechtspre-
chung und Fachliteratur verwiesen wird.  

Mit Hilfe der Arbeitshilfe sollen sich die 
Notwendigkeit von Maßnahmen zur Kon-
fliktvermeidung bzw. -reduzierung feststel-
len sowie die Wirksamkeit geplanter Maß-
nahmen überprüfen lassen. So können z. B. 
den Teilflächen eines in Nachbarschaft zu 
einem Wohngebiet geplanten Gewerbege-
biets immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel so zugeordnet werden, 
dass die Summe aller Geräuscheinwirkun-
gen einen angestrebten Immissionszielwert 
nicht überschreitet. Auf der Genehmigungs-
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ebene lässt sich die Einhaltung der festge-
legten IFSP überprüfen. Damit können auf 
der Planungsebene wesentlich differenzier-
tere Regelungen getroffen werden als bei-
spielsweise bei der Anwendung des Ab-
standserlasses, der bei Mischgebietsfest-
setzungen ohnehin nicht „greift“.  

Analyse aktueller Nutzungsmi-
schungskonzepte hinsichtlich 
ihrer Auswirkungen auf die Ge-
räuschverhältnisse 

In dem Forschungsfeld „Nutzungsmi-
schung im Städtebau“ des experimentellen 
Wohnungs- und Städtebaus (ExWoSt) 
(1996-2000) wurden bundesweit 13 Modell-
vorhaben wissenschaftlich begleitet, Nut-
zungsmischung auf innerstädtischen Bra-
chen und in Siedlungserweiterungsgebieten 
zu entwickeln bzw. in traditionellen Misch-
gebieten zu erhalten. Forschungsbegleitend 
wurden in fünf Sondergutachten auf interna-
tionaler und nationaler Ebene Potenziale 
und Restriktionen der Nutzungsmischung 
untersucht.  

Im Hinblick auf die städtebauliche Lärm-
vorsorge ist bei der Nutzungsmischung eine 
„Lärmeinsparung“ auf zwei Ebenen denk-
bar: 

Quantitativ: 
 Verkehrslärm: Reduktion des motorisier-

ten Individualverkehrs (MIV) durch We-
geeinsparung. 

  Gewerbelärm: Lärmvermeidung durch 
höheren Stand der Technik bei Betrie-
ben 

Qualitativ: 
 Geringeres Störempfinden / höhere  

Toleranz der Wohnnutzung gegenüber 
Lärmeinwirkungen 

Entgegen der vom Forschungsgeber 
(Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen) zu Beginn des For-
schungsfeldes in 1996 geäußerten Auffas-
sung hat sich nach Meinung der Begleitfor-
schung die Erwartung von Störungen und 
Unverträglichkeiten zwischen Nutzern als 
eigentliches Hemmnis der Umsetzung von 

Nutzungsmischung gezeigt.1 In der Folge 
sind daher die Nutzungskonzeptionen für 
eine Mischung in den einzelnen Modellvor-
haben der Konfliktvermeidung angepasst 
worden. Im Gegensatz zur Reaktivierung 
von Brachflächen und bei der Neubebauung 
am Stadtrand konnte dies bei der Einfüh-
rung von Mischkonzepten auf Brachflächen 
in bereits bestehenden Nutzungsstrukturen 
nicht immer gelingen. Hier sind auch Nach-
barschaftskonflikte zwischen bestehender 
Nutzung und der neu geplanten, heranrü-
ckenden und störempfindlicheren Wohnnut-
zung bereits im Vorfeld zum Teil auf dem 
Wege des Abwehrrechts aufgetreten.  

Auf Grund des Emissionspotenzials 
zeigt es sich, dass sich insbesondere kleine 
und mittlere Betriebe für nutzungsgemischte 
Quartiere eignen. In Bestandsgebieten und 
bei der Überplanung von Brachen wird ih-
nen eine zentrale Rolle für die Entwicklung 
oder Stabilisierung eines nutzungsgemisch-
ten Quartiers zugeschrieben. Im Wesentli-
chen tragen hier Betriebe des Dienstleis-
tungssektors als Motor für eine weitere 
Quartiersentwicklung bei. In der Folge findet 
eine „Adressbildung“ statt, die sowohl für 
die Gewerbebetriebe als auch für zukünftige 
Bewohner von Interesse ist.  

Dem Anspruch an möglichst störungs-
freies Wohnen wird in den Modellvorhaben 
einerseits dadurch Rechnung getragen, 
dass die Zuordnung der einzelnen Nutzun-
gen im Quartier entsprechend dem Bewoh-
nerinteresse ausgerichtet wird. Neu geplan-
te „Gemengelagen“ sollten auch im Interes-
se der Vermarktung unbedingt vermieden 
werden. In einzelnen Modellvorhaben wird 
jedoch auch bewusst darauf gesetzt, nicht 
vollkommen störungsfrei zu sein. Vielfalt 
und Lebendigkeit insbesondere eines 
Mischgebietes werden offensiv als Qualität 
einzelner Quartiere vermarktet. Durch För-
derung einer Quartiersidentität und Heraus-
hebung der wirtschaftlichen Vorteile von 
Dichte und Mischung sowie durch sachge-
rechte Konfliktberatung wird eine höhere 
                                                
1 Vgl. Müller, W. Wiegandt C.-C.: „Hemmnisse und 

Erfolgsfaktoren für gemischte Quartiere“, in Ex-
WoSt-Informationen zum Forschungsfeld „Nut-
zungsmischung im Städtebau“ Nr. 19.6, März 
1999. 



 Stadtplanung - Bauleitplanung und Lärmkontingentierung 

Toleranz gegenüber Beeinträchtigungen 
durch andere Nutzer gefördert. 

Bezüglich der Umsetzung von Nut-
zungsmischung wird von der Begleitfor-
schung ein rechtliches Problem im Verhält-
nis von Planungs- und Umweltrecht gese-
hen. So beurteilt die typisierende Betrach-
tungsweise der Baunutzungsverordnung 
Betriebe als unzulässig, die von ihren tat-
sächlichen Emissionen nicht störend wären. 
Planer würden deshalb vielfach die Auswei-
sung von Mischgebieten vermeiden. Die 
Abschätzung des schalltechnischen Kon-
fliktpotenzials benachbarter Nutzungen mit-
tels einer „Arbeitshilfe Lärm“ kann daher ei-
nen wesentlichen Beitrag zur Planungssi-
cherheit leisten. 

Durch Nutzungsmischung können ver-
kehrsverringernde und -verlagernde Effekte 
hervorgerufen werden. Zum einen kann ei-
ne nutzungsgemischte Struktur eine Verrin-
gerung des Verkehrsaufwandes durch den 
Verzicht auf Wege oder wegreduzierende 
Tätigkeitskopplungen (Bildung von Wege-
ketten) bzw. Verkürzung der Wegelängen 
bewirken. Zum anderen kann sie eine Ver-
lagerung des Verkehrsaufwandes auf den 
nicht-motorisierten Verkehr oder auf den 
ÖPNV begünstigen, was aber voraussetzt, 
dass das ÖPNV-Netz die erforderlichen 
Wegeketten nachzeichnet (z.B. tangentiales 
System).1 Bei der Ermittlung und Untersu-
chung des „notwendigen Autoverkehrs“ in 
der Stadt am Beispiel Karlsruhe und Kai-
serslautern wird unter anderem auch aufge-
zeigt, dass eine Verbesserung der räumlich-
strukturellen Rahmenbedingungen (z.B. 
Ausbau bzw. Stärkung einer dezentralen 
Versorgungsstruktur, Basiszentren mit Gü-
tern des täglichen Bedarfs zur wohnungs-
nahen Versorgung) positive Effekte auf das 
Verlagerungspotenzial vom MIV auf den 

                                                
1  Vgl. Beckmann, K. J..: Vortrag im Rahmen eines 

Forschungsseminars „Nutzungsmischung als Stra-
tegie einer nachhaltigen Stadtentwicklung“, Bun-
desministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, Dessau 15./16.09.1994; auch: Stadt-
verkehr und Nutzungsmischung. Was kann Nut-
zungsmischung leisten? in: BfLR [Hrsg.]: Nut-
zungsmischung im Städtebau, IfR Heft 6/7. 1995, 
S. 443 ff. 

ÖPNV sowie den NMV hat. MIV-Wege kön-
nen potenziell vermieden werden.2  

Wichtig ist eine gesamtheitliche Betrach-
tung der Funktionen und Nutzungen, die im 
Alltagsleben zum Tragen kommen, nicht nur 
Wohnen und Arbeiten, da hier das Potenzial 
zur Verkehrsverringerung eher gering ist. 
Um zum Arbeitsplatz zu gelangen, werden 
weite Wegstrecken und ein relativ hoher 
Zeitaufwand in Kauf genommen - hier ha-
ben sich die räumlichen Verflechtungen 
weitgehend stark entkoppelt. Quartiersbe-
zogene Freizeitangebote erhöhen zwar die 
Bindung der Bewohner und Bewohnerinnen 
an das Quartier, verursachen aber kaum 
den Verkehrsaufwand betreffende Effekte.3 

Es zeichnet sich ab, dass insbesondere der 
Versorgungsbereich (täglicher Bedarf) so-
wie eine damit verbundene Aktivierung des 
„Zu-Fuß-Gehens“ großes Minderungspo-
tenzial besitzt.  

Bereits auf der Ebene des Flächennut-
zungsplanes kann mit Hilfe einer sinnvollen 
Zuordnung von Flächen und Nutzungen der 
Grundstein für eine Verringerung des Ver-
kehrsaufkommens gelegt werden. Die rich-
tige Steuerung der regionalen und örtlichen 
Raumexpansion kann eine Verkehrsver-
minderung von bis zu 20 % ermöglichen.4 

Eine Forderung im Zusammenhang mit 
der Stadtstruktur ist die „Stadt der kurzen 
Wege“. Damit soll den Bewohnern und Be-
wohnerinnen ermöglicht werden, die Aufga-
ben des Alltages verkehrssparend zu be-
wältigen. Daneben ist eine funktionsausge-
glichene Siedlungs- und Nutzungsstruktur 
wichtig. Sie unterstützt eine verkehrsspa-
rende Raumnutzung. Von zentraler Bedeu-
tung ist hier die Ausgewogenheit der Funk-
tionen. Es kann sich also als notwendig er-
weisen, Bedeutungsüberschüsse eines Or-

                                                
2  Vgl. Topp, H. [Hrsg.]: Notwendiger Autoverkehr in 

der Stadt, Grüne Reihe Nr. 35, Universität 
Kaiserslautern 1996, S. 102 ff. 

3  Vgl. BBR [Hrsg.]: Nutzungsmischung und Stadt 
der kurzen Wege – Werkstatt: Praxis Nr.7/1999, 
S. 72 ff. 

4  Vgl. Kutter, E.: Nutzungsmischung – ein Beitrag 
zur Verkehrsvermeidung?, in: Präsident der TH 
Darmstadt [Hrsg.]: Nutzungsmischung – Doku-
mentation eines Fachkolloquiums am 13. Oktober 
1992, TH Darmstadt, Darmstadt 1993, S. 73 ff. 
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tes bzw. einer Einrichtung (Induzierung von 
Zielverkehr) abzubauen oder defizitäre Nut-
zungen (Induzierung von Quellverkehr) 
auszugleichen. „Überausgestattete“ bzw. 
„unterausgestattete“ Orte tragen eher zu ei-
nem erhöhten Verkehrsaufwand bei. Eine 
erhöhte Nutzungsdichte fördert die dezen-
tralen, kleinräumig ausgewogenen Struktu-
ren, denn trotz geringer Einzugsbereiche 
können die Einrichtungen ökonomisch trag-
fähig sein. Um eine städtebaulich integrierte 
Versorgungsstruktur zu lenken, können sich 
Zentren- und Einzelhandelskonzepte als 
nützlich erweisen.1  

Festzustellen ist, dass die tatsächlichen 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ei-
ne Diskrepanz zu Forderungen einer zu-
kunftsfähigen Stadt- und Verkehrsplanung 
darstellen.2 Als Beispiel seien an dieser 
Stelle die Entwicklung der Haushaltsstruktur 
hin zu Ein-Personen-Haushalten, immer 
noch zunehmende Pkw-Bestandzahlen 
(Zunahme der MIV-Motorisierung), Individu-
alisierung der Lebensstile, Attraktivität der 
„Ferne“ (Urlaub), Bodenpreisgefüge usw. 
genannt.3 

Die Nutzungsmischung allein trägt zu-
nächst nur einen kleineren Teil zur Ver-
kehrsvermeidung und –verlagerung bei. 
Empirische Untersuchungen zeigen auf, 
dass Unterschiede im Verkehrsverhalten 
nur teilweise als kausale Effekte der Nut-
zungsmischung zu sehen sind. Entschei-
dend für das Verkehrsverhalten ist unter 
anderem auch die soziale Situation und die 
räumliche Lage anderer Ziele. Das Ver-
kehrswachstum wird zudem wesentlich von 
Faktoren wie Freizeit- und Urlaubsverkehr, 

                                                
1  Vgl. Würdemann, G.: Handlungsfelder der räumli-

chen Planung für eine lebenswerte und verkehrs-
sparsame Stadt und Region, in: BBR [Hrsg.]: Stra-
tegien für einen raum- und umweltverträglichen 
Verkehr, IzR Heft 6. 1998, S. 351 ff. 

2  Vgl. Würdemann, G: Handlungsfelder der räumli-
chen Planung für eine lebenswerte und verkehrs-
sparsame Stadt und Region, a.a.O., S. 351 ff. 

3  Vgl. Beckmann, K. J.: Stadtverkehr und Nut-
zungsmischung. Was kann Nutzungsmischung 
leisten? in: BfLR [Hrsg.]: Nutzungsmischung im 
Städtebau, IfR Heft 6/7.1995, S. 443 ff. 

Dienst- und Berufsverkehr bestimmt4 – die 
Nutzungsstruktur nimmt hier so gut wie kei-
nen Einfluss. Die Nutzungsmischung ist a-
ber als eine wichtige Basis für weitere Stra-
tegien zur Verkehrsreduzierung zu sehen. 
Denn nur mit Siedlungsstrukturen, die ein 
verkehrssparsames Handeln erlauben, sind 
andere Maßnahmen überhaupt tragbar und 
sinnvoll. Bei einer weiteren Entmischung 
der Nutzungen wird der Weg einer nachhal-
tigen Verkehrspolitik erheblich erschwert. 
Flankierend zur „Stadt der kurzen Wege“ 
oder zur Nutzungsmischung sind entspre-
chend andere Handlungsfelder – im Rah-
men einer Gesamtstrategie - zu verfolgen, 
z.B. organisatorische Ansätze im strukturel-
len und individuellen Bereich, die Einbezie-
hung der Stadt- und Lebensqualität oder fi-
nanzpolitische Instrumente.5 

Nutzungsmischung kann die Bewälti-
gung des Alltages für den Einzelnen im 
Quartier möglich und erlebbar machen. Ge-
rade im Hinblick auf die demographische 
und soziostrukturelle Entwicklung der Ge-
sellschaft (steigender Anteil der älteren Ge-
neration, Alleinerziehende, mobilitätsbehin-
derte oder –benachteiligte Gruppen) ist 
Nutzungsmischung eine wichtige Voraus-
setzung. 

 

                                                
4  Vgl. BBR [Hrsg.]: Nutzungsmischung und Stadt 

der kurzen Wege – Werkstatt: Praxis Nr.7/1999, 
S. 72 ff. 

5  Vgl. Würdemann, G.: Handlungsfelder der räumli-
chen Planung für eine lebenswerte und verkehrs-
sparsame Stadt und Region, a.a.O., S. 351 ff; 
auch: BBR [Hrsg.]: Nutzungsmischung und Stadt 
der kurzen Wege – Werkstatt: Praxis Nr.7/1999, 
S. 72 ff. 
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1. Einordnung der Lärmminde-
rungsplanung in den kommuna-
len Planungsprozess 

Mit der Lokalen Agenda 21 hat über die 
Forderungen des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes hinaus die Lärmminde-
rungsplanung eine verstärkte Bedeutung im 
Rahmen integrierter Umweltentlastungs-
konzepte erhalten. So wird vom Deutschen 
Städtetag als eines der Handlungsfelder der 
Lokalen Agenda 21 ausdrücklich die "Flä-
chendeckende Lärmminderung" genannt, 
der folgende Handlungsmöglichkeiten zu-
geordnet werden: 

• Erarbeitung eines umfassenden kom-
munalen Lärmschutzprogramms, das 
unter anderem die Lärmquelle Verkehr 
erfasst, 

• flächendeckende Aufstellung von 
Lärmminderungsplänen, 

• Konsequente Umsetzung der Hand-
lungsmöglichkeiten zur Verringerung 
und Verlangsamung des Kfz-Verkehrs, 

• Verkehrsentwicklungsplanung auch und 
gerade unter Lärmschutzgesichtspunk-
ten. 

In den neuen Bundesländern sind die kom-
munalen Planungen (Flächennutzungspla-
nung, Verkehrsentwicklungsplanung, Stadt-
entwicklungsplanung) vielfach noch in Be-
arbeitung, in den alten Bundesländern steht 
häufig die Fortschreibung dieser Planungs-
ebenen an. Es besteht deshalb in den alten 
wie in den neuen Ländern die Möglichkeit, 
durch die Integration der Lärmminderungs-
planung in diesen Planungsprozess kosten-
günstig eine integrierte Bewertung der 
Landschaft (Landschaftsplanung), der Flä-
chenausweisung (Flächennutzungsplan) 
und des Verkehrs (Verkehrsentwicklungs-
planung) vorzunehmen. Dies erspart den 
Gemeinden aufwendige, kostenintensive 
und in den meisten Fällen nicht optimale 
Korrekturen, die sich zwangsläufig bei einer 
aufeinanderfolgenden Abarbeitung der ein-
zelnen Planungsschritte ergibt. 

Ein wichtiger Aspekt für eine erfolgrei-
che Lärmminderung ist deshalb die Einord-
nung des Planungsinstrumentariums in die 
Planungshierarchie. Wenn die Lärmminde-
rungsplanung weit hinten in der Hierarchie, 
nach Stadtentwicklungs-, Flächennutzungs- 
und Verkehrsentwicklungsplänen, rangiert, 
führt dies zwangsläufig dazu, dass die 
durch die „vorderen“ Planungsebenen vor-
bestimmten Rahmenbedingungen für Lärm-
erzeugung den Schallimmissionsplan zur 
Mängelkartierung und die Lärmminderungs-
planung zur Mängelverwaltung degradieren. 
Ein solches Vorgehen fördert nicht nur 
sektorales Denken (und Handeln), sondern 
ist auch unwirtschaftlich. Es ist deshalb er-
forderlich, die Lärmminderungsplanung als 
integriertes Planungselement in die ge-
samtstädtischen Planungsebenen zu integ-
rieren, um Rückkopplungen zwischen den 
einzelnen Planungsebenen zu ermöglichen 
und damit die Lärmvermeidung in den Vor-
dergrund des Handels zur späteren Ver-
meidung von notwendigen Maßnahmen des 
passiven Schallschutzes zu stellen.  

2. Ablauf der Lärmminderungs-
planung 

Folgende Vorgehensweise hat sich für den 
systematischen Ablauf einer Lärmmin-
derungsplanung bewährt:  

Stufe 1, Vorprüfung:  

• Abschätzung schädlicher Umwelteinwir-
kungen durch Lärm im Gemeindegebiet 
oder in Teilen davon durch die Gemein-
de. Bei der Vorprüfung soll die für den 
Immissionsschutz zuständige Fachbe-
hörde einbezogen werden, um zu einem 
frühen Zeitpunkt auch gegebenenfalls 
die fehlende Notwendigkeit einer weite-
ren kostenintensiven Lärmminderungs-
planung zu bestätigen und fachlich ab-
zusichern. Die Überprüfung, ob schädli-
che Umwelteinwirkungen durch Lärm im 
Gemeindegebiet oder in Teilen davon 
vorhanden sind, soll unter dem Ge-
sichtspunkt der Angemessenheit erfol-
gen. 
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Stufe 2, Lärmanalyse:  

• Quantitative Feststellung der Belastun-
gen durch Lärm auf die Menschen und 
die Umwelt, sofern das Ergebnis der 
Vorprüfung begründete Hinweise auf 
mögliche Richt- und Grenzwertüber-
schreitungen liefert. Im Rahmen dieser 
Bearbeitungsstufe sind quantitative Un-
tersuchungen notwendig, die entspre-
chend des Standes von Wissenschaft 
und Technik in der Regel durch externe 
Sachverständige durchgeführt werden. 
Tatsächliche oder erwartete Konfliktge-
biete müssen eindeutig herausgearbei-
tet werden. 

Stufe 3, Lärmminderungsplanung:  

• Erarbeitung abgestimmter, integrierter 
Maßnahmekonzepte zur Lärmsanierung 
und -vorsorge in Abstimmung mit ande-
ren Planungen (z.B. Flächennutzungs-, 
Verkehrsentwicklungs-, Stadtentwick-
lungs- und Sanierungspläne sowie Luft-
reinhaltemaßnahmen im Sinne von § 40 
(2) BImSchG). 

Stufe 4, Umsetzung:  

• Umsetzung der lärmmindernden Maß-
nahmen (z.B. baulicher und organisato-
rischer Art) durch Integration in laufende 
Planungsmaßnahmen und Umsetzung 
durch die zuständigen Planungs- und 
Baulastträger. Für die Umsetzung der 
Lärmminderungsmaßnahmen empfiehlt 
es sich, einen Stufenplan für mehrere 
Jahre festzulegen, der Sofortmaßnah-
men sowie mittel- und langfristige Reali-
sierungsschritte bis hin zur Kosten-
schätzung aufzeigt. 

Die Lärmminderungsplanung stellt so für die 
Gemeinden nicht nur ein theoretisches 
Planwerk dar, sondern zeigt konkrete, um-
setzbare Maßnahmen auf, die schon in den 
ersten Stufen spürbare Minderungspotentia-
le erschließt und damit auch für den Bürger 
erlebbar macht. Es handelt sich deshalb bei 
der Stufe 3 (Lärmminderungsplanung) nicht 
um eine neue Planungsebene. Bestehende 
Planungsebenen (z.B. Verkehrsentwick-
lungsplanung) werden fachlich durch die 
Lärmminderungsplanung qualifiziert und 
hierdurch die Lebensqualität in den Ge-

meinden positiv beeinflusst. Die besondere 
Qualität dieser Art von Lärmminderungspla-
nung besteht darin, einer bloßen Verwal-
tung umweltbelastender Einflüsse ein akti-
ves Planungsinstrument für die umweltver-
trägliche Stadtentwicklung entgegenzustel-
len. Als integriertes Instrument hilft sie, 
Lärm an der Emissionsquelle zu vermeiden 
und damit die wirkungsvollste, umfassends-
te und vielfach auch kostengünstigste 
Lärmminderung zu erreichen. 

Als Indikator kann sie als Teil der Stadt-
beobachtung neben anderen Indikatoren 
rechtzeitig auf zu erwartende städtebauliche 
Missstände hinweisen und Maßnahmen er-
möglichen, die im Vorfeld möglicher Pla-
nungsfälle aufkommende Missstände besei-
tigt und so den funktionalen und sozialen 
Zusammenhalt eines Stadtgefüges wahrt, 
z.B.: An stark verlärmten Verkehrsstraßen 
werden geringere Wohnmieten erzielt als in 
ruhigen Wohnstraßen; geringere Mieten 
führen auf Dauer zur Vernachlässigung der 
Instandhaltung; ein Instandhaltungsstau er-
fordert letztlich einen erhöhten Modernisie-
rungsbedarf; im schlimmsten Fall sind 
durchgreifende Sanierungsmaßnahmen  
oder gar Abbruch unumgänglich. Bei einer 
flächenhaften Belastung wird Lärm zum In-
dikator für potentielle Sanierungsgebiete 
oder im Umkehrschluss: Lärmvorsorge kann 
im besten Fall mit dazu beitragen, das Ab-
sinken ganzer Stadt-viertel aufzuhalten. 

Die Anwendung eines solchen aktiven 
Planungselementes bedarf einer engagier-
ten, sowohl fachübergreifenden als auch 
detailbezogenen Arbeitsweise aller Beteilig-
ten. Hierzu gehören vor allem: 

• Umfassende Information aller beteiligten 
Ämter der Verwaltung untereinander, 

• regelmäßige Abstimmung der Arbeits-
schritte in laufenden Planungs- und 
Realisierungsprozessen, 

• Mut der politisch Verantwortlichen zu 
neuen und komplexen Lösungen, 

• eine intensive Öffentlichkeitsarbeit. 

Das Ziel sollte sein, die Lärmminderungs-
planung als integrierendes Instrument in der 
Stadtentwicklungsplanung fest zu veran-
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kern. Die grundsätzlichen Vorteile einer sol-
chen Vorgehensweise sind zusammenge-
fasst: 

• Schaffung eines objektiven Kriteriums 
hinsichtlich der Bewertung von Umwelt-
auswirkungen als Eingangsparameter 
für die kommunalen Entwicklungspläne 
insbesondere zur Flächennutzung und 
zum Verkehr. 

• Erhöhung der Planungssicherheit (z.B. 
im Rahmen von Flächenausweisungen 
auch für Investoren). 

• Sicherung der technischen Realisierbar-
keit der Maßnahmen zur Lärmminde-
rung und Erarbeitung abgestimmter Stu-
fenpläne. 

• Integration von baulichen und nichtbau-
lichen Maßnahmen zur aktiven Lärm-
minderung und -vorsorge in neben- und 
übergeordneten Planungen, einschließ-
lich der Beachtung der Belange der Re-
gional- und Landesplanung 

• Darstellung möglicher und letztlich auch 
realisierter Umweltentlastungen. 

3. Inhalt der Lärm-
minderungsplanung 

Eine Lärmminderungsplanung muss des-
halb auf folgenden Ebenen ansetzen: 

• Vermeidung von Lärmemissionen 

- Regionalplanung 
- Stadtentwicklung 
- Förderung des Fußgängerverkehrs 
- Förderung des Fahrradverkehrs 
- Förderung des Öffentliche 

Nahverkehrs 
- Güterverkehrskonzept 

• Verringerung von Lärmemissionen, 

- Optimierung der Verkehrsleistung 
- Lenkung des ruhenden Verkehrs 
- Verlangsamung des Kfz-Verkehrs 
- Verstetigung des Kfz-Verkehrs 
- Lärmmindernde Fahrbahnbeläge 

• Verlagerung von Lärmemissionen 

- Bündelung von Kfz-Verkehren 
- Verlagerung von Kfz-Strömen 

- Verlagerung von Emissions-  
schwerpunkten 

• und erst als letztes 

- Verringerung von Lärmimmissionen. 

Zunächst ist zu prüfen, in welchem Umfang 
Emissionen vermieden werden können, 
nachfolgend sind die Potenziale auszu-
schöpfen, die verbleibende Emissionen ver-
ringern, erst dann stellt sich die Frage nach 
einer Verlagerung der Emissionen. Sollten 
die ersten drei Schritte keine ausreichende 
Lärmminderung erreichen, kommen nur 
noch Maßnahmen zur Verringerung der 
Immissionen in Betracht. 

Diese Vorgehensweise ist notwendig, weil 
sonst mit einer einseitigen Ausrichtung der 
Lärmminderung auf die Immissionsseite 
keine umfassende, sondern nur eine punk-
tuelle Lärmminderung (z.B. in der Wohnung, 
aber nicht im Wohnumfeld) erreicht wird. 

4. Maßnahmenprogramm zur 
Umsetzung der Lärmminde-
rungsplanung 

Im Maßnahmenprogramm werden die 
Lärmminderungspotenziale in Einzelmaß-
nahmen beschrieben und über eine Prioritä-
tensetzung zu Maßnahmenbündeln für eine 
kurz-, mittel- und langfristige Umsetzung 
zusammengefasst. Aufgrund der individuel-
len Voraussetzungen in jeder Gemeinde 
gibt es zwangsläufig keine standardisierba-
ren Maßnahmenprogramme für die Umset-
zung der Lärmminderungsplanung. Ent-
sprechend der örtlichen Situation, den be-
reits geleisteten Vorarbeiten, den finanziel-
len Rahmenbedingungen und den unter-
schiedlichen Belastungssituationen in einer 
Gemeinde müssen jeweils individuelle 
Maßnahmenbündel geschnürt und abge-
stimmt werden. 

Wurde oben ausgeführt, dass der 
Schallimmissionsplan die Situation be-
schreibt und erst die Lärmminderungspla-
nung Wege aufzeigt, die Umwelt zu entlas-
ten, so bleibt auch die Lärmminderungspla-
nung so lange ohne Wirkung, wie sie nicht 
in ein Maßnahmenkonzept übergeleitet 
wird, dessen Umsetzung vom politischen 
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Willen gestützt ist. Dies erfordert politische 
Grundsatzentscheidungen zu den Leitlinien 
für die weitere Stadt- und Verkehrsentwick-
lung und die Bindungen von kommunalen 
Haushaltsmitteln zur Finanzierung der not-
wendigen Maßnahmen.  

Die meisten Lärmminderungspotenziale 
bedürfen baulicher Maßnahmen. Berück-
sichtigt man diese Maßnahmen von Beginn 
an in der Verkehrs- und Infrastrukturpla-
nung, so kann vieles in ohnehin notwendige 
Baumaßnahmen integriert werden. Ein sol-
ches Vorgehen führt dazu, notwendige 
Maßnahmen zur Lärmminderung 

• völlig zu vermeiden, weil von Beginn an 
lärmarm geplant wurde, 

• kostenneutral im Zuge einer optimierten 
Baumaßnahme auszuführen, 

• oder nur mit geringen Mehrkosten vor-
zunehmen. 

Grundsätzlich ist es sinnvoll, den Maß-
nahmenkatalog so aufzubauen, dass die 
Einzelmaßnahmen zeitlich koordiniert in 
Blöcken durchgeführt werden können, so 
dass die Bürger die Entlastungswirkung als 
Schub erleben. Dies ist besser, als einzel-
ne, verstreute Maßnahmen, die sich erst 
nach und nach zu einem Gesamtkonzept 
zusammenfügen, für den Bürger aber kei-
nen erlebbaren Qualitätssprung bringen. 

Die Umsetzung einer Lärmminderungs-
planung ist zur Verbesserung der Akzep-
tanz aber nicht nur eine Frage der "Hard-
ware", sondern ganz entscheidend auch ei-
ne Frage der "Software", die möglichst 
phantasievoll eingesetzt werden sollte. Un-
tersuchungen haben gezeigt, dass mitunter 
ein erheblicher Unterschied zwischen der 
objektiv festgestellten Lärmbelastung und 
der subjektiv empfundenen Lärmbelästi-
gung bestehen kann: 

• Wird auf einer Straße langsam und pas-
siv gefahren, wird auch der Lärm eher 
als urbanes Begleitgeräusch wahrge-
nommen. Empfindet man dagegen den 
Verkehr durch überhöhte Geschwindig-
keiten oder aggressives Fahren als be-
drohlich, wird man auch den Lärm stö-
render erleben. 

• Bürger, die sich mit „ihrer" Straße identi-
fizieren, weil sie am Planungsprozess 
beteiligt wurden, empfinden den Lärm 
weniger belästigend. Bürger, die mit ei-
ner Maßnahme nicht einverstanden 
sind, werden das Ergebnis auch dann 
als „laut" und „störend" empfinden, wenn 
Messergebnisse gegenüber „vorher" ei-
ne deutliche Entlastung zeigen. 

Zur glaubhaften Umsetzung gehört deshalb 
auch ein konstruktives, kommunales Klima: 

• Man muss die Durchführung und Um-
setzung einer Lärmminderungsplanung 
aus politischer Überzeugung wollen und 
nicht nur, um bei Fördermitteln bevor-
zugt behandelt zu werden. 

• Rat und Verwaltung sollen Vorbild sein: 
Beschaffung lärmarmer Kommunalfahr-
zeuge, Überprüfung des eigenen Ver-
kehrsverhaltens, Bereitstellung von 
deutlich gekennzeichneten, damit öffent-
lichkeitswirksamen Dienstfahrrädern und 
vieles mehr. 

5. EXPO 2000-Projekt „Lärmar-
me Stadt Henningsdorf“ –  
Ergebnisse nach fünf Jahren 

In der Stadt Hennigsdorf wurden in den 
letzten fünf Jahren fast alle in der Lärmmin-
derungsplanung vorgeschlagenen Maß-
nahmen umgesetzt. Die „Lärmarme Stadt" 
ist Teil der Expo 2000-Präsentation der 
Stadt Hennigsdorf. Die umgesetzten Maß-
nahmen beziehen sich vorwiegend auf fol-
gende Bereiche: 

• Konsequente Innenentwicklung, 

• Ausbau des Radverkehrsnetzes, 

• Verbesserungen im ÖPNV (u.a. Eröff-
nung der S-Bahn nach Berlin), 

• neue Autobahnanschlussstelle zur Ent-
lastung durch Güterverkehr, 

• Parkraumbewirtschaftung, 

• flächendeckende Einführung von Tempo 
30-Zonen, teilweise unterstützt von bau-
lichen Maßnahmen, 

• Fahrbahnsanierung, 
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• Bündelung von Verkehrsströmen auf 
Grundlage der entwickelten Straßenhie-
rarchie. 

Berechnungen des vom Straßenverkehr 
erzeugten Lärms wurden auf Grundlage ei-
ner Berechnung der Verkehrsmengen mit 
einem Verkehrsmodell durchgeführt. Ein 
solches Verkehrsmodell hat die Stadt Hen-
nigsdorf 1995 erstmalig erstellt, 1998 an die 
bis dahin vorgenommenen Veränderungen 
angepasst und 1999 nach Eröffnung der 
äußeren Erschließungsstraße zwischen al-
tem Ortskern und Industriegebiet ein weite-
res Mal aktualisiert. 

Die Lärmbelastung der Bürger Hennigs-
dorfs ist im gesamten Stadtgebiet deutlich 
zurückgegangen. Aufgrund des integrativen 
Ansatzes der Verkehrsentwicklungsplanung 
konnten nicht nur einzelne Bereich der 
Stadt "beruhigt" werden, sondern die ein-
zelnen Elemente haben ineinander gegriffen 
und zum Wohl aller vom Lärm betroffenen 
Bürger positiv zusammen gewirkt. 
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Die Lärmbelastung der Bürger Hennigsdorfs 
ist insgesamt im gesamten Stadtgebiet 
deutlich zurückgegangen. Durch den inte-
grativen Ansatz der Verkehrsentwicklungs-
planung konnten nicht nur Teilräume der 
Stadt „beruhigt" werden, sondern die ein-
zelnen Elemente haben ineinander gegriffen 
und zum Wohl aller vom Lärm betroffenen 
Bürger positiv zusammen gewirkt. 
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Die Anzahl der vom Lärm betroffenen Ein-
wohner ist tagsüber um 19 % und nachts 
um 20 % gesunken. Die Lärmkennziffer 
(LKZ), die eine qualitative Aussage zu der 
Betroffenheit macht, sank sogar um 40 % 
(sowohl tagsüber als auch nachts)! Bisher 
ist keine Lärmminderungsplanung bekannt, 
die beim Vorher-Nachher-Vergleich mit der 
LKZ-Methode zu einer derartigen Reduzie-
rung des Verkehrslärms geführt hat. 

3.022

1.955

6.191

5.324

0

1.000

2.000

3.000

4.000

5.000

6.000

7.000

Gesundheitsgefährdete

Gesundheitsgefährdete und schlafgestörte Einwohner

Vorher-Analyse 1995

Nachher-Analyse 2000

 

Ein ebenso deutlicher Rückgang um 35 % 
ist bei den durch die Lärmbelastung poten-
ziell gesundheitsgefährdeten Bewohnern 
Hennigsdorfs zu erkennen. Die Zahl der 
Schlafgestörten (Lärmbelastung größer als 
45 dB(A)) sinkt um immerhin 14 %. 

Das EXPO-Projekt der „Lärmarmen 
Stadt Hennigsdorf" zeigt (wie in der Abbil-
dung auf der folgenden Seite zu sehen) 
sehr deutlich, dass Lärmminderungspla-
nung keine Luxusplanung ist, sondern in 
überschaubaren Zeiträumen mit geringeren 
Investitionen als vielfach vermutet eine 
spürbare Entlastung der Bürger von Ver-
kehrslärm erreicht werden kann. 



 Verkehrsplanung 
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Zusammenfassung 

Am Beispiel der Modellstadt Brühl stellt 
dieser Beitrag beispielhaft die Umsetzung 
der in § 47 a Bundes-Immissionsschutz-
gesetz festgeschriebene Verpflichtung zur 
Aufstellung von Lärmminderungsplänen dar. 
Dabei werden insbesondere Lösungsan-
sätze zur Überwindung typischer Problem-
stellungen in der kommunalen Praxis be-
leuchtet.  

Rechtliche Dimension der 
Lärmminderungsplanung 

In Nordrhein-Westfalen besteht schon 
seit Änderung des Landesimmissions-
schutzgesetzes  (LImSchG) 1985 eine ge-
setzliche Grundlage zur Aufstellung von 
Lärmminderungsplänen (LMP). Mit Neufas-
sung des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
(BImSchG)1990 ist die Aufstellung von 
Lärmminderungsplänen bundesweit gere-
gelt. Doch auch im Vorreiterland Nordrhein-
Westfalen ist seit 15 Jahren ein erhebliches 
Vollzugsdefizit zu verzeichnen. Dies weist 
auch das Umfrageergebnis zum Stand der 
Lärmminderungsplanung in Nordrhein-
Westfalen des Städtetags NRW nach. Die 
Umfrage unter 42 Mitgliedsstädten hatte er-
geben, dass lediglich 9 Teile eines LMP 
erstellen oder bereits fertig gestellt haben.  

Der Regierungspräsident Köln hat aus 
diesem Grund im Dezember 1998 alle Ge-
meinden des Regierungsbezirks zu einer 
Informationsveranstaltung eingeladen, um 
anhand praktischer Beispiele einerseits die 
Praxisprobleme bei der Aufstellung von 
LMP zu erörtern und um andererseits auf 
die rechtliche Verpflichtung der Städte und 
Gemeinden hinzuweisen.  

Dabei ist die Rechtslage mehr als ein-
deutig. § 47 a (1) BImSchG enthält eine 
deutliche Verpflichtung für „die Gemeinden 
oder die nach Landesrecht zuständigen Be-
hörden“ in Gebieten mit schädlichen Um-
welteinwirkungen durch Geräusche, die 
einwirkenden Geräuschquellen (incl. der 
Einwirkungen selbst) zu erfassen und Aus-
wirkungen auf die Umwelt festzustellen. 

Diese Aufgabe obliegt in NRW sowohl den 
Gemeinden als auch dem Landesumwelt-
amt. Beide haben einen gewissen Ent-
scheidungsspielraum. Dieser kann sich et-
wa auf die Untersuchungsgebietsabgren-
zung, auf die Ermittlungsdauer sowie auf Art 
und Umfang der Auswirkungsuntersuchun-
gen beziehen. Für jede Gemeinde ist jedoch 
zumindest im Rahmen einer Vorprüfung ab-
zuschätzen, ob sich aus der örtlichen Situa-
tion eine Verpflichtung zur Durchführung 
von Geräuschuntersuchungen ergibt bzw. 
die Aufstellung eines Lärmminderungsplans 
gemäß § 47 a (2) BImSchG erforderlich ist.  

Warum aber kommen so viele Städte 
und Gemeinden gar nicht oder nur sehr zö-
gerlich ihrer gesetzlichen Verpflichtung 
nach? Hört man sich unter den Praktikern in 
den Kommunen um, so stellt man folgendes 
fest: 

• Die Lärmbelästigung der Bevölkerung 
sowie die Wirkungen von Lärm und de-
ren Folgen wie Schlafstörungen oder 
gar Gesundheitsgefährdungen, werden 
nach wie vor unterschätzt (siehe Abbil-
dung 1). 

Analyse - Vorscreening 

Lärmminderungsplanung 

Ermittlung relevanter Lärmquellen 

§ 47 a (1) BImSchG 

 

Lärmkataster bzw.  
Schallimmissionspläne 

Gewerbe- / Industrieanlagen ❍ 

Schienenverkehr " 

Straßenverkehr " 

Flugverkehr ❍ 

Sport- und Freizeitanlagen ❍ 

Wasserfahrzeuge ❍ 
 

Abbildung 1: Die unterschiedlichen Wirkungen des Lärms 
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• In den Kommunen bestehen weiterhin 
große Unsicherheiten, wie mit dem Pla-
nungsinstrument LMP zu verfahren ist. 

• Der entstehende Verwaltungsaufwand 
wird gefürchtet bzw. ist für viele schwer 
einzuschätzen. 

• Zum Teil bestehen regelrecht Ängste 
davor, welche Folgen die Erkenntnisse 
und Ergebnisse eines LMP haben wer-
den. Dies bezieht sich zum Einen auf 
evtl. die Planungshoheit einschränkende 
Bindungswirkungen und zum Anderen 
auf die gefürchtete Pflicht und auf An-
sprüche von Bürgern hinsichtlich der 
Umsetzung von Maßnahmen. 

• Vielfach wird die Notwendigkeit und das 
Erfordernis eines abgestimmten Vorge-
hens zur Lösung von Lärmproblemen 
nicht gesehen.  

Nur in Gemeinden,  in denen neben der An-
erkennung der rechtlichen Verpflichtung 
auch Lärmschutzpolitik auf der Tagesord-
nung steht, wird der Einstieg in die Lärm-
minderungsplanung „gewagt“. Ansonsten 
fällt es leicht, die gesetzliche Pflicht auf die 
lange Bank zu schieben, denn weder das 
Bundesimmissionsschutzgesetz noch die 
dazugehörigen Verwaltungsvorschriften des 
Landes Nordrhein-Westfalen nennen eine 
Umsetzungsfrist.  

Was ein LMP leisten sollte 

Ein praxistauglicher LMP zeichnet sich 
dadurch aus, dass er problemadäquate und 
auf die örtlichen Verhältnisse speziell zuge-
schnittene Maßnahmenvorschläge enthält. 
In der Vergangenheit sind vielfach Lärm-
minderungspläne erstellt worden, die insbe-
sondere auf der Maßnahmenseite Schwä-
chen aufwiesen. Gemeint sind insbesonde-
re solche Gutachten, die nach einer auf-
wendigen Analyse lediglich nur „mögliche 
Maßnahmen“ zur Lärmminderung in Form 
einer allgemein gültigen Tabelle bieten. Ei-
ne bloße qualitative Beschreibung von 
Lärmminderungsmaßnahmen und die damit 
gegebenenfalls theoretisch erreichbaren 
Minderungswirkungen sind zu wenig, um 
den Anspruch an einer systematischen 
Verminderung der Lärmbelastung der Be-

völkerung und einer koordinierten Durch-
führung dafür erforderlicher Maßnahmen zu 
genügen. 

Stattdessen müssen die konkreten, ört-
lich vorhandenen, gesamtstädtischen Lärm-
minderungspotenziale ermittelt und bewer-
tet werden. Diese Analysearbeit kann nicht 
allein Schallakustikern überlassen bleiben, 
sondern bedarf des Know-how von Stadt- 
und in vielen Fällen von Verkehrsplanern. 
Zu diesen Handlungsfeldern zählten in der 
Modellstadt Brühl:  

• Förderung des Fahrradverkehrs 

• Förderung des öffentlichen Nahverkehrs 

• Entwicklung eines Güterverkehrskon-
zeptes 

• Lenkung des ruhenden Verkehrs 

• Verlangsamung und Verstetigung  des 
Kfz-Verkehrs 

Hieraus ist eine konkrete Maßnahmenpla-
nung zu entwickeln, die Umsetzungsorien-
tiert in  

• kurzfristige Maßnahmen (2 – 3 Jahre) 

• mittelfristige Maßnahmen (5 – 10 Jahre) 

• langfristige Maßnahmen  

gegliedert werden sollte.  

Ein innovatives Element  des LMP ist 
die Verifizierung bestimmter kostenintensi-
ver Maßnahmenvorschläge hinsichtlich ihrer 
Entlastungswirkung. Hierbei konnte anhand 
einer Simulation verschiedener Planfälle ei-
ne verkehrsplanerische Variante entwickelt 
werden, für die eine spürbare Verminderung 
der Lärmbelastung für die angrenzende 
Wohnbevölkerung nachweisbar ist.   

Diese prognostische Erfolgskontrolle ist 
äußerst hilfreich, wenn man an den steini-
gen Weg der Umsetzung denkt. Entschei-
dende Bewertungskriterien waren die Re-
duzierung der Einwohnerbetroffenheit be-
züglich ihrer Gesundheitsgefährdung und 
hinsichtlich deren Schlafstörung. Für die 
Nord-Süd-Magistrale der Stadt (Römerstra-
ße) hat diese Untersuchung z.B. ergeben, 
dass nach Realisierung der vorgeschlage-
nen Maßnahmen die Betroffenheit bezüglich 
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der Gesundheitsgefährdung um 45 % ge-
senkt werden könnte. 

Kostenaspekte 

Der Brühler Lärmminderungsplan ist u.a. 
deswegen modellhaft, weil er unter der Vor-
gabe eines „aufwandsreduzierten Schall-
immissionsplans“ erstellt worden ist. Der 
Analyseteil des LMP konnte daher wesent-
lich kostengünstiger erstellt werden, als dies 
bei vielen Vorgängern in der Vergangenheit 
passiert ist. Damit verschiebt sich der kos-
tenmäßige Schwerpunkt von einem hohen 
Input-Aufwand für den Analyseteil hin und 
zugunsten der Entwicklung eines abge-
stimmten Maßnahmen- und Umsetzungs-
konzeptes für die Lärmminderungsplanung. 
Dadurch wird ein LMP nicht nur kosten-
günstiger, sondern auch praxistauglicher.  

Die erste Aufgabe für die Praktiker in 
den Gemeinden ist es also, fachkompetente 
Gutachter zu finden, die „aufwandreduziert“ 
und damit effektiv zu Ergebnissen kommen. 
Der Mitteleinsatz für den LMP Brühl betrug 
31 % für den Analyseteil und 69 % für die 
Maßnahmenplanung. Bei der Einholung von 
Angeboten trifft man jedoch vielfach auf 
„Gerätemediziner“, die mit EDV-techni-
schem  Perfektionismus eine unangemes-
sen aufwendige Analyse betreiben. Gleich-
zeitig ist die angebotene Maßnahmenpla-
nung dementsprechend dürftig und unkon-
kret (siehe Abbildung 2). 

Die Bruttokosten zur Erstellung des 
Lärmminderungsplans Brühl betrugen ca. 
150.000 DM. Damit wurden je Einwohner 
ca. 3,30 DM für dieses Gutachten aufge-
wendet. Nach einer Umfrage des Städteta-
ges NRW wurden für eine komplette Bear-
beitung durch Fremdfirmen im ungünstigs-
ten Falle Kosten bis zu 6,00 DM je Einwoh-
ner ausgegeben. Der Stadtsäckel in Brühl 
konnte dadurch entlastet werden, dass das 
Land Nordrhein-Westfalen das Modellvor-
haben mit einem Anteil von 50 % gefördert 
hat.  Inzwischen liegt der Fördersatz sogar 
bei bis zu 80 %. Entsprechende Mittel ste-
hen nach Angaben des MURL NRW auch 
für das Haushaltsjahr 2000 bereit.  

Die jährlichen finanziellen Aufwendun-
gen kann man auch dadurch erträglicher 

gestalten, dass der Lärmminderungsplan  
über zwei oder sogar drei Haushaltsjahre 
erstellt wird.  

Datenbasis LMP Brühl 
Eingangsdaten Quelle 

Arbeitsunterlagen  

• Planunterlagen M 1:5000 Stadt Brühl 

• daraus entwickelt Lageplan Gutachter 

• Auswertung zur Verkehrszäh-
lung vom 19. September 1995 
(Analyse 1996/1997) 

Stadt Brühl 

• Schienenverkehrsbelastungen 
für das Jahr 1996 

DB AG 

• Flächennutzungsplan (Stand 
1994) 

Stadt Brühl 

Ortsbesichtigung - Videoaufzeichnung 
Straßen 

• Straßenbeläge und -zustand 

• zulässige Höchstgeschwindig-
keiten 

• lichtzeichengeregelte Kreuzun-
gen und Einmündungen 

• Anzahl der Fahrspuren 
Schienenwege 

• Gleiskörper 

• Schwellenart 

• Gleiszustand 
Gebäude 

• Nutzung 

• Geschosszahl 

• Traufhöhen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gutachter 

Abbildung 2: Aufwand- und Kostenreduzierung 

Die Erarbeitung eines LMP über einen 
längeren Zeitraum bietet sich auch u.a. Ge-
sichtspunkten an. So sollte versucht wer-
den, gewisse Synergieeffekte zu nutzen. Im 
LMP Brühl sind sämtliche aktuellen und ab-
sehbaren  Verkehrsplanungen in die Über-
legungen zur Entwicklung von Maßnahmen 
eingeflossen. Dabei zeigte sich, dass die 
Verkehrsplaner mit ihren Planungsansätzen 
auch im Hinblick auf eine mögliche Lärm-
entlastung bereits auf dem richtigen Wege 
waren. Dies war insbesondere bezüglich 
der Nord-Süd verlaufenden Haupt-
verkehrsachse (Römerstraße) sowie der 
Verlegung der Kreisstraße 7 offensichtlich. 
Bei diesen Beispielen wird deutlich, dass 
zur Erzielung von Lärmminderungseffekten 
diese Planungen lediglich modifiziert wer-
den mussten und gegenüber dem, was oh-
nehin beabsichtigt war, im Grunde keine 
Mehrkosten entstehen.  
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Ein weiterer „Mitnahmeeffekt“ ergab sich 
für die Abwägung bzw. für eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung im Rahmen der Bau-
leitplanung. Hier konnte auf die Analyseer-
gebnisse und Prognoseaussagen des LMP 
zurückgegriffen werden und so der Aufwand 
zur Zusammenstellung des Abwägungsma-
terials in diesem Bauleitplanverfahren redu-
ziert werden. 

Der ausschlaggebende Kostenfaktor für 
ein LMP-Gutachten  ist der Analyseauf-
wand. Ein solides Analyseergebnis be-
kommt man nur zu vertretbaren Kosten, 
wenn  

• keine Datenfriedhöfe angelegt werden,   
grundsätzlich  

• schalltechnische Berechnungen nicht 
flächendeckend durchgeführt werden, 

• eine angemessene räumliche Auflösung 
gewählt wird und 

• mit Indikator-Methoden bewertet wird. 

Wenn die Analyse auf das Wesentliche be-
schränkt bleibt, ist auch die erforderliche 
Datenmenge beherrschbar und beizubrin-
gen. Für den LMP Brühl lagen fast alle Da-
ten vor, so dass sich der Verwaltungsauf-
wand diesbezüglich in Grenzen hielt. Die 
Eingangsdaten wurden von den Gutachtern 
im notwendigen Umfang ergänzt (siehe Ab-
bildung 3).  

Wie kann man Kosten sparen? 

# Fördermittel beantragen (50-80 % NW) 

# Kompetente Gutachter beauftragen 

# Teilvergabe 

erst Analyse, dann ggf. LMP 

# Analyse auf Notwendiges reduzieren  
(keine Datenfriedhöfe!) 

••••    Schalltechnische Berechnungen sind nicht 
flächendeckend 

••••    angemessene räumliche Auflösung 

••••    Indikator-Methoden 

# Synergie-Effekte nutzen 

••••    aktuelle Verkehrsplanungen integrieren 

••••    aktuelle Planungen integrieren 

••••    Ergebnisse für UVP/Bauleitplanung nutzen 

Abbildung 3: Datenbeschaffung für den LMP 

Eine wichtige Vorarbeit dabei ist die Ermitt-
lung wirklich relevanter Lärmquellen, so 
dass Schallimmissionspläne und alle weite-
ren Bewertungen, die auf diesen fußen, sich 
allein auf relevante Stadtgebiete beschrän-
ken. In Brühl stellte sich beispielsweise sehr 
schnell heraus, dass die maßgeblichen Ein-
flussgrößen lediglich im Bereich des Stra-
ßen- und Schienenverkehrs zu suchen wa-
ren. 

Untersuchungsmethodik 

Mit der Auswahl der Untersuchungs- 
und Bewertungsmethode wird eine wichtige 
Vorentscheidung für den Gesamtaufwand 
zur Erstellung eines Lärmminderungsplans 
getroffen. Für den LMP Brühl beschränkten 
sich deshalb die akustischen Untersuchun-
gen auf die unmittelbaren Einflussbereiche 
der Schallquellen, also i.d.R. auf die Wohn-
bebauung unmittelbar entlang von Straßen- 
und Schienenwegen. Den Ergebnissen für 
diese Bereiche kommen deshalb Indikator-
funktionen zu.  

Die Schallimmissionspläne beschränken 
sich dementsprechend auf den Straßen- 
und Schienenverkehrslärm und treffen nur 
in den Bereichen des Stadtgebietes Aussa-
gen, in denen auch lärmempfindliche Nut-
zungen betroffen sind. Der erste Bewer-
tungsschritt, der Ist-Analyse, erfolgt mit Hilfe 
der Grenzwerte der Verkehrslärmschutz-
verordnung (16. BImSchV) für unterschied-
liche Nutzungen. Mit deren Hilfe wird auf 
Grundlage des aktuellen Flächennutzungs-
plans ein Empfindlichkeitsplan erstellt. Die-
ser unterscheidet Gebiete mit: 

• Krankenhäusern, Schulen, Kindertages-
stätten, Kur- und Altenheimen 

• Reinen und Allgemeinen Wohngebieten 

• Kern-, Dorf- und Mischgebieten  

• Gewerbegebieten sowie den Mischge-
bieten zugeordnete Dauerkleingärten. 

• Den Mischgebieten zugeordnete Son-
dergebiete mit Wohnanteil 

Aus der Überlagerung von Schallimmissi-
onsplänen und Empfindlichkeitsplänen er-
geben sich Konfliktpläne für den Tag bzw. 
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für die Nacht. Der Konfliktplan entspricht ei-
ner reinen Differenzpegelkarte, die das Maß 
der Überschreitung der nutzungsabhängi-
gen Grenzwerte darstellt.  

Mit diesem Schritt ist die Bewertung 
mancher sogenannter Lärmminderungsplä-
ne beendet. Dies reicht jedoch nicht aus, 
um bestehende Konflikte hinreichend zu 
ermitteln und um Prioritäten bei Maßnah-
men zu setzen. Denn nur dort, wo auch tat-
sächlich Betroffene sind, besteht auch ein 
Konflikt und dort wo eine hohe Betroffenheit 
dokumentiert werden kann, gibt es einen 
hohen Lärmminderungsdruck. 

Hierzu bedient sich der LMP Brühl der 
sogenannten LärmKennZiffer-Methode 
(LKZ-Methode). Mit diesem Instrument wird 
die Anzahl der Lärmbetroffenen und der 
Grad ihrer Betroffenheit ermittelt. Diese Me-
thode wurde für die Emittentengruppe Ver-
kehr (Straßen-/Schienenverkehr) einge-
setzt, weil diese die dominierende Schall-
quelle im Bereich der Stadt Brühl darstellt. 

Mit Hilfe der LKZ-Methode werden die 
Beträge der Überschreitungen der nut-
zungsabhängigen Grenzwerte für die in 
unmittelbarer Nähe der Schallquelle befind-
lichen Nutzungen bestimmt. Die Zahl der 
über dem nutzungsspezifischem Grenzwert 
der 16. BImSchV betroffenen Einwohner, 
die unter direktem Einfluss der Schallquelle 
stehen, lässt sich anhand von Indikatoren 
ermitteln. Das Modell weist in Abhängigkeit 
von Bebauungsstruktur (Einfamilienhäuser, 
Zeilenbebauung, Blockrandbebauung etc.) 
und –dichte (Geschosszahl, Nutzungsvertei-
lung zwischen Wohnen und Gewerbe etc.) 
die Anzahl betroffener Einwohner in einem 
festgelegten Untersuchungsbereich zu. Mul-
tipliziert man die Betroffenenzahl (E) mit 
dem Maß der Grenzwertüberschreitung 
(DIFF) erhält man die LKZ als Grad der 
Lärmbetroffenheit. Die Einheit LKZ ist „Ein-
wohner x dB (A)“.  

Zur Prioritätensetzung für Lärmminde-
rungsmaßnahmen wird zunächst nur die 
LKZ herangezogen. Die größten LKZ-Werte 
(wenig Betroffene und hohe Lärmbelastung 
oder viele Betroffene und niedrigere Lärm-
belastung) signalisieren die höchsten Kon-
fliktpotentiale. Die Lärmerfassung und 

-bewertung  mit der LKZ-Methode macht 
damit den klassischen Konfliktplan im Prin-
zip entbehrlich. 

Der Anwendung einer solchen Indika-
tormethode kann  man sicherlich entgegen 
halten, dass sie gewisse Ungenauigkeiten 
mit sich bringt. Das entscheidende Kriterium 
für einen Lärmminderungsplan ist jedoch 
nicht die Detailgenauigkeit der Analyse. 
Vielmehr müssen umsetzbare Maßnahmen 
entwickelt werden, die mit dem geringsten 
Mitteleinsatz die meisten Einwohner entlas-
ten oder die höchsten Betroffenheiten ab-
bauen können. Dazu leisten detailgetreue 
Lärmkataster bzw. Schallimmissionspläne 
mit Geländemodellen, Lärmausbreitungs-
hindernissen etc. keinen entscheidenden 
Beitrag. Im Gegenteil führt der Zeitaufwand 
für die Datenvorbereitung, Digitalisierung 
und für weitere Berechnungen zu unver-
hältnismäßig hohem Aufwand bzw. Kosten 
und zu keinen praxistauglicheren Ergebnis-
sen. Ein gutes Beispiel dafür ist  m.E. das 
Pilotprojekt Herne-Wanne. 

Die Schwierigkeiten bei der 
Umsetzung von Maßnahmen 

Genau hier liegt eine große Schwäche 
des LMP. Reichweite und Bindungswirkung 
der Lärmminderungspläne ergeben sich aus 
§ 47 (3) BImSchG. Demnach sind diese für 
die Träger öffentlicher Verwaltung grund-
sätzlich verbindlich. Die Aussagen eines 
LMP sind insofern eine klare Aufforderung 
an die Verwaltung, anhand des vorhande-
nen Instrumentariums festgelegte Maßnah-
men durchzusetzen. 

Diese Behördenverbindlichkeit braucht die 
Träger der öffentlichen Verwaltung und die 
Kämmerer mit leeren Kassen jedoch eigent-
lich nicht zu schrecken. Die Ergebnisse der 
Lärmminderungsplanung verpflichten weder 
öffentliche Stellen noch Private zur Investiti-
on in irgendwelche Maßnahmen. 

Eine praktische Bedeutung wird den 
Lärmminderungsplänen vor allem für die 
Bauleitplanung beigemessen. Wenngleich 
für in einem LMP vorgesehene planerische 
Maßnahmen nur eine eingeschränkte Bin-
dungswirkung besteht, sind Angaben über 
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vorhandene Immissionsbelastungen in die 
Abwägung einzubeziehen. Letztendlich 
bleibt es jedoch dem jeweils zuständigen 
Planungsträger überlassen, darüber zu ent-
scheiden, ob und inwieweit aufgrund sol-
cher Vorgaben ein Planerfordernis besteht. 
Nach herrschender Meinung ist die Ge-
meinde selbst dann nicht zur Aufstellung ei-
nes Bebauungsplans verpflichtet, wenn ein 
Lärmminderungsplan aufzeigt, dass beste-
hende Immissionskonflikte durch Bebau-
ungsplanfestsetzungen gelöst werden könn-
ten. Lärmminderungsplänen kommt insofern 
in keiner Weise Rechtssatzcharakter zu und 
diese entfalten keine für die Bauleitplanung 
relevante Bindungswirkung. Man kann hier 
nur von einem Optimierungsgebot spre-
chen.  

Neben der Bauleitplanung wird ein wei-
teres mögliches Handlungsfeld für die Ge-
meinden im Bereich des Straßenverkehrs-
rechts gesehen. Auf Grundlage des § 45 
StVO kann z.B. eine Vorgabe für Verkehrs-
beschränkungen formuliert werden, die sich 
auf die Ergebnisse eines LMP stützen.  Die 
zuständige Straßenverkehrsbehörde behält 
zwar die Entscheidungsbefugnis, der Spiel-
raum für ihre Ermessensausübung reduziert 
sich jedoch. Insofern können die Gemein-
den mit der Festlegung von auf § 47 a 
BImSchG gestützten Maßnahmen in einem 
LMP lenkend in den Kompetenzbereich von 
Landes oder Bundesbehörden eingreifen. 

Wenn es aber um die Realisierung von 
investiven Maßnahmen, z.B. im Bereich der 
Verkehrsberuhigung, der Verlegung von 
Straßen oder der Installation passiver 
Schallschutzmaßnahmen geht, bewegt sich 
die Bindungswirkung und Verpflichtung 
durch Lärmminderungspläne völlig im Be-
reich der Freiwilligkeit. So stellt die in Nord-
rhein-Westfalen maßgebliche Verwaltungs-
vorschrift fest, dass für bestehende öffentli-
che Straßen- und Schienenwege eine 
Lärmsanierung lediglich als freiwillige staat-
liche Leistung ohne rechtliche Grundlage 
erfolgen kann.  

Nicht nur in Brühl ist neben dem Stra-
ßenverkehrslärm der Eisenbahnlärm eine 
wirksame Größe. Jedoch auch gegenüber 
der Deutschen Bahn AG oder anderen Ver-

kehrsträgern kann mit den Erkenntnissen 
aus Lärmminderungsplänen kein Anspruch 
auf Lärmsanierung durchgesetzt werden. 

Schließlich entfaltet der Lärmminde-
rungsplan keine unmittelbare Außenwirkung 
gegenüber dem Bürger. Er stellt damit keine 
eigenständige Rechtsgrundlage zur Anord-
nung bestimmter Maßnahmen dar, sondern 
es Bedarf hierzu anderer Eingriffsermächti-
gungen. Insofern braucht auch kein Kom-
munalpolitiker Angst davor zu haben, dass 
die Erkenntnisse eines LMP die Gemeinde 
zu Ausgaben verpflichtet, die sie nicht tra-
gen kann oder will.  

Auf die Frage nach möglichen Förder-
mitteln zur Realisierung der sich aus der 
Lärmminderungsplanung in der Modellstadt 
Brühl ergebenden Maßnahmen erhielt man 
bisher auch aus den in Nordrhein-Westfalen 
zuständigen Landesministerien keine guten 
Nachrichten. Eine Anfrage beim MURL im 
vergangenen Jahr brachte die Erkenntnis, 
dass von dort aus derzeit keine Fördermittel 
zur Verfügung gestellt werden. Das Ministe-
rium für Wirtschaft und Mittelstand, Techno-
logie und Verkehr verweist auf Fördermög-
lichkeiten nach GVFG sowie nach der 
Förderrichtlinie Stadtverkehr (FöRi.-Sta). 
Dabei ist jedoch generell festzuhalten, dass 
bei einer Inanspruchnahme der genannten 
Fördermittel für Straßenbauprojekte immer 
der Nachweis der „verkehrlichen 
Verbesserungen“ erforderlich ist. Die 
Ergebnisse von Lärmminderungsplänen rei-
chen hierzu nicht aus.  

Im Januar diesen Jahres hat das MURL 
NRW jedoch angekündigt, dass den Ge-
meinden im Haushaltsjahr 2000, neben der 
finanziellen Förderung der Planerstellung, 
erstmals Fördergelder zur Umsetzung von 
Lärmminderungsplänen bereitgestellt wird.  

Bleibt Sinn und Zweck des LMP 
auf der Strecke? 

Nach der klaren Feststellung, dass die 
Verursacher von Geräuschemissionen 
durch einen Lärmminderungsplan nicht zur 
Durchführung der in ihm vorgeschlagenen 
Maßnahmen verpflichten werden, schließt 
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sich die berechtigte Frage an: Wozu eigent-
lich Lärmminderungspläne? 

Der schlichte Verweis auf die gesetzliche 
Verpflichtung hat die Praktiker in den Kom-
munen nachvollziehbar nicht überzeugt. 
Dennoch gibt es, trotz der oben aufgezeig-
ten Schwierigkeiten bei der Umsetzung von 
Maßnahmen gute Argumente, Lärmminde-
rungspläne aufzustellen: 

• Die Erstellung eines LMP in Verbindung 
mit der Aufstellung von Bauleitplänen 
und Verkehrsentwicklungsplänen kann 
den insgesamt erforderlichen Aufwand 
erheblich vermindern und zugleich An-
satzpunkte für die spätere Umsetzung 
von Lärmminderungsmaßnahmen schaf-
fen. 

• Der LMP ist hilfreiche Informationsquelle 
zur Vorbereitung von Flächennutzungs- 
und Bebauungsplänen. 

• Lärmminderungspläne können wertvol-
les Abwägungsmaterial darstellen und 
insofern zu einer höheren Gerichtfestig-
keit von Bebauungsplänen beitragen.  

• Mit Hilfe des LMP kann ein abgestimm-
tes Vorgehen gegen verschiedenartige 
Lärmquellen bzw. zur Beseitigung oder 
Verminderung von schädlichen Umwelt-
einwirkungen erfolgen. 

• Verkehrslärmminderung kann mit Hilfe 
des LMP integrativ mit anderen Hand-
lungsfeldern, wie z.B. der Wohnumfeld-
verbesserung und der Verkehrsberuhi-
gung stattfinden, so dass keine Extra-
kosten zur Lärmminderung entstehen.  

Schließlich sind Lärmminderungspläne ein 
aktiver Beitrag zur Lokalen Agenda 21. Vor 
dem Hintergrund der nachhaltigen Entwick-
lung hat die Lärmminderungsplanung eine 
verstärkte Bedeutung im Rahmen integrier-
ter Umweltentlastungskonzepte erhalten. So 
wird vom Deutschen Städtetag ausdrücklich 
die flächendeckende Lärmsanierung als ei-
nes der Handlungsfelder der Agenda 21 
genannt.  

In Brühl haben die Ergebnisse des LMP 
zu folgendem Ratsbeschluss geführt: „Der 
Rat beauftragt den Bürgermeister, die Er-
gebnisse und Empfehlungen des Lärmmin-

derungsplans für die Stadt Brühl bei allen 
räumlichen  Planungen zu berücksichtigen.“ 
Mit diesem Beschluss soll dokumentiert 
werden, dass die möglichen Folgen von 
Lärm für die Wohnbevölkerung ernst ge-
nommen werden und angestrebt wird, sys-
tematisch Verbesserungen zu erzielen.  

Ob die im LMP dargestellten Entlas-
tungspotenziale tatsächlich ausgeschöpft 
werden, entscheidet die örtliche Verkehrs-
politik in naher Zukunft. Die  Umsetzung der 
investiven baulichen Maßnahmen steht und 
fällt mit der Einsicht in deren Notwendigkeit  
und den Möglichkeiten auch der überörtli-
chen Baulastträger. Dabei ist sicherlich viel 
Phantasie gefragt, wenn man mit Mitteln 
des GVFG Lärmminderungsmaßnahmen 
umsetzen will, die aber gleichzeitig nach-
weislich zur Erzielung „verkehrlicher Ver-
besserungen“ erforderlich sein sollen. Viel-
leicht kann die vom MURL NRW angekün-
digte. erweiterte finanzielle Unterstützung 
den Umsetzungsprozess beflügeln.  

Wer die Lärmproblematik und die Belas-
tung für die Wohnbevölkerung ernst nimmt, 
kommt zu dem Schluss, dass Lärmminde-
rungspläne kein unnötiger Luxus, auch in 
Zeiten knapper Kassen, sondern eine sinn-
volle Investition in die Zukunft sein können. 



 Brühl - Lärmminderungsplanung in der kommunalen Praxis 

Literatur: 

(1) Bundesumweltministerium (Hrsg.) (1995): 
Kommunale Konzepte zur Minderung des 
Straßenverkehrslärms, Bonn, 1995 

(2) Geib, Ekkehard (1999): Rechtsgrundlagen 
der Lärmminderungsplanung, Rechtliche 
Rahmenbedingungen zur Erstellung und 
Umsetzung von Lärmminderungsplänen in: 
Tagungsband Lärmminderungsplanung in 
Schleswig-Holstein am 11. Februar 1999 in 
Lübeck, Kiel 1999 

(3) Hansmann, K. (1995): Rechtliche Grundla-
gen für die Aufstellung und Umsetzung von 
Lärmminderungsplänen, in: Lärmminde-
rungspläne in NRW, Tagungsband, Sympo-
sium im Kulturzentrum der Stadt Herne am 
04. Dezember 1995, MURL, Düsseldorf 
1995 

(4) Salein, E. (1995): Fördermöglichkeiten der 
Lärmminderung, in: Lärmminderungspläne 
in NRW, Tagungsband, Symposium im Kul-
turzentrum der Stadt Herne am 04. Dezem-
ber 1995, MURL, Düsseldorf 1995 

(5) Schmidt, Alexander (1995): Entwicklung der 
Lärmminderungsplanung in: UPR 1995/10, 
München 1995 

(6) Stadt Brühl (1999): Brühl ist Modellstadt, in: 
Stadt Brühl, Nachrichten und Berichte aus 
dem Rathaus, Ausgabe Nr. 10, Brühl 1999 

(7) Stadt Brühl (1999): Umweltbericht Teil II –
Lärmminderungsplanung Brühl, Brühl 1999 

(8) Städtetag NRW (1998):  Umfrageergebnisse 
zum Stand der Lärmminderungsplanung in 
Nordrhein-Westfalen, Eildienst Städtetag 
NRW vom 15.01.1998 

(9) Verwaltungsvorschriften zum Bundesimmis-
sionsschutzgesetz (1993): Gem. RdErl. d. 
Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft, d. Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales, d. Ministeriums 
für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie, 
d. Ministeriums für Bauen und Wohnen, u.d. 
Ministeriums für Stadtentwicklung und Ver-
kehr vom 16.07.1993 

(10) Dipl.-Ing. Helmut Wiesner ist Bauassessor 
und Leiter des Amtes für Umwelt und Bau-
ordnung der Stadt Brühl 

 

Abb. 1: Die unterschätzten Wirkungen des Lärms 

Abb. 2: Aufwand- und Kostenreduzierung 

Abb. 3: Datenbeschaffung für den LMP 

 



 Heidelberg - Ansätze zur Verkehrslärmminderung 

 

 

 

Heidelberg – Ansätze zur 
Verkehrslärmminderung 

 
 

Dr. Raino Winkler 
Amt für Umweltschutz, Energie und Gesundheitsförderung, 

Stadt Heidelberg 
 



Tagung „Lärmkongress 2000“ 

 

Einleitung 

Als wir vor inzwischen mehr als einein-
halb Jahren von Herrn Christian Popp an-
gesprochen wurden, ob wir Interesse hät-
ten, aktiv am LärmKongress 2000 teilzu-
nehmen, sagten wir zu – voller Hoffnung, 
dass wir bis dahin einen brauchbaren 
Lärmminderungsplan präsentieren könnten. 
Wir einigten uns auf den vorsichtigen Titel 
„Ansätze zur Verkehrslärmminderung“. Heu-
te müssten wir das Thema jedoch eher 

rläufige Aussetzung der Verkehrslärm-
minderung“ nennen. 

Die Zukunft der gesetzlich geforderten 
Lärmminderungsplanung in Heidelberg ist 
momentan nicht klar. Die Stadt Heidelberg, 
Bundes-Umwelthauptstadt von 1996, steht 
trotz – oder vielleicht sogar eher: wegen – 
sehr guter Ausgangsbedingungen vor ei-
nem Problem, das sie möglicherweise mit 
anderen Städten ähnlicher Größenordnung 
teilt. Daher erscheint es im Rahmen der 
heutigen Veranstaltung nicht unpassend, in 
die Berichte über erfolgreiche Umsetzungen 
auch kritische Anmerkungen über die Gren-
zen der Lärmminderungsplanung einzu-
streuen. 

Doch zunächst ein Blick auf die erwähnten 
guten Voraussetzungen: 

LANUF 

Noch bevor LMP 
oder SIP in deut-
schen Behörden ein 
Begriff war, nahm 
Heidelberg am Mo-
dellprojekt „LANUF 
– Einsatz lärmarmer 
Nutzfahrzeuge“ teil. 
Mit Unterstützung 
des Umweltbundes-
amtes und des Lan-
des Baden-Württem-
berg wurde für Hei-
delberg eine Strategie entwickelt, lokal ver-
stärkt lärmarme LKW einzusetzen. Ziel war 
die Schaffung von Benutzervorteilen für 
lärmarme LKW, die bereits seit den Achtzi-
ger Jahren von mehreren Herstellern ange-
boten wurden.  

 
Lärmschutzzonen 

„Benutzervorteile“ heißt, dass Lärm-
schutzzonen eingerichtet wurden, in denen 
nur noch lärmarme Nutzfahrzeuge ganztags 
einfahren dürfen, konventionelle LKW da-
gegen nur während eines vierstündigen 
Zeitfensters am Vormittag. Von 1991 bis 
1994 wurden insgesamt 10 Lärmschutzzo-
nen in Stadtteil-Kerngebieten eingerichtet. 
Bei diesen Gebieten handelt es sich um 
Misch- und Wohngebiete mit lärmsensiblen 
Bereichen wie Schulen und Krankenhäuser 
und typischen Lärmkonflikten durch LKW-
Lieferverkehr.  

Die Ausweisung der Lärmschutzzonen wur-
de erwartungsgemäß von der Wohnbevöl-
kerung sehr positiv aufgenommen. Überra-
schend war, dass auch von den ansässigen 
Gewerbetreibenden keine Beschwerden 
kamen. Ein wichtiger Grund hierfür war 
nicht zuletzt das städtische Förderpro-
gramm, das einen finanziellen Anreiz für die 
Anschaffung eines lärmarmen LKW oder die 
Umrüstung eines konventionellen LKW 
schuf. Durch Landes- und Bundesmittel er-
gänzt, wurden von 1991 bis 1994 insgesamt 
60 Neuanschaffungen oder Umrüstungen 

 

Um seiner Vorbildfunktion gerecht zu 
werden, wurde parallel auch der städtische 
Fuhrpark sukzessive auf lärmarme Fahr-
zeuge umgestellt. Zum Ende des Modell-
projektes 1996 waren 39 der 63 kommuna-
len Nutzfahrzeuge lärmarm, darunter alle 
Müllentsorgungsfahrzeuge. 

Modellprojekt LANUF 
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Wie Sie wissen, konnte sich der Standard 
„lärmarm“ entsprechend Anlage XXI zur 
StVZO in der Diskussion um strengere 
Grenzwerte für Nutzfahrzeuge nicht durch-
setzen. Mit EURO II gilt seit 1996 der Stan-
dard „geräuscharm“ mit etwa gleichen E-
missionsgrenzwerten, die jedoch das Moto-
ren-Rundumgeräusch sowie die Geräusche 
der lärmrelevanten Aufbauten nicht mit ein-
beziehen. Um rechtliche Konflikte zu ver-
meiden, beschloss die Stadt Heidelberg, 
auch geräuscharmen Nutzfahrzeugen die 
Einfahrt in Lärmschutzzonen zu gestatten. 
Die neue rechtliche Situation nahm den be-
stehenden Lärmschutzzonen ihren Vorbild-
charakter, so dass die ursprünglich geplante 
Ausweitung auf alle 30 km/h-Zonen nicht 
umgesetzt wurde.  

Neben der tatsächlichen Lärmreduktion - je 
nach LKW-Aufkommen ergaben sich rech-
nerisch in den Lärmschutzzonen Reduktio-
nen des Tages-Leq von 0,5 bis 1,5 dB(A) – 
bestand der Erfolg dieses Modellprojektes 
vor allem in der Sensibilisierung der An-
wohnerinnen und Anwohner, für die Lärm-
minderung weniger am Leq als an Einzeler-
eignissen festzumachen ist: Wenn der LKW 
der Firma X, der jeden Morgen um 6 Uhr an 
immer der gleichen Stelle anliefert, bei der 
An- und Abfahrt nur noch halb so viel Lärm 
wie vorher macht, so dass niemand mehr 
aus dem Schlaf gerissen wird, ist das ein 
wichtiger Erfolg, auch wenn sich der Leq nur 
im Promill-Bereich ändert. Für die Gewerbe-
treibenden ist dagegen der große blaue 
LANUF-Aufkleber mit „Umweltengel“, der im 
Rahmen des Förderprogramms für lärmar-
me Nutzfahrzeuge vergeben wurde, ein 
imageförderndes Werbemittel. 

Verkehrsforum 

Etwa zeitgleich zum Projekt LANUF tag-
te 1991 bis 1993 das „Verkehrsforum Hei-
delberg“. In 34 Sitzungen mit Vertreterinnen 
und Vertretern von insgesamt 128 Gruppen 
wurden in einem beispielhaften, national 
und international beachteten Prozess die 
Grundlagen für den Verkehrsentwicklungs-
plan geschaffen. Im Mittelpunkt der Diskus-
sionen standen 7 Test- und Planfälle, für die 
Maßnahmenbündel formuliert und von ei-
nem Gutachter rechnerisch auf ihre Auswir-
kungen untersucht wurden.  

Empfohlen wurde schließlich ein Maß-
nahmenpaket auf der Basis des Planfalls 3, 
der ein Push-and-Pull-Szenario beschreibt 
mit umfassenden Angebotsverbesserungen 
beim ÖPNV, flächenhafter Parkraumbewirt-
schaftung mit Verringerung des öffentlich 
zugänglichen Stellplatzangebots sowie ver-
kehrsberuhigende und –beschränkende 
Maßnahmen. Zu diesem Maßnahmenbün-
del wurden anspruchsvolle Qualitätsziele zu 
allen kommunalen Handlungsbereichen 
formuliert, darunter zum Thema „Lärmbelas-
tung“: „In Heidelberg sollen bis 1995 die 
Vorsorgegrenzwerte der Verkehrslärm-
schutzverordnung, bis zum Jahr 2000 die 
Orientierungswerte der DIN 18005 eingehal-
ten werden.“ 

Immerhin ergaben die Planfallberechnun-
gen des Gutachters bei Umsetzung aller 
Maßnahmen eine gesamtstädtische Reduk-
tion des MIV von gut 10% gegenüber dem 
Stand 1988 bzw. 30% gegenüber einem 
Trendszenario ohne steuernde Maßnah-
men. 

Zusammensetzung 
des Verkehrsforums 
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Dies veranlasste den Bearbeiter des „Ver-
kehrsentwicklungsprogramms Heidelberg“ 
zu der Feststellung, dass „... Planfall 3 mit 
den zugrundegelegten Maßnahmenbündeln 
gemessen an den diskutierten Zielen und 
den Umweltstandards in die ‚richtige Rich-
tung’ geht, jedoch offensichtlich noch nicht 
ausreichend ist.“ Weiter heißt es: „Allein mit 
den Maßnahmen des Verkehrsentwick-
lungsprogramms werden die quantitativ de-
finierten Umweltziele nicht erreicht werden 
können; Vielmehr wird hierdurch der Beginn 
eines Entwicklungsprozesses ermöglicht, 
der unter Berücksichtigung der Leitziele 
ber das Verkehrsentwicklungsprogramm 
hinaus zu einem umfassenden Konzept 
‚stadt- und umweltverträglicher Verkehr’ ge-
führt werden muss.“ Als Konsequenz er-
gänzt das Verkehrsentwicklungsprogramm 
die Maßnahmenempfehlungen des Ver-
kehrsforums noch um einige langfristig 
wirksame Maßnahmen. 

VEP 

Nachdem 
der Heidel-
berger Ge-
meinderat 
bereits 1993 
den vom 
Verkehrsfo-
rum vorbe-
reiteten So-
fortmaß-
nahmenka-
talog verab-
schiedet hat-
te, be-
schließt er 
mit - bis zum 
Herbst 1994 
noch vor-
handener - rot-grüner Mehrheit schließlich 
1994 auch das Verkehrsentwicklungspro-
gramm als neuen „Verkehrsentwicklungs-
plan Heidelberg“ – ein Maßnahmenplan, der 
in seiner Konsequenz hinsichtlich Förde-
rung des Umweltverbunds und Reduktion 
des MIV nichts zu wünschen übrig lässt. 

SIP 

Bereits 1993 
begannen auch 
die Arbeiten am 
Schallimmissi-
onsplan Heidel-
berg. Damit 
war Heidelberg 
nach Biberach 
und Schwet-
zingen die drit-
te Stadt in Ba-
den-Württem-
berg, die einen 
das gesamte 
Stadtgebiet 
umfassenden 
Schallimmissionsplan erstellen ließ. Möglich 
wurde dies durch die Hilfestellung der Lan-
desanstalt für Umweltschutz in Karlsruhe, 
die die erforderlichen Berechnungen für in-
teressierte Kommunen im Rahmen eines 
Modellprojektes kostenlos vornahm. Die Da-
tenerhebung und -aufbereitung leistete eine 
Arbeitsgruppe des Geographischen Instituts 
der Universität Heidelberg nach Vorgabe 
der LfU.  

Sehr bald zeigte sich, dass die für das Re-
chenprogramm erforderlichen Daten teilwei-
se gar nicht, zum größten Teil aber zumin-
dest nicht digital vorlagen, so dass umfang-
reiche Erhebungen und Digitalisierungen 
von der universitären Arbeitsgruppe selbst 
vorgenommen werden mussten. Die Fertig-
stellung des Plans verzögerte sich dadurch 
erheblich, was aber für eine aktualisierte 
Datengrundlage und eine hohe räumliche 
Auflösung des Plans in Kauf genommen 
wurde.  

1997 konnte der Plan schließlich vorge-
legt werden. Er enthält neben den quellen-
spezifischen Immissions- und Konfliktplänen 
ergänzende Analysen zur Lärmbelastung 
der Heidelberger Bevölkerung. Der Text 
wurde mit einer Auswahl der wichtigsten 
Karten veröffentlicht und kann kostenlos 
beim Amt für Umweltschutz, Energie und 
Gesundheitsförderung bezogen werden. Die 
Karten können auch auf der Heidelberger 
Internet-Homepage eingesehen werden.  

Verkehrsentwicklungsplan Heidelberg 
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SIP Straßenverkehr tags, SIP Heidelberg 

 
Konfliktplan Straßenverkehr tags, SIP Heidelberg 

Die Ergebnisse sind für Ortskundige 
wenig überraschend. Wichtigste Lärmquelle 
ist mit Abstand der Straßenverkehr. An allen 

Hauptverkehrsstraßen werden tags Über-
schreitungen der Grenzwerte der 16. 
BImSchV von 5 – 9 dB(A) registriert; ab ei-
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nem DTV von 20.000 sind es bei beidseiti-
ger Bebauung meist mehr als 10 dB(A). 
Aufgrund des geringeren Verkehrsaufkom-

mens sind die Konfliktpegel nachts nur um 
1 - 2 dB(A) höher als tags. 

 
SIP Fernbahnverkehr nachts, SIP Heidelberg 

 
Konfliktplan Fernbahnverkehr nachts, SIP Heidelberg 
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Ebenfalls wenig überraschend und in 
Übereinstimmung mit Beschwerden der 
Anwohnerinnen und Anwohner stellt sich 
die Belastung durch Fernbahnlärm in Hei-
delberg dar. Da die Zugfrequenz wegen des 

höheren Anteils von Güterzügen nachts 
nicht abnimmt, führt die nächtliche Schall-
immission zu Konfliktpegeln bis zu 
20 dB(A). 

 
LKZ Straßenverkehr tags, SIP Heidelberg 

Die Belastungssituation lässt sich recht 
eindrucksvoll auf der Grundlage der von 
Popp und Bönnighausen entwickelten 

-Methode darstellen. In die 
LKZ fließen die Betroffenenzahl und die 
Grenz- oder Richtwert-Überschreitung direkt 
ein. Für den Schallimmissionsplan Heidel-
berg wurde das Verfahren leicht modifiziert 
und kartographisch auf der Grundlage von 
100m-Rastern präsentiert. Farblich abge-
setzt werden so die prioritär zu bearbeiten-
den Gebiete deutlich herausgestellt. 

Als Ergebnisse des SIP lassen sich folgen-
de Aussagen festhalten: Etwa jede/r dritte 
Heidelberger/in ist nachts an seinem/ihrem 
Wohnort von einer Überschreitung des 
Grenzwertes der 16. BImSchV betroffen. Im 
zentralen Stadtteil Bergheim, der am stärks-
ten belastet ist, sind mehr als 80% der 
Wohnbevölkerung betroffen. Für ca. 6% der 
Wohnbevölkerung beträgt die Überschrei-
tung mehr als 13 dB(A). Von Grenzwert-

überschreitungen des Fernbahnlärms sind 
fast 9% der Wohnbevölkerung betroffen, 
wobei punktuell Überschreitungen von mehr 
als 17 dB(A) registriert werden. 

Die Ergebnisse des SIP wurden dem 
Gemeinderat präsentiert, der daraufhin die 
Verwaltung mit der Erstellung eines Lärm-
minderungskonzeptes beauftragte. Da be-
reits im Schallimmissionsplan darauf hinge-
wiesen wurde, dass das städteplanerische 
Potenzial zur Lärmminderungsplanung be-
reits in einigen Bereichen – wie z.B. Tempo-
30-Zonen oder bauliche Schallschutzmaß-
nahmen - nahezu ausgeschöpft wurde, be-
auftragte das Umweltamt den international 
renommierten Gutachter LÄRMKONTOR, 
die Arbeit der Verwaltungsarbeitsgruppe 
durch beispielhafte Lärmminderungskon-
zepte für die beiden benachbarten, verkehr-
lich eng verknüpften Heidelberger Stadtteile 
Handschuhsheim und Neuenheim zu unter-
stützen. 
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Nach der Analyse aller vorhandenen 
Beschlüsse, Gutachten und Berichte kommt 
der Gutachter zu folgendem Schluss: „Poli-
tik und Verwaltung der Stadt Heidelberg be-
finden sich hinsichtlich der Lärmminde-
rungsplanung bereits heute auf einem deut-

lich überdurchschnittlich hohen Stand. ... 
Aus der Sichtung der Unterlagen sind nur 
wenig herausragende, bisher nicht ange-
dachte Lärmminderungspotenziale erkenn-
bar.“ 

 
Wohnqualität in Neuenheim, Gutachten LÄRMKONTOR 

Als Konsequenz wird eine „optimale 
Zielsituation“ definiert, bei der keine An-
wohner/innen durch gesundheitsgefährden-
de Schallimmissionen – d.h. Lärmpegel von 
mehr als 65 dB(A) - betroffen sind. Zur Zeit 
gibt es in den beiden Stadtteilen noch min-
destens 1.800 Betroffene. Anhand einer ak-
tualisierten Betroffenheitsanalyse werden 
die 100 Straßenabschnitte mit höchster Pri-
orität ermittelt. Sie liegen – wie erwartet  
an den großen Straßenachsen der B3 sowie 
der ebenfalls Nord-Süd-verlaufenden Berli-
ner Straße. 

Ernüchternd ist jedoch die Bewertung 
des Lärmminderungspotenzials. Der Gut-
achter konstatiert, dass es „vertretbare 

Lärmminderungspotenziale lediglich im Be-
reich Emission (etwa Geschwindigkeits- und 
Verkehrsmengenreduzierung)“ gibt. Be-
trachtet man die prioritären Straßenab-
schnitte, ergibt sich rechnerisch, dass der 
Verkehr auf der B3 bei Tempo 30 um bis zu 
90% reduziert werden müsste – also ca. 
2.000 KFZ statt 20.000 -, um die optimale 
Zielsituation zu erreichen. Da der LKW-
Anteil wegen fehlender großer Industrie-
standorte auf den meisten Heidelberger 
Hauptverkehrsstraßen mit 3 – 5% bereits 
jetzt schon unterdurchschnittlich niedrig ist, 
liegt hier kein zusätzliches Reduktionspo-
tenzial. 
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Übersichtskarte Heidelberg 

Aufgrund der topographischen Lage 
Heidelbergs und seiner Verkehrsstruktur 
kommen weitere denkbare Möglichkeiten 
wie z.B. die Verkehrsverlagerung – hier vor 
allem die gern aus dem Hut gezauberte 
Umgehungsstraße – kaum in Betracht, auch 
dann nicht, wenn man zusätzliche Straßen 
aus umfassenden Umweltschutzgründen 
(Stichworte: Flächenverbrauch, regionale 
Schadstoff-Emissionsbilanz) grundsätzlich 
nicht befürwortete. Für den Ost-West-
Verkehr verhindert die Enge des Neckartals 
eine weitere Trasse, während der Nord-
Süd-Durchgangsverkehr trotz hoher Belas-
tung die Autobahn A5 dem Stadtverkehr 
vorzieht. Im Übrigen macht der Durch-
gangsverkehr in Heidelberg nur etwa 12% 
aus. Verkehrsverlagerung könnte daher nur 
punktuell für einzelne Stadtteile Entlastung 
bringen. Bereits seit mehr als 30 Jahren 
wird in diesem Zusammenhang eine fünfte 
Neckarquerung diskutiert, die möglicherwei-
se den Stadtteil Bergheim vom Zielverkehr 
in den Universitätsstandort Neuenheimer 
Feld entlasten könnte. Diese Neckarque-
rung würde als Brücke neben einem hoch-
rangigen Naturschutzgebiet auf der Neckar-

insel noch ein – ökologisch vorbildlich ge-
plantes – Wohngebiet sowie den mit Stu-
dentenwohnheimen besetzten Universitäts-
bereich mit einer der höchsten Wohndichten 
Heidelbergs kreuzen. Auch bei einer Tun-
nellösung ist es mehr als fraglich, ob der ge-
ringe Entlastungseffekt den enormen bauli-
chen Eingriff rechtfertigt.  

Abschließend schlägt der Gutachter 
LÄRMKONTOR in seinem Endbericht vor, 
die Möglichkeiten der Lärmminderungspla-
nung unter Beteiligung aller zuständigen 
Stellen in Heidelberg zu diskutieren und in 
einem Maßnahmenkatalog festzuschreiben. 
Grundlage der Diskussion sollten die bereits 
vorliegenden Planungen, insbesondere der 
Verkehrsentwicklungsplan, sein. Aber auch 
mit den Maßnahmen des VEP ist die opti-
male Zielsituation in weiter Ferne: Die Be-
rechnungen des Planfalls 3 ergeben ledig-
lich einen Rückgang des MIV auf der B3 um 
maximal ca. 20%. 

Der Schlussbericht des Gutachters lag 
vor etwa einem Jahr vor. Im Oktober 1999 
wurde der Gemeinderat neu gewählt. Die 
neue konservative Mehrheit legte in diesem 
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Frühjahr in fünf Leitanträgen umfassende 
Neuvorschläge für die Heidelberger Ver-
kehrsplanung vor, die auf eine konsequente 
Förderung des MIV zielen und damit den 
Zielen des Verkehrsentwicklungsplans deut-
lich und bewusst widersprechen. Kurze Zeit 
später legte das Umweltamt als Zwischen-
bericht zur Lärmminderungsplanung den 
Bericht des Gutachters vor. Eine konkrete 
Beauftragung der Verwaltung zur Fortfüh-
rung der Lärmminderungsplanung erfolgte 
erwartungsgemäß nicht. 

Soviel zum Stand der Lärmminderungspla-
nung in Heidelberg. Welche Lehren können 
wir nun daraus ziehen für eine weitere eige-
ne Bearbeitung, aber auch als Rat an 
Kommunen, die die Herausforderung Lärm-
minderungsplanung noch nicht angenom-
men haben? 

• Ungeachtet der rechtlichen Forderung 
des § 47(a) BImSchG zur Aufstellung 
kommunaler Lärmminderungspläne las-
sen sich m.E. zumindest vier Thesen 
aufstellen – Bearbeiter mit ähnlicher Er-
fahrung mögen es „Binsenweisheiten“ 
nennen: 

• Ein Schallimmissionsplan ist aufgrund 
seiner Kosten bzw. des hohen daten-
technischen Aufwands für die meisten 
Kommunen ohne Unterstützung des 

Landes oder des Bundes nicht leistbar. 
Die eigentlichen Probleme beginnen je-
doch erst nach Vorlage des SIP. 

• In den meisten Städten stellt die Ver-
kehrslärmminderung den Schwerpunkt 
der Lärmminderungsplanung dar. Ver-
kehrsplanung und Lärmminderungspla-
nung müssen daher von vornherein 
konzeptionell eng miteinander verknüpft 
werden. 

• Verkehrslärmminderung ist ein politi-
sches Thema. Ohne den politischen Wil-
len zur Umsetzung ist die Verkehrs-
lärmminderung zum Scheitern verurteilt. 

• Bei der Zielsetzung für die Verkehrs-
lärmminderung ist eine gehörige Portion 
Pragmatik erforderlich. Zielwerte wie die 
Richtwerte der DIN 18005 sind im Be-
stand bei der heutigen Verkehrsbelas-
tung der Städte und dem aktuellen 
Stand der Fahrzeugtechnik noch in uto-
pisch weiter Ferne. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit 
und hoffe, Ihnen beim Lärmkongress 2010 
einen optimistischeren Statusbericht vor-
legen zu können 
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Mit der Entwicklung eines Informationssys-
tems zur Lärmbelastung (LIS) und seine In-
tegration in die Verwaltung und Organisati-
on einer Stadt haben wir das Ziel verfolgt, 
Lärm durch Planung zu vermeiden und 
zu vermindern. Der auf die Menschen im 
Wohnumfeld, am Arbeitsplatz und zuneh-
mend auch in der Freizeit einwirkende Lärm 
soll bei allen kommunalen Planungsüberle-
gungen in der Verwaltung einer Stadt ein-
bezogen werden. 

Die Umsetzung erfolgte in der Modellstadt 
Ravensburg, da sie gerade ein Geographi-
sches Informationssystem in einer für das 
Projekt geeigneten Struktur installiert und 
am Modellvorhaben „Ökologische Stadt- 
und Gemeindeentwicklung“ der Ministerien 
für den ländlichen Raum und für Umwelt 
und Verkehr teilnimmt. 

Die Ziele des Vorhabens mit Bezug auf 
eine mögliche Nutzung des LIS in der Stadt 
Ravensburg lassen sich wie folgt beschrei-
ben: 

Die Einrichtung eines LIS soll es ermögli-
chen, die Lärmbelastung und ihre Ursachen 
künftig frühzeitig in allen kommunalen Pla-
nungsüberlegungen einbeziehen und die 
Bürger jederzeit informieren zu können. 

Durch Vernetzung des LIS mit der Daten-
bank eines Geo-Informationssystems bzw. 
anderer verfügbarer Datenbanken wird die 

Erstellung von stets aktuellen Schallimmis-
sionsplänen unterstützt. Schallimmissions-
pläne, die den Lärm aus Straßenverkehr, 
Schienenwegen, Gewerbe sowie Sport- und 
Freizeitaktivitäten zeigen, sind Grundlage 
der Lärmminderungsplanung und der vor-
beugenden Lärmbekämpfung. Die vorhan-
dene Ist-Lärmbelastung kann als Lärmkarte 
für beliebige Ausschnitte stets kurzfristig 
dargestellt und in dieser verständlichen 
Form zur fachlichen und politischen Ent-
scheidungsfindung genutzt werden. 

Es war auch das Ziel dieses Vorhabens, 
die Datengrundlage und die entsprechende 
Programmsoftware so mit der übrigen Da-
tenverarbeitung zu verzahnen, dass die 
spätere laufende Aktualisierung mit dem ge-
ringstmöglichen internen oder auch exter-
nen Personalaufwand erfolgen kann. Dies 
soll durch weitestgehende Mehrfachnutzung 
der für andere Zwecke ohnehin zu pflegen-
den Geometrie- und Sachdaten erreicht 
werden. Es war eine Aufgabenstellung des 
Projekts, die notwendigen „Datenflüsse“ zu 
analysieren und ein geeignetes Konzept für 
die laufende Aktualisierung und Nutzung zu 
entwickeln. 

Bild 1 zeigt schematisch die Systembe-
schreibung LIS im Umfeld des Geographi-
schen Informationssystems (GeoIs) und des 
erforderlichen Fachpersonals: 

Bild 1: Systembeschreibung Lärm-Informationssystem
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Inhalte des Lärm-
Informationssystems 

Die Inhalte des LIS lassen sich in Da-
tenbankinhalte und Lärminformationen glie-
dern. Datenbankinhalte sind sämtliche 
stadt- und geländebeschreibenden Daten 
einschließlich relevanter Schallschirme so-
wie sämtliche quellenbeschreibenden Daten 
(Geometrie, Schallleistung, Emissionsdau-
er, etc.). Als ständig aktuell verfügbare 
Lärminformationen werden flächendeckend 
sämtliche quellenspezifische Schallimmissi-
ons- und Konfliktpläne, eine Immissions-
empfindlichkeitskarte sowie eine Lärmpe-
gelbereichskarte vorgehalten. Die Qualität 
der im System vorgehaltenen Daten und In-
formationen richtet sich nach den Anforde-
rungen, die von seiten der Stadtverwaltung 
aufgrund des ge-
planten Einsat-
zes gestellt wur-
den. Im Anhang 
sind auszugs-
weise Inhalte des 
LIS dargestellt. 

Einsatz in 
der Verwal-
tung 

Ein projekt-
begleitender Ar-
beitskreis aus 
Vertretern aller 
Ämter der Stadt 
Ravensburg hat 
sich mit der In-
tegration der nun 
verfügbaren 
Lärminformatio-
nen in die Pla-
nungsabläufe der 
Stadt Ravens-
burg befasst. Die 
heutige Organi-
sationsstruktur 
zur Behandlung 
der Umweltbe-
lange wurde ana-
lysiert. Darauf 
aufbauend ließ 

sich die Anwendung von LIS definieren, mit 
dem Ziel, frühestmöglich eine Berücksichti-
gung der Umweltbelange innerhalb der Pla-
nungsabläufe einer Stadt herbeizuführen. 

Neben Einsatzmöglichkeiten in der Ver-
kehrsplanung im Tiefbauamt und bei der 
Bearbeitung von Bauanträgen durch das 
Bauordnungsamt kommt das LIS insbeson-
dere in der Bauleitplanung frühzeitig zum 
Einsatz. Bereits zum Zeitpunkt der „Grund-
lagenermittlung“ und bei der „Vorbereitung 
eines Aufstellungsbeschlusses“ stellt das 
LIS wertvolle entscheidungsrelevante In-
formationen ohne hohen Aufwand bereit. 

Bild 2 zeigt den Einsatz von LIS vor dem 
Aufstellungsbeschluss eines Bebauungs-
planes: 

 

Nutzungsanalyse, Interessen ermittlung 
u.a. auf der Grundlage aktuell 
vorgehaltener Lärm-Informationen wie 

 
• -Situation 
• Schallimmissionspläne der 

einzelnen Quellgruppen (Straße, 
Schiene, Gewerbe, Sport- und 
Freizeitanlagen) 

• Immissionsempfindlichkeiten 
• ausgewiesene Konfliktbereiche 
• ggf. Betroffenheiten 

Grundlagenermittlung 
 

• Erste Kontaktaufnahme 
• Festlegung der Interessenlage 
• Grundstücksbeurteilung 
• Nutzungsanalyse 
• Ermittlung und Vorabstimmung 

unterschiedlicher Interessen 
• Vorbereitung möglicher 

Vertragsinhalte 
• Abschluss von Verträgen zur 

Verfahrensbeteiligung 

 

Schalltechnische Bewertung u. 
Beurteilung von Bebauungs- und 
Nutzungsvorschlägen auf der 
Grundlage der im LIS verfügbaren 
Daten und Lärminformationen 
ggf. Optimierungsvorschläge zur 
geplanten Bebauung und Nutzung 
hinsichtlich Lärmverminderung 

Vorbereitung des Aufstellungs-
beschlusses 

 
• Städtebauliche 

Voruntersuchungen 
• Abstimmung eines 

Strukturkonzeptes 
• Planerische Leistungen 

(Vorentwürfe)  
• Fixierung der 

Rahmenbedingungen 
• Darlegung der vorgeschlagenen 

Beschlussinhalte vor den 
zuständigen Gremien  

VERFAHRENSABLAUF EINSATZ VON LIS 

Aufstellungsbeschluss 

Bild 2: Einsatz von LIS vor dem Aufstellungsbeschluss eines Bebauungsplanes 
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Seit „Inbetriebnahme“ des LIS haben sich 
eine Vielzahl von Anwendungsmöglichkei-
ten gezeigt. Unter anderem. kann künftig 
eine zum Zwecke des Ankaufs vorzuneh-
mende Grundstücksbeurteilung und Nut-
zungsanalyse unter dem Aspekt der Lärmsi-
tuation erfolgen. Das städtische Liegen-
schaftsamt erwirbt so noch zu entwickelnde 
Flächen in Kenntnis der Lärmsituation und 
kann diese einer dem Immissionsschutz 
angepassten Verwertung zuführen. 

Übertragbarkeit auf andere 

Kommunen 

Die in der Verwaltung der Stadt Ravens-
burg, beim Regionalverband und beim Land 
Baden-Württemberg vorgefundenen Daten 
sind in Qualität und Flächendeckung ver-
gleichbar mit anderen Gebieten Baden-
Württembergs. Dies haben Datenrecher-
chen bei Länderbehörden und bei Kommu-
nen, die sich am Pilotprojekt beteiligt haben, 
ergeben. 

Es hat sich gezeigt, dass allerorts mit dem 
Aufbau einer Umweltdatenbank begonnen 
werden kann. 

Fehlende Datenbestände, die je nach 
Kommune unterschiedlich groß ausfallen, 
können meist durch Annahmen und verein-
fachte Erhebungen zunächst so ergänzt 
werden, dass die Erstellung von verwend-
baren Schallimmissions- und Konfliktkarten 
jederzeit möglich ist. 

In kleinen Gemeinden und Städten (hierzu 
zählt auch Ravensburg) wird sich die An-
wendung eines LIS aufgrund der geringen 
personellen Ausstattung der Umweltfach-
stellen im wesentlichen aus der Fortschrei-
bung der vorgehaltenen Schallimmissions- 
und Konfliktkarten der einzelnen Quellen-
gruppen beschränken. Darüber hinaus wird 
der LIS-Betreuer auf Anfrage lokal vorherr-

schende Lärmbelastungen quellenspezi-
fisch erläutern und Auskunft über mögliche 
Maßnahmen zur Lärmvermeidung oder -
minderung geben. 

Die Grenzen der Anwendbarkeit eines LIS 
werden folglich gesetzt zum einen durch die 
Qualität der verfügbaren Datenbasis, ande-
rerseits durch das akustische Verständnis 
und die Erfahrung mit Schallimmissionspro-
grammen der Systembetreuer.  

Fazit 

Das Projekt hat gezeigt, dass mit mo-
dernster Hard- und Softwaretechnik Gebiete 
von 100 und mehr Quadratkilometern einer 
ganzheitlichen schalltechnischen Bearbei-
tung unterzogen werden können. Damit las-
sen sich Auswirkungen z.B. von Verkehrs-
wegeplanungen in der Fläche quantifizieren. 

Mit einem Lärm-Informationssystem können 
aufgrund seiner Verknüpfung mit einem 
Geographischen Informationssystem und 
verschiedenen anderen Datenbanken stets 
aktuelle Informationen bereitgestellt werden; 
der offenen Kritik an Schallimmissions- und 
Lärmminderungsplänen – die Karten stellen 
eine „Einmalinformation“ dar, die nicht an 
allen Stellen verfügbar ist, und schnell veral-
tet – wird so entgegengetreten. 

Inwieweit die aufgebaute Umweltdaten-
bank und das Lärminformationssystem 
kommunale Planungen in Ravensburg un-
terstützen und damit Einfluss auf die künfti-
ge Lärmsituation nehmen kann, lässt sich 
nicht vorhersagen. Entscheidend ist nun die 
Lärmsensibilität der mit Planungsaufgaben 
innerhalb der Stadtverwaltung betrauten 
Personen und der künftige Stellenwert von 
Lärmbelastungen in den Abwägungen der 
Entscheidungsträger. Die Ergebnisse, die 
mit LIS bis heute bei laufenden Planungen 
erzielt werden konnten, sind allerdings viel-
versprechend. 
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Lärmkontingentierung 

... ist die Bestimmung von Immissions-
richtwertanteilen für die verschiedenen Nut-
zer/Eigentümer auf größeren Gewerbeflä-
chen, die an Immissionsorten in der zu 
schützenden Nachbarschaft die Einhaltung 
von Immissionsrichtwerten sichert. 

Eine rechtliche Bindung erhalten Lärm-
kontingente in einem Bebauungsplan durch 
die Festsetzung flächenbezogener Schall-
leistungspegel für die überplante Fläche, in 
einem Genehmigungsbescheid für den Be-
trieb einer Anlage durch die Festsetzung 
von Immissionsrichtwertanteilen in der 
schutzwürdigen Nachbarschaft der Anlage. 
Wenn Gewerbegebiete sich in Veränderung 
befinden, Teile z. B. neu überplant oder An-
lagen wesentlich geändert werden sollen, 
andererseits Anlagen im Bestand bleiben, 
wird eine akustische Gesamtbetrachtung 
des Gewerbegebietes und seiner Nachbar-
schaft erforderlich, deren Ergebnissen in 
geeigneter Weise rechtliche Verbindlichkeit 
gegeben werden muss. 

Eine Möglichkeit, dies zu erreichen, ist die 
Erstellung eines Lärmminderungsplanes 
nach § 47a BImSchG (s. auch Nr. 5.3 Abs. 
2a) TA Lärm), die „kleinere Form“, die mit 
erheblich geringerem Aufwand zu dem sel-
ben Ziel führt, ist ein öffentlich-rechtlicher 
Vertrag. 

Das praktische Beispiel eines öffentlich-
rechtlichen Vertrages zur Lärmkontingentie-
rung, der in der Stadt Eisenhüttenstadt ge-
schlossen wurde, zeigt, dass damit eine a-
kustisch geordnete Gewerbeansiedlung ge-
sichert werden kann. Das Stadtgebiet Ei-
senhüttenstadts, geprägt durch die metal-
lurgische Industrie, besteht etwa zur Hälfte 
aus Industrie- und Gewerbeflächen, die z. 
T. unmittelbar an Wohnquartiere grenzen 
und einen starken „akustischen Druck“ auf 
die Nachbarschaft verursachen. 

In gemeinsamer Arbeit der Immissions-
schutzbehörden und des Stadtplanungsam-
tes wurden nach überschlägiger Abschät-
zung der zu erwartenden Immissionen und 
nach Ortsbegehungen für die einzelnen 
Wohnquartiere die den Schutzanspruch rep-
räsentierenden Immissionsorte und die da-

zu gehörenden Immissionsrichtwerte nach 
Nr. 6.6 TA Lärm bestimmt.  

Auf die so bestimmten Orte und Werte aus-
gerichtet, wurde für die Summe von 20 
GI/GE-Flächen die Kontingentierungsrech-
nung durchgeführt. 

Der Grundgedanke der Lärmkontingen-
tierung ist, jedem Quadratmeter Gewerbe-
fläche eine bestimmte Lärmemission zuzu-
weisen. Dieser Quellpegel wird als flächen-
bezogener Schallleistungspegel bezeichnet. 
Zwischen den Quellpegeln und dem Immis-
sionsrichtwertanteil einer Fläche am Immis-
sionsort bestehen akustische Zusammen-
hänge, deren wichtigste Komponenten die 
Größe der Fläche und ihr Abstand zu dem 
Immissionsort sind. Bei einer auf diese bei-
den Komponenten reduzierten Betrach-
tungsweise ergibt sich der „immissionswirk-
same flächenbezogene Schallleistungspe-
gel“ (IFBS). Er kann sehr einfach ermittelt 
werden, weil die anlagen- und ortsspezifi-
schen Einflussgrößen 

• Richtcharakteristik der Lärmquelle 

• Zu- und Abschläge bei der Bildung des 
Beurteilungspegels  

• topografische und bauliche Hindernisse 
auf dem Schall- Ausbreitungsweg 

unberücksichtigt bleiben. Der IFBS ist damit 
ein idealisierter Wert, der immer kleiner sein 
wird als der aus einer realen Situation ermit-
telte flächenbezogene Schallleistungspegel. 
Da das Ziel der Lärmkontingentierung aber 
die Bestimmung von Immissionsrichtwertan-
teilen an den Immissionsorten ist, bleibt die-
ser Umstand ohne Bedeutung. Wichtig ist, 
dass über den IFBS mit geringem Aufwand 
eine allgemein akzeptierte Verknüpfung 
zwischen „innen“ (Gewerbegebiet) und „au-
ßen“ (schutzwürdige Nachbarschaft) herge-
stellt werden kann. 

Die ermittelten Immissionsrichtwertan-
teile an den Immissionsorten sind die Ziel-
werte, deren Einhaltung durch die Lärm-
prognose für eine zu errichtende Anlage 
nachgewiesen werden muss. In der Lärm-
prognose werden dann alle Einflussgrößen 
der realen Situation umfassend betrachtet. 
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Die folgende Tabelle enthält die Immis-
sionsrichtwertanteile, die für die einzelnen 
GI/GE-Flächen an den Immissionsorten ver-
traglich vereinbart wurden. Dazu wurde in 
einem ersten Entwurf mit den in DIN 18005 
empfohlenen Quellpegeln für die Industrie- 
bzw. Gewerbeflächen gerechnet. In an-
schließenden, mitunter sehr hartnäckigen 
Diskussionen der Immissionsschutzbehör-
den mit Betreibern und der Stadtverwaltung 
über die tatsächlichen und zukünftigen Nut-
zungen dieser Flächen wurden z.T. erhebli-
che Korrekturen vorgenommen, so dass 
das erzielte Ergebnis weniger ein Rechen-
ergebnis, sondern vielmehr ein mit allen Be-
teiligten gefundener Konsens ist. Aus die-

sem Grund sind die flächenbezogenen 
Schallleistungspegel in der Tabelle (Spalte 
2 und 3) nicht enthalten, weil sie nur bedingt 
(auch wegen des ungeklärten Umganges 
mit dem „Richtwirkungsmaß“) mit den Im-
missionsrichtwertanteilen korrespondieren. 

Die in der Tabelle enthaltenen Angaben 
gehen weit über den in Nr. 2.2 a) TA Lärm 
definierten Einwirkungsbereich einer Anlage 
(Immissionsrichtwert - 10 dB(A)) hinaus. 
Das wurde von allen Beteiligten so gewollt, 
um die Tabelle als Grundlage für die Auf-
stellung von Bebauungsplänen „durchsich-
tig“ und in sich geschlossen zu halten. 

 
 
 
 
Immissionsrichtwertanteile in dB(A) für die Flächen G1 bis G20 an den Immissionsorten MP1 bis MP7 

Fläche   MP 1 MP 2 MP 3 MP 4 MP 5 MP 6 MP 7 

   tags nachts tags nachts tags nachts tags nachts tags nachts tags nachts tags  nachts 

G 1   57 44 57 43 57 42 54 39 46 35 53 38 55 40 

G 2   33 18 43 28 50 35 40 25 32 17 31 16 26 11 

G 3   31 16 35 20 40 25 41 26 40 25 43 28 30 15 

G 4   27 12 36 21 50 35 43 28 32 17 28 13 22 7 

G 5   22 9 27 13 37 22 44 29 36 25 32 17 27 12 

G 6   16 1 23 8 33 18 40 25 30 15 21 6 12 0 

G 7   28 13 34 19 41 26 46 31 50 35 38 23 27 12 

G 8   10 0 16 1 23 8 29 14 46 31 19 4 9 0 

G 9   16 1 23 8 30 15 38 23 39 24 23 8 13 0 

G 10   16 1 21 6 26 11 30 15 39 24 29 14 16 1 

G 11   19 5 24 9 29 14 34 19 47 32 30 15 18 5 

G 12   15 0 19 4 24 9 27 12 35 20 28 13 16 1 

G 13   10 0 17 2 22 7 26 11 31 16 16 1 0 0 

G 14   14 0 21 0 27 4 34 11 37 14 19 0 11 0 

G 15   16 5 23 8 31 16 41 26 36 21 21 6 12 5 

G 16   7 0 16 1 30 15 31 16 17 2 10 0 3 0 

G 17   23 8 45 30 32 17 24 9 17 2 16 1 14 0 

G 18   33 8 49 24 35 10 30 5 24 0 22 0 22 0 

G 19   31 16 37 22 27 12 22 7 16 1 17 2 18 3 

G 20   43 28 32 17 26 11 21 6 16 1 19 4 23 8 

IRW   60 45 58 43 60 45 58 43 57 42 55 40 55 40 
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Um den Ergebnissen eine rechtliche 
Bindung zu verleihen, wurde der öffentlich-
rechtliche Vertrag geschlossen, dessen 
Kernstück die Tabelle mit den Immissions-
richtwertanteilen ist. Vertragspartner sind 
Anlagenbetreiber, Immissionsschutzbehör-
den und die Stadtverwaltung, die ähnlich 
wie bei einem B-Plan-Verfahren dazu einen 
Beschluss der Stadtverordnetenversamm-
lung benötigte. 

Weitere wichtige Regelungen aus dem Ver-
trag sind (Zitat): 

 

- Aus Gründen einer geordneten wirt-
schaftlichen Entwicklung und gesunder 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse beab-
sichtigt die Stadt Eisenhüttenstadt, 
sich hinsichtlich der zukünftigen lärmre-
levanten Entscheidungen im Gebiet 
nach § 1 Abs. 1 ein einheitliches Kon-
zept zu geben. Das Konzept soll Grund-
lage für planungsrechtliche Beratungen, 
der Prüfung und Beurteilung der von ihr 
zu treffenden Planungsentscheidungen 
sein und als Ausgangspunkt für die Auf-
stellung von Bebauungsplänen dienen.  

- Für ihre im Gebiet nach Anlage 1, Plan 
B derzeit betriebenen gewerblichen An-
lagen erklären die Betreiber für die sie 
betreffenden Flächen folgendes: 

- Soweit vor dem Wirksamwerden des 
Vertrages erteilte Zulassungen Rechte 
für Geräuschemissionen verleihen (dies 
gilt auch für baurechtliche Genehmigun-
gen), verzichten die Betreiber jeweils auf 
diese Rechte, soweit die Nutzung dieser 
Rechte die Gesamtheit der Ge-
räuschemissionen dieser Anlagen zu-
sammen mit ihren anderen auf dem Ge-
biet betriebenen gewerblichen Anlagen 
dazu führen würde, dass die für sie fest-
gelegten Kontingente an den Messpunk-
ten MP1 bis MP7 (Anlage 2) überschrit-
ten werden. Soweit für die betriebenen 
gewerblichen Anlagen keine Rechte für 
Geräuschemissionen verliehen sind, er-
klären die Betreiber jeweils, diese Anla-
gen so zu betreiben, dass durch deren 
Geräuschemissionen zusammen mit 
denjenigen Geräuschemissionen ihrer 

anderen auf dem Gebiet nach Anlage 1, 
Plan B betriebenen Anlagen die festge-
legten Kontingente an den Messpunkten 
MP1 bis MP7 nicht überschritten wer-
den. 

- Die Immissionsschutzbehörden erklä-
ren, dass sie das Kontingentierungskon-
zept nach § 1 Abs. 2 i.V.m. Anlage 2 für 
künftige Anlagengenehmigungen zur Er-
richtung bzw. zum Betrieb oder für we-
sentliche Änderungen nach §§ 4, 16 
BImSchG im Gebiet der Anlage 1 als 
verbindliche Grundlage betrachten. Dies 
gilt entsprechend, soweit die Immissi-
onsschutzbehörden als Träger öffentli-
cher Belange für den Immissionsschutz 
in einem anderen Zulassungsverfahren 
im Gebiet der Anlage 1 oder in einem 
Planungsverfahren beteiligt werden.  

- Wegen der Verpflichtungen aus § 3 un-
terwerfen sich die Betreiber der soforti-
gen Vollstreckung gemäß § 61 Abs. 1 
S. 1 VwVfG Bbg. A. 

 

Jeder Vertragspartner bindet sich somit 
in seinem besonderen Verhältnis an die 
vereinbarten Werte. Darüber hinaus gehen 
die Anlagenbetreiber die Verpflichtung ein, 
bei Nichteinhaltung ihrer Lärmkontingente 
Sanierungsmaßnahmen i.S. von Nr. 3.2.1 
Abs. 4 TA Lärm durchzuführen. Für die Im-
missionsschutzbehörden bedeutet dies, auf 
nachträgliche Anordnungen gem. § 17 
BImSchG zu verzichten und statt dessen 
mit den Anlagenbetreibern Sanierungspro-
gramme zu besprechen, wie es im Vorfeld 
des Vertrages u. a. wegen der praktischen 
Realisierbarkeit der Lärmkontingente bereits 
geschehen ist. 

Hinsichtlich der praktischen Realisier-
barkeit der Lärmkontingente sind Grenzen 
gesetzt durch den Stand der Technik zur 
Lärmminderung und durch Berücksichtigung 
der Verhältnismäßigkeit von Aufwand und 
erreichbarer Lärmminderung i.S. von Nr. 3.3 
TA Lärm. Wenn die Gesamtbelastung an 
einem Immissionsort dennoch den Immissi-
onsrichtwert überschreitet, ist für die Immis-
sionsschutzbehörden die Veranlassung ge-
geben, über den Status einer Gemengelage 
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zu befinden. Nr. 6.7 TA Lärm empfiehlt, ein 
Quartier als Gemengelage einzustufen, 
wenn die Pflicht zur gegenseitigen Rück-
sichtnahme dies erforderlich macht und 
wenn die örtlichen Gegebenheiten es zulas-
sen. 

Die Immissionsorte MP2, MP4 und MP5 
wurden als Gemengelagen eingestuft und 
die Immissionsrichtwerte für diese Quartiere 
um 2 bzw. 3 dB angehoben.       

Das beschriebene Beispiel zeigt, wie für 
größere Industrieflächen mit mehreren Flä-
chen-Eigentümern bzw. Anlagenbetreibern 
durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag 
die Rahmenbedingungen für zukünftige Be-

bauungspläne und für die Genehmigung 
von Anlagen im Komplex fixiert werden kön-
nen. Insbesondere die zwischen Nr. 3.2.1 
TA Lärm, Prüfung im Regelfall, und Nr. 5.1 
TA Lärm, Nachträgliche Anordnungen, be-
stehenden Wechselbeziehungen sind durch 
das Bekenntnis aller Beteiligten zu den Im-
missionsrichtwertanteilen, die Verpflichtung 
der Betreiber zu Lärmsanierungsprogram-
men und den Verzicht der Immissions-
schutzbehörden auf nachträgliche Anord-
nungen (im Rahmen der Laufzeit der Lärm-
sanierungsprogramme nach Nr. 3.2.1, Abs. 
4 TA Lärm von ca. drei Jahren) im Voraus 
geregelt. 
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1. Einführung 

Die Geräuschbelastung der Wohnnach-
barschaft durch den Betrieb von Sportanla-
gen hat in den 80er Jahren zu einer Vielzahl 
von zivil- und verwaltungsgerichtlichen Ent-
scheidungen geführt. Diese stellten - man-
gels ausreichender gesetzlicher Rechts-
grundlagen - allerdings nur die tatrichterli-
che Würdigung von Einzelfällen dar und 
trugen daher nicht im erforderlichen Maße 
zur Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit 
bei. Um diesen Zustand zu beenden, ist die 
am 26.10.1991 in Kraft getretene 18. 
BImSchV (Sportanlagenlärmschutzverord-
nung) erlassen worden, deren erklärtes Ziel 
es war, verbindliche Maßstäbe zur Beurtei-
lung der von Sportanlagen ausgehenden 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch Ge-
räusche festzulegen. 

Nach nunmehr fast 10-jähriger Geltungs-
dauer erscheint die Feststellung angebracht, 
dass es der 18. BImSchV gelungen ist, einen 
maßgeblichen Beitrag zum Rechtsfrieden im 
Spannungsfeld zwischen der gesellschaftlich 
erwünschten Sportausübung und dem aner-
kennenswerten Recht auf Ruhe im Wohnbe-
reich geleistet zu haben. Das gilt insbeson-
dere nach der Ergänzung des § 906 Abs. 1 
BGB im Jahre 1994, die zur Folge hatte, 
dass wesentliche Regelungen der 18. 
BImSchV auch im Zivilrecht gelten. 

Nachfolgend sollen - in einem kurzen Über-
blick - die wichtigsten Probleme aufgezeigt 
werden, die sich bei der Anwendung der 18. 
BImSchV in der Praxis ergeben haben. 

2. Geltungsbereich der  
18. BImSchV 

Die 18. BImSchV konkretisiert die An-
forderungen, die sich unter dem Aspekt des 
Lärmschutzes für die Errichtung und den 
Betrieb von Sportanlagen aus der gesetzli-
chen Verpflichtung des § 22 BImSchG er-
geben. Sie ist in ihrer praktischen Bedeu-
tung daher nicht auf das Immissionsschutz-
recht beschränkt, sondern findet auch im 
Bau- und Zivilrecht Berücksichtigung.  

Sportanlagen sind im Regelfall bauliche 
Anlagen i.S. des Bauordnungsrechts; ihre 

Errichtung, Änderung bzw. Nutzungsände-
rung bedarf daher einer Baugenehmigung. 
Diese ist nach den Bauordnungen der Län-
der zu erteilen, wenn dem Vorhaben öffent-
lich-rechtliche Vorschriften nicht entgegen-
stehen. Zu den Vorschriften, die im Bauge-
nehmigungsverfahren zu beachten sind, 
zählt die 18. BImSchV. Das bedeutet, dass 
eine Baugenehmigung grundsätzlich zu ver-
sagen ist, wenn die Immissionsrichtwerte 
der 18. BImSchV überschritten werden. Al-
lerdings ergibt sich aus dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit, dass zunächst ver-
sucht werden muss, die Versagungsgründe 
durch die Erteilung von Nebenbestimmun-
gen (Auflagen, Bedingungen) auszuräumen. 
Hierzu stehen die in der 18. BImSchV näher 
beschriebenen baulichen, technischen, or-
ganisatorischen und zeitlichen Maßnahmen 
zur Verfügung. 

Dagegen besitzt die 18. BImSchV für die 
Bauleitplanung (nur) mittelbar rechtliche 
Bedeutung, d.h. dass eine Gemeinde kei-
nen Bebauungsplan aufstellen darf, dessen 
Verwirklichung an den immissionsschutz-
rechtlichen Anforderungen der 18. BImSchV 
scheitern müsste1. 

Da es sich bei der Verpflichtung des Sport-
anlagenbetreibers, die Immissionsrichtwerte 
der 18. BImSchV nicht zu überschreiten, um 
eine Dauerpflicht handelt, sind die zuständi-
gen Behörden auch nach Erteilung einer 
Baugenehmigung berechtigt, gemäß §§ 24, 
25 BImSchG Anordnungen zu erlassen, um 
die Einhaltung der Immissionsrichtwerte si-
cherzustellen.  

Vom Grundsatz her kann sich ein Nachbar 
gegen die Immissionen einer privatrechtlich 
betriebenen Sportanlage gemäß § 1004 
BGB auch privatrechtlich zur Wehr setzen. 
Unwesentliche Beeinträchtigungen hat er 
allerdings zu dulden. Für die Beurteilung der 
Frage, ob die Geräuschimmissionen einer 
Sportanlage unwesentlich sind, gelten nun-
mehr gemäß § 906 Abs. 1 Satz 2 BGB in 
der Regel die Immissionsrichtwerte der 18. 
BImSchV. 

                                                
1 BVerwG DVBl. 2000, S. 187 = NVwZ 2000, S. 550 
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3. Anwendungsbereich der  
18. BImSchV 

Die 18. BImSchV gilt für Sportanlagen, 
die zur Sportausübung bestimmt sind und 
zu diesem Zweck betrieben werden, soweit 
sie keiner Genehmigung nach dem 
BImSchG bedürfen1. Mit Hilfe dieser Beg-
riffsbestimmung kann der Anwendungsbe-
reich der Verordnung im Regelfall hinrei-
chend genau abgegrenzt werden. Es ver-
bleibt aber eine Reihe von Zweifelsfällen, in 
denen sich diese Definition als zu unbe-
stimmt erweist. Schwierigkeiten bereitet da-
bei insbesondere die Abgrenzung der 
Sportausübung von anderen bewegungs-
orientierten Freizeitaktivitäten, da eine all-
gemein anerkannte Definition des Begriffes 
Sport bislang nicht existiert2. 

In der Praxis ist dabei die Anwendbar-
keit der 18. BImSchV hinsichtlich folgender 
Anlagen umstritten: 

• Bolzplätze3 

• Modellflugplätze4 

• Anlagen zum Skateboardfahren und  
Inline-Skating5 

• Anlagen für Streetbasketball6 und 

• Spaß- und Erlebnisbäder7. 

                                                
1  Nach Schätzungen des deutschen Sportbundes gibt 

es zur Zeit in der Bundesrepublik mehr als 100.000 
Sportplätze (einschl. Tennisfreiplätze), 35.000 
Sporthallen, über 7.000 Hallen- und Freibäder so-
wie rund 5.500 kommerzielle Fitness-Center (Um-
welt 1998, S. 464, 465) 

2  Zum Sportbegriff: Ketteler, Sportanlagenlärm-
schutzverordnung, 1998, S. 42 ff.; Pfister, in: Pra-
xishandbuch Sportrecht, 1998, S. 2 ff. 

3  Bejahend: Herr, Sportanlagen in Wohnnachbar-
schaft, 1998, S. 149 f.; Ketteler, Sportanlagenlärm-
schutzVO, S. 56 ff.; ablehnend: z.B. Rode-
woldt/Wagner, VBlBW 1996, S. 365, 367; BayVGH 
NVwZ-RR 1994, S. 246, 247. 

4  Bejahend: Stollmann, NuR 1997, S. 476, 480; ab-
lehnend: BayVGH NuR 1998, S. 103, 104 

5  Bejahend: Ketteler, BauR 1997, S. 959, 963; ableh-
nend: Fickert/Fieseler, BauNVO, 1998, § 3 Rn. 
19.85, S. 360 

6  Bejahend: Ketteler, SportanlagenlärmschutzVO, S. 
67; ablehnend: VG Gelsenkirchen NWVBl. 1999, S. 
437. 439. 

7  Bejahend: Kuchler, NuR 2000, S. 77 ff.; verneinend: 
Ketteler, SportanlagenlärmschutzVO, S. 65 

Die Auslegung des Begriffs Anlage i.S. 
von § 3 Abs. 5 BImSchG (= ortsfeste Ein-
richtung) hat die Praxis bislang vor keine 
besonderen Probleme gestellt: Eine Anlage 
liegt bereits dann vor, wenn die zur Sport-
ausübung erforderliche Grundausstattung 
gegeben ist. 

Diese Anlage muss allerdings zur 
Sportausübung bestimmt sein. Daher gilt 
die Verordnung nicht für sog. „Sportgele-
genheiten". Hierunter versteht man Flächen, 
die nicht primär für sportliche Zwecke be-
stimmt sind, die allerdings eine sportliche 
Nutzung zulassen. Dazu zählen (Spiel-
)Straßen, Plätze, Parkanlagen oder sonsti-
ge freie Flächen (Parkplätze), auf denen 
Sport ausgeübt werden kann (Joggen, Fuß-
ball, Streetbasketball, Skateboard). Solange 
keine entsprechenden Einrichtungen vor-
handen sind, wie z.B. bei einer Skateboard-
anlage oder bei einem markierten Street-
basketballfeld, findet die 18. BImSchV keine 
Anwendung. 

Gemäß § 1 Abs. 1 gilt die 18. BImSchV 
für Sportanlagen aber nur, soweit sie zum 
Zwecke der Sportausübung betrieben wer-
den. Daraus folgt, dass Veranstaltungen in 
oder auf einer Sportanlage, die keine Sport-
ausübung darstellen, nicht von der 18. 
BImSchV erfasst werden. In derartigen Fäl-
len kommt die Anwendung der Freizeitlärm-
Richtlinie des LAI in Betracht8, die von vie-
len Ländern in Form einer Verwaltungsvor-
schrift (z.T. mit geringfügigen Änderungen) 
umgesetzt worden ist. 

Nach § 1 Abs. 3 Satz 1 der 18. 
BImSchV gehören zur Sportanlage auch 
Einrichtungen, die mit der Sportanlage in 
einem engen räumlichen und betrieblichen 
Zusammenhang stehen, z.B. Umkleideräu-
me, Restaurationsbetriebe und Parkplätze. 
Die Geräusche dieser Einrichtungen werden 
der Sportanlage zugerechnet (Nr. 1.1 des 
Anhangs der 18. BImSchV). 

4. Immissionsrichtwerte 

Die 18. BImSchV hat sich zur Festle-
gung der Grenze zwischen schädlichen und 
nicht schädlichen Umwelteinwirkungen für 
                                                
8  OVG Lüneburg NJW 1995, S. 900. 
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Richt- und nicht für Grenzwerte entschie-
den. Das bedeutet zunächst einmal, dass 
die in § 2 der 18. BImSchV genannten Im-
missionsrichtwerte Regelgrenzen sind. So-
fern diese Richtwerte eingehalten werden, 
liegt eine erhebliche Geräuschbelästigung 
nicht vor1. Andererseits markieren die Im-
missionsrichtwerte aber keine absolute Zu-
mutbarkeitsschwelle, die unter keinen Um-
ständen überschritten werden darf2. 

Die in § 2 Abs. 2 der Verordnung genannten 
Immissionsrichtwerte orientieren sich in ört-
licher Hinsicht an der Gebietstypik der 
BauNVO und in zeitlicher Hinsicht an dem 
unterschiedlichen Ruhebedürfnis der 
Wohnnachbarschaft während der Tages- 
bzw. Nachtzeit unter Berücksichtigung von 
Ruhezeiten, die an Sonn- und Feiertagen 
verlängert sind. 

Die jeweils einzuhaltenden Immissions-
richtwerte ergeben sich aus der am Ende 
beigefügten Übersicht. 

Gemäß § 2 Abs. 6 Satz 1 der 18. 
BImSchV ergibt sich die Gebietsart in erster 
Linie aus den Festsetzungen der Bebau-
ungspläne. Von der tatsächlichen baulichen 
Nutzung ist ausnahmsweise dann auszuge-
hen, wenn sie im Einwirkungsbereich der 
Anlage erheblich von der im Bebauungsplan 
festgesetzten abweicht (§ 2 Abs. 6 Satz 3). 
Eine erhebliche Abweichung liegt aber nicht 
schon dann vor, wenn die tatsächliche Nut-
zung in eine andere Gebietsklasse gemäß § 
2 Abs. 2 der 18. BImSchV fällt als die fest-
gesetzte, da der Begriff der erheblichen 
Abweichung nach - qualitativen - städtebau-
lichen Merkmalen zu bestimmen ist3. 

Nicht beplante Gebiete (= unbeplanter In-
nenbereich, Außenbereich) sind entspre-
chend der Schutzbedürftigkeit zu beurteilen 
(§ 2 Abs. 6 Satz 2). Bei Vorliegen einer 
Gemengelage kann die sog. Mittelwert-
Theorie angewendet werden, wonach ein 
Zwischenwert zu bilden ist, der die Gesetze 
der Schallausbreitung sowie die baulichen 

                                                
1  BVerwG NVwZ 1995, S. 993 
2  Ketteler, SportanlagenlärmschutzVO S. 91; a.A. 

OVG Münster UPR 1994, S. 310; wohl auch Ber-
kemann, NuR 1998, S. 565, 576 

3  BVerwG DVBl. 2000, S. 187 = NVwZ 2000, S. 550 

und planerischen Einzelheiten der Situation, 
in dem die Grundstücke liegen, berücksich-
tigt4. 

Bei der häufig auftretenden Frage, ob 
das Heranrücken einer Wohnbebauung an 
eine bereits vorhandene Sportanlage die 
Anwendbarkeit höherer Immissionsrichtwer-
te - und damit eine Schutzminderung - zu-
lässt, hat das Bundesverwaltungsgericht 
nunmehr für den Bereich des Baurechts ei-
ne wichtige Klärung herbeigeführt5. Danach 
verlangt das in § 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO 
konkretisierte Rücksichtnahmegebot - in 
Abänderung der typisierenden Betrach-
tungsweise der 18. BImSchV - eine einzel-
fallbezogene Sichtweise. Da die Konfliktsi-
tuation erst durch die an die vorhandene 
Sportanlage herangerückte Wohnbebauung 
ausgelöst wird, besteht für die Wohnbebau-
ung eine gesteigerte Duldungspflicht. Das 
Ausmaß, in dem sich das Lärmschutzniveau 
verringert, bestimmt sich nach den tatsäch-
lichen Umständen des Einzelfalles. Die Im-
missionsrichtwerte für Misch- oder Dorfge-
biete i.S. von § 2 Abs. 2 Nr. 2 der 18. 
BImSchV dürften dabei eine nicht zu über-
schreitende Grenze markieren.  

In einem durch das Vorhandensein des 
Sportplatzes vorbelastet entstandenen 
Wohngebiet trifft nach Auffassung des Bun-
desverwaltungsgerichts den Bauwilligen 
„eine Obliegenheit, durch Platzierung des 
Gebäudes auf dem Grundstück, die Grund-
rissgestaltung und andere ihm mögliche und 
zumutbare Maßnahmen der „architektoni-
schen Selbsthilfe“ seinerseits die gebotene 
Rücksicht darauf zu nehmen, dass die 
Wohnnutzung nicht unzumutbaren Lärmbe-
lästigungen von Seiten der Sportplatznut-
zung ausgesetzt wird“. Lässt das Wohnbau-
vorhaben es daran fehlen, so ist es unzu-
lässig. 

Ein rechtswirksamer Verzicht des Bauwilli-
gen auf seine sich aus dem Gebot der 
Rücksichtnahme ergebenden Abwehrrechte 
ist nicht möglich, da das Rücksichtnahme-

                                                
4  Schink, DVBl. 1992, S. 515, 522; a.A.: Rode-

woldt/Wagner, VBlBW 1996, S. 365, 368 f. 
5  BVerwG DVBl. 2000, S. 192 ff.; für den Bereich 

des BImSchG: vgl. Ketteler, Sportanlagenlärm-
schutzVO, S. 147 ff. 
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gebot nicht "personenbezogen" ist, sondern 
sich nach objektiven Umständen und Gege-
benheiten bemisst1. 

5. Behandlung von Altanlagen 

Aus Gründen des Bestandsschutzes 
haben bestehende Sportanlagen gemäß § 5 
Abs. 4 der 18. BImSchV eine Privilegierung 
erfahren. Danach soll die zuständige Be-
hörde für Sportanlagen, die vor dem 
26.10.1991 baurechtlich genehmigt oder er-
richtet worden sind, von der Festsetzung 
von Betriebszeiten absehen, wenn die Im-
missionsrichtwerte um weniger als  
5 dB(A) überschritten werden. In diesem 
Zusammenhang ist zunächst festzuhalten, 
dass sich die Privilegierung nur auf die 
Festsetzung von Betriebszeiten bezieht und 
somit keine generelle Erhöhung der Richt-
werte darstellt, so dass alle anderen (tech-
nischen, baulichen, organisatorischen) 
Maßnahmen, die der Einhaltung der Immis-
sionsrichtwerte dienen, angeordnet werden 
können2. Die Frage, wann die Änderung, 
Erweiterung bzw. Modernisierung einer 
Sportanlage den Verlust des Altanlagen-
Bonus zur Folge hat, lässt sich nur im Ein-
zelfall beantworten3. 

6. Berücksichtigung von  
seltenen Ereignissen 

Gemäß § 5 Abs. 5 der 18. BImSchV soll 
von einer Festsetzung von Betriebszeiten 
abgesehen werden, wenn in Folge des Be-
triebs von Sportanlagen die Immissions-
richtwerte nach § 2 Abs. 2 bei seltenen Er-
eignissen um nicht mehr als 10 dB(A) über-
schritten werden, wobei bestimmte Höchst-
werte stets eingehalten werden müssen. 
Gemäß Nr. 1.5 des Anhangs gelten Über-
schreitungen der Immissionsrichtwerte 
durch besondere Ereignisse und Veranstal-
tungen als selten, wenn sie an höchstens 
18 Kalendertagen eines Jahres - unabhän-
gig von der Zahl der einwirkenden Sportan-
lagen - auftreten. Angesichts des Wortlauts 

                                                
1  BVerwG DVBl. 2000, S. 192, 195 
2  BVerwG DVBl. 2000, S. 192, 194 
3  Ketteler, SportanlagenlärmschutzVO, S. 123 ff.; 

Knoche, GewArch 1997, S. 191 ff. 

dieser Vorschrift, wonach nur besondere 
Ereignisse und Veranstaltungen die Privile-
gierung von § 5 Abs. 5 begründen können, 
erscheint es nicht gerechtfertigt, Sportanla-
gen generell für 18 Tage im Jahr den Bonus 
für seltene Ereignisse einzuräumen.  

Die 18. BImSchV enthält keine Aussage 
darüber, ob seltene Ereignisse auch in en-
ger zeitlicher Abfolge auftreten dürfen (z.B. 
an aufeinanderfolgenden Wochenenden). 
Der Wortlaut, aber auch die Entstehungs-
geschichte von Nr. 1.5 des Anhangs bieten 
keine Handhabe, eine derartige Verdichtung 
seltener Ereignisse zu verhindern; in die-
sem Fall taucht jedoch die Frage auf, ob es 
sich wirklich um besondere Ereignisse und 
Veranstaltungen handelt. 

Ein häufig auftretendes Problem ergibt 
sich bei Mehrzweckhallen oder der Misch-
nutzung von Stadien, die sowohl zur Sport-
ausübung als auch für sonstige Veranstal-
tungen zur Verfügung gestellt werden. Die 
Anerkennung von bis zu 18 seltenen Ereig-
nissen nach der 18. BImSchV sowie bis zu 
10 seltenen Störereignissen nach den Frei-
zeitlärm-Richtlinien der Länder darf nicht zu 
einer Kumulierung der sich aus den ver-
schiedenen Regelwerken ergebenden Privi-
legierungen für seltene Ereignisse führen. 
Es entspricht daher z.B. der nordrhein-
westfälischen Genehmigungspraxis, dass 
die Summe der seltenen Ereignisse für 
Sport- und Freizeitveranstaltungen zusam-
men 18 Veranstaltungen nicht überschreiten 
darf. Von diesen 18 seltenen Ereignissen 
dürfen jedoch höchstens 10 nicht-sportliche 
Veranstaltungen sein.4 

                                                
4  Vgl. Koch/Maaß, NuR 2000, S. 69, 74 
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Immissionsrichtwerte 

Beurteilungszeiten 

An Werktagen 

Außerhalb der  
Ruhezeiten = 

8.00 bis 20.00 Uhr 

Innerhalb der  
Ruhezeiten = 

6.00 bis 8.00 Uhr 
20.00 bis 22.00 Uhr 

Nachts: 

 
22.00 bis 6.00 Uhr 

An Sonn- und Feiertagen Gebietseinteilung 
Außerhalb der  
Ruhezeiten = 

9.00 bis 13.00 Uhr 
15.00 bis 20.00 Uhr 

Innerhalb der  
Ruhezeiten = 

7.00 bis 9.00 Uhr    
13.00 bis 15.00 Uhr 

(Ausnahme  
beachten: § 2  
Abs. 5 Satz 2) 

20.00 bis 22.00 Uhr 

Nachts: 

 
22.00 bis 7.00 Uhr 

Gewerbegebiete 65 60 50 

Kern-, Dorf- und  
Mischgebiete 

60 55 45 

allg. Wohngebiete, 
Kleinsiedlungsgebiete 

55 50 40 

reine Wohngebiete 50 45 35 

Kurgebiete,  
Krankenhäuser,  
Pflegeanstalten 

45 45 35 
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0. Einführung zur Ausgangs--
situation  

Zu Beginn dieses Vortrages einige Hin-
tergrundinformationen über die Landes-
hauptstadt Schwerin. 

Schwerin ist die Landeshauptstadt von 
Mecklenburg-Vorpommern. Die Stadt hat 
zur Zeit ca. 102.000 Einwohner. Schwerin 
wird auch die Stadt der sieben Seen und 
Wälder genannt.  

Diese reizvolle Lage - eingebettet zwischen 
Seen und Wäldern - ist natürlich Anzie-
hungspunkt, den man touristisch nutzen 
muss. So kommen täglich Urlauber und Ta-
gestouristen von den Küstenstränden Meck-
lenburg-Vorpommerns, aber auch aus 
Hamburg, Berlin und Lübeck.  

Die Landeshauptstadt Schwerin verfügt ü-
ber ein vielschichtiges Kulturangebot. Profi-
lierte Häuser der verschiedenen Genres er-
freuen sich zunehmender Beliebtheit. In den 
Sommermonaten sind es die Open Air An-
gebote, wie beispielsweise  

• Schweriner Kultursommer,  

• Musikfestspiele, 

• Schlossfestspiele, 

• Filmkunstfest, 

• Pfaffenteich-Radrennen, 

• „AIDA“ als Open Air Veranstaltung, 

• Drachenbootrennen,  

um nur einige Highlights zu nennen.  

Mit dieser Aufzählung wollte ich Ihnen ei-
gentlich nur deutlich machen, dass sich 
Schwerin überhaupt nicht unterscheidet von 
anderen deutschen Städten. Während der 
Sommermonate locken die Freiluftveran-
staltungen wie kulturelle Magnete - und das 
zieht natürlich auch Menschen in die Innen-
stadt.  

Die Stadt lebt natürlich von dieser Leben-
digkeit und die Schweriner und Urlauber 
genießen gerade im Sommer das reichhal-
tige Angebot.  

Es ist naheliegend, dass bei all’ diesen Akti-
vitäten auch ein Nebenprodukt entsteht - 
LÄRM in seiner unterschiedlichsten 
Form! 

Für das städtische Umweltamt, welches für 
Freizeitlärm zuständig ist, bestand die For-
derung, prinzipiell Regelungen und Vorga-
ben zu entwickeln, die für die Genehmigung 
von Freiluftveranstaltungen anzuwenden 
sind. 

Am Rande möchte ich anführen, dass 
der Ruf nach Vorgaben für den Veranstalter 
und Grundlagedaten für die Umwelt und 
Ordnungsbehörde erst so richtig erhört wur-
de, als ein riesiges Problem auftauchte, in 
der Form, dass: ein Anwohner der städti-
schen Freilichtbühne Schwerin klagte und 
vor Gericht einen Beschluss erwirkte incl. 
Androhung eines Ordnungsgeldes in Höhe 
von 500.000,00 DM, dass die geplanten 
Veranstaltungen zu unterlassen sind, soweit 
sie die für den Ort vorgeschriebenen Beur-
teilungspegel nicht überschreiten. 

Der Veranstalter zog sich zurück und in der 
Folge wurde die Freilichtbühne nicht mehr 
bespielt. 

Damit uns das an anderen Veranstaltungs-
orten nicht auch passiert, sahen wir uns als 
Behörde veranlasst, ein System aufzubau-
en, das bereits im Vorfeld von geplanten 
Veranstaltungen abgeklärt, ob die Veran-
staltung an dem Ort durchgeführt werden 
kann bzw. mit welchen Bedingungen der 
Veranstalter beauflagt werden muss.  

Die Erfahrung mit der Freilichtbühne war 
auch für unsere Politiker wichtig und so rie-
fen plötzlich alle Entscheidungsträger nach 
einer Konzeption.  

1. Aufgabenstellung für Freizeit-
lärmstudie 

Für Veranstaltungsorte der Landes-
hauptstadt Schwerin, die den Bestim-
mungen der Freizeitlärm-Richtlinie des Lan-
des Mecklenburg-Vorpommern unterliegen, 
sollte beurteilt werden, welche Veranstal-
tungstypen dort im Hinblick auf die Nach-
barschaft zulässig sind.  
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Aufgabe des Gutachtens war 

• die Beurteilung der durch unterschiedli-
che Veranstaltungstypen in der Nach-
barschaft der einzelnen Veranstaltungs-
orte erzeugten Geräuschbelästigung,  

• die Berechnung der maximal zulässigen 
Schalleistung auf Basis der Anforderun-
gen der Freizeitlärm-Richtlinie des Lan-
des Mecklenburg-Vorpommern 

• und die Berechnung von Lärmkarten für 
die zulässigen Veranstaltungstypen.  

In zwei vorbereitenden Untersuchungen 
wurden durch Messungen von Musik- und 
Kinoveranstaltungen die durch unterschied-
liche Veranstaltungstypen in der Nachbar-
schaft erzeugten Geräuschbelastungen 
festgestellt. 

1.1 Grundlagen der Beurteilung von Frei-
zeitlärm 

Freizeitlärm-Richtlinie  

Grundlage für die Beurteilung von Frei-
zeitveranstaltungen ist die Freizeitlärm-
Richtlinie des Landes Mecklenburg-
Vorpommern. Hiernach sind Freizeitanlagen 
Einrichtungen, die von Personen zur Gestal-
tung ihrer Freizeit genutzt werden. 
Grundstücke gehören zu den Freizeitanla-
gen, wenn sie nicht nur gelegentlich zur 
Freizeitgestaltung (z. B. für Diskotheken-
veranstaltungen, Lifemusik-Darbietungen, 
Rockmusikdarbietungen) bereitgestellt wer-
den. Explizit, als Freizeitanlagen genannt, 
sind Freilichtbühnen.  

Immissionsschutzrechtliche Grundsätze 

Die in der Freizeitlärm-Richtlinie darge-
stellten immissionsschutzrechtlichen Grund-
sätze lassen sich wie folgt zusammen-
fassen: 

• Von Freizeitanlagen ausgehende schäd-
liche Umwelteinwirkungen sind zu ver-
meiden oder zu mindern, soweit dies 
nach dem Stand der Technik möglich 
ist. Unvermeidbare schädliche Umwelt-
einwirkungen sind auf ein Mindestmaß 
zu beschränken. Schädliche Umwelt-
einwirkungen liegen vor, wenn Nachbar-

schaft oder Allgemeinheit erheblich be-
lästigt werden.  

• Die Erheblichkeit einer Lärmbelästigung 
hängt nicht nur von der Lautstärke der 
Geräusche ab, sondern auch von der 
Nutzung des Gebietes, auf das sie ein-
wirken, von der Art der Geräusche so-
wie dem Zeitpunkt (Tageszeit) oder der 
Zeitdauer der Einwirkungen.  

• Auch die Einstellung der Betroffenen zu 
der Geräuschquelle kann für den Grad 
der Belästigung recht bedeutsam sein. 
Bei der Beurteilung ist nicht auf eine 
mehr oder weniger empfindliche indivi-
duelle Person, sondern auf die Einstel-
lung eines verständigen, durchschnittlich 
empfindlichen Mitbürgers abzustellen.  

Beurteilungszeiten und Richtwerte 

Die Beurteilungszeiten unterscheiden 
sich für Werktage sowie für Sonn- und Fei-
ertage, für die außerdem gesondert Ruhe-
zeiten gelten. Die Tabelle 1 gibt diese Beur-
teilungszeiten mit den zugeordneten Immis-
sionsrichtwerten in Abhängigkeit von der 
Häufigkeit der auftretenden Geräuschbelas-
tung wieder.  

Hierbei wird nach dem „Normalfall“ und 
nach dem Fall der seltenen Ereignisse 
(„Seltener Fall“ bedeutet bis zu maximal an 
10 Tagen oder Nächten pro Jahr, siehe 
Fußnoten zur Tabelle 1) unterschieden. 

Tabelle 1: Beurteilungszeiten und Immissionsrichtwerte 

Beurteilungszeiten  Immissionsrichtwert  
„Außen“1 in dB(A) 

 MI2 WA2 WR2 K2 SF2 

Werktags außerhalb der  
Ruhezeiten (8 bis 20 Uhr)  
Beurteilungszeit: 12 Stunden  

60 55 45 45 70 

Werktags während der Ruhezei-
ten (6 bis 8, 20 bis 22 Uhr)  
Beurteilungszeit: 2 Stunden 

55 50 45 45 65 

Sonn- und feiertags außerhalb 
der Ruhezeiten  
(9 bis 13, 15 bis 20 Uhr)  
Beurteilungszeit: 9 Stunden 

55 50 45 45 65 

Sonn- und feiertags während 
der Ruhezeiten  
(7 bis 9, 13 bis 15, 20 bis 22)  
Beurteilungszeit: 2 Stunden 

55 50 45 45 65 

Nachts (22 bis 6 Uhr)  
Beurteilungszeit: ungünstigste 
volle Stunde 

45 40 35 35 55 
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1 Einzelne Geräuschspitzen sollen die Immissionsrichtwer-

te „Außen“ tags um nicht mehr als 30 dB(A) [seltener 
Fall: 20 dB(A)] sowie nachts um nicht mehr als 20 dB(A) 
[seltener Fall: 10 dB(A)] überschreiten. 

2  MI = Mischgebiet; WA = allgemeines Wohngebiet; WR = 
reines Wohngebiet; K = Kurgebiete, Krankenhäuser und 
Pflegeanstalten; SF = seltener Fall (an bis zu 10 Tagen 
oder Nächten pro Jahr) 

Vorgehensweise 

Folgende Veranstaltungsorte der Lan-
deshauptstadt Schwerin wurden untersucht: 

• Alter Garten 

• Berliner Platz 

• Bleicher Ufer 

• Freilichtbühne 

• Markt 

• Marstall-Halbinsel  

• Pfaffenteich 

• Platz am Jägerweg 

• Stadion Lambrechtsgrund 

• Zippendorfer Strand 

1.2 Berechnungen/Beurteilung 

Auf Basis der Anforderungen der Frei-
zeitlärm-Richtlinie wurden für die Veranstal-
tungsorte, differenziert nach unterschiedli-
chen Veranstaltungstypen, Beurteilungszei-
ten (Tag/Nacht/Ruhezeit) und Beurteilungs-
fällen (übliche Situation/“Seltene Ereignis-
se“), die zulässigen (flächenbezogenen) 
Schalleistungspegel berechnet.  

Grundlagen für die Berechnung 

Die Immissionsrichtwerte der Freizeit-
lärm-Richtlinie sollten an den dem Veran-
staltungsort nächstgelegenen Wohngebäu-
den eingehalten werden. Ausgehend von 
dieser Vorgabe wurden für jeden Veranstal-
tungsort die maximal zulässigen Schalleis-
tungspegel berechnet. Folgende Randbe-
dingungen haben dabei das Vorgehen be-
stimmt: 

I. Bei Veranstaltungsorten, an denen 
hauptsächlich Konzerte und Musikveran-
staltungen stattfinden, wurde davon aus-

gegangen, dass diese nicht länger als 4 
Stunden dauern.  

II. Bei Veranstaltungsorten, an denen Ver-
anstaltungen auf der Fläche (Jahrmärkte, 
kulturelle Veranstaltungen u. ä.) stattfin-
den, wurde von einer durchschnittlichen 
Dauer von 8 Stunden ausgegangen.  

Anmerkung: 

I. und II. haben Auswirkungen auf die zu-
lässigen Schalleistungspegel an Werkta-
gen sowie an Sonn- und Feiertagen. An 
diesen Tagen sind Beurteilungszeiten 
von mehr als 4 bzw. 8 Stunden zu be-
rücksichtigen (vgl. Tabelle 1). Werden 
diese nicht voll ausgenutzt, ergeben sich 
Zuschläge für die zulässigen Schalleis-
tungspegel.  

III. Bei Konzertveranstaltungen wurde der 
Ort der Bühne angegeben. Die Abstrahl-
charakteristik von Lautsprechern wurde 
berücksichtigt. Die aufgeführten Schal-
leistungspegel gelten für die Summe aller 
Lautsprecheranlagen, bei Konzerten in 
der Regel jeweils links und rechts auf der 
Bühne.  

IV. Die mittlere Emissionshöhe wurde mit 2 - 
3 Metern bei Lautsprecheranlagen und 
mit 1,5 m bei Flächenschallquellen an-
genommen.  

Zusätzliche Belastungen durch zum 
Beispiel große Zuschauerzahlen, den An- 
und Abreiseverkehr usw. wurden nicht be-
rücksichtigt. Vorbelastungen an den Immis-
sionspunkten durch andere Lärmquellen 
(zum Beispiel stark befahrene Straßen o. ä. 
vor den untersuchten Gebäuden) wurden 
ebenfalls nicht berücksichtigt.  

Beurteilung 

Die Beurteilung der Veranstaltungs-
standorte erfolgte auf der Grundlage der 
Ergebnisse der akustischen Untersuchun-
gen. Für jeden Veranstaltungsort wurden 
Empfehlungen zu möglichen und auszu-
schließenden Veranstaltungstypen gege-
ben. Auf Besonderheiten des jeweiligen 
Veranstaltungsortes (etwa zur Parkraumsi-
tuation) wurde hingewiesen, und es erfolg-
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ten Vorschläge für die Genehmigung von 
Veranstaltungen.  

Daneben wurde die Lage, die Kapazität, 
die Ausstattung und die Verkehrsanbindung 
für jeden Veranstaltungsort recherchiert und 
aufgeführt.  

2. „Koordinierungsbeirat-
Veranstaltungen“ 

Vorausschicken möchte ich dazu, dass 
nicht nur der Auftrag an die Verwaltung 
ging, eine Konzeption für Veranstaltungsor-
te auf den Weg zu bringen, sondern gleich-
zeitig wurde der bereits langgehegte 
Wunsch des Umweltamtes wahr, dass ein 
sogenannter Koordinierungsbeirat per De-
zernentenbeschluss in der Stadtverwaltung 
installiert wurde.  

Der Koordinierungsbeirat hat die Aufga-
be übertragen bekommen, die Interessen 
der verschiedenen Ämter zu den geplanten 
Freiluftveranstaltungen zu strukturieren und 
Vorschläge zu erarbeiten, die mit dem Ziel 
bestimmt sind, eine ämterabgestimmte Ge-
nehmigung an den Veranstalter auszurei-
chen. Damit soll sichergestellt werden, dass 
die Veranstaltungen örtlich und zeitlich ver-
teilt stattfinden und den Veranstaltern recht-
zeitig Maßnahmen und Empfehlungen für 
die Veranstaltungsplan durch die Stadt 
Schwerin vorgegeben werden.  

Dies soll gleichzeitig auch zur Verkür-
zung der Akzeptanz von Freiluftereignissen 
in Schwerin beitragen.  

Im Koordinierungsbeirat sind vertreten: 

• Gewerbeamt 

• Ordnungsamt 

• untere Verkehrsbehörde 

• Feuerwehr 

• Umweltamt 

• Kulturamt und Veranstalter werden auf 
Festlegung eingeladen.  

3. Arbeit mit der Freizeitlärm-
konzeption 

Wie ich bereits ausgeführt habe, werden 
die geplanten Veranstaltungen im Koordi-
nierungsbeirat bearbeitet.  

Wichtiges Grundlagenmaterial ist dabei die 
bereits vorliegende Freizeitlärmkonzeption.  

Auf dieser Grundlage wird der Aspekt 
Lärm für die untersuchten Veranstaltungsor-
te bearbeitet und genehmigungsreif im Ko-
ordinierungsbeirat festgelegt. Das hat den 
großen Vorteil, dass man objektive  

Angaben als Umweltamt machen kann und 
dient gleichzeitig auch dazu, Veranstalter 
schon frühzeitig zu informieren bzw. nach 
Regelungen der Machbarkeit zu suchen.  

• Die Genehmigung bzw. Ablehnung von 
Veranstaltungen wird erleichtert und be-
schleunigt.  

• Der Veranstalter/die Stadt erhält eine 
gewisse Rechtssicherheit, sofern sie 
sich an die Vorgaben der erteilten Ge-
nehmigung halten.  

• Die Stadt kann Kosten für aufwendige 
Prognoseuntersuchungen deutlich redu-
zieren.  

• Untersuchungen von Standorten können 
im Zweifelsfall herangezogen werden, 
falls für den Ort keine Untersuchungen 
vorliegen, aber erforderlich sind.  

4. Ausblick 

Natürlich gibt es in der Anwendung der 
Freizeitlärmstudie auch Probleme - denn im 
Ergebnis steht für den ein oder anderer 
Standort auch eine zeitliche Beschränkung, 
die so gravierend ist, dass die Veranstal-
tung nicht durchgeführt werden kann.  

Das ist für manchen Schweriner nicht nach-
vollziehbar und auch für den örtlichen Politi-
ker oftmals ein Problem.  

Aber genau bei der Problemlösung muss 
man anfangen, die vorliegende Konzeption 
kreativ zu nutzen und nicht als Hemmschuh 
zu betrachten. Wichtig dabei ist natürlich 
auch, dass dem Veranstalter eine hohe 
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Verantwortung zukommt - all’ die Forderun-
gen zu erfüllen. Dabei ist es wichtig, Ver-
ständnis auf beiden Seiten zu erzeugen.  

Dem Veranstalter müssen Orientie-
rungshilfe und Vorgaben in die Hand gege-
ben werden, die er auch als sogenannter 
Laie benutzen und nachvollziehen kann.  

Aus diesem Grund ist unsere Konzeption 
Arbeitsmaterial geworden in der täglichen 
Praxis, das heißt in der Diskussion im Koor-
dinierungsbeirat, in der Auseinandersetzung 
mit dem Politiker, aber auch für das Ge-
spräch mit dem Betroffenen. 

Sicherlich sammeln wir als Behörde täg-
lich unsere Erfahrungen und wenn ich daran 
denke, dass im Sommer 2001 die Oper Na-
bucco als Open-Air-Veranstaltung Schwerin 
beschallen wird - so lassen mich die bereits 

gemachten Erfahrungen, mit vorab gelaufe-
nen Veranstaltungen, ruhiger werden.  

Herausforderung für uns hinsichtlich des 
Lärms stellt sicherlich die Bundesgarten-
schau 2009 in Schwerin dar, denn dort sol-
len nicht nur Tulpenbeete entstehen - son-
dern die Bundesgartenschau läuft inmitten 
der Stadt Schwerin ab - mit all’ den Veran-
staltungen, die Besucher anlocken sollen!  

5. Literatur 

(1) Richtlinie zur Beurteilung der Freizeitanla-
gen in Mecklenburg-Vorpommern (Erlass v. 
03. Juli 1998) 

(2) Untersuchung von Schweriner Veranstal-
tungsarten unter Freizeitlärmgesichtspunk-
ten v. 26.08.1998 Lärmkontor GmbH Ham-
burg Bearbeiter Bernd Kögel 
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Ausgangslage 

Die alte „Technische Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm” (TA Lärm) vom 
16.07.1968 wurde seit geraumer Zeit auf 
Grund ihres Inhalts und ihrer Rechtsqualität 
als dringend novellierungsbedürftig erach-
tet. Sie erfüllte die an immissionsschutz-
rechtlich genehmigungsbedürftige Anlagen 
zu stellenden Lärmschutzanforderungen nur 
noch ungenügend und nicht mehr ausrei-
chend konkret. Außerdem entsprachen die 
Regelungen der TA Lärm von 1968 wegen 
ihres Bezugs zur Gewerbeordnung zum Teil 
nicht mehr den Anforderungen des 
BImSchG an eine immissionsseitige Be-
trachtung und repräsentierten nach 20 Jah-
ren mit den darin enthaltenen Beurteilungs-
verfahren nicht mehr den aktuellen Er-
kenntnisstand. 

Für die nicht genehmigungsbedürftigen 
Anlagen gab es neben den Regelungen des 
§ 22 BImSchG nur in Teilbereichen bun-
deseinheitliche Vorgaben, und zwar solche 
für Sportanlagen (Sportanlagenlärmschutz-
verordnung - 18. BImSchV) und für Baustel-
len (in der nach § 66 Abs. 2 BImSchG über-
geleiteten „Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zum Schutz gegen Baulärm – Ge-
räuschemissionen” vom 19.08.1970). Für 
den übrigen Bereich der nicht genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen wurde in der 
Rechts- und Verwaltungspraxis auf die 
Empfehlungen des Länderausschusses für 
Immissionsschutz (LAI) zurückgegriffen, die 
Regelungen der TA Lärm von 1968 heran-
gezogen, sowie die technischen Regeln von 
nicht staatlichen Organisationen wie VDI-
Richtlinien oder DIN-Normen berücksichtigt.  

Die neue TA Lärm 

Die neue TA Lärm wurde mittels Er-
mächtigung durch § 48 BImSchG als sechs-
te allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
BImSchG erlassen und trat zum 01.11.1998 
in Kraft. Sie soll die vormals bestehende 
Rechtsunsicherheit soweit wie möglich be-
heben. Wesentliche Aspekte dieser neuen 
TA Lärm sind: 

Das Immissionsrichtwertkonzept 

Die neue TA Lärm übernimmt das Im-
missionsrichtwertkonzept der TA Lärm von 
1968. Bei den festgelegten „Immissions-
richtwerten“ handelt es sich also nicht um 
strikte Grenzwerte, die eindeutig die Grenze 
der schädlichen Umwelteinwirkung durch 
Lärm markieren, sondern um Richtwerte für 
den Regelfall. Bei Vorliegen besonderer 
Umstände des Einzelfalls kann im Rahmen 
einer Sonderfallprüfung davon abgewichen 
werden. Die Immissionsrichtwerte sind nach 
Gebietskategorien gestaffelt, wobei eine 
unmittelbare Anknüpfung an die Gebietsty-
pen der Baunutzungsverordnung erfolgt. 
Die Staffelung war ebenfalls bereits in der 
TA Lärm von 1968 beinhaltet und trägt der 
jeweiligen Empfindlichkeit des Gebietes 
Rechnung. 

Der akzeptorbezogene Ansatz 

Nach dem akzeptorbezogenen Ansatz 
ist die Gesamtlärmimmission am maßgebli-
chen Einwirkungsort für die Beurteilung 
schädlicher Umwelteinwirkungen entschei-
dend, auch wenn sie sich aus Immissions-
beiträgen mehrerer Anlagen zusammen-
setzt, die für sich betrachtet die Grenze der 
schädlichen Umwelteinwirkung nicht über-
schreiten. Bei der Beurteilung einer Anlage 
ist demnach darauf abzustellen, ob die An-
lage kausal zu einer als schädliche Umwelt-
einwirkung zu bewertenden Gesamtim-
mission am maßgeblichen Einwirkungsort 
beiträgt. Der Akzeptorbezug, d.h. die Ge-
samtlärmbetrachtung, erstreckt sich jedoch 
nur auf den Lärm, der von den durch die TA 
Lärm erfassten Anlagen ausgeht. Andere 
Lärmquellen, z.B. Straßen-, Flug- oder 
Schienenverkehr, werden nicht in die Ge-
samtimmission einbezogen. Begründet wird 
dies mit der bisher fehlenden Methodik bei 
der Kumulation verschiedenartiger Geräu-
sche. 

Der Anlagenbegriff der TA Lärm 98 

Im Gegensatz zu der auf die einzelne 
Betriebseinheit bezogenen TA Lärm 68 
stellt die TA Lärm 98 auf die Anlage i.S.d. 
Definition in § 3 Abs. 5 BImSchG ab. Bei 
genehmigungsbedürftigen Anlagen ist zur 
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Bestimmung dessen, was zu einer Anlage 
gehört (Anlagenteile, Nebeneinrichtung, 
gemeinsame Anlage), § 1 Abs.2 und 3 der 
4. BImSchV heranzuziehen. Dieser Anla-
genbezug hat insbesondere Bedeutung für 
große Werkskomplexe. Bei einer Neu- bzw. 
Änderungsgenehmigung sind nun die auf 
dem Betriebsgelände vorhandenen Anlagen 
in die Vorbelastung einzubeziehen. 

Bei nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen 
ist in der Regel keine Aufteilung des Be-
triebs in einzelne Anlagen möglich. So ist 
z.B. eine Schreinerei insgesamt als Anlage 
zu beurteilen und nicht die einzelnen, dort 
vorhandenen Maschinen. 

Die Anwendbarkeit der TA Lärm 98 ist nicht 
beschränkt auf gewerbliche Anlagen, auch 
private Anlagen werden erfasst. 

Die Einbeziehung nicht genehmigungs-
bedürftiger Anlagen 

Die neue TA Lärm bezieht im Gegen-
satz zur TA Lärm von 1968 einen großen 
Bereich der nicht genehmigungsbedürftigen 
Anlagen in ihren Anwendungsbereich ein. 
Die nicht genehmigungsbedürftigen Anla-
gen stellen auf Grund ihrer Art und Anzahl 
den Schwerpunkt der Lärmproblematik für 
den Verwaltungsvollzug dar. Für nicht ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen schreibt die 
neue TA Lärm vereinfachte, modifizierte 
Regelungen vor.  

An dieser Stelle muss darauf hingewie-
sen werden, dass die VDI-Richtlinie 2058 
Blatt 1 (Beurteilung von Arbeitslärm in der 
Nachbarschaft) für die Beurteilung nicht 
mehr herangezogen werden darf. Diese 
Richtlinie wurde vom VDI konsequenterwei-
se zurückgezogen. 

Ausnahmen 

Vom Geltungsbereich der TA Lärm sind 
gewisse Anlagen ausgenommen. Für Ba-
den-Württemberg sind davon insbesondere 
die nicht genehmigungsbedürftigen Frei-
zeitanlagen sowie Freiluftgaststätten, die 
nicht genehmigungsbedürftigen landwirt-
schaftlichen Anlagen, Baustellen und Anla-
gen für soziale Zwecke von Bedeutung. 

Die neue TA Lärm aus der  
Sicht des Vollzugs in  
Baden-Württemberg 

Auch aus der Sicht des Vollzuges ist die 
neue TA Lärm als Ende einer jahrelangen 
Diskussion und einer z.T. uneinheitlichen 
Vollzugspraxis zu begrüßen. Die Einbezie-
hung großer Teile der nicht genehmigungs-
bedürftigen Anlagen sowie der Einstieg in 
eine akzeptorbezogene Bewertung tragen 
den Erfahrungen der Lärmbekämpfung und 
dem Schutz der Bevölkerung vor Lärm 
Rechnung, machen aber zusätzliche Fest-
legungen notwendig.  

Auf folgende Fälle soll besonders hin-
gewiesen werden, wobei zu beachten ist, 
dass die Klärung von Zweifelsfragen immer 
der zuständigen (Genehmigungs-)Behörde 
obliegt, und nicht den im Vorfeld solcher 
Entscheidungen hinzugezogenen Mess-
stellen bzw. Gutachtern : 

Das Vorgehen bei immissionsschutz-
rechtlichen ”Altgenehmigungen” : 

Die Frage des genehmigungskonformen 
Betriebs bestimmt sich allein nach den in 
der Genehmigung enthaltenen Nebenbe-
stimmungen. Dort evtl. angeordnete Mes-
sungen haben bei Bezugnahme auf die TA 
Lärm 68 auf dieser Grundlage zu erfolgen. 
Ist auf keine Vorschrift Bezug genommen, 
so ist die TA Lärm 68 heranzuziehen. 

Die TA Lärm 98 ist anzuwenden, wenn 
es um die Frage geht, ob der genehmi-
gungskonforme Betrieb auch den nun durch 
die TA Lärm 98 konkretisierten Anforderun-
gen des BImSchG entspricht. 

Soweit die TA Lärm 98 zu strengeren An-
forderungen führt, ist, unter Beachtung der 
Nr. 5.1 und 5.3 TA Lärm 98, der Erlass ei-
ner nachträglichen Anordnung nach § 17 
BImSchG zu prüfen.  

Sind demgegenüber die Anforderungen der 
Altgenehmigung strenger, so sind diese 
einzuhalten. Will ein Anlagenbetreiber von 
diesen Bestimmungen abweichen, so muss 
er eine Änderungsgenehmigung beantra-
gen. Bei genehmigungsbedürftigen Anlagen 
ist zu beachten, dass allein das Inkrafttreten 
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der TA Lärm 98 keine höheren Lärmemissi-
onen / -immissionen der Anlagen ermög-
licht. Bei unverändertem Betrieb der Anlage 
besteht kein Grund, höhere Lärmemissio-
nen/ -immissionen zuzulassen. Der Vorsor-
gegrundsatz nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 
BImSchG fordert eine dem Stand der Tech-
nik entsprechende Emissionsminderung. Da 
die Anlage bisher die strengeren Anforde-
rungen der TA Lärm 68 einhalten konnte, 
markiert dies auch den Stand der Emissi-
onsminderungstechnik. Eine Erhöhung der 
Lärmemissionen / -immissionen im Hinblick 
auf die TA Lärm 98 kommt daher nur in Be-
tracht, wenn der Betrieb der Anlage so ver-
ändert wird, dass die Änderung zu erhöhten 
Lärmemissionen führt. Eine solche Ände-
rung kann auch im Hinblick auf geänderte 
Betriebszeiten vorliegen. Die geänderten 
Ruhezeitenregelungen der TA Lärm 98 
kann auch ein genehmigungsbedürftiger 
Betrieb für sich in Anspruch nehmen. Ob 
hierfür eine Anzeige nach § 15 BImSchG  
oder eine Änderungsgenehmigung nach § 
16 BImSchG erforderlich ist, ist im Einzelfall 
zu entscheiden. 

Anlagen mit „Altgenehmigungen“ nach 
der Landesbauordnung (aber immissi-
onsschutzrechtlich nicht genehmi-
gungsbedürftig): 

Grundsätzlich gelten auch bei Bauge-
nehmigungen die Nebenbestimmungen fort. 
Auch hier ist für den Fall, dass die TA Lärm 
98 strengere Anforderungen stellt, der Er-
lass einer Anordnung nach § 24 BImSchG 
in Verbindung mit Nr. 5.2 und 5.3 TA Lärm 
98 zu prüfen. 

Für den Fall der Einhaltung der Anforde-
rungen der TA Lärm 98 ist von der Durch-
setzung der ggf. in der Baugenehmigung 
enthaltenen höheren Anforderungen auf der 
Grundlage der TA Lärm 68 abzusehen. 
Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen 
müssen den Schutz vor schädlichen Um-
welteinwirkungen gem. § 22 BImSchG si-
cherstellen. Mit Einhaltung der TA Lärm 98 
ist dieser Schutz i.d.R. gewährleistet. 

Die Änderung einer bestehenden Anlage: 

Die TA Lärm trifft keine eigenständigen 
Regelungen für den Fall der Änderung einer 
immissionsschutzrechtlich genehmigten An-
lage. Insoweit sind die Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes anzu-
wenden. 

Änderungsgenehmigung: 

Änderungen, die nachteilige Auswirkun-
gen auf die in § 1 BImSchG genannten 
Schutzgüter haben, sind nach § 16 BImSchG 
genehmigungsbedürftig, d.h. es ist eine im-
missionsschutzrechtliche Änderungsge-
nehmigung erforderlich. Bei der Ermittlung 
der Vorbelastung bleibt der Immissionsan-
teil der bestehenden Anlage unbeachtet. 
Dieser bildet zusammen mit dem Immissi-
onsanteil, der durch die Änderung entsteht, 
die Zusatzbelastung. Zwar ist im Rahmen 
eines Änderungsgenehmigungsverfahrens 
grundsätzlich nur die Änderung selbst Ver-
fahrensgegenstand. Nach der Konzeption 
der TA Lärm, die anders als die TA Luft nur 
eine Immissionsbetrachtung anstellt, ist je-
doch eine Aufteilung der Immissionen von 
bestehender Anlage und geplanter Ände-
rung nicht möglich. Die Immissionsbelas-
tung muss einheitlich für die gesamte zu 
ändernde Anlage erfolgen. Insoweit ist auch 
der bestehende und unverändert bleibende 
Anlagenteil von der Änderung betroffen und 
muss in die Prüfung im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens einbezogen werden. 
Soweit bereits die bestehende Anlage die 
Immissionsrichtwerte der TA Lärm über-
schreitet, sind im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens auch an dem unverändert 
bleibenden Anlagenteil Nachbesserungen 
erforderlich, um die zukünftige Einhaltung 
der Immissionsrichtwerte sicherzustellen. 

Anzeige: 

Eine Änderung, die offensichtlich gerin-
ge nachteilige Auswirkungen auf die in § 1 
BImSchG genannten Schutzgüter hat, ist 
nach § 15 BImSchG anzuzeigen. Keine 
nachteiligen Auswirkungen in Bezug auf 
Lärm liegen vor, wenn die Änderung keine 
zusätzlichen Lärmemissionen / -immissio-
nen hervorruft, oder bestehende Lärmemis-
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sionen/-immissionen reduziert werden. Von 
offensichtlich geringen nachteiligen Auswir-
kungen ist dann auszugehen, wenn die 
durch die Änderung bedingte Zunahme der 
Lärmemissionen zu keiner wesentlichen Er-
höhung des Immissionsanteils der gesam-
ten Anlage führt, d.h. der Immissionsanteil 
der Änderung 10 dB(A) oder mehr unter 
dem Immissionsanteil der bestehenden An-
lage liegt (Irrelevanzkriterium).  

Die Anwendung der TA Lärm auf vom 
Anwendungsbereich ausgenommene 
Anlagen: 

Soweit es für diese Anlagen keine Son-
derregelungen gibt, kann die TA Lärm für 
diese Anlagen als Erkenntnisquelle heran-
gezogen werden. 

Nicht geschützte Gebiete: 

Die TA Lärm nimmt nicht nur bestimmte 
Anlagen aus ihrem Geltungsbereich aus, 
sondern enthält auch nur für bestimmte Ge-
biete Immissionsrichtwerte. So werden bei-
spielsweise für besondere Wohngebiete, für 
Naherholungsgebiete und für den Außenbe-
reich keine Vorgaben gemacht. Diese Ge-
biete sind nach Nr. 6.6 Satz 2 der TA Lärm 
98 entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit 
zu beurteilen. Es kann jedoch keine sche-
matische Zuordnung zu einem Gebiet nach 
Nr. 6.1 dergestalt erfolgen, dass z.B. ein 
Wohnhaus im Außenbereich mit den Immis-
sionsrichtwerten für ein allgemeines oder 
reines Wohngebiet geschützt wird. Vielmehr 
ist eine Einzelfallprüfung erforderlich, die 
insbesondere auch die Funktion des Au-
ßenbereichs zur Aufnahme störender Nut-
zungen berücksichtigt. Von Bedeutung ist 
u.a., welche Nutzung zuerst vorhanden war. 

Unter Vollzugsgesichtspunkten ergeben 
sich allerdings mit der Anwendung der neu-
en TA Lärm auch Fragen, die bislang nicht 
eindeutig beantwortet werden können. Die 
wichtigsten Bereiche, die dabei einer Lö-
sung für den Vollzug bedürfen, sind: 

• Bewertungsverfahren für die nicht ge-
nehmigungsbedürftigen Anlagen, die 
aus dem Geltungsbereich der neuen TA 
Lärm ausgenommen sind. 

• Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen 
unterliegen einem vereinfachten Regel-
prüfungsverfahren, das die Immissionen 
anderer Anlagen nur in besonderen Fäl-
len berücksichtigt. Für diese Fälle kann 
der Akzeptorbezug unter Umständen. 
nur durch den Erlass nachträglicher An-
ordnungen umgesetzt werden. Dabei 
sieht die TA Lärm vor, dass alle zu einer 
Immission relevant beitragenden Anla-
gen in die Prüfung möglicher nachträg-
licher Anordnung einbezogen werden.  

• Die nach der neuen TA Lärm heranzu-
ziehenden DIN-Normen und VDI-Richt-
linien, z.B. für die Ermittlung der Ge-
räuschimmissionen, beinhalten Ermes-
sensspielräume, die von den Vollzugs-
behörden ausgefüllt und vorgegeben 
werden müssen. Ziel muss auch in die-
sen Teilen ein einheitliches Verwaltungs-
handeln auf Basis der Vollzugserfahrung 
sein. Baden-Württemberg hat mit dem 
Inkrafttreten der TA Lärm 98 begonnen, 
die beim Umgang der Genehmigungs-, 
Vollzugs- und Überwachungsbehörden 
mit den neuen Regelungen auftretenden 
Zweifelsfragen zusammenzutragen. Die-
se werden regelmäßig im Rahmen von 
Fachdienstbesprechungen und anderen 
Foren erörtert, um dann ggf. entspre-
chende Lösungen bzw. Lösungsansätze 
aufzeigen zu können. In diesen Prozess 
sind außerdem neben den in Baden-
Württemberg bekanntgegebenen Mess-
stellen auch Fach- und Planungsbüros 
eingebunden.  

Als ein Ergebnis dieses Prozesses hat das 
Ministerium für Umwelt und Verkehr in Ba-
den-Württemberg unter dem Stichwort “TA 
Lärm 98 – Auslegungshinweise” eine Lose-
blattsammlung herausgegeben, die fortge-
schrieben wird, und deren vorrangiges Ziel 
ein einheitlicher Vollzug ist. 

Zur Beantwortung weiterer im Rahmen 
des Vollzugs der TA Lärm sich ergebender 
Fragen, sollen mehrere Projekte beitragen, 
die das Ministerium für Umwelt und Verkehr 
Baden-Württemberg in Auftrag gegeben 
hat, und deren Ergebnisse auch im Rahmen 
des LärmKongress 2000 vorgestellt werden.
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1. Einleitung 

Traditionell bestand die Umweltschutzpo-
litik der Europäischen Gemeinschaften vor 
allem darin, zur Vollendung des Binnen-
marktes Vorschriften zur Begrenzung von 
Emissionen aller Art zu erlassen. Derartige 
produktbezogene Normen hatten zum Ziel, 
die Rechtvorschriften der Mitgliedstaaten 
anzugleichen und das Funktionieren des eu-
ropäischen Binnenmarktes zu garantieren. 
Dieses Vorgehen ist daraus zum erklären, 
dass die Europäische Union seinerzeit als 
Wirtschaftsgemeinschaft etabliert worden ist. 
Ein umfassendes Konzept zur Lärmbe-
kämpfung mit der Festlegung von Immissi-
onsstandards einerseits und Emissionsvor-
schriften andererseits existierte im Umwelt-
bereich lange Zeit nicht.  

2. Das Grünbuch der  
Kommission „Künftige  

Lärmschutzpolitik“ 

Mitte der 90er Jahre wollte die Kommis-
sion einen Anstoß zu einer neuen, kohären-
ten Lärmschutzpolitik geben und einen Bei-
trag dazu zu leisten, dass der Lärmbekämp-
fung endlich die ihr gebührende hohe Priori-
tät zugemessen wird. Als geeignetes Instru-
ment wurde die Vorlage eines Grünbuches 
der Kommission angesehen. Die Kommissi-
on erhofft sich von den Stellungnahmen zu 
einem Grünbuch einerseits die Unterstüt-
zung ihrer eigenen Vorschläge; andererseits 
sind aber auch weitere Vorschläge, Hinweise 
und Kommentare aller Beteiligten willkom-
men. Insbesondere ist die Kommission an 
einer politischen Willensbildung in den Euro-
päischen Gremien und den Mitgliedstaaten 
und an deren Unterstützung interessiert, 
denn nur mit dieser Unterstützung kann die 
Kommission ihre Arbeit weiter fortführen und 
intensivieren. 

 Die Kommission hat das Grünbuch der 
Europäischen Kommission „Künftige Lärm-
schutzpolitik“ im November 1996 veröffent-
licht. Die Kommission äußert im Grünbuch 
die Ansicht, dass der Schlüssel zu einer wirk-
samen Lärmschutzpolitik in der gemeinsamen 
Verantwortung liegt. Das lokale Auftreten der 
Lärmwirkungen legt zwar nahe, Lösungen vor 

allem von lokaler Seite aus vorzuschlagen 
und durchzuführen (Subsidiaritätsprinzip), da 
die Ursachen der Lärmprobleme jedoch oft 
nicht lokalen Ursprungs sind, muss durch eine 
bessere Abstimmung verschiedener Maß-
nahmen auf verschiedenen Ebenen eine hö-
here allgemeine Wirksamkeit erreicht werden. 
In einigen Bereichen der Lärmbekämpfung 
besteht innerhalb der Union auch Einigkeit 
darüber, dass für eine größere Wirksamkeit 
der Maßnahmen ein gemeinsamer Ansatz er-
forderlich ist. Solche Bereiche sind die Einfüh-
rung gemeinsamer Lärmbewertungsverfahren 
und die Festlegung gemeinsamer Lärmbelas-
tungsgrößen, um die derzeit unzureichenden 
Daten über die Lärmbelastung und den ent-
sprechenden Informationsaustausch zu ver-
bessern. Als ein weiterer möglicher Bereich 
der Zusammenarbeit wird die bessere Unter-
richtung der Öffentlichkeit, um das Bewusst-
sein zu schärfen und die Bürger stärker in die 
Lärmbekämpfungsmaßnahmen einzubezie-
hen, angesehen. Mittelfristig könnte ferner ein 
Einvernehmen über einige Mindestqualitätskri-
terien für Lärm erzielt werden. 

Das Echo auf die Veröffentlichung des 
Grünbuches war lebhaft: etwa 450 Stellung-
nahmen erreichten die Kommission. Die 
Stellungnahmen waren durchweg grundsätz-
lich positiv. Trotz der grundsätzlichen Prob-
leme, die das Subsidiaritätsprinzip aufwirft, 
war die Zustimmung zu den Vorstellungen, 
die die Kommission hinsichtlich von Rege-
lungen im Bereich der Lärmbelastung entwi-
ckelt hatte, sehr groß. Ständig wiederkeh-
rende Forderungen waren die nach einer eu-
ropäischen Harmonisierung der Beschrei-
bungsgrößen für die Lärmbelastung sowie 
der Mess-, Berechnungs-, Prognose- und 
Darstellungsverfahren (Lärmkarten). Die 
Sammlung verlässlicher Belastungsdaten 
wurde als ein wichtiger Schritt für eine zu-
künftige Lärmschutzpolitik angesehen. Alles 
in allem wurde für die Zukunft eine kohären-
te Lärmschutzpolitik der Kommission gefor-
dert, die ihren ersten Ausdruck in einem 
möglichst rasch vorzulegenden Aktionspro-
gramm haben sollte. 
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3. Die „neue europäische  
Lärmbekämpfungspolitik“ 

Am 7. und 8. September 1998 fand in 
Kopenhagen die „Invitational Conference on 
the EU’s Future Noise Policy“ statt, auf der 
die Kommission ihre zukünftige Lärmschutz-
politik vorstellte. Die damalige Kommissarin 
Ritt Bjerregaard führte aus, dass in der zu-
künftigen Lärmpolitik folgende Schlüsselbe-
reiche angegangen werden sollten: 

Es muss eine bessere Balance zwischen 
Lärmgesetzgebung betreffend Geräusch-
Emissionen und Geräusch-Immissionen er-
reicht werden. 

Jedermann muss in den Prozess der 
Lärmbekämpfung miteinbezogen werden. 
Die Lärmprobleme können nur dann gelöst 
werden, wenn alle beteiligten Kreise aktiv 
und koordiniert mitarbeiten. Das heißt, dass 
die Gemeinschaft, die Mitgliedstaaten, kom-
munale und lokale Behörden, die Industrie 
und die NGOs (nichtstaatliche Organisatio-
nen) an einem Strick ziehen müssen. Ge-
meinsame Verantwortung ist eine der wich-
tigsten Botschaften des Grünbuches, und sie 
soll sich darin niederschlagen, dass mehrere 
Arbeitsgruppen zur Unterstützung der Kom-
missionsarbeit auf dem Gebiet der Umwelt-
lärm-Bekämpfung eingerichtet werden, die 
den Sachverstand aller Beteiligten bündeln 
sollen. 

Die Öffentlichkeit muss besser über alle Ak-
tivitäten im Problemkreis Lärm informiert 
werden. Dazu müssen alle vorhandenen In-
strumente – auch die neuen elektronischen 
(zum Beispiel das Internet) – genutzt wer-
den. 

Die Forschung in einigen Bereichen des 
Lärmschutzes muss intensiviert werden. Das 
neue Fünfte Rahmenprogramm für For-
schung und Entwicklung wird hier entspre-
chend ausgestattet werden. 

Konkret heißt das: 

• Einerseits wird die herkömmliche Arbeit 
der Kommission an Richtlinien zur Limi-
tierung der Geräusch-Emission von Pro-
dukten fortgesetzt. 

• Andererseits wird eine Rahmen-Richt-
linie betreffend die Geräusch-Belastung 
in der Umwelt vorbereitet. 

• Weiterhin werden zur Unterstützung bei-
der Aktivitäten Arbeitsgruppen eingerich-
tet, die die Arbeit der Kommission unter-
stützen sollen. 

Im Laufe des Jahres 1998 hat die Kom-
mission daraufhin Arbeitsgruppen eingerich-
tet, die ihr bei der Vorbereitung der rechtli-
chen Regelungen helfen sollen, wobei sie 
großen Wert darauf legt, dass alle interes-
sierten Kreise in diesen Arbeitsgruppen ver-
treten sind, um ein möglichst pluralistisches 
Bild zu erhalten. 

Im Bereich der Immissionen sind folgende 
Arbeitsgruppen (WG) gebildet worden: 

WG 1: Immissionsbeurteilungsgrößen 

WG 2:  Dosis/Wirkungs-Beziehungen 

WG 3:  Berechnung und Messung 

WG 4:  Lärmkarten 

WG 5:  Lärmminderung 

Im Bereich der Emissionen wurden drei Ar-
beitsgruppen eingerichtet, die sich mit den fol-
genden Themen auseinandersetzen sollen: 

WG 6:  Schienenverkehrslärm 

WG 7:  Lärm von Maschinen und Geräten  
 für den Einsatz im Freien 

WG 8: Straßenverkehrslärm 

Eine Arbeitsgruppe betreffend Fluglärm war 
vorgesehen, sie ist bisher jedoch nicht ver-
wirklicht worden. Zwei weitere übergreifende 
Arbeitsgruppen sollen sich mit ökonomi-
schen Aspekten und Forschungsnotwendig-
keiten beschäftigen. 

In allen Arbeitsgruppen arbeiten deutsche 
Fachleute mit, in drei Arbeitsgruppen stellt 
Deutschland den Obmann. 

Diese Arbeitsgruppen werden durch eine 
Steuerungsgruppe gesteuert, die wiederum 
einer Kommissionsgruppe („Interservice 
Group“) berichtet. 



Tagung „Lärmkongress 2000“ 

 

4. Das Positionspapier der WG 1 
zu Geräuschimmissions-
Kenngrößen  

Arbeitsgruppe 1 “Geräuschimmissions-
Kenngrößen“ wurde am 1. April 1998 von 
der Europäischen Kommission eingesetzt. 
Der Auftrag der Kommission für die WG 1 
lautete:  

„Die Arbeitsgruppe soll physikalische und 
andere Indikatoren zur Beschreibung der 
Geräuschimmission, die durch alle Arten im 
Freien auftretender Lärmquellen hervorgeru-
fen wird, für den Gebrauch in der Europäi-
schen Union empfehlen; die Indikatoren sol-
len für die Feststellung der Belastung (as-
sessment), ihre Darstellung (mapping), für 
Planungszwecke (planning) und Überwa-
chungsaufgaben (control) verwendet werden 
können.“ 

Die Arbeitsgruppe 1 hat im August 1999 
ein Positionspapier vorgelegt, das aus zwei 
Teilen besteht: 

• Empfehlungen (executive summary) 

• Hintergrundpapier. 

Der politisch wichtige Teil sind die „Emp-
fehlungen“; das Hintergrundpapier erläutert, 
von welchen Prinzipien sich die Arbeitsgrup-
pe hat leiten lassen, welche Alternativen sie 
geprüft hat, warum sie sich für die vorge-
schlagenen Indikatoren entschieden hat und 
was bei deren Gebrauch zu beachten ist. Li-
teraturhinweise und ein Glossar runden den 
Bericht ab. Der Arbeitskreis schlägt vor:  

1. Für den generellen Gebrauch: 

• Verwendung des mittleren äquivalenten 
Dauerschallpegels LAeq ; 

• Bestimmung des LAeq für 12 Stunden 
tags, 4 Stunden abends, 8 Stunden 
nachts; 

• Bestimmung der Immission für jede 
Lärmquellenart (Flug, Straße, Schiene, 
Industrie) separat; 

• Mittelwerte, gebildet über einen reprä-
sentativen Zeitraum während des Jah-
res. 

2. Für die Berichterstattung gegenüber 

der Europäischen Kommission: 

• Verwendung des LEU (Europäischer Indi-
kator für Umweltlärm), der sich aus den 
Mittelungspegeln über die verschiedenen 
Tageszeiten unter Berücksichtigung von 
Zuschlägen von 5 dB für die Einwirkung 
abends und 10 dB für nachts errechnen 
lässt. 

• Zusätzliche Verwendung des LEUN (Euro-
päischer Indikator für Umweltlärm 
nachts), dem Mittelungspegel über die 
Nachtzeit  

• Bestimmung der Immission für jede 
Lärmquellenart (Flug, Straße, Schiene, 
Industrie) separat. 

• Mittelwert, gebildet über einem repräsen-
tativen Zeitraum während des Jahres. 

• Berechnung der Geräuschimmission in 
4 m Höhe über Grund ohne Reflexionen 
vor der am meisten exponierten Fassa-
de. 

• Besondere Charakteristika der einzelnen 
Lärmquellen, z.B. Ton- und Impulshaltig-
keit, Auftreten tiefer Frequenzen, sollen 
grundsätzlich nicht durch Zu- und Ab-
schläge zu den berechneten Immissi-
onspegeln berücksichtigt werden, son-
dern den Quellen als Charakteristika zu-
gefügt werden. Dies insbesondere, weil 
Tonhaltigkeit und Impulshaltigkeit, die im 
Wesentlichen im Bereich des Industrie-
lärms auftreten, heute eigentlich nicht 
mehr dem Stand der Technik entspre-
chen.  

Der Arbeitskreis empfiehlt für den generellen 
Gebrauch, bei nur zeitweise auftretenden 
Emissionen und Immissionen von Quellen 
zusätzlich zu den oben beschriebenen Indi-
zes weitere Indizes zu benutzen, mit denen 
die besonderen Charakteristika der Geräu-
sche besser beschrieben werden können. 

Die Arbeitsgruppe hat ihren Bericht der 
Europäischen Kommission unterbreitet. Die 
Kommission ist bei den Vorarbeiten zu einer 
Rahmenrichtlinie über Immissionen aller-
dings von den Vorschlägen der WG 1 abge-
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wichen und möchte den LEU und den LEUN 
generell als Kenngröße eingeführt wissen.  

Die vorgeschlagenen Indizes fügen sich 
relativ unkompliziert in das in Deutschland in 
rechtlichen Vorschriften verwendete System 
ein; lediglich im Fluglärm bestehen grund-
sätzliche Unterschiede, aber auch hier wird 
zur Zeit in Deutschland geprüft, ob ein Über-
gang zu den für die anderen Quellen ver-
wendeten Indizes möglich, unter Umständen 
sogar notwendig ist. Die Ermittlung von Mit-
telungspegeln über den gesamten Tag ist in 
Deutschland zur Zeit noch nicht Usus, mit 
Hilfe der Rechnertechnik lassen sich jedoch 
diese Werte zusätzlich ohne weiteren gro-
ßen Aufwand berechnen. Inwieweit den Vor-
schlägen in Deutschland auch im Einzelfall 
gefolgt werden kann, bedarf einer sorgfälti-
gen Prüfung. 

5. Die Richtlinie betreffend die 
Geräuschemission von zur Ver-
wendung im Freien vorgesehen 
Geräten und Maschinen 

Am 3. Juli 2000 ist die „Richtlinie 
2000/14/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 8. Mai 2000 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über umweltbelastende Ge-
räuschemissionen von zur Verwendung im 
Freien vorgesehenen Geräten und Maschi-
nen“ im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften veröffentlicht worden. Die 
Richtlinie behandelt die Geräuschemission 
von ca. 60 Maschinentypen; für alle Maschi-
nentypen ist die Kennzeichnung mit dem ga-
rantierten Schallleistungspegel vorgesehen, 
für etwa 20 Maschinentypen enthält die 
Richtlinie darüber hinaus Grenzwerte, die 
einzuhalten sind, wenn die Maschinen und 
Geräte auf den Markt gebracht oder in Be-
trieb genommen werden.   

Diese Europäische Richtlinie muss in-
nerhalb von 12 Monaten nach Inkrafttreten 
der Richtlinie – das heißt bis zum 3. Juli 
2001 - in nationales Recht umgesetzt wer-
den. Die Vorschriften müssen dann ab ei-
nem Zeitpunkt 18 Monate nach Inkrafttreten 
der EG-Richtlinie – das heißt ab dem 3. Ja-
nuar 2002 - in den Mitgliedstaaten ange-

wendet werden. Die Bundesregierung wird 
die Richtlinie mit Zustimmung des Bundesra-
tes durch eine Verordnung zum Bundes-
Immissionsschutzgesetz umsetzen. 

6. Rahmen-Richtlinie zur  
Geräusch-Immission 

Parallel zu den Arbeiten in den Arbeits-
gruppen hat die EU-Kommission ihre Über-
legungen zu einer EU-Richtlinie über die 
Ermittlung und die Minderung von Geräusch-
Immissionen weiter konkretisiert. Sie geht 
dabei von einer quellenspezifischen Behand-
lung der Belastungen aus. Die Kommission 
hat im September 1999 – fast gleichzeitig mit 
der Vorlage des Berichtes der Arbeitsgruppe 
1 - ein “Non-Paper“ vorgelegt, in dem sie ei-
ne entsprechende Richtlinie skizzierte. Das 
Ziel einer solchen Rahmenrichtlinie wird von 
der Kommission wie folgt beschrieben: 

„Das Ziel der Richtlinie ist es, schädliche Um-
welteinwirkungen auf die menschliche Ge-
sundheit und die Lebensqualität durch hohe 
Lärmpegel in der Umwelt zu vermeiden, zu 
verhüten und zu vermindern.“ 

Letzte Entwicklungen lassen erkennen, dass 
die Kommission in allernächster Zeit dem Eu-
ropäischen Parlament und dem Rat einen 
Vorschlag vorlegen will, in dem sie Immissi-
onsregelungen vorsieht.  

Es hat sich jedoch gezeigt, dass wohl über 
die allgemeinen Aussagen ein Konsens mög-
lich sein dürfte, dass allerdings die Regelun-
gen im Einzelnen noch intensiver Diskussio-
nen bedürfen werden. Dies gilt insbesondere 
für die alleinige Verwendung von LEU und LEUN; 
die Verpflichtung, die nationale Lärmgesetz-
gebung innerhalb relativ kurzer Fristen auf 
diese Kenngrößen umzustellen; für den Be-
zug auf Belästigungen, die durch nicht abge-
sicherte Dosis/Wirkungs-Beziehungen aus 
den Belastungen errechnet werden; die erfor-
derliche Angabe von Belästigtenzahlen usw. 
Darüber hinaus besteht zur Zeit noch ein 
weitgehender Dissens darüber, in welcher 
Weise eine Quantifizierung der allgemeinen 
Anforderungen möglich und nötig ist. Das liegt 
insbesondere daran, dass einzelne Mitglied-
staaten in diesem Bereich bereits sehr spezia-
lisierte und ausgefeilte rechtliche Regelungen 
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haben, die teilweise bereits seit Jahren und 
Jahrzehnten in Kraft sind. Diese Regelungen 
zu ändern, dürfte sicherlich schwierig, wenn 
nicht unmöglich sein. Andere Mitgliedstaaten 
hingegen sind noch beim Aufbau entspre-
chender gesetzlicher Regelungen, was ihnen 
ein Zurückgreifen auf europäische Regelun-
gen leichter machen kann.  

Allgemein ist der Eindruck entstanden, 
dass die Mitgliedstaaten einer Harmonisie-
rung der Prognose- und Messverfahren und 
der Verpflichtung zur Lärmminderung in be-
sonders stark betroffenen Gebieten positiv 
gegenüberstehen. Für Deutschland wird mit 
einer solchen Regelung kein Neuland betre-
ten, § 47a des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes bezüglich Lärmminderungsplänen 
enthält bereits heute wesentliche Teile der 
vorgesehenen Richtlinie. Allerdings wird es 
von der exakten Formulierung im Einzelfall 
abhängen, inwieweit die deutschen Vertreter 
im Rat und im Parlament der Richtlinie zu-
stimmen können. Langwierige und schwieri-
ge Diskussionen sind allgemein und insbe-
sondere hinsichtlich eventueller Grenzwerte 
für Immissionen zu erwarten, da die Mit-
gliedsstaaten sich hierbei sicherlich auf ihre 
Eigenverantwortung im Rahmen des Subsi-
diaritätsprinzips besinnen werden. 

7. Zusammenfassung 

Die Kommission hat mit der Veröffentli-
chung des Grünbuches „Künftige Lärm-
schutzpolitik” die Initiative ergriffen, dem 
Lärmschutz in der Gemeinschaft eine höhere 
Priorität zu verschaffen. Die Stellungnahmen 
zum Grünbuch haben die Kommission dazu 
ermutigt, ein Aktionsprogramm Lärmbekämp-
fung vorzulegen, in dem eine kohärente 
Lärmschutzpolitik skizziert und die notwendi-
gen Maßnahmen auf den verschiedenen Ent-
scheidungsebenen aufgelistet werden. Die 
Kommission hat eine Reihe von Arbeitsgrup-
pen eingerichtet, die sie bei ihren Aktivitäten 
sowohl im Bereich der Emissionen als auch 
der Immissionen beraten sollen. 

In erster Linie wird es auch in Zukunft 
darum gehen, Produktnormen (Emissions-
grenzwerte oder Kennzeichnungsverpflich-
tungen) zu erarbeiten. Darüber hinaus müs-
sen aber auch andere Instrumente gesucht 
werden, die Lärmbelastung der Bürger wir-
kungsvoll zu bekämpfen. Die Kommission ist 
der Meinung, dass dies insbesondere durch 
eine Richtlinie zur Feststellung und Minde-
rung der Geräuschimmission in der Umwelt 
erfolgen kann. 
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Baustellen, Volksfeste, Flugzeuge, S-Bah-
nen, Discotheken, Sportplätze, Lkw, Motor-
räder: So vielfältig die Lärmquellen sind, so 
schwierig ist es oft für die Betroffenen, den 
richtigen Ansprechpartner für die hiermit 
verbundenen Probleme zu finden. 

Durch ein computergestütztes System, 
das Kommunale Lärmmanagement (KLM), 
gelangen Ratsuchende schnell und unbüro-
kratisch an die richtige Stelle. Die Initiative 
hierfür ging von einem Projekt des Umwelt-
bundesamt aus; in Hamburg, Schwerin und 
Lübeck wurde das KLM erstmals realisiert. 

Das Problem 

Viele Bundesbürger leiden unter zu ho-
hen Lärmbelastungen, etwa 15 % von ihnen 
sogar unter gesundheitsgefährdend hohen. 

Dieses Leiden wird oft dadurch verstärkt, 
dass Lärmbetroffene keinen Ansprechpart-
ner für ihre Beschwerden finden. Sie werden 
– einmal in den „Zuständigkeitsdschungel“ 
(siehe Abbildung 1) der Ämter und Behörden 

eingedrungen – meist von Telefon zu Tele-
fon weitergereicht. 

Am Ende herrscht bei allen Beteiligten 
Frustration. Bei den Betroffenen darüber, 
dass sie keine Erlösung von den akustischen 
Plagen finden. Die Kolleginnen und Kollegen 
der Verwaltung sind frustriert, weil sie zum 
einen nicht immer sachgerecht helfen kön-
nen, und weil zum anderen ihre Arbeit durch 
eine Vielzahl von Anrufen unterbrochen wird, 
für die sie nicht zuständig sind (oder für die 
sie glauben, nicht zuständig zu sein). 

Die Arbeitshypothesen 

Die Konzeption des Kommunalen Lärm-
managements orientierte sich an folgenden 
Arbeitshypothesen: 

a) Die Regelungsdichte im Bereich „Lärm-
bekämpfung“ ist grundsätzlich ausrei-
chend. 
Eine Ausnahme bilden die Problemfelder 
„Nachbarschaftslärm“ und „Lärmsanie-
rung an Verkehrswegen“. 
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Abbildung 1: „Zuständigkeitsdschungel“ 
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b) Es gibt keine kompakte Lärmgesetzge-
bung. 
Im Gegenteil: Die (rechtlichen) Regelun-
gen zur Lärmbekämpfung sind für die un-
terschiedlichen Emittentengruppen - aber 
auch für einzelne Emittenten - gleichmä-
ßig über die Gesetzes- und Verord-
nungslandschaft des Bundes und der 
Länder verteilt. 

c) Es gibt weder beim Bund und in den 
Ländern noch in den Kommunen eine 
zentrale Anlaufstelle für Lärmbetroffene. 
Im Gegenteil: Die Zuständigkeiten für die 
verschiedenen Lärmprobleme sind über 
die unterschiedlichsten Verwaltungsein-
heiten gestreut. 

d) Lärmfragen werden in der Regel „neben-
bei“ abgearbeitet.  
 Die Ansprechpartner für Lärmfragen sind 
meist mit einer Reihe zusätzlicher Auf-
gaben betraut, die nichts mit Lärm zu tun 
haben. Das kann bedeuten, dass sie 
nicht immer über den aktuellen Informa-
tionsstand verfügen. Darüber hinaus ar-
beiten sie meist räumlich getrennt und 
können so ihre Erfahrungen nicht oder 
nur äußerst selten austauschen. 

e) Lärmbetroffene haben neben dem Lärm-
problem das „Pfadfinderproblem“.  
Für Bürger, die ein Lärmproblem haben, 
stellt sich vor dessen Lösung im Regel-
fall ein anderes Problem: Wer ist in wel-
cher Stelle der Verwaltung zuständig? 

Die Arbeitshypothesen lassen sich so zu-
sammenfassen: 

Für Lärmbetroffene ist es sehr mühsam, den 
für ihr Problem zuständigen Ansprechpartner 
in der Verwaltung „aufzuspüren“. 

Die für Lärmfragen zuständigen (Verwal-
tungs-) Mitarbeiter verfügen zwar meist über 
die für ihren Tätigkeitsbereich maßgeblichen 
aktuellen Informationen. Oft wissen sie je-
doch nicht, wer etwa in der Stadtverwaltung 
an anderen Stellen für benachbarte Frage-
stellungen zuständig und ansprechbar ist. 

Die Lösung 

Ob dieser Schwierigkeiten wird der 
Wunsch immer lauter, dass es in jeder grö-
ßeren Stadt ein Lärmtelefon geben sollte, 
dessen Nummer (natürlich) öffentlich be-
kannt ist. Fühlt sich jemand durch Lärm be-
lästigt, wählt er diese Nummer und wird nach 
gezielter Befragung etwa zu Ort, Zeit und 
Ursache der Belästigung ohne Umwege mit 
dem zuständigen Ansprechpartner oder 
dessen Stellvertreter verbunden. 

Diesem Wunsch folgend war es im Rah-
men eine Forschungsvorhabens des Um-
weltbundesamtes vorrangige Aufgabe, in 
Hamburg, Lübeck und Schwerin zunächst zu 
recherchieren, 

• welche Lärmquellen (mit welcher Häufig-
keit) zu Beschwerden führen,  
„Wer oder was genau ist der Lärmver-

ursacher?“. 

• welche Stelle (inner- oder außerhalb der 
Verwaltung) für bestimmte Beschwerden 
zuständig ist,   
„Welche Stelle ist für die Lösung des 

Lärmproblems zuständig?“ und 

• wer bei der zuständigen Stelle als An-
sprechpartner für eine Lösung des Prob-
lems zur Verfügung steht . 
„Wer genau ist für die Lösung des 

Lärmproblems zuständig?“ 

Auf Basis der Antworten zu diesen Fragen 
sowie den stadtspezifischen Zuständigkeits-
regelungen, wurde im Rahmen des For-
schungsvorhabens in Zusammenarbeit mit 
den genannten Städten von der 
LÄRMKONTOR GmbH ein PC-gesteuertes 
System – das Kommunale Lärmmanage-

ment – entwickelt, das Beschwerdeführer 
oder Auskunftssuchende zu den für ihr spe-
zielles Lärmproblem zuständigen Ansprech-
partnern leitet (siehe Abbildung 2). Das auf 
dem Weg zu einem solchen System ein ho-
her Rechercheaufwand und viele Gespräche 
mit Vertretern der unterschiedlichsten Stellen 
zur Klärung der Zuständigkeitsfragen waren, 
muss wohl nicht betont werden. 
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Wer
oder was

 verursacht
Lärm?

Freizeit Gewerbe Nachbarn Sport Verkehr

Straße

Welche
Verkehrsart
 verursacht

Lärm?

Welcher
Straßentyp
 verursacht

Lärm?

Autobahn

Bundesstraße

Landesstraße

KreisstraßeKreisstraße

Stadtstraße

Was
genau

verursacht
den

Lärm?

zu hohe
Geschwindigkeit Lkw Motorräder Straßenbelag Verkehrmenge

"Zuständig ist im Polizeirevier 21 Herr Meyer.
Er hat die Rufnummer 110. Ich verbinde Sie!" 

Haben Sie
schon mit
dem Lärm-

verursacher
gesprochen?

Suchen Sie bitte zunächst
das Gespräch mit dem
Lärmverursacher und
melden sich erneut, wenn
dies erfolglos ist!

ja, aber ohne Erfolg

nein

 

Abbildung 2: Prinzip des Kommunalen Lärmmanagements



 Kommunales Lärmmanagement 

  

Die Arbeitsschritte 

a) Recherche der für die Modellstädte geltenden Gesetze, Verordnungen und kommunalen 
Satzungen zum Lärm  
Ergänzend zu den beim LÄRMKONTOR meist auf Datenträger vorliegenden Gesetzes- und 
Verordnungstexten, wurden die landes- und stadtspezifischen Regelungen recherchiert und 
in eine Datenbank aufgenommen. 

b) Zusammenstellung möglicher Beschwerdegründe (Resultat eines Brain-Stormings) 

c) Ermittlung der Häufigkeit von Beschwerden zu unterschiedlichen Lärmquellen 

Geräuschquelle oft selten nie 

⇒ Heimwerker (Motor-, Kreissäge, Hämmern, ...) X   

⇒ Rasenmäher X   

⇒ Tiere (Hahnenkrähen, Hundegebell, Vogelzucht)  X  

⇒ Partylärm, Grillen auf Terrassen und Balkonen X   

⇒ Pumpen, Motoren in Kleingartenanlagen  X  

⇒ Hausmusik, Radiomusik X   

⇒ Trittschall, Türenschlagen X   
Abbildung 3: Schematisiertes Beispiel zur Erfassung der Häufigkeit von Beschwerden 

d) Recherche der für die unterschiedlichen Lärmfragen in den Modellstädten zuständigen 
(Verwaltungs-)Stellen 
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1 Abbau von Gerüsten                 
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7 Anlieferung (Fahrzeuge)                 
8 Anliegerstraße                 
9 Anliegerverkehr                 

Abbildung 4: Schematisierte Grundstruktur der Zuständigkeitsrecherche 

e) Recherche der Ansprechpartner (mit Anschrift, Telefon, Arbeitsbereich usw.) in den für 
Lärmfragen zuständigen Stellen 

f) Zusammenführung der möglichen Lärmprobleme mit den hierfür recherchierten Zuständig-
keiten in einem Verflechtungsdiagramm (siehe Abbildung 1) sowie eine Fragestruktur. 
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Wer oder was verursacht den Lärm? 
Verkehr Welcher Verkehrsträger verursacht den Lärm?  

 Straße    
  spezielle Fahrzeuge (Lkw, Taxi, Bus ...)  

   Busse Bauordnungs- und Verwaltungsamt 

   Müllfahrzeuge Abfallbehörde 

   Taxi-Verkehr Ordnungsamt / Straßenverkehr 

   Liefer- / Gewerbefahrzeuge Umweltamt / Immissionsschutz 

   Fahrverhalten  Ordnungsamt / Verkehrsüberwachung 

  Verkehr allgemein  

   Liefer- / Gewerbeverkehr Umweltamt / Immissionsschutz 

   Fahrzeuge / Verhalten Polizei 

   Schleichverkehr Ordnungsamt / Straßenverkehr 

   Verkehrsberuhigung Ordnungsamt / Straßenverkehr 

  die Straße selber (Oberfläche, Bau)  

   Tempo-30-Zone, Anliegerstraße Ordnungsamt / Straßenverkehr 

   Kreis- / Stadt- / Gemeindestraße Amt für Verkehrsanlagen 

   Straßenoberfläche Amt für Verkehrsanlagen 

Abbildung 5: Schematisierte Fragestruktur für das „Lärmtelefon“ 

g) Umsetzung des Verflechtungsdiagramms in ein leicht handhabbares Softwareprogramm zur 
Unterstützung der Weiterleitung von Anrufern an die zuständigen Stellen 

Der Nutzen 

Jeder unbefriedigende oder nicht gelöste 
Lärmfall bröckelt am Image der Stadt. Dies 
zu verhindern, hilft das Kommunale Lärm-
management, indem es ... 

...  Bürger bei der Lösung ihrer Lärm-
probleme wirkungsvoll und schnell 
unterstützt 

...  den Zugriff auf den für spezielle Lärm-
fragen Zuständigen optimiert (ohne die 
Arbeitszeit weiterer, nicht zuständiger 
Mitarbeiter in Anspruch zu nehmen) 

...  Arbeitserleichterung für die Verwal-
tung durch Abwendung von Aufwand zur 
Bearbeitung von Anfragen an nicht städ-
tische Kompetenzstellen schafft und 

...  Informationssicherheit (für Ratsuchen-
de und Berater) herstellt. 

...  eine fortschrittliche Informationskul-

tur zum Thema „Lärm“ auf kommuna-
ler Ebene etabliert 

...  das Kommunikationsklima zwischen 
Lärmbetroffenen und denen, die ihnen 
helfen können, nachhaltig verbessert 
(und so auch Querulantentum durch ge-
zielte Information vorgebeugt) 

Darüber hinaus zeigt die Erfahrung, dass 
städtische Projekte mit Lärmproblemen 
leichter durchsetzbar sind, wenn die Stadt 
ihre ernst gemeinten Anstrengungen zur Re-
duzierung der Lärmbelastung offensiv do-
kumentiert. 

Ein bisher nicht erwähnter Nutzen der Kom-
munalen Lärmmanagements entsteht jedoch 
im Zuge seiner Entwicklung: Die Klärung der 
Zuständigkeitsfrage. Denn trotz meist sehr 
umfassender Zuständigkeitsregelungen in 
den Kommunen ist nicht immer deutlich, wer 
für welche Problembereich verantwortlich 
zeichnet. Diese Frage wurde in allen Modell-
städten einvernehmlich und pragmatisch ge-
löst. 

Ausblick 

Zur Zeit werden Überlegungen zu internetfä-
higen Versionen des KLM angestellt. Ziel 
dieser Überlegungen ist eine weitere Opti-
mierung der Kommunikation zwischen Ver-
waltung und Bürgern sowie eine deutliche 
Verbesserung des Informationsangebotes 
etwa durch Bereitstellung maßgeblicher 
Passagen aus einschlägigen Regelungen, 
Verordnungen und Gesetzen.  
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I. 

 
Ganz leise - ein Widerspruch in sich - 

wurden Lärmeinwirkungen zum größten 
Umweltproblem für die Bürger. Nirgends 
mehr kann man sich den Lärmbelastungen 
entziehen, nicht im Berufsleben, am Ar-
beitsplatz, bei Hobby und Sport oder im 
Wohnumfeld. Vielfältige Lärmquellen glei-
cher oder unterschiedlicher Art wirken Tag 
für Tag mit unterschiedlicher Intensität auf 
die Betroffenen ein. Lärmereignisse, die in 
ihrer Gesamtheit häufig zu unerträglichen 
Situationen führen, die aber nicht beseitigt 
werden können, da sie aufgrund der 
Rechtslage getrennt nach Lärmquelle un-
terschiedlich betrachtet und bewertet wer-
den müssen.  

Diese Tatsache vor Augen, die Unmög-
lichkeit des Einzelnen, sich fremdbestimm-
ten Lärmeinwirkungen zu entziehen, ist es 
ein Gebot der Stunde, durch Lärmminde-
rungsplanung im Vorsorge- und im Sanie-
rungsbereich dem leidgeprüften Bürger zu 
helfen.  

Dazu muss einer den Anfang machen.  

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz 
hat deshalb in § 47 a den Gemeinden oder 
den nach Landesrecht zuständigen Behör-
den aufgetragen, für Gebiete, in denen 
schädliche Umwelteinwirkungen hervorge-
rufen werden oder zu erwarten sind, die 
Lärmbelastung zu ermitteln und ggf. Minde-
rungspläne aufzustellen (vereinfacht). 

II. 

In Baden-Württemberg ist die Umset-
zung des § 47 a Lärmminderungspläne den 
Gemeinden übertragen. 

Die Erstellung eines Lärmminderungs-
planes ist für jede Gemeinde eine Heraus-
forderung. Zwar sind aus der Praxis der Er-
stellung von Luftreinhalteplänen Erfahrun-
gen entwickelt worden und können ver-
schiedene Handreichungen auch abgeleitet 
und übernommen werden, dennoch stellt 
sich die Lärmminderungsplanung deutlich 
komplizierter und komplexer dar.  

In der Luftreinhalteplanung gibt es un-
abhängig von der Schadstoffherkunft be-
stimmte schadstofftypische Immissions-
(grenz-)werte, die eingehalten bzw. unter-
schritten werden müssen und emissionssei-
tige Anforderungen, die Sanierungs- und 
Vorsorgepläne im Bereich der Luftreinhal-
tung überschau- und vollziehbar machen. 

In der Lärmminderungsplanung müssen 
dagegen bei unterschiedlichen Geräuschar-
ten geräuschtypische Immissionswerte be-
dacht und somit die Betroffenheit der Bevöl-
kerung differenzierter beurteilt werden. Häu-
fig ist es nicht möglich, die Minderungs-
maßnahmen verursacherbestimmt durchzu-
setzen, vielmehr muss in größeren Zusam-
menhängen gedacht werden, sind groß-
räumig passive Schallschutzmaßnahmen 
notwendig und damit mehr (finanzieller) 
Aufwand.  

Die Städte und Gemeinden in Baden-
Württemberg haben deshalb aufgrund die-
ser Umstände, die beim Vollzug des § 47a 
BImSchG auf sie zukommen, über ihre Ver-
bände Bedenken gegen diesen Abschnitt 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes an-
gemeldet. Die Landesregierung wurde ge-
beten, zu prüfen, ob nicht ggfs. durch eine 
Initiative im Bundesrat zur Gesetzesände-
rung die Regelung wieder aus dem Gesetz 
genommen werden kann. 

Die Landesregierung hat nach langer inter-
ner Diskussion auf diesen Schritt verzichtet. 

III. 

Die Lärmminderungsplanung im Sinne  
§ 47 a BImSchG ist mit der dort angedach-
ten Vorgehensweise ein wertvolles und 
wichtiges Instrument, um die Betroffenheit 
der Bürger, die Pflichten der Lärmverursa-
cher, die Möglichkeiten der zuständigen 
Träger der Verwaltung und die Zukunftsauf-
gaben von Planern der Städte und Gemein-
den offen zu legen und daraus Schlüsse zu 
ziehen. 

Mit der Antwort auf die Frage, ob auf-
grund der gegebenen oder zu erwartenden 
Verhältnisse ein Schallimmissionsplan er-
stellt werden muss, und mit der Anfertigung 
eines Schallimmissionsplanes werden 
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Lärmimmissionen unterschiedlicher Ge-
räuscharten nicht mehr nur kleinräumig und 
anlassbezogen untersucht und festgestellt, 
nein, es findet eine gesamtschauliche Be-
trachtung statt. Diese Gesamtschau ver-
hindert dann bei möglichen Lösungsansät-
zen, dass mit einer Problemlösung nur ver-
tagt, verlagert oder an anderer Stelle neue 
Betroffenheit hervorgerufen wird. Mit der 
Darstellung der Beiträge der einzelnen Ge-
räuscharten werden häufig Verdächtigun-
gen und Vermutungen über die Verursacher 
der Lärmeinwirkung obsolet; umgekehrt 
kann offensichtlich werden, dass zwar die 
Gesamtlärmimmission beträchtlich und 
ggfs. unzumutbar für die Betroffenen ist, je-
de einzelne Geräuschart jedoch die ihr vor-
gegebenen Immissions(richt-)werte einhält 
und deshalb aufgrund der gegebenen 
Rechtslage den zuständigen Trägern der 
Verwaltung die Hände gebunden sind, wenn 
die Forderungen nach Maßnahmen laut 
werden. 

Der Planer hat mit dem einmal erstellten 
Schallimmissionsplan, bei der Frage wie 
sich eine Neuplanung oder eine Umplanung 
auf die Lärmimmissionsverhältnisse auswir-
ken über Jahre eine zuverlässige Informati-
onsquelle.  

Das bedeutet, dass sich die Kosten bei 
der Erstellung eines Schallimmissionspla-
nes, die sich heute unter Berücksichtigung 
aller Geräuscharten bei ca. DM 2,-- bis DM 
3,--/Einwohner bewegen, rasch amortisie-
ren, wobei diese Kosten nicht (mehr) den 
Vergleich mit den Kosten von Einzelgutach-
ten scheuen müssen.  

Mit der Lärmanalyse - Ermittlung der 
Richtwertüberschreitungen für die einzelnen 
Geräuscharten -, und mit der Erstellung ei-
nes Empfindlichkeitsplanes - Ausweisung 
der schutzwürdigen Gebiete unter Beach-
tung der unterschiedlichen Gebietsauswei-
sung - lässt sich ein Konfliktplan aufstel-
len, in dem die Überschreitung der Immissi-
onsrichtwerte und deren Größe dokumen-
tiert werden. Mit der anschließenden Be-
troffenheitsuntersuchung kann ermittelt 
werden, welche der möglichen technischen, 
planerischen oder organisatorischen Minde-
rungsmaßnahmen eine möglichst große 

Einwohnerzahl erfasst . Diese kommt einer 
Kosten-/Nutzenanalyse gleich, stellt eine 
große Hilfe bei beschränkten finanziellen 
Mitteln dar und dient somit der Effizienzstei-
gerung. 

Die diesen Schritten sich anschließende 
eigentliche Lärmminderungsplanung er-
laubt abgestimmte und integrative Maß-
nahmenkonzepte zur Lärmvorsorge und zur 
-sanierung. Die aktiven oder passiven Maß-
nahmen, die baulicher, gestalterischer, 
straßenverkehrsrechtlicher oder organisato-
rischer Art sein können, eröffnen allen Be-
troffenen und Beteiligten Perspektiven für 
die Zukunft. Für die Betroffenen wird offen-
sichtlich, wann welche Maßnahme mit wel-
cher Wirkung die von ihnen beklagten Ver-
hältnisse verbessern. Die Lärmverursacher 
wissen um ihre Pflichten und haben Pla-
nungs- und Investitionssicherheit. Die Städ-
teplaner kennen um ihre Planungsaufgabe 
im Rahmen der Flächennutzungs-, Verkehr-
sentwicklungs- und Stadtentwicklungspla-
nung. 

Last but not least wissen auch die zu-
ständigen Träger der Verwaltung um ihre 
Pflichten, die sie im Rahmen des einschlä-
gigen Fachgesetzes durchzusetzen haben.  

Diese vielfältigen Vorteile veranlassten 
das UVM für die Beibehaltung des § 47a 
BImSchG bei allen Gesprächen mit den 
Verbänden zu werben.  

Sie waren zuletzt auch der Grund, wa-
rum auf eine Gesetzesinitiative verzichtet 
wurde.  

IV. 

Eine Gemeinde, die gemäß § 47a 
BImSchG zur Lärmminderungsplanung auf-
gefordert ist, muss sich mit sehr viel Sach-
verstand ausstatten, um die gestellte Auf-
gabe zu lösen. 

Dabei bieten sich zwei Wege an: 

• Der Sachverstand wird eingekauft. 

• Durch Bündelung der Kräfte innerhalb 
der Gemeinde wird die Lösung mit eige-
nem Geschick weitgehend unabhängig 
und selbstständig angestrebt. 
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Beide Lösungswege sind je nach Ge-
meindegröße und Plangebiet mit zum Teil 
erheblichem internen und externen Aufwand 
verbunden, wobei die "hauseigene" oftmals 
die preisgünstigere Lösung ist. 

Das Ministerium für Umwelt und Verkehr 
Baden-Württemberg favorisiert deshalb die 
letztere Vorgehensweise und ist - zum Teil 
in Abstimmung mit dem Städte- und Ge-
meindetag - bereit, diese entsprechend zu 
unterstützen. 

Die Hilfestellungen des Landes umfas-
sen fachliche Beratung, die von der Lan-
desanstalt für Umweltschutz geleistet wird, 
Voruntersuchungen, mit dem Ziel die Ar-
beitsschritte des § 47a BImSchG zu verein-
fachen und Handlungshilfen, die den Ver-
antwortlichen einer Gemeinde bei der ei-
genständigen Umsetzung des § 47 a 
BImSchG an die Hand gegeben werden. 
Zuletzt ist auch an eine beschränkte finan-
zielle Unterstützung in Form von Zuwen-
dungen möglich, sofern die Kommune Auf-
träge an Dritte vergibt und einen Eigenanteil 
leistet. 

Die fachliche Beratung durch die LfU 
wird dann angeboten, wenn Fragestellun-
gen bei der Erstellung von Schallimmissi-
onsplänen im Vordergrund stehen: 

• Beratung bei der Ausschreibung, wenn 
Dritte eingeschalten werden. 

• Bei der Gestaltung des Schallimmissi-
onsplanes und der Interpretation der Er-
gebnisse. 

• Bei Rechenoperationen zum Schallim-
missionsplan 

Die Voruntersuchungen beschäftigten 
sich - und beschäftigen sich - mit Methoden 
zur Erstellung von Schallimmissionsplänen, 
mit den Möglichkeiten, die Erstellung der 
Schallimmissionspläne zu vereinfachen - 
beispielhaft in Karlsruhe-Durlach erprobt - 
und - ganz aktuell - die Überlegungen für 
eine landesweite Erfassung und Darstellung 
von Lärmbelastung in Form eines Gesamt-
lärmplans Baden-Württemberg sowie eine 
Studie zur Summation von verschiedenen 
Geräuscharten als Ansatz für eine ganzheit-
liche Lärmbeurteilung, zwei Vorhaben, die 

auch auf diesem Kongress vorgestellt wur-
den. Der Untersuchungsbedarf ist nicht er-
schöpft. Einfachere Methoden bei der 
Lärmanalyse oder Betroffenheitsuntersu-
chung - ggfs. standardisiert - sind denkbar. 

Die Handlungshilfen, die den Städten 
und Gemeinden zur Verfügung gestellt wer-
den, sind fast alle im Verlaufe dieses Kon-
gresses vorgestellt worden: 

• Die Handhabung der Lärmkontingentie-
rung in der Bauleitplanung, mit dem Ziel 
der Festlegung von Emissionskontin-
genten in bebauten und/oder unbebau-
ten Gebieten für den Sanierungsfall und 
für die zukünftige Nutzung von Flächen. 

• Ein Instrument zur Abschätzung von 
Lärmminderungspotentialen in der städ-
tebaulichen Nutzungsmischung (insbe-
sondere anwendbar in problematischen 
Gemengelagen) - eine für viele Kommu-
nen sehr attraktive Planungsvariante - 
mit Rechner- und Prognoseeinheiten. 

• Ein Leitfaden für den Aufbau und die 
Nutzung eines Lärminformationssys-
tems, der die gestalterischen Möglich-
keiten der Vernetzung verfügbarer Da-
ten in größeren Städten und Gemeinden 
aufzeigt. 

• Die Einrichtung einer Lärmemissionsda-
tenbank, die für die Sanierung und Pla-
nung von Anlagen und Anlagenteilen 
Lärmemissionswerte bereitstellt. 

• Ein Planungsleitfaden für kleinere Städ-
te und Gemeinden, der die fünf erforder-
lichen Arbeitsschritte für einen Lärm-
minderungsplan detailliert erklärt und 
veranschaulicht, wie die vielfältig vor-
handenen Daten in einer Stadt oder 
Gemeinde zusammengeführt und wie 
mit benachbarten Kommunen oder an-
deren Organisationseinheiten zusam-
men gearbeitet werden kann. 
Dieser Planungsleitfaden, den die Lan-
desanstalt für Umweltschutz Baden-
Württemberg herausgegeben hat, ist 
brandaktuell. Er zeigt in vielen Beispie-
len die Möglichkeiten des koordinierten 
Handelns auf. Er nennt Lösungsansät-
ze, die sich an anderer Stelle bereits 
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bewährt haben, um unter Bewertung der 
Akzeptanz und des Kostennutzenver-
hältnisses Lärmminderung zu erreichen. 

Die finanzielle Unterstützung des 
Landes bewegt sich im Rahmen der dafür 
bewilligten Haushaltsmittel und soll vor-
zugsweise kleinen und mittleren Städten 
und Gemeinden in Form einer Anschubfi-
nanzierung zur Verfügung stehen. 

Die Zuwendungen, die eine Eigenbetei-
ligung mindestens in gleicher Höhe voraus-
setzen, werden dann gewährt, wenn die 
Gemeinde die Lärmminderungsplanung in 
ihrer Gesamtheit , also von der Erstellung 
des Schallimmissionsplanes bis hin zur Auf-
stellung des Maßnahmenprogramms (für 
dessen Durchführung die Gemeinde nur zu 
einem ganz kleinen Teil verantwortlich sein 
wird) durchführt. 

Die vorgestellten sächlichen und ange-
botenen finanziellen Mittel des Landes für 

die Lärmminderungsplanung sollen aufzei-
gen, welche Bedeutung die Lärmbekämp-
fung für das Land hat.  

V. 

Dem Land ist wohl bewusst, dass der 
Gesetzgeber die Gemeinden mit § 47 a 
BImSchG in die Pflicht genommen und Ih-
nen eine hohe Verantwortung übertragen 
hat, ohne jedoch als Gesetzgeber weitere 
Aktivitäten zu entwickeln. 

In der Anfangs- und Erfahrungsphase 
der Umsetzung des § 47 a BImSchG, der 
keine Umsetzungsfrist kennt, will das Land 
deshalb eine Hilfe leisten, wenn es gilt, 
Lärm durch dauerhafte Minderung in der 
kommunalen Planung zu verhindern oder in 
seinen Auswirkungen auf die Bürgerinnen 
und Bürger zumindest erträglich zu machen. 
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25. September 2000

Umwelt- und Verkehrsminister Ulrich Müller: Lärm hat sich

zu einem Umweltproblem ersten Ranges entwickelt

LärmKongress am 25./26. September 2000 in Mannheim

_____________________________________________________________

Umweltbedingter Lärm wird nicht nur als belästigend und störend

empfunden, sondern kann auch Stressreaktionen, herz-kreislauf-

bedingte Beschwerden und Störungen des allgemeinen, des seeli-

schen und körperlichen Wohlbefindens auslösen. Wie Umwelt- und

Verkehrsminister Ulrich Müller beim LärmKongress 2000 am Montag

(25. September 2000) in Mannheim deutlich gemacht hat, räumt

die Landesregierung dem Ziel der Lärmminderung einen hohen po-

litischen Stellenwert ein und wirkt darauf hin, auch andere

Entscheidungsträger (Kommunen, Bund, EU) stärker für die Erar-

beitung und Umsetzung anspruchsvoller Lärmbekämpfungsstrategien

und deren Finanzierung zu gewinnen. Wirksamer Lärmschutz müsse

flächendeckend angelegt sein und alle Verursachergruppen und

Verantwortlichen einbeziehen. Viele Lärmprobleme seien weniger

eine unmittelbare Folge gewerblicher Betätigung, sondern ver-

haltensbedingt durch das Verkehrsverhalten, die Fahrweise, un-

sere Gepflogenheiten in Freizeit und Sport und das Verhalten im

nachbarschaftlichen Umgang miteinander. „Durch soziale und

technische Entwicklungen hat sich die höchst unterschiedlich

empfundene Belastung durch Lärm zu einem Umweltproblem ersten

Ranges entwickelt. Erfolge sind nur zu erzielen, wenn letztlich

die gegenseitige Rücksichtnahme und der respektvolle Umgang

miteinander als Maßstab gesellschaftlichen Handelns akzeptiert

werden″, sagte Minister Müller.



Für Baden-Württemberg liegen nach einer im Auftrag des Umwelt-

und Verkehrsministeriums durchgeführten repräsentativen Befra-

gung unter 3.000 Erwachsenen Daten zur Lärmbelästigung vor. Da-

nach fühlen sich über 55 % der Einwohner des Landes durch Lärm

in ihrem Wohnbereich gestört oder belästigt. Dabei bestehen er-

hebliche Unterschiede in der Bedeutung der verschiedenen Lärm-

quellen für die empfundene Störempfindlichkeit. Der Straßenver-

kehr wird als die Hauptlärmquelle empfunden, gefolgt von Flug-

lärm und Nachbarschaftslärm. Der Belästigung durch Gewerbe-

bzw. Industrielärm, Schienenlärm sowie Sport- und Freizeitlärm

kommt wegen ihrer Abgegrenztheit eine eher lokale Bedeutung zu.

Beim Thema Straßenverkehrslärm wird – so der Minister weiter –

der Zielkonflikt, mit der der Lärmschutz zu kämpfen hat, beson-

ders deutlich. Vom Straßenverkehrslärm fühlt sich die Mehrheit

der Bürgerinnen und Bürger belästigt. Andererseits gehöre auch

die Mehrheit der Bevölkerung als Autofahrer zu den Hauptlärmer-

zeugern. „Eine Politik, die versucht diesen Zielkonflikt durch

ein Zurückdrängen der Mobilität zu lösen, ist nicht mehrheits-

fähig. Die einzig realistische Lösung ist das Bemühen, den Ver-

kehr möglichst umweltverträglich zu gestalten″, sagte Müller.

Dies könne nur durch ein abgestimmtes Bündel von Maßnahmen er-

reicht werden. Hierzu gehörten Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung

und Verlagerung auf öffentliche Verkehrsmittel genauso wie Be-

mühungen zur Senkung des Lärms am einzelnen Fahrzeug, zur Stär-

kung marktwirtschaftlicher Anreize für lärmarme Technik, bauli-

che Schallschutzmaßnahmen und situationsangepasste Verkehrsre-

gelungen. Der Minister erwähnte beispielhaft das Engagement des

Landes zur Kennzeichnung lärmarmer Reifen, die Bemühungen zum

schnelleren Bau von Ortsumgehungen, die Berücksichtigung von

Lärmschutzmaßnahmen im Straßenneubau und die Lärmsanierung an

bestehenden Straßen.

Nach Darstellung des Ministers sind Ansätze zur Lösung der

Lärmproblematik vielschichtig, sie betreffen unterschiedliche

Ebenen und Verwaltungen. Das Land habe durch eine Vielzahl von

Maßnahmen zur Lärmsenkung beigetragen. Beispielhaft verwies der

Minister auf die Beratungstätigkeit der Gewerbeaufsicht im Rah-



men der Bauleitplanung und Industrieansiedlung und die Mitwir-

kung bei Auflagen im Rahmen immissionsschutzrechtlicher und

baurechtlicher Genehmigung. Im Bereich der Forschung über inno-

vative Ansätze zur Lärmvermeidung und –verminderung habe die

Landesregierung einen sichtbaren Schwerpunkt gesetzt. Da erheb-

liche Lärmbelästigungen beispielsweise von einem ganz bestimm-

ten Gewerbetrieb oder einer Sportstätte ausgehen können, seien

auch die Kommunen stark tangiert. Einer koordinierten, systema-

tischen Lärmminderungsplanung in den Kommunen komme deshalb ei-

ne große Bedeutung zu, weshalb man diesem Thema innerhalb des

Kongresses auch den größten Raum eingeräumt habe.

Ein weiteres wichtiges Thema ist – wie der Minister deutlich

machte – das Problem der Gesamtlärmbetrachtung. Auf den Einzel-

nen wirkten mit Verkehrs-, Anlagen- und Freizeitlärm ganz un-

terschiedliche Lärmquellen ein, wobei es dem Bürger letztlich

gleichgültig sein dürfte, von welchen Quellen der als störend

empfundene Lärm ausgeht. „Nach unserer Meinung muss es das Ziel

einer bundesweiten künftigen Lärmschutzpolitik sein, alle Lärm-

immissionen gemeinsam zu bewerten und dann quellenbezogene

Lärmminderungswege zur Senkung des Gesamtlärms zu entwickeln″,

sagte der Minister. Hierzu bedürfe es einer Rechtsänderung und

– dies müsse von Anfang an gesehen werden – der Etatisierung

entsprechender Mittel in den jeweiligen öffentlichen Haushal-

ten.

„Für nachhaltige Erfolge bei der Lärmbekämpfung brauchen wir

einen langen Atem″, sagte der Minister. Der LärmKongress 2000

solle Lösungsansätze aufzeigen. „Primäres Ziel aller Verant-

wortlichen auf der europäischen Ebene, bei Bund, Land und Kom-

munen muss es sein, gesundheitsschädliche Beeinträchtigungen

durch Lärm bereits an der Quelle zu verhindern und bestehende

Lärmbelästigung insgesamt zu verringern. Dies wird nur gelin-

gen, wenn Bürgerinnen und Bürger durch entsprechendes Verhalten

ihren Teil zur Lärmminderung beitragen.″
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